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»Man kann einen Teil des Volkes die ganze Zeit täu-
schen und das ganze Volk einen Teil der Zeit. Aber man kann 

nicht das gesamte Volk die ganze Zeit täuschen.«
ABRAHAM LINCOLN

Gewidmet all jenen Historikern, die künftig einmal darüber zu entschei-
den haben werden, welche deutschen Politiker und Wirtschaftsführer die 
Menschen betrogen und sie wieder einmal ins Unglück gestürzt haben.

Spätestens die nächste Generation wird darüber entscheiden müs-
sen, ob sie nach den Namen unseren derzeit prominenten Politiker 
öffentliche Plätze und Straßenzüge oder aber Mülldeponien, Klär-
anlagen, Bedürfnis- und Irrenanstalten benennen will. Unabhängig 
von der Political Correctness findet eine künftige Generation in 
den nachfolgenden Kapiteln mehr als 850 Quellenhinweise, die 
ein anderes als das offizielle und geschönte Bild von Politik, Wirt-
schafts- und Medienvertretern zeichnen. Es sind Quellenangaben, 
die man aus den Geschichtsbüchern zu tilgen versuchen wird. Sie 
spiegeln keine bestimmte politische Auffassung sondern schlicht 
die Realität wider. Alle Quellenangaben finden Sie auch im Inter-
net auf der Seite www.vorsicht-buergerkrieg.de. Dort wurden sie 
direkt mit den Originalquellen verlinkt, um Historikern die Arbeit 
für die Geschichtsschreibung zu erleichtern. In den künftigen Ge-
schichtsbüchern wird dann wohl stehen, wie eine raffgierige und 
korrupte »Elite« der Deutschen sich selbst Viagra und dem Volk 
Hartz IV verordnete – und durch das eigene Unvermögen innere 
Unruhen, Krawalle und Revolten schürte.
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Prolog

Es gibt Dinge, die würden deutsche Journalisten niemals schreiben. Sie sind aber 
wichtig, wenn man die Welt da draußen verstehen will. So hat der britische Wirt-
schaftsminister Lord Mandelson 2009 folgende Aussage von sich gegeben, um 
die immer schlimmer werdende prekäre Krisensituation im Herzen Europas für 
jeden Bürger verständlich darzustellen: »The banks are fucked, we’re fucked, the 
country’s fucked!«1 Diese Worte muss man nicht übersetzen. Deutlicher geht’s ja 
nicht mehr, um die Lage zu beschreiben – und das von einer Lordschaft, einem 
Regierungsmitglied. Im deutschsprachigen Raum will man so etwas derzeit noch 
nicht hören. In Deutschland erblickt man lieber überall Licht am Ende des Tun-
nels – obwohl man noch nicht einmal in ihn eingefahren ist.

Schaut man sich das 20. Jahrhundert und die vielen Kriege und Bürgerkrie-
ge dieser Epoche an, dann gab es immer drei Vorboten der blutigen Gemetzel: 
wirtschaftliche Probleme, ethnische Spannungen und staatlichen Machtverfall. 
Trafen sie zeitgleich zusammen, dann waren schreckliche Kriege unvermeidbar. 
Mit wissenschaftlicher Präzision führte der Weg dann direkt in die große Katas-
trophe. Noch nie aber hat es auf der Welt so viele neue Brandherde gegeben wie 
heute, bei denen alle Vorbedingungen für Kriege und Bürgerkriege zeitgleich 
aufeinanderprallen. Der politische, wirtschaftliche und ethnische Crash, der sich 
nun in diesem 21. Jahrhundert wie ein Leichentuch über die Erde legt, könnte 
das 20. Jahrhundert noch in den Schatten stellen. Auch in Deutschland prallen 
die Triebfedern einer sich abzeichnenden Katastrophe wieder einmal ungebremst 
aufeinander: wirtschaftliche Probleme, ethnische Spannungen, Werte- und 
Machtverfall. Noch beschwichtigen Politik und Medien. Brot und Spiele – das 
Patentrezept zur Ablenkung der Bevölkerung vor dem nächsten GAU – kannte 
man schon im Alten Rom. Die Menschen sollen schließlich lustig sein, wenn sie 
wieder einmal alles verlieren. Ein Fahrzeug, dessen Insassen mit Vollgas gegen 
eine Betonwand gefahren werden – das ist die Bundesrepublik Deutschland die-
ser Tage. Und noch berauschen sich alle am Fahrtwind.

Wie ist die Lage? Wohl (noch) nicht so schlimm. Das Reihenhäuschen steht, 
der Bäcker hat offen und die Überweisungen werden pünktlich gebucht. Krise, 
welche Krise? Solange es noch Übergangsgeld, Kurzarbeitergeld, Arbeitslosen-
geld, Kindergeld, Erziehungsgeld, Hartz-IV-Geld, Wohngeld, Rente und Sterbe-
geld gibt, kann es uns in Deutschland ja nicht so schlecht gehen. Immer schön 
ruhig bleiben, heißt bei vielen die Devise – gelassen vor dem Fernseher mit der 
Fernbedienung in der Hand. Da sieht man doch nirgendwo Bilder von drohen-
dem Unheil, oder?

Hand aufs Herz: Wir Menschen glauben nur das, was wir glauben wollen. 
Wenn jemand vor dem 26. Dezember 2004 Urlauber vor einem schweren Tsu-
nami gewarnt hätte, der an asiatischen Stränden binnen Minuten Hunderttausen-
de töten würde – man hätte ihn wohl ausgelacht. Auch als Carl Friedrich von 
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Weizsäcker in seinem 1983 erschienenen Buch Der bedrohte Frieden binnen 
weniger Jahre den Niedergang des sowjetischen Kommunismus voraussagte, da 
klatschten sich Politiker und Journalisten vor Lachen auf die Schenkel. Es gibt 
eben bestimmte Dinge, die wollen wir schlicht nicht hören. Europa vor schwe-
ren sozialen Unruhen, Revolten und Bürgerkrieg? Das passt doch nicht in unser 
progressives Denkgefüge.

Wir überhäufen Bücher, in denen Professoren vor »Klimakriegen« warnen, 
mit Preisen und widmen ihnen ganzseitige Besprechungen. Wenn Prof. Harald 
Welzer oder der Unternehmer Jürgen Hüholdt in solchen Werken noch 2008 vor 
dem Hintergrund von Wanderungsbewegungen ganzer Völker künftige Unruhen 
auch in Europa prophezeiten, dann nehmen wir das mit einem Schaudern zur 
Kenntnis und geloben, mehr für den Klimaschutz zu tun. Zeichnen sich dann 
aber aus anderen Gründen tatsächlich Unruhen am Horizont ab, dann ziehen wir 
die Decke über den Kopf und hoffen, dass der Albtraum vor unseren Haustüren 
ganz schnell vorbeigehen möge.

Revolten, soziale Unruhen und bürgerkriegsähnliche Zustände – das alles ver-
binden wir lieber nur mit Staaten der Dritten Welt. In Europa gibt es dafür angeb-
lich seit mehr als zwei Generationen keinen Platz mehr. Unsere Konsumgesell-
schaft sieht die Geschichte vor unseren Haustüren inzwischen als etwas statisch 
Positives an: Veränderungen in unserem direkten Lebensumfeld können in unse-
rer Spaßgesellschaft angeblich nur positiv sein. Das bestätigen uns doch Trend- 
und Zukunftsforscher Monat für Monat. Unsere Automotoren werden noch sau-
berer, der Anblick weißer Wäsche führt irgendwann dank ständig verbesserter 
Waschmittel wahrscheinlich fast zur Erblindung, und für jedes Wehwehchen hat 
die Pharmaindustrie bald schon eine neue Wunderpille parat. Alles wird nur im-
mer besser, schöner und bunter. Für Revolten, Unruhen und die Vorboten des 
Niedergangs ist da kein Platz. Mahner und Warner müssen Spinner sein, die uns 
allen nur den Spaß verderben wollen.

Gerald Celente ist einer der bekanntesten Zukunftsforscher der Welt. Der Ame-
rikaner, der etwa den Zusammenbruch der Sowjetunion präziser als jeder andere 
prognostizierte, leitet heute das Trend Research Institute. Er prognostiziert für 
die nächsten vier Jahre eine »Revolution« in den Vereinigten Staaten. Zuvor wer-
de es »Lebensmittelunruhen« und »Steuerstreiks« geben – Amerikaner würden 
ihre komplette Freizeit dazu nutzen, auf die Jagd nach Lebensmitteln zu gehen.2 
Zumindest einige amerikanische Senatoren nehmen den Mann ernst – und disku-
tieren über die Einführung des Kriegsrechts in den USA. Und Bundesstaaten wie 
Arizona haben nach den Warnungen von Gerald Celente und ernst zu nehmender 
amerikanischer Militärs Pläne zur Bekämpfung innerer Unruhen entwickelt und 
»Tactical Response Teams« aufgestellt.3 Angeblich erwartete Rebellionen und 
Lebensmittelunruhen in den Vereinigten Staaten – haben Sie bislang etwas von 
solchen Prognosen gehört? Aha, das interessiert Sie nicht, weil Sie ja in Europa 
leben?

Noch nie haben seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges in Europa so viele 
Menschen ihren Arbeitsplatz und ihr Einkommen verloren wie in den Jahren 
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2009 und 2010. Und etwa neun Millionen weitere Europäer werden ihre Arbeit 
noch verlieren – prognostiziert die EU-Kommission.4 Schaut man da etwa in 
aller Ruhe zu und wartet aufseiten der EU, was dann passieren wird?

Wussten Sie, dass im italienischen Vincenca der Führungsstab einer geheimen, 
3000 Mann starken europäischen Sondereingreiftruppe ihren Sitz hat, die auf 
den schönen Namen »EUROGENDFOR« getauft wurde?5 Sie wurde auf Initia-
tive der früheren französischen Verteidigungsministerin (und gegenwärtigen In-
nenministerin) Alliot-Marie eingerichtet, nachdem es in Frankreich immer öfter 
innere Unruhen zugewanderter muslimischer Jugendlicher mit Straßenschlach-
ten und Plünderungen gegeben hatte. Die mit geheimdienstlichen Kompetenzen 
ausgestattete Truppe soll in enger Zusammenarbeit mit europäischen Militärs die 
»Sicherheit in europäischen Krisengebieten« gewährleisten. Ihre Aufgabe ist es, 
als Polizeitruppe Aufstände niederzuschlagen. Immer mehr EU-Staaten treten 
EUROGENDFOR bei. EUROGENDFOR ist nichts anderes als eine paramili-
tärische Gendamerie, die im Krisenfalle den Militärs vorauseilen wird, um den 
Eindruck abzuwenden, die Armee eines Landes schieße auf die eigenen Bürger. 
Dafür gibt es nun die Geheimtruppe EUROGENDFOR. Die European Gendar-
merie Force kann theoretisch überall dort eingesetzt werden, wo die EU eine 
Krise sieht – beispielsweise auch, wenn ein EU-Land den Vertrag von Lissabon 
nicht ratifiziert oder aus dem EU-Staatenverbund ausscheren will. Das steht so 
im »Vertrag von Velsen«, der die Einsätze von EUROGENDFOR regelt.

Das kreuzförmige Schwert des Wappens der EUROGENDFOR symbolisiert 
die Truppe, die Lorbeerkrone den Sieg und die in Flammen stehende Granate die 
gemeinsamen militärischen Wurzeln der Polizeitruppe. Das Motto »LEX PACI-
FERAT« lautet übersetzt »Das Recht bringt den Frieden« und betont »das Prin-
zip der strengen Beziehung zwischen der Durchsetzung der Rechtsgrundsätze 
und der Wiederherstellung einer sicheren und geschützten Umgebung«. Über die 
Einsatzstrategie entscheidet ein »Kriegsrat« in Gestalt des Ministerausschusses, 
der sich aus den Verteidigungs- und Sicherheitsministern der teilnehmenden EU-
Mitgliedsstaaten zusammensetzt. Die Truppe kann entweder auf Anfrage und 
nach Beschluss der EU in Marsch gesetzt werden. In Artikel 4 des Gründungs-
vertrages heißt es zu den Einsatzaufgaben: »Schutz der Bevölkerung und des 
Eigentums und Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung beim Auftreten öf-
fentlicher Unruhen«. Die Soldaten dieser paramilitärischen EU-Truppe müssen 
sich zwar zunächst beim Einsatz an das geltende Recht des Staates halten, in dem 
sie eingesetzt und stationiert werden, aber: Alle Gebäude und Gelände, die von 
Truppen in Beschlag genommen werden, sind immun und selbst für Behörden 
des Staates, in dem die Truppe tätig wird, nicht zugänglich. Der Moloch EU setzt 
damit nationales Recht auch bei der Aufstandsbekämpfung außer Kraft. Ob die 
Bürger da draußen das alles so wissen – und wollen?

EUROGENDFOR ist eine schnell einzusetzende paramilitärische und ge-
heimdienstliche Polizeitruppe. Sie vereinigt alle militärischen, polizeilichen 
und nachrichtendienstlichen Befugnisse und Mittel, die sie nach einem Mandat 
eines ministeriellen Krisenstabs an jedem Ort zur Bekämpfung von Unruhen, 
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Aufständen und politischen Großdemonstrationen im Verbund mit nationalen 
Polizei- und Armeeverbänden ausüben darf. Das Bundesverteidigungsministe-
rium bejubelt die EUROGENDFOR auf seinen Internetseiten mit den Worten: 
»Polizei oder Militär: Eine europäische Gendarmerie verspricht die Lösung.«6 
Noch ist Deutschland an dieser Truppe nicht mit eigenen Kräften beteiligt, aber 
das Verteidigungsministerium teilt schon einmal mit, dass man mit den Feldjä-
gern ja auch schon eine hervorragende militärische Polizei habe. Wenn die Welt 
so ruhig und friedlich werden wird, wie Politiker und deutsche Trendforscher 
uns das bislang suggerieren, warum baut man dann in aller Eile paramilitärische 
Kampftruppen zur Niederschlagung von Aufständen in europäischen Krisenge-
bieten auf? Ist das alles Schwarzmalerei?

Wer im August 2008 den direkt bevorstehenden Zusammenbruch der amerika-
nischen Investmentbank Lehmann Brothers und den folgenden Kollaps der Welt-
wirtschaft voraussagte, der wurde für völlig verrückt erklärt – gaga, hirnrissig, 
reif für die Klapsmühle. Einen Monat später meldete Lehmann dann Insolvenz 
an. Noch am 14. September 2008 veröffentlichte die renommierte amerikanische 
Tageszeitung Washington Post einen Bericht, in dem dargelegt wurde, warum 
es keine wirtschaftliche Rezession in den Vereinigten Staaten und keine Ban-
kenzusammenbrüche geben könne und geben werde. Nochmal: Nur einen Tag 
später meldete die Bank Lehman Brothers Insolvenz an. Der Rest ist Geschichte. 
Die schlimmste Rezession der Historie fegt seither über die globalisierte Welt 
hinweg.

Man sollte also vielleicht auch bei eher schlechten Nachrichten einmal ge-
nauer hinschauen. Schon im Frühjahr 2008 hat die CIA in einer ausführlichen 
Studie die »Unregierbarkeit« vieler europäischer Ballungszentren und schwere 
Unruhen für Europa prognostiziert. In Deutschland fallen nach Angaben der CIA 
angeblich darunter: Teile des Ruhrgebietes (namentlich erwähnt werden etwa 
Dortmund und Duisburg), Teile der Bundeshauptstadt Berlin, das Rhein-Main-
Gebiet, Teile Stuttgarts, Stadtteile von Ulm sowie Vororte Hamburgs. Die Studie 
prognostizierte diese Unruhen und Bürgerkriege damals etwa für das Jahr 2020. 
Deutsche Medienvertreter und Politiker schüttelten sich bei der Veröffentlichung 
von Auszügen der Studie im Februar 2008 vor Lachen. Schwere soziale Unruhen 
im boomenden Wunderland Deutschland? Das fanden sie absurd – bis dann in 
den folgenden Monaten immer deutlicher wurde: Wunderland ist abgebrannt. 
Und die von der CIA vorausgesagte Entwicklung wird dadurch unglaublich be-
schleunigt und nicht erst im fernen Jahr 2020 kommen.

Es gibt ja immer wieder Prognosen, die sorgen für ungeahnte Erheiterung. 
Und deren Verfasser bezeichnet man öffentlich als »Schwachköpfe«. Giampaolo 
Giuliani, italienischer Erdbebenforscher an den Laboratori Nazionali del Gran 
Sasso, dem größten unterirdischen Versuchslabor für Elementarteilchenphysik 
der Welt, ist ein solcher angeblicher »Schwachkopf«. Im März 2009 schlug er 
Alarm, nachdem er die Freisetzung eines radioaktiven Gases – Radon – aus den 
geologischen Erdrissen in der Region beobachtet hatte. Er behauptete, es werde 
bald ein schweres Erdbeben in den Abruzzen geben. Giampaolo Giuliani kün-
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digte für Ende März 2009 ein schweres Erdbeben an. Bis zum 31. März passierte 
jedoch nichts.7 Am 31. März kritisierte Guido Bertolaso, der Leiter des itali-
enischen Zivilschutzes, deshalb Giulianis Warnung. Er drohte sogar mit einer 
Strafe gegen »diese Schwachköpfe, die sich damit amüsieren, Falschmeldungen 
zu verbreiten«. In der Tat wurde Forscher Giuliani wegen des Verbreitens eines 
falschen Alarms angezeigt, schrieb die italienische Zeitung Corriere della Sera. 
»Jeder weiß, dass man Erdbeben nicht vorhersagen kann«, lautete Bertolasos 
Begründung. Eine Woche später als vorhergesagt traf Giulianis Prophezeiung 
dann doch mit fürchterlicher Gewalt ein: Am 6. April erschütterte ein Erdbeben 
der Stärke 5,8 die Abruzzen. Es gab viele Tote.8 Der »Schwachkopf« hatte recht 
behalten. Für die Angehörigen der Toten war das sicher kein Trost.

Schauen wir also genauer hin: Im Sommer 2008 stellte auch das amerikanische 
National Intelligence Council (NIC) – das ist eine »Denkfabrik« der CIA und 
anderer amerikanischer Geheimdienste – Studien vor, in denen nun schon von 
etwa 2013 an schwere innere soziale Unruhen in den Mitgliedsstaaten der Euro-
päischen Union vorausgesagt wurden. Man kann die Inhalte dieser Studien heute 
im Internet im Originaltext nachlesen. Europäische Politiker und Journalisten 
hatten sich von ihren anfänglichen Lachanfällen kaum erholt, da knallte es von 
Anfang Dezember 2008 an überall in Europa. Erst in Griechenland, dann in Lett-
land, Rumänien, Frankreich und Großbritannien – in immer mehr EU-Staaten 
gab es vom Jahreswechsel 2008/2009 an schwere soziale Unruhen. Im Januar 
2009 richtete die Europäische Union zum ersten Mal in ihrer Geschichte still 
und heimlich ein offizielles Beobachtungszentrum für innere Unruhen in Europa 
ein.9 Die EU-Regierung ergriff noch eine weitere Maßnahme, die ihre Erwartun-
gen an die Zukunft deutlich charakterisierte: Sie ließ die Sicherheitsbehörden in 
Absprache mit den Mitgliedsländern seit Frühjahr 2009 überall große Vorräte 
an Tränen- und Brechgas anlegen. Wenn sich schon die EU-Regierung still und 
heimlich mit Brechgas auf die mögliche Entwicklung vorbereitet, dann sollten 
auch Sie als Leser die Fakten vielleicht einmal genauer anschauen. Man muss ja 
nicht von einem Tsunami überrollt oder von einem Erdbeben verschüttet werden, 
wenn man die Zeichen der Zeit zu deuten weiß.

Geschichte bedeutet Veränderung. Nichts hat in der Geschichte auf ewig Be-
stand. Großreiche kommen. Und Großreiche zerfallen. Wir haben das verdrängt. 
Die vielen positiven Prognosen von Politikern, Medien und Zukunftsforschern, 
mit denen wir rund um die Uhr bombardiert werden, haben uns blind gemacht für 
die Realität. Es kann immer nur aufwärts gehen – ein Zurück gibt es angeblich 
nicht mehr. Europäer glauben diesen Schwachsinn inzwischen – im Gegensatz 
zu den Australiern. Der australische Verteidigungsminister Joel Fitzgibbon berei-
tete seine Landsleute im Mai 2009 ganz offen auf gewaltige Veränderungen vor: 
Der traditionell engste Bündnispartner des Landes – die Vereinigten Staaten –, so 
teilte er der Nation mit, befinde sich nunmehr in einem nicht mehr aufzuhalten-
den Niedergang.10 Washington werde in den kommenden Jahren zur Bedeutungs-
losigkeit mutieren – spätestens 2030 sei die amerikanische Supermacht dann nur 
noch eine historische Erinnerung. Das amerikanische Wall Street Jounal wider-
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sprach dieser Auffassung nicht – nur Europäer können sich solche Rückschritte 
zu schlechteren Zeiten nicht mehr vorstellen.11

Der Blick in die Zukunft sieht für Europäer gegenwärtig nicht eben rosig aus: 
Im Herzen Europas wird es in absehbarer Zeit immer mehr Unruhegebiete ge-
ben. Man muss kein Zukunftsforscher sein, um das zu erkennen. Zukunftsfor-
scher würden uns das ohnehin nie so wissen lassen. Die sagen uns lieber, welche 
Trendfarben es geben oder wie sich Sex im Jahre 2020 anfühlen wird. Zukunfts-
forscher prognostizieren uns, dass wir bald schon noch gesünderes Essen noch 
schneller zubereiten und in noch schnellerer Rekordzeit verschlingen werden. 
Und sie sagen uns ständig: »Die Zukunft wird besser als alles, was hinter uns 
liegt.« Mehr Glück in der Liebe, mehr Schönheit beim Blick in den Spiegel und 
noch mehr Glücksgefühle am Arbeitsplatz. Aber kein Mensch will hören, dass 
sich sein Lebensraum zum Bürgerkriegsgebiet entwickelt.

Langsam, ganz langsam hat sich die schwere Wirtschaftskrise auch in der Bun-
desrepublik eingenistet. Sie kam schleichend über immer weitere Bevölkerungs-
schichten – wie ein Nebel, der sich über eine Landschaft legt. Und sie ist jetzt 
wie feuchte Kälte, die durch die Kleidung kriecht und dann den ganzen Körper 
erschauern lässt. Immer tiefer dringt die brutalste Wirtschaftskrise der letzten 
Jahrzehnte in das Leben der Menschen vor, bringt sie um den Schlaf, lässt sie 
verzweifeln. In den Wohngebieten der Reichen und der Mittelschicht hat es eine 
Zeit gedauert, bis sie ankam. Es gibt Orte, da ist die Krise wie eine Lunte, die 
man an ein Fass mit Schwarzpulver hält. Es gibt »soziale Brennpunkte«, wo sich 
die Wut und der Hass seit vielen Jahren schon aufgestaut haben; Orte, die mit 
der Eiseskälte der Wirtschaftskrise immer unberechenbarer zu werden drohen.

Überall in ganz Europa steigt Monat für Monat die Zahl der Arbeitslosen. Im-
mer mehr Menschen zählen zu den Krisenverlierern, die den Preis für die Fehler 
von Bankern und Politikern zahlen müssen. »Ich habe so eine Wut im Bauch«, 
ärgert sich Ulrich Rahenbrock, der 34 Jahre bei der Firma Karmann gearbeitet 
hat.12 Mitte Mai 2009 war für den Vater von zwei Kindern Schluss. Zu jenem 
Zeitpunkt wurde die Fahrzeugproduktion bei Karmann eingestellt. Auch der Ge-
samtbetriebsratsvorsitzende der krisengeschüttelten Kaufhauskette Woolworth, 
Carsten Kruse, sagt: »Es ist eine unheimliche Wut im Bauch der Mitarbeiter.«13

Nichts ist mehr sicher – weder die Arbeitsplätze noch das Ersparte. Fast al-
les, was aus der Sicht der Deutschen als angeblich »sicher« galt, ist nicht mehr 
vorhanden. Es hat sich weitgehend in Nichts aufgelöst. Es steht zwar noch in 
Büchern. Es steht noch auf einem Zertifikat, auf Versicherungspolicen und auf 
Mitteilungen über angebliche künftige Gewinnbeteiligungen. Aber es gibt kei-
nen Gegenwert mehr für die Papierschnipsel. Der ersparte Grundstein für eine 
Eigentumswohnung? In Wahrheit weitgehend weg. Das Polster fürs Alter? Ist in 
der Realität längst auf fast null zusammengeschmolzen. Das neue Auto? Muss 
eben warten. Der Jugendtraum von der großen Reise? Ist erst einmal geplatzt. 
Die Ausbildungsvorsorge für die Kinder? Pech gehabt, auch die ist futsch.

Das alles kam nicht über Nacht. Politiker und Wirtschaftsvertreter wussten 
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seit Jahren schon, welchen Schaden sie anrichteten. Es gab geheime Treffen im 
Kanzleramt. Doch man beschloss, den kommenden Crash in aller Ruhe abzuwar-
ten – und das Volk dann zahlen zu lassen. Das eiskalte Zuwarten hatte brutale 
Folgen: Die Bosse genehmigten sich lächelnd Viagra – und fürs gemeine Volk 
gibt es nun immer öfter Hartz IV.

54 Prozent der Deutschen erwarten inzwischen schwere soziale Unruhen im 
Land.14 In Ostdeutschland sind es nach Angaben des Meinungsforschungsinsti-
tuts Emnid sogar 61 Prozent. Fast jeder dritte Deutsche (32 Prozent) würde sich 
aus lauter Wut persönlich an Demonstrationen oder Protesten beteiligen. Und 
Verständnis für schwere soziale Proteste hätten sogar 79 Prozent. Ein Viertel der 
Befragten (26 Prozent) hat große Angst vor der Zukunft – und 46 Prozent sagen, 
sie hätten zumindest etwas Angst. Nur noch 28 Prozent der Deutschen wachen 
nach einer Emnid-Umfrage von 2009 morgens ohne Angst vor der wirtschaftli-
chen Zukunft auf.15 Die Bild-Zeitung fragte vor diesem Hintergrund: »Radikali-
siert die Ungewissheit unser Land?«.
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Teil I  
Elend schaffen ohne Waffen:  

der wirtschaftliche Niedergang

Seit 2003 wartete das Kanzleramt auf den Knall

Seit dem Jahre 2003 schon wusste man im Berliner Kanzleramt, was den deut-
schen Bürgern bevorstehen würde. Seit 2003 war man bestens über den sich ab-
zeichnenden Crash informiert. Man muss da nicht lange spekulieren. Man kann 
das für die Geschichtsbücher mit unangreifbaren Quellen belegen.

Der Wirtschaftscrash kam 2009 für die Bundesregierung so »überraschend« 
wie der Wechsel der Jahreszeiten. Es mag sein, dass man die Ausmaße im Kanz-
leramt aus Dummheit und Unfähigkeit in den Monaten zuvor unterschätzt oder 
aber aus eiskalter Berechnung verdrängt hatte. Man wusste jedoch nachweislich, 
dass es irgendwann einen großen Zusammenbruch geben würde. Nur den Zeit-
punkt kannte man nicht. Und man wollte die lodernden Flammen der Wähler-
stimmen wegen nicht löschen. Sie glauben das nicht? Sie können nicht glauben, 
dass eine Bundesregierung die wirtschaftliche Zukunft des Landes eiskalt aufs 
Spiel gesetzt hat? Nun, Sie müssen das auch nicht glauben. Sie können es Wort 
für Wort in den Archiven nachprüfen – und nachlesen.

Das Handelsblatt berichtete etwa am 26. Februar 2003 – also vor vielen Jah-
ren schon – unter der Überschrift »Oberster Finanzaufseher hält nichts von Bad 
Bank« darüber.16 Wenige Tage später war im gleichen Blatt auf einer hinteren 
Seite die Überschrift »Eichel gegen staatliche Absicherung fauler Bankenkredi-
te«17 zu lesen. Diese Berichterstattung über faule Bankenkredite und einen spä-
ter einmal kommenden Finanzcrash sorgte damals für erhebliche Unruhe in der 
Bundesregierung.18 Wir schrieben das Jahr 2003. Und die Wähler da draußen 
sollten doch nichts erfahren! Es war doch alles in Butter.

Schon im Februar 2003 gab es im Kanzleramt ein erstes geheimes Spitzenge-
spräch zwischen Bankenvertretern und der Bundesregierung über die wachsende 
Zahl fauler Kredite. Niemand in dieser Gesprächsrunde zweifelte daran, dass fau-
le Kredite die Banken irgendwann in der Zukunft in den Abgrund reißen würden. 
Man sprach hinter verschlossenen Türen über »angeschlagene Banken«. Schon 
damals – sprich 2003 – hatte man die Idee zur Gründung einer »bad bank« zur 
Rettung der Finanzwelt. Der damalige Bundeskanzler Gerhard Schröder (SPD), 
der damalige Bundesfinanzminister Hans Eichel (SPD) und führende Vertreter 
der deutschen Kreditwirtschaft haben nachweislich im Kanzleramt darüber ge-
sprochen. Nochmals – das war im Jahre 2003. Nur bekannt werden sollte das auf 
keinen Fall. Denn man hatte zu jenem Zeitpunkt im Kanzleramt beschlossen, den 
Crash einfach auf die Bevölkerung zukommen zu lassen. Volldampf voraus in 
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die Krise. Noch ’ne Zigarre und noch ’ne Flasche Wein! Schaden abwenden vom 
deutschen Volke? Wozu denn? Nach uns die Sintflut!

Sie glauben das nicht? Das renommierte Handelsblatt berichtete damals gleich 
in einer ganzen Serie von Artikeln über die geheimen Finanzkrisentreffen im 
Kanzleramt, etwa unter der Überschrift »Erfolge beim Management fauler Kre-
dite«19. Viele renommierte Führungskräfte erwarteten eben schon 2003 künftige 
Zusammenbrüche von Banken – das war für jene, die die Basisfakten kannten, 
abzusehen, allerdings in kleineren Dimensionen als heute tatsächlich eingetre-
ten.20 Doch man blieb damals aufseiten der Bundesregierung faul und untätig. Es 
gab noch ein weiteres Treffen von Bundeskanzler Gerhard Schröder (SPD) im 
Frühjahr 2003 mit Bankenvertretern. Wieder sprach man hinter geschlossenen 
Türen über Auffanggesellschaften für faule Bankenkredite. Doch die damalige 
Bundesregierung hat die Idee verworfen, weil die Bevölkerung um keinen Preis 
die Wahrheit über die irgendwann bevorstehende Finanzkrise erfahren sollte. 
Das hätte ja Wählerstimmen bei der Bundestagswahl 2005 gekostet. Man wusste 
also, dass die Spekulations- und Immobilienblasen an den Finanzmärkten eines 
Tages platzen würden. Es war eine reine Frage der Zeit. Sollte es passieren, dann 
würde man sich völlig überrascht zeigen ...

Als der Knall dann 2009 eintrat, da war Kanzler Gerd Schröder längst in gut 
bezahlten Diensten des russischen Gaskonzerns Gazprom. Und deutsche Medien 
konnten sich angeblich nicht mehr daran erinnern, dass die Schröder-Regierung 
vor Jahren schon um die sich abzeichnenden Gefahren der vielen faulen Kredite 
gewusst hatte. Jeder Wirtschaftsjournalist gab sich völlig überrascht. Die Untä-
tigkeit der Journalisten hatte allerdings einen einfachen Grund: 2003 sorgte die 
Indiskretion über die faulen Kredite und den sich abzeichnenden Crash für helle 
Aufregung im Kanzleramt – und für gewaltigen Ärger in den medialen Chefre-
daktionen.21 Wer heute als Journalist vorformulierte Informationen aus der Um-
gebung der Bundesregierung will, der darf es sich mit den dort Herrschenden 
nicht verderben. Also schauen die Journalisten lieber untertänigst weg. Denn 
sonst bekommt man möglicherweise keine vorformulierten Presseerklärungen 
mehr aus Berlin. Und das wäre für viele deutsche Qualitätsjournalisten einfach 
schrecklich.

Wie dreist deutsche Spitzenpolitiker mit dem Geld der Steuerzahler beim dro-
henden Zusammenbruch des Staates umzugehen pflegen, das hat kein anderer 
so deutlich gemacht wie SPD-Finanzminister Peer Steinbrück. Sein Ministeri-
um hat zulasten der deutschen Steuerzahler beim Beginn der Wirtschaftskrise 
im Herbst 2008 eine Frist versäumt, die den Steuerzahler nun etwa gigantische 
100 Milliarden Euro kosten wird. Steinbrück hatte am frühen Morgen des 29. 
September 2008 die erste Bürgschaft für den von der Pleite bedrohten Immo-
bilienfinanzierer Hypo Real Estate (HRE) abgezeichnet. »Rein zufällig« war 
das bankrotte Institut an jenem Tag gerade wenige Stunden zuvor fünf Jahre alt 
geworden. Damit war »rein zufällig« die Verjährungsfrist für die Haftung der 
HRE-Alteigentümer – der inzwischen zum italienischen UniCredit-Konzern ge-
hörenden Hypovereinsbank – nach dem deutschen Umwandlungsgesetz gerade 
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abgelaufen. Statt den italienischen Mutterkonzern fristgerecht in die Haftung zu 
nehmen, drückte man im Bundesfinanzministerium die gigantischen Folgen der 
HRE-Pleite einfach dem deutschen Steuerzahler auf und verstaatlichte die HRE 
im Juni 2009. Es mag sein, dass sich Peer Steinbrück in der Öffentlichkeit mit 
der bei Politikern beliebten Äußerung entlasten kann, er habe »rein zufällig« 
nichts von dieser für den deutschen Steuerzahler bedeutsamen Frist gewusst. 
Dann aber muss er sich zumindest den Vorwurf gefallen lassen, von einem un-
fähigen Haufen von Trotteln als Beratern umgeben zu sein, die zwar viel Geld 
kassieren, aber nichts als gigantischen Mist bauen. Nochmals: In der Nacht zum 
29. September 2008 hatten sich der Bund und eine Gruppe von Banken in ei-
nem angeblich dramatischen Verhandlungspoker darauf geeinigt, die HRE mit 
Finanzhilfen von zunächst mehr als 35 Milliarden Euro (inzwischen sind es mehr 
als 100 Milliarden Euro) in letzter Minute vor dem Zusammenbruch zu bewah-
ren. Hätte man in jener Nacht, statt der Bevölkerung ein »dramatisches Poker-
spiel« vorzuspielen, genauer in die Akten geschaut und zum Wohle der deut-
schen Bevölkerung gehandelt, dann hätte man in letzter Minute den bis dahin 
haftenden Mailänder UniCredit-Konzern in die Haftung nehmen können. Der 
freut sich nun grenzenlos über die Unfähigkeit des Bundesfinanzministers und 
seiner Berater. Das Bundesfinanzministerium hat das alles nicht dementiert. Es 
dementierte am 1. Februar 2009 nur, dass man die Frist vorsätzlich und bewusst 
versäumt habe. Die Unfähigkeit oder Dämlichkeit seiner Führungsspitze hat es 
bislang nicht dementiert. Schaut man sich das alles genauer an, dann scheint 
es im Bundesfinanzministerium wie auch im Kanzleramt nur eine Maxime des 
Handels unserer »Eliten« zu geben: Elend schaffen ohne Waffen.

Jene, die von der Bevölkerung auserkoren waren, Schwelbrände zu löschen, 
Brandherde zu verhindern und so Schaden vom Volke abzuwenden, sahen dem 
sich entwickelnden Feuer seit 2003 und in den folgenden Jahren einfach zu. Nur 
dem deutschen Michel da draußen auf den Straßen erzählt man es heute anders. 
Jene, die aus Schwelbränden Feuersbrünste entstehen ließen, bekommen heute 
stattliche Pensionen. Die obersten Brandstifter treten nun zudem in der Öffent-
lichkeit als Feuerwehrleute auf, die in den Medien Tipps für die Löscharbeiten 
geben dürfen. Wer sind diese Menschen, die ein ganzes Land aus Machtgier oder 
aber aus grenzenloser Dummheit in den Abgrund gesteuert haben? Wen würde 
man wohl bei einer neuen Revolution vor Schnellgerichte stellen, bei denen Ur-
teile nicht nur im Namen, sondern auch mit Rückendeckung des Volkes gespro-
chen werden? In den nachfolgenden Kapiteln reißen wir den für den Untergang 
Verantwortlichen schon einmal die Masken vom Gesicht.

Linke gegen Rechte, Arme gegen  
Reiche, Ausländer gegen Inländer

Seit drei Jahrzehnten ist Peter Frohn Hafenarbeiter, seit 14 Jahren Chef des 
Betriebsrats des Gesamthafenbetriebsvereins (GHB) in Bremerhaven. Er sagt, 
was alle denken: »Aber du kannst die Wut nirgendwo lassen, du weißt ja nicht, 
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wem du in die Fresse hauen sollst.«22 Manche sprechen bei all der aufgestauten 
Wut inzwischen von einem bevorstehenden Bürgerkrieg. Die linksalternative 
Stattzeitung für Südbaden im Internet, StattWeb, schreibt über Daimler in Un-
tertürkheim inzwischen so, als stehe die Schlacht unmittelbar bevor. Da heißt es, 
Daimler-Chef Dieter Zetsche habe »eine Kriegserklärung des Vorstands an die 
Belegschaft« übermittelt.23 Die Antwort der Arbeiter darauf lautet: »Wer Elend 
sät, wird Wut ernten. Die Gewalt geht von dem aus, der Arbeitsplätze zerstört, 
nicht von dem, der ihren Erhalt verteidigt.« Wer so miteinander spricht, der hat 
sich innerlich wohl schon längst von den friedlichen Zeiten verabschiedet.

Man kann die sich abzeichnenden Unruhen, Revolten und Krawalle als Politi-
ker vorübergehend mit Geld abwenden. Man kann sich innere Ruhe vor einer un-
zufriedenen Bevölkerung erkaufen. Dann muss eine Regierung mit dem Geld um 
sich werfen wie die Narren im Faschingszug mit den Kamellen. Man häuft dann 
einen Schuldenberg an – und überlässt die Abzahlung der nächsten Generation. 
Aber auch das birgt Sprengstoff: Jugendforscher warnen vor Jugendprotesten 
gegen den ihnen überlassenen Schuldenberg. Jugendforscher Hurrelmann sagte 
im Jahre 2009: »Aber ich würde durchaus die Prognose wagen, dass (...) dann ein 
Funke genügt, um Unzufriedenheit auszulösen.«24

Inzwischen nutzen Parteien die Ängste der Bevölkerung vor inneren Unruhen 
für parteipolitische Zwecke aus. So deutete der frühere Bundesentwicklungsmi-
nister Erhard Eppler (SPD) vor der Bundestagswahl 2009 an, wenn die Bevölke-
rung mehrheitlich Schwarz-Gelb wähle, dann werde es Unruhen in Deutschland 
geben. Eppler: »Wir sind nicht auf so dickem Eis, wie wir glauben. (...) Die 
Spaltung der Gesellschaft setzt Gewalt frei. (...) Wenn es Schwarz-Gelb gibt, 
dann werden wir ein ziemlich unruhiges Land werden.«25

Unabhängig von der politischen Farbe der in Berlin Regierenden herrscht jetzt 
überall der Rotstift. Es gibt nichts mehr zu verteilen. Die aufgestaute Wut über 
Perspektivlosigkeit, Finanzcrash, Massenarbeitslosigkeit, Werteverfall, wach-
sende Kriminalität, Islamisierung und die vielen anderen weggeschobenen Pro-
bleme da draußen werden sich irgendwann entladen. Linke gegen Rechte, Arme 
gegen Reiche, Ausländer gegen Inländer, mittendrin religiöse Fanatiker – das 
aufgestaute Potenzial ist gewaltig.

Jede weitere Entlassung ist aus Sicht der Betroffenen eine Kriegserklärung. 
Zuerst Kurzarbeit, dann droht der Rauswurf. Beispiel Nordseewerke Emden. Die 
1400 Mitarbeiter der Schiffswerft bauen Containerschiffe, U-Boote und Fregat-
ten. Im Mai 2009 gingen die Ersten in Kurzarbeit – immer mehr folgten. »Da 
geht es um Existenzen. Da kann keiner cool bleiben«, sagt der Vorsitzende des 
Nordseewerke-Betriebsrats, Fritz Niemeier.26 Nicht nur im ostfriesischen Emden 
sieht es düster aus.

Der Arbeitsmarkt in Deutschland ist für die schwere Krise nicht einmal an-
satzweise gerüstet. Das bestätigen auch die Wissenschaftler des Berliner Wis-
senschaftszentrums für Sozialforschung (WZB). Insbesondere für Langzeitar-
beitslose und Geringqualifizierte brechen nach ihren Angaben nun immer härtere 
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Zeiten an. Beide Gruppen haben ja schon vom zurückliegenden Aufschwung 
nicht profitiert. Sie bilden jetzt den unzufriedenen Bodensatz einer Konsum-
gesellschaft, die sie auf absehbare Zeit einfach nicht mehr brauchen wird. Aus 
der Sicht von Politik und Wirtschaft sind sie überflüssig. WZB-Präsidentin Jutta 
Allmendinger gibt eine düstere Prognose ab: Wenn der Staat nicht ganz schnell 
Lösungen für die Problemgruppen auf dem Arbeitsmarkt findet, dann wird es 
wohl soziale Unruhen in Deutschland geben.27

Immerhin sind ja auch Randalierer letzten Endes nichts anderes als Bittsteller, 
auch wenn sie ihre Anliegen rabiater vortragen, als es im Bürgerlichen Gesetz-
buch vorgesehen ist. Und die Forderung nach Arbeitsplätzen und Einkommen 
dürfte zunehmend rabiater vorgetragen werden.

Doch es gibt auch Menschen, die haben in diesen unruhigen Zeiten ein eher 
positives Problem – üppige Bonuszahlungen, nachdem sie ein Unternehmen an 
die Wand gefahren haben. Ein schlechtes Gewissen haben diese Manager of-
fenkundig nicht. Erst haben sie Banken und Versicherungen an den Abgrund 
gefahren – und dann halten sie selbst frech die Hand auf. Nehmen wir nur den 
Gierhals Hans Berger (58). Der Mann ist Ex-Chef der schwer angeschlagenen 
HSH Nordbank. 2,8 Milliarden Euro Miese machte HSH im Jahre 2008 – und 
bekommt vom deutschen Steuerzahler drei Milliarden Euro Staatshilfe. Gier-
Banker Hans Berger bekommt trotzdem 450000 Euro Jahresgehalt.28 Zum Club 
der Gierhälse gehört auch Stefan Jentzsch (48), der Ex-Chef der Investmentbank 
Dresdner Kleinwort. Noch zwei Jahre Gehalt – immerhin 7,5 Millionen Euro – 
streicht der Unersättliche ein. Der Ex-Chef der Münchner Hypo Real Estate, Ge-
org Funke (53), ist mitverantwortlich für das Milliardendesaster der Bank. Mehr 
als 100 Milliarden Staatshilfe braucht die Bank – und Funke kassiert mehr als 45 
000 Euro Luxus-Pension im Monat. Mit im Club auch Gerhard Gribkowsky, Ex-
Vorstand der BayernLB, die 30 Milliarden Euro Staatshilfe brauchte. Gerhard 
Gribkowsky freut sich über 700 000 Euro Jahresgehalt, die er weiterhin abkas-
siert. Pleitebanker Volker Doberanzke (45) war Finanzvorstand bei der IKB und 
für ein Milliardendesaster mitverantwortlich – heute kriegt er mehr als 19 000 
Euro Pension im Monat. Ex-IKB-Vorstand Markus Guthoff (43) stehen vom 63. 
Lebensjahr an fast 22 000 Euro Rente im Monat zu. Und Ex-IKB-Chef Stefan 
Ortseifen (58) hat Anspruch auf fast 34 000 Euro Pension im Monat.

Skrupellos und ohne Moral – so führt Deutschlands »Elite« das Land in den 
Abgrund. Dabei sind die vorgenannten Manager keineswegs die Luxus-Rentner 
der Republik. Nehmen wir nur einmal den Steuerbetrüger und Ex-Post-Chef 
Klaus Zumwinkel. Der Mann mag Probleme mit der Justiz haben – ein Geldpro-
blem indes hat er ganz sicher nicht. Mehr als vier Millionen Euro verdiente der 
Mann im Jahr bei der Post – ein ausgelernter Lagerist bekommt beim gleichen 
Arbeitgeber 18 000 Euro brutto im Jahr und ein ausgelernter Post-Paketzusteller 
30 000 Euro brutto. Herr Zumwinkel verkaufte 2008 als Privatmann Post-Aktien 
im Wert von mehr als vier Millionen Euro. Von der Zahlung in die gesetzliche 
Rentenversicherung ist er befreit, und auch die betriebliche Altersversorgung 
zahlt komplett die Post. Der gierige Ex-Post-Chef muss die Altersarmut nicht 
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fürchten. Er hatte Anspruch auf etwa 100 000 Euro Monatsrente oder aber eine 
einmalige Rentenauszahlung in Höhe von etwa 20 Millionen Euro; das war reine 
Verhandlungssache.29 Zur Erinnerung: Zumwinkel war Ende Januar 2009 wegen 
Steuerhinterziehung zu zwei Jahren Haft (natürlich auf Bewährung) verurteilt 
worden. Und der Oberstaatsanwalt formulierte mit Blick auf Zumwinkel: »Der 
Gedanke an das Wort Gier liegt nahe.«30 Zumwinkel hatte in den Jahren 2002 
bis 2006 knapp eine Million Euro an Steuern hinterzogen. Dafür erhielt er eine 
Bewährungsstrafe.

Die Kleinen hängt man, die Großen lässt man laufen. Das Urteil gegen den 
Multimillionär war ein Schlag ins Gesicht jedes ehrlichen Steuerzahlers. Zum-
winkel schätzte sein aktuelles Vermögen vor Gericht im Januar 2009 auf etwa 13 
Millionen Euro. Seine Villa am Gardasee sei etwa fünf Millionen Euro wert.31 
Und dort kann er nun mit rund 100 000 Euro Monatsrente sein Leben genießen.

Um eine Vorstellung zu haben, wie Rentner in Deutschland leben, hier eine 
andere Botschaft: Der Berliner Tagesspiegel »erfreute« seine Leser im Juli 2008 
mit einer »Jubelnachricht«. Die Schlagzeile lautete: »Durchschnittsrente steigt 
auf 671 Euro« – wer im Jahre 2008 in Rente ging, der hatte nach einem ganzen 
Arbeitsleben im Bundesdurchschnitt weniger als 700 Euro Rente. Die Zukunfts-
aussichten? Thilo Sarrazin, der 2009 Bundesbankchef wurde, sagt: »Langfristig 
müssen die Renten natürlich real fallen.« Er fügt hinzu: »Wir können die Er-
werbstätigen nicht ohne Ende belasten.«32 Deshalb müssten die Renten »lang-
fristig auf das Niveau einer Grundsicherung sinken«. Dabei lautete die Realität 
schon im Jahre 2009: Ein durchschnittlicher Niedriglohnbeschäftigter hat keine 
Chance, mit seinen Beiträgen eine Rente über der Grundsicherung zu erzielen – 
auch nicht mit 45 Beitragsjahren.33

Muss angesichts solcher Tatsachen da nicht überall in der Bevölkerung die Wut 
steigen? Wer wütend ist, der kommt auf merkwürdige Ideen: Da haben deutsche 
Gewerkschaften 2009 allen Ernstes – pardon – zum »Scheiß-Streik« aufgeru-
fen. Im April 2009 hieß es auf mehreren Internetseiten der Gewerkschaften und 
bei Verbänden der Pflegeberufe: »Als Beschäftigte im Bereich der ambulanten 
Pflege und persönlichen Assistenz von Behinderten haben wir genug von stän-
digen Lohnabsenkungen, Reallohnverlusten und immer katastrophaleren Ar-
beitsbedingungen. Es reicht! Gegen die anhaltende Abwertung unserer Arbeit 
wollen wir ein deutliches Zeichen setzen. Deshalb rufen wir alle in diesem Sek-
tor Beschäftigten dazu auf: Beteiligt Euch am Scheiß-Streik (...) Wir werden 
den täglich anfallenden Scheiß nicht mehr einfach stillschweigend entsorgen, 
sondern den Scheißefluss unmittelbar zu all den Akteuren umleiten, die für die 
zunehmend beschissenen Arbeitsbedingungen in diesem Sektor verantwortlich 
sind. Aus diesem Grund versenden wir vom 27. April 2009 einen Monat lang 
mit Scheiße befüllte Kotröhrchen an unterschiedliche private und gemeinnüt-
zige Pflegedienstanbieter, an die paritätischen Wohlfahrtsverbände, politischen 
Entscheidungsträger, Zeitarbeitsfirmen, Vermittler von ausländischen Billigpfle-
gekräften und alle anderen, die als einzigartiges Interessenskartell dafür sorgen, 
den gesamten Pflegebereich in den Niedriglohnsektor zu drücken.«34
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Bemerkenswert war der große Unterstützerkreis des »Scheiß-Streiks«. Dazu 
gehörten die Unabhängige Arbeitnehmervertretung in der persönlichen Assis-
tenz, die Sektion Sozialwesen der anarchosyndikalistischen Freie Arbeiterinnen-
Union, aber auch der Fachbereichsekretär Altenhilfe/Gesundheitsberufe des ver.
di-Bezirks Berlin, Michael Musall. Er begründet seine Unterstützung mit den 
besonders schlechten Arbeitsbedingungen in dieser Branche. Da ein klassischer 
Streik, der auf den Rücken der Assistenznehmer ausgetragen würde, nicht in Fra-
ge kommt, müssten die Beschäftigten neue, ungewöhnliche Maßnahmen anwen-
den, um auf ihre schlechte Situation aufmerksam zu machen. Darin sah auch der 
Betriebsrat bei den Berliner Ambulanten Diensten, Carsten Does, den Sinn des 
»Scheiß-Streiks«: »Seit dem Jahr 2000 hat es bei uns keine Lohnanpassung mehr 
gegeben. Seit letztem Jahr sind alle Neueingestellten mit Lohnkürzungen von 20 
Prozent konfrontiert«, beschreibt er die nicht untypischen Arbeitsbedingungen 
seiner Branche.

Unterdessen haben bei Volkswagen die Leiharbeiter zum Mittel des Hunger-
streiks gegriffen, um auf sich aufmerksam zu machen und Entlassungen abzu-
wenden.35 Aber Hungern wird wohl auch keine Lösung sein. Denn in einem der 
über Jahrzehnte reichsten Länder der Welt wächst ohnehin schon rasend schnell 
die Zahl jener Menschen, die wie in einem Dritte-Welt-Land auf Essensspenden 
angewiesen sind. Was nach Weimarer Republik und Zweitem Weltkrieg zumin-
dest in Deutschland überwunden schien, ist seit 2009 ein nicht mehr zu überse-
hender Trend: Hunger. Immer stärker breitet sich nun die Tafel-Bewegung in 
Deutschland aus. Sie versorgt Menschen, die vom Staat im Stich gelassen wer-
den und ohne die privaten Spenden nicht über die Runden kämen, mit Lebens-
mitteln. Eine Million Menschen bekommen in Deutschland inzwischen täglich 
Essen von den Tafeln – und es werden immer mehr. Tafel-Chef Gerd Häuser 
sagt, die Differenz zwischen den Menschen, die genug haben, und denen, die zu 
wenig haben, »wird leider immer größer. Langfristig gefährdet das den sozialen 
Frieden.«

Das schnelle Auseinanderdriften von Vermögen und Einkommen, Massenar-
beitslosigkeit, sinkende Reallöhne und schrumpfende Rente bei steigenden Le-
benshaltungskosten – und eine an Hohn und Spott grenzende Höhe von Hartz 
IV – verschlimmern die wirtschaftliche Not am unteren Ende der sozialen Skala.

Deutsche, die vor wenigen Jahren noch Urlaub in Ländern wie Ägypten und 
der Türkei machten und Menschen fotografierten, die dort im Abfall nach Ver-
wertbarem suchten, prügeln sich nun selbst an den Müllcontainern deutscher 
Bahnhöfe und Autobahnrastplätze um weggeworfene Pfanddosen. Stolz präsen-
tieren türkische Zeitungen Fotos von Deutschen, die in den Müllcontainern der 
Discounter nach abgelaufenen Nahrungsmitteln suchen und dabei neben Türken 
stehen, die aus Deutschland in ihre Heimat zurückkehren wollen, weil ihre Kin-
der doch einmal eine bessere Zukunft als die Deutschen haben sollen.

Rund 250 Menschen kommen Tag für Tag zur 1993 gegründeten Bremer Ta-
fel, wo sich Hartz-IV-Empfänger einmal pro Woche gratis mit Lebensmitteln 
eindecken dürfen. 800 Tafeln kümmern sich inzwischen in Deutschland um die 
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Armutsbewältigung. 40 000 Ehrenamtliche kämpfen gegen den wachsenden 
Hunger mitten in Deutschland. Viele Entwicklungsländer müssen mit weniger 
Helfern auskommen. Die Wahrheit lautet demnach: Gäbe es die gewaltige Zahl 
privater sozialer Einrichtungen (wie der Tafel-Bewegung) nicht – wir hätten 
wohl Tag für Tag Hungertote in Deutschland. Die Tafeln bewältigen Armut durch 
die Umverteilung von Lebensmitteln. Wir erleben also die Wiederkehr der Sup-
penküchen.

Übrigens: Der Staat klopft diesen privaten sozialen Einrichtungen nur rein ver-
bal auf die Schulter. Das war’s denn auch schon. Zugleich erschwert er den sozi-
alen Einrichtungen die Arbeit nach Kräften. Früher gab es hinter jedem Dorfgast-
haus einen Schweinestall, in dem die übrig gebliebenen Speisereste verfüttert 
wurden. Mit dem Aufkommen der Tafelbewegung wurden Speisereste von den 
Buffets der Restaurants auch unter bedürftigen Menschen verteilt. Der Staat hat 
inzwischen beides verboten. Das Verfüttern von Speiseresten an Schweine wurde 
bei Strafe untersagt. In Deutschland dürfen heute auch an hungrige Familien nur 
noch neue oder original verpackte Lebensmittel weitergereicht werden. Aus den 
Speiseresten der Gaststätten-Buffets muss nun Biogas – etwa für Tankstellen und 
für Blockkraftheizwerke – produziert werden. Die Bedürftigen haben angesichts 
dieser Entwicklung natürlich das Nachsehen.

In einer Stadt wie Dresden gibt die Tafel wöchentlich rund 12 000 Mahlzeiten 
aus. Viele der Menschen würden ohne die privaten Suppenküchen hungern. In 
immer mehr Ballungsgebieten werden schon die jüngsten Kinder morgens hung-
rig zu den Kindertagesstätten gebracht – in der Hoffnung, dass sie dort verpflegt 
werden. Wenn arme Menschen – wie in Hoyerswerda, Sachsen – auf der Suche 
nach Essbarem in diesen schlechten Zeiten Mülltonnen durchwühlen, dann rückt 
die Polizei an und behandelt sie wie Schwerverbrecher. Hier der Originaltext 
einer typischen Polizeimeldung aus dem Jahre 2009, bei den Festgenommenen 
handelte es sich um hungrige Hartz-IV Empfänger: »Diebstahl von Lebens-
mitteln aus Abfallcontainern; Hoyerswerda, Kaufland, hinterer Wareneingang; 
01.03.2009, 22:30 Uhr. Die Polizei erhielt telefonisch den Hinweis, dass sich 
mehrere Personen mit Taschenlampen am hinteren Wareneingang vom Kaufland 
zu schaffen machten. Vor Ort stellten die Beamten eine 46-jährige Frau und ei-
nen 24-jährigen Mann fest, die aus Containern und Abfalltonnen des Kauflands 
Lebensmittel entnommen und in ihrem Pkw verstaut hatten. Dabei handelte es 
sich um Lebensmittel, deren Haltbarkeitsdatum bereits abgelaufen war. Was 
folgt, ist eine Anzeige wegen Diebstahls.«36 Es waren Menschen auf der Suche 
nach Essbarem. Der Hartz-IV Satz, den immer mehr unverschuldet in Not ge-
ratene Deutsche bekommen, reicht eben nicht zum Sterben und schon gar nicht 
zum Leben. Speisereste darf man ihnen nicht geben, das ist verboten. Und wenn 
sie sich abgelaufene Lebensmittel aus dem Müll nehmen, dann machen sie sich 
strafbar. Das ist Deutschland im Jahre 2009.

Auch an Schweine, Kühe und Hühner darf man in Deutschland nun keine 
Speisereste mehr verfüttern. Die bekommen jetzt bei den bekannten Marken mit 
der angeblichen Alpenidylle (etwa bei Weihenstephan, Bärenmarke und Allgäu-
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land) aus Lateinamerika importierte genmanipulierte Sojaschrot-Mischungen als 
Mastfutter. Muss man da noch lange überlegen, warum eine wachsende Zahl von 
Menschen neben dem Hunger nur noch kalte Wut im Bauch hat?

Niemand weiß, welche Bahnen sich diese Wut brechen wird, wenn Hundert-
tausende oder gar Millionen Beschäftigte infolge der Wirtschaftskrise ihre Jobs 
verlieren werden – trotz Kurzarbeit und konjunkturstützenden Placebo-Maßnah-
men wie der »Abwrackprämie«. Nicht nur Entlassene und Gewerkschaftsführer 
spüren die Wut heute an jeder Straßenecke. Dabei ist die Wut der Gegenwart 
ganz sicher erst ein kleiner Vorgeschmack auf das, was in allen europäischen 
Ländern droht: Proteste, soziale Unruhen, Krawalle, schwere Revolten.

Die Gier der Menschen mündet am Ende immer wieder in tiefste Abgrün de. 
Auch derzeit reißen die Hiobsbotschaften nicht ab. Die Aktienkurse sind im Kel-
ler, Banken pleite, viele Zertifikate wertlos, offene Immobilienfonds geschlos-
sen, und es gibt Milliardenverluste bei Versicherungskonzernen. In Deutschland 
existieren allein 97 Millionen Lebens- oder Rentenversicherungen. Die Versi-
cherungskonzerne haben insgesamt 1141 Milliarden Euro ihrer Kunden am glo-
balen Finanzmarkt angelegt. Doch wie sieht die Zukunft aus?

17 Seiten umfasst ein als »streng geheim« eingestuftes internes Papier der 
Brüsseler EU-Kommission, in dem ungeschminkt die Wahrheit über die desolate 
Wirtschaftslage im europäischen Finanzsystem beschrieben wird. Diesem Papier 
zufolge gab es im Frühjahr 2009 bei europäischen Banken faule oder derzeit 
unverkäufliche Wertpapiere im Wert von 18,1 Billionen Euro. Sie haben richtig 
gelesen: Billionen – nicht Milliarden. Eine Billion – das sind 1000 Milliarden! 
18,1 Billionen Euro in den Sand gesetzte Vermögenswerte – das ist absoluter his-
torischer Rekord. Das hat kein Weltkrieg geschafft! Bis zum März 2009 wurden 
immerhin zwischen 40 und 45 Prozent des Vermögens der Menschheit vernich-
tet.37 Auch 44 Prozent aller Vermögenswerte europäischer Banken sind demnach 
derzeit »faul«. Seit Februar 2003 – also seit mehr als sechs Jahren – wusste die 
Bundesregierung schon um die wachsenden faulen Vermögenswerte und um die 
daraus resultierenden Risiken. Das ist – wie wir gesehen haben – für jeden per 
Mausklick einsehbar.38 Getan hat sie über Jahre hinweg nichts.

Die EU-Staaten haben inzwischen kein Geld mehr, um mit weiteren Banken-
rettungs- und Konjunkturpaketen gegen die brutale Rezession anzukämpfen. 
Ein EU-internes Dokument, das einige wenige Beobachter in Brüssel einsehen 
durften, spricht eben von derzeit 18,1 Billionen Euro an faulen oder unverkäuf-
lichen Wertpapieren und Vermögenswerten (»assets«) bei westlichen Banken. 
Zur Finanzierung des Rettungspaketes muss also ganz sicher weiteres Geld be-
reitgestellt werden – aber es ist nirgends in Sicht. Auch der britische Daily Te-
legraph durfte das Dokument im Februar 2009 in Brüssel einsehen, verzichtete 
aber in späteren Ausgaben auf die Nennung der konkreten Zahlen, zu groß war 
der Schock für die Öffentlichkeit – die Lage ist demnach mehr als desaströs. 
Dabei hat der Telegraph offenkundig beim Löschen der Einzelheiten des Brüs-
seler Geheimpapiers nicht freiwillig gehandelt. In den ersten Internetausgaben 
stand am 11. Februar 2009 noch: »The figures, contained in a secret European 
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Commission paper, are startling. The dodgy financial packages are estimated to 
total £16.3 trillion in banks across the EU. The impaired assets may amount to 
an astonishing 44 per cent of EU bank balance sheets. It is a deep ditch the bank-
ers, regulators and their friends in government have dug us into.« 16,3 Billionen 
Pfund – das sind 18,1 Billionen Euro. Offenkundig hat »man« großen Druck auf 
den Telegraph ausgeübt, die Zitate aus dem Geheimpapier mit den konkreten 
Zahlen ganz schnell wieder zu löschen.

Die Staaten der Europäischen Union haben mit Hilfspaketen und Garantien 
im Gesamtwert von immerhin 2,7 Billionen Euro ihre Volkswirtschaften vor 
dem Kollaps bewahrt – bislang, bis Mitte 2009.39 Künftig wird den Ländern der 
EU aber das Geld für Hilfsaktionen und für weitere Konjunkturpakete fehlen40 
– was dann? London half der britischen Wirtschaft mit vielen Milliarden, auch 
Deutschland und Frankreich sprangen ein. Damit dürfte aber wohl bald Schluss 
sein. Nun ist es nur noch eine Frage der Zeit, bis viele Mitgliedsstaaten der Eu-
ropäischen Union vor dem Hintergrund der gewaltigen Bestände an faulen oder 
unverkäuflichen Wertpapieren und Vermögenswerten ihren Bürgern mitteilen 
müssen, dass sie faktisch pleite sind.

Ebenso wie in Deutschland verschlechtert sich auch in Großbritannien die 
wirtschaftliche Lage von Tag zu Tag. Extrem rechte und extrem linke Gruppen 
nutzen diese Entwicklung für sich, um Anhänger zu rekrutieren.

Die britische Regierung nahm die Ankündigung einer großen Gruppe von An-
archisten ernst, von Juni 2009 an immer wieder einen »overthrow day« zu veran-
stalten, an dem die Londoner Regierung gestürzt und Ballungsgebiete in Brand 
gesetzt werden sollen.41 Sogenannte Autonome aus ganz Europa wurden von der 
extrem gewaltbereiten und international gut vernetzten britischen Anarchisten-
gruppe Meltdown dazu aufgerufen, an einem der Öffentlichkeit nicht bekannten 
Tag immer wieder überraschend in Großbritannien Feuer zu legen, Brandsätze 
auf nicht vorbereitete Polizisten zu werfen und das Land jeweils für 24 Stunden 
ins Chaos zu führen. Damit solle die aufgebrachte Stimmung in der Bevölkerung 
weiter angeheizt werden, nachdem bekannt geworden war, dass viele britische 
Abgeordnete sich auf Kosten der Steuerzahler Champagner, Kinderpornos und 
Prostituierte bestellen.

Polizeiführung und Regierung sehen alles das mit Schrecken. Doch im Gegen-
satz zu Deutschland sprechen die Briten seit Anfang 2009 offen über die Prob-
leme, ja sie arbeiten sie auf. Beispiel Gesundheitswesen: Der staatliche Gesund-
heitsservice des National Health Service (NHS) ist wahrlich nicht der Beste. 
Es gibt eine medizinische Basisversorgung. Nicht mehr und nicht weniger. Seit 
Anfang 2009 räumt man dort die Probleme weg. Man packt sie an. So wie im 
NHS-Krankenhaus von Stafford. Dort sind in den vergangenen drei Jahren zwi-
schen 400 und 1200 Patienten gestorben, die keinesfalls hätten sterben müssen. 
In diesem staatlichen Krankenhaus tranken die ans Bett gefesselten Patienten 
das Wasser aus den Blumenvasen, weil niemand ihnen etwas zu trinken brachte. 
Menschen, die nie eine medizinische Ausbildung hatten, wurden an den Rezepti-
onen eingestellt und entschieden darüber, wer medizinisch behandelt wurde und 
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wer nicht. Durch die Gänge hallten Tag und Nacht Schmerzensschreie, weil nie-
mand den Patienten Schmerzmittel gab. Frischoperierte Patienten prügelten sich 
um Verbandsmaterial. Und wer keine Freunde oder Verwandten hatte, die einen 
nach der Operation in diesem Krankenhaus pflegten – der starb. Premierminister 
Gordon Brown hat sich im März 2009 öffentlich bei allen Briten für das an die 
Dritte Welt erinnernde staatliche Krankenhaus im Herzen Großbritanniens ent-
schuldigt.42 Man packt solche Probleme jetzt offensiv an in Großbritannien. Man 
schaut nicht mehr weg. Die Krise hat etwas im Land verändert. Anders als in 
Deutschland gibt es diese Tabuthemen nicht mehr. Und man spricht – ebenfalls 
anders als in Deutschland – auch über künftige innere Unruhen.

David Hartshorn ist einer der ranghöchsten britischen Polizisten. Er ist bei der 
britischen Polizei für die öffentliche Sicherheit und Ordnung verantwortlich. Der 
Mann neigt ganz gewiss nicht zu Gefühlsausbrüchen oder zu Übertreibungen. 
Doch als er im Frühjahr 2009 an die kommenden Monate dachte, da hatte er 
schlaflose Nächte. Die Mittelklasse des Landes, jene Menschen, die nie zuvor auf 
die Idee gekommen wären, auf den Straßen an gewalttätigen Demonstrationen 
teilzunehmen, werde randalierend durch britische Städte ziehen – erklärte der 
besonnene David Hartshorn. In den 1980er-Jahren hatte es schon einmal gewalt-
tätige Massenproteste im Land gegeben – die Regierung erinnert sich nur noch 
mit Schrecken daran. Hartshorn sagt, das alles stehe Großbritannien nun wieder 
einmal bevor. Grund: Die britische Mittelschicht verliert alles: Wohnung, Haus, 
Auto – einfach weg wegen der Wirtschaftskrise. Und die Zukunft und Hoffnung 
auf eine Besserung der Lage – auch einfach weg. Ebenso die Altersversorgung. 
Viele Briten haben ihre Altersversorgung in Fonds angelegt – und auch die bricht 
nun in sich zusammen. Nur die Sozialhilfeempfänger werden weiter ihr Geld 
bekommen, die Mittelklasse muss sehen, wo sie bleibt. Das schürt den Hass.

Immer mehr Briten können also ihre Kredite nicht zurückbezahlen, weil sie 
ihre Jobs verlieren. Und sie sehen ausländische Arbeiter und Zuwanderer, die im 
Land Arbeitsplätze haben, weil sie weniger Lohn fordern. Das schürt die Wut. 
»Britische Arbeitsplätze für britische Arbeiter« – so lautete die Parole, mit der 
Anfang 2009 Zehntausende wütende Briten durchs Land zogen. Die Regierung 
bekundete Verständnis für die Demonstranten, versprach Besserung. Die De-
monstranten gingen daraufhin erst einmal wieder nach Hause. Aber statt besser, 
wird es seither auch in Großbritannien nur noch Tag für Tag schlimmer.

Britische Geheimdienste – so David Hartshorn – berichten über Vorbereitun-
gen verschiedener Aktivisten für gewalttätige Massenproteste.43 Diese könnten 
angeblich sogar in einen Bürgerkrieg münden. Es werde ein merkwürdiges Ge-
misch geben, das da aufeinanderpralle: Linke Aktivisten, Zuwanderer und Um-
weltschutzaktivisten werden die eine Seite bilden, extrem rechte Gruppen wie 
die Kampftruppe Combat 18 und ihre Anhänger die andere. Und dann wird pas-
sieren, was auch schon Griechenland und einige andere EU-Staten erlebt haben: 
Das Chaos bricht aus und die Lage wird unkontrollierbar. Schwere Revolten und 
Bürgerkrieg in einigen Städten. In Großbritannien spricht man zumindest offen 
darüber – in Deutschland wäre das politisch nicht korrekt.
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Was aber kommt nun in Deutschland auf uns zu? Harald Schumann war fast 
20 Jahre lang als Redakteur beim ehemaligen Nachrichtenmagazin Spiegel. Er 
ist ein investigativer Journalist. Er beschäftigt sich seit vielen Jahren mit dem 
Thema Globalisierung, also mit einer vernetzten Welt, in der jeder vom anderen 
abhängig ist, in der Finanzmärkte kollabieren, die Weltwirtschaft bedroht ist – 
und in der es keine einfachen und keine nationalen Lösungen gibt. Er wurde 
vom Radiosender SWR zur schlimmen Wirtschaftslage interviewt – 27 Minuten 
lang. Das Interview können Sie im Internet hören.44 Was steht uns demnach bald 
bevor? Schwere innere Unruhen, sagt der langjährige Spiegel-Redakteur Harald 
Schumann. Das lässt aufhorchen. Herr Schumann ist ganz sicher kein Scharfma-
cher, kein Spinner.

Unterdessen bereitet die EU die Erweiterung vor – so als ob nichts geschehen 
wäre. Kroatien, Serbien, Montenegro, Albanien, Bosnien-Herzegowina und Is-
land werden nun als nächste Staaten in die Europäische Union aufgenommen. 
Sie haben alle eines gemein: Sie alle sind völlig bankrott. Die EU-Bürger haben 
demnach eine glorreiche gemeinsame Zukunft vor sich: Sie dürfen möglicher-
weise künftig gemeinsam betteln gehen.

Vielleicht sollten die Europäer schon einmal Kurse bei dem Amerikaner Todd 
Norem buchen. Der Mann bildet durch die Wirtschaftskrise in Finanznöte ge-
ratene Amerikaner im Betteln aus und entwirft für jeden einzelnen Bettler eine 
Marketingstrategie. »Brauche Geld für Essen« zieht nicht mehr. Man muss heute 
provozieren. Die Konkurrenz zwischen den Standard-Obdachlosen ist zu groß, 
um mit der Mitleidstour noch Gewinn zu erzielen. Zudem muss selbst die po-
tenzielle Kundschaft ihren Gürtel enger schnallen und kann daher nicht mehr so 
viele Münzen abgeben wie früher. Provokante Botschaften auf Kartonschildern 
verfassen und warten, bis die Schecks und Nötchen zugeflogen kommen. Das ist 
der Geheimtipp des Experten. Er rät Europäern, die sich ihre Hartz-IV-Einkünfte 
durch Betteln aufbessern wollen, zu provokanten Aufschriften auf Pappschildern 
wie etwa diesen: »500-Euro-Scheine können aus Sicherheitsgründen nicht ange-
nommen werden.«

Doch nicht alle Arbeitslosen und Verlierer werden betteln gehen können. Wer-
den also auch in Europa wieder einmal Revolten, Unruhen und Bürgerkriege 
ausbrechen? Wer würde sich auf den Schlachtfeldern der Verteilungskämpfe ge-
genüberstehen? Wo werden die Grundstückspreise fallen und wo werden Inves-
titionsruinen entstehen? Wo werden Vermieter und Wohnungseigentümer in die 
Röhre schauen? Wie sind die Sicherheitsbehörden auf die kommende Entwick-
lung vorbereitet?

Noch werden Zorn und Tränen geschluckt

Sieht die Zukunft Deutschlands etwa so aus? Die Arbeitslosigkeit nähert sich der 
Sechs-Millionen-Grenze. Verunsicherte Sparer stürmen die Banken und räumen 
ihre Sparbücher leer. Beim Versuch, von Arbeitslosen besetzte Firmengelände zu 
räumen, wird die Polizei mit Steinen und Molotow-Cocktails zurückgetrieben. 
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Im Südwesten kollabiert der Immobilienmarkt, weil arbeitslose Metaller ihre 
Hypotheken nicht mehr bedienen können. In Stuttgart randalieren zornige Häus-
lebauer. Demonstranten besetzen mehrere Flughäfen, Behörden und Verkehrs-
knotenpunkte. Globalisierungsgegner fordern den Austritt aus der EU, andere 
die Ausweisung aller Muslime. Es gibt Straßenschlachten zwischen linken und 
rechten, zugewanderten und einheimischen Demonstranten. Und weil die Polizei 
irgendwann nicht mehr Herr der Lage ist, wird dann die Bundeswehr im Innern 
eingesetzt. Ist das alles Panikmache oder aber ein möglicherweise realistischer 
Blick in die nahende Zukunft einer Unruhe-Republik?

Überall in Europa gärt es. Überall in Europa fehlt das Geld. In Lettland war 
die Lage 2009 bereits so schlimm, dass man wegen der Finanznot sogar einen 
Geheimdienst auflöste und die Mitarbeiter einfach auf die Straße setzte.45

Staaten und Unternehmen tun auf einmal merkwürdige Dinge, um schnell an 
viel Geld zu kommen. Die zusammengebrochene Investmentbank Lehman Brot-
hers etwa besaß 500 000 Pfund Uran – der Insolvenzverwalter bietet es nun 
für den Betrieb eines Kernkraftwerkes oder für den Bau einer Atombombe an. 
Hauptsache, es kommt schnell Geld in die Kasse.45

Der Unmut der Menschen, die immer stärker die Folgen der Finanz- und 
Wirtschaftskrise zu spüren bekommen, bricht derweilen offen hervor. Zunächst 
noch in friedlichen Demonstrationen, dann aber immer öfter auch in Krawal-
len und Straßenschlachten. Der gesellschaftspolitische Cocktail ist brandgefähr-
lich. Dass soziale Spannungen sich über Nacht in spontanen Straßenschlachten 
entladen können, haben die wochenlangen schweren Unruhen in Griechenland, 
Frankreich, Island und Ungarn gezeigt. Ob in Paris, London, Bochum, Hamburg, 
Berlin, Reykjavik, Riga oder Vilnius, in Athen oder Sofia: Die Unzufriedenheit 
hat in Europa ein Maß erreicht, das Regierungen gefährlich werden kann. An-
gesichts der düsteren Prognosen für die Weltkonjunktur, die nun erstmals seit 
1945 in eine wirklich tiefe globale Rezession schlittern wird, warnen nun auch 
internationale Akteure wie der Präsident des internationalen Währungsfonds, 
Dominique Strauss-Kahn, vor schwersten Unruhen – auch in Westeuropa. Der 
Arbeitsmarktfachmann Ronald Janssen vom Europäischen Gewerkschaftsbund 
(EGB) spricht sogar vor einer »Explosion der sozialen Spannungen, wenn die 
Wirtschaftskrise extreme Ausmaße« annehmen sollte.

Die Wut auf den großen Wortbruch der selbst ernannten »Demokraten« ist weit 
verbreitet. Es ist die Selbstgerechtigkeit unserer Eliten, die alle Instanzen vergif-
tet hat. Da gibt es Menschen am unteren Ende der sozialen Leiter, die wegen ein-
behaltener Rabattmarken im Wert von wenigen Cent ihren Arbeitsplatz verlieren. 
»Im Namen des Volkes« – aber ohne Rückendeckung der Bevölkerung – segnen 
deutsche Richter das dann auch noch ab. Oder da ist ein Mannheimer Müllmann, 
der viele Jahre in einem Mannheimer Abfallentsorgungsbetrieb gearbeitet hat. 
Im Abfall, der eindeutig zur Entsorgung bestimmt war, hat er ein zusammen-
klappbares Reise-Kinderbett gefunden. Niemand bestreitet, dass es für den Müll 
bestimmt war. Der Mann hat zwei kleine Kinder. Und statt das Bett in den Müll 
zu werfen, hat er es für seine Kinder mitgenommen.47 Dafür erhielt er 2009 die 
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fristlose Kündigung. Der Vorwurf: Diebstahl von Firmeneigentum. Die Folge: 
der Rausschmiss. Der Mann steht ganz unten am Ende der sozialen Leiter.

Natürlich gibt es auch andere Menschen, die, die ganz am oberen Ende der 
sozialen Leiter stehen, die sich schamlos bereichern, Unternehmen in den Ruin 
führen und dennoch »im Namen des Volkes« Millionenabfindungen kassieren. 
Wenn es rechtens ist, dass eine Kassiererin ihren Arbeitsplatz wegen 1,30 Euro, 
die sie unterschlagen haben soll, verliert, und Manager, die völlig versagt haben, 
im Streit um ihre Boni recht bekommen, dann steht in Deutschland das ganze 
System infrage. Das Musterland der sozialen Marktwirtschaft ist tief getroffen, 
es ist sozial beunruhigt. Und aus Beunruhigung kann »da draußen« schnell Un-
ruhe werden.

Da ist eine dreifache Mutter und zweifache Großmutter, die seit mehr als 30 
Jahren als Kassiererin in einem Berliner Supermarkt arbeitet. Wegen 1,30 Euro 
hat man ihr fristlos gekündigt. Die 50-Jährige soll zwei Pfandbons über 48 und 
82 Cent unterschlagen haben. Das Berliner Landesarbeitsgericht erklärte die 
fristlose Kündigung Ende Februar 2009 »im Namen des Volkes« für rechtens 
(Az.: 7 Sa 2017/08). Die Frau brach bei der Urteilsverkündung in Tränen aus. 
Zornesröte machte sich daraufhin in den Gesichtern im Publikum des Gerichts-
saales breit. »Die soziale Existenz und Zukunft einer Kassiererin, die 31 Jahre 
für Kaisers geschuftet hat, wiegt weniger als das Eigentum eines unbekannten 
Kunden an 1,30 Euro Pfandgeld, das er in einer Supermarktfiliale liegen gelas-
sen haben soll«, sagte ein Gewerkschaftler. Doch die Bürger müssen so etwas 
»im Namen des Volkes« herunterschlucken. Die Kassiererin heißt »Emmely«. 
Nicht nur sie ist wütend über die wachsende soziale Ungleichheit. Denn da sind 
Manager, die Milliardenschäden in der deutschen Wirtschaft angerichtet haben 
– und zum Dank noch Millionen-Boni bekommen. Manager wie beispielsweise 
der frühere Bahn-Chef Hartmut Mehdorn. Er verdiente 2008 drei Millionen Euro 
im Jahr – und hatte zudem ein Anrecht auf Bonuszahlungen beim Staatskonzern. 
Mehdorn musste von der Politik vor dem Hintergrund der Wirtschaftskrise dazu 
gedrängt werden, endlich maßzuhalten.48 Hätte er nicht selbst daraufkommen 
können? Auch andernorts gleichen sich die Vorgänge: Weil die angeschlagene 
Landesbank Baden-Württemberg (LBBW) eine Kapitalspritze vom Staat erhal-
ten musste, hatte sich der Landtag Anfang 2009 eigentlich darauf geeinigt, dass 
das Gehalt für Spitzenmanager gedeckelt wird. Kurz darauf – im Mai 2009 – 
hielt sich das Land schon selbst nicht mehr daran. Ministerpräsident Günther 
Oettinger (CDU) erklärte, die Suche nach einem »neuen starken Mann« für die 
LBBW sei mit einem gedeckelten Beitrag von 500 000 Euro Jahresgehalt aus-
sichtslos gewesen. Also ging der Wahnsinn weiter – und man bot einem neuen 
Manager trotz anderslautender Vereinbarungen gleich mehr als 700 000 Euro.49

Liest man rückblickend die Schlagzeilen verschiedener Bild-Ausgaben, dann 
bekommt man eine ungefähre Vorstellung davon, wie die Wut der Bürger da 
draußen über die vielen Gierhälse unter unseren »Eliten« entstanden ist: »Post-
bank-Manager streichen Millionen-Boni ein« titelte die Bild im Februar 2009.50 
»17 Gier-Banker wollen 100-Mio-Bonus«51 oder »400 Millionen-Belohnung 
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für Banken-Versager«52 lauteten Überschriften, die die Volksseele immer mehr 
zum Kochen brachten. Einer der Abkassierer war Ulrich Schröder, von Bild zu 
Deutschlands oberstem »Dumm-Banker« ernannt. Der Mann war lange Jah-
re Chef der staatseigenen Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW). Unter seiner 
Leitung machte die KfW allein in den ersten drei Quartalen 2008 stattliche 1,8 
Milliarden Euro Verluste. Die KfW hatte im September 2008 Schlagzeilen ge-
macht, weil sie noch schnell 319 Millionen Euro an die gerade pleitegegangene 
US-Bank Lehman überwiesen hatte. Zwei Vorstände waren deshalb entlassen 
worden. Doch – oh Wunder – natürlich stand dem obersten »Dumm-Banker« Ul-
rich Schröder ein Bonus zu.53 Muss man wirklich noch Soziologen und »Exper-
ten« befragen, um herauszufinden, was Menschen wie die Berliner Kassiererin 
»Emmely« und Millionen andere Deutsche darüber denken? Früher hatte man 
Achtung vor der »Elite« – heute ziehen Wirtschaftsführer und Politiker nur noch 
tiefste Verachtung auf sich.

Falls es die Gesinnungsgenossen Bin Ladens schaffen würden, den Bundes-
tag mitsamt den darin versammelten Politikern in die Luft zu sprengen – wahr-
scheinlich würde es Autokorsos und Hupkonzerte mit Volksfeststimmung im 
Lande geben; so zumindest stellt sich die Stimmung an vielen Stammtischen dar. 
Begonnen hatte diese Negativentwicklung unter dem sozialdemokratischen Po-
litiker Gerhard Schröder. Während Schröder über Jahre von »sozialer Gerechtig-
keit« schwadronierte, musste seine Mutter putzen gehen. Unabhängig von par-
teipolitischen Vorlieben zerbrach für viele Deutsche ein Weltbild, als der beliebte 
Kanzler nach dem Ende seiner Amtszeit mit Raffgier unter den Augenbrauen zu 
einem russischen Energiekonzern wechselte und dort abkassierte. In den Ohren 
vieler Wähler klang das wie ein höhnischer letzter Schröder-Ausspruch: »Gas 
für das Volk – und mir die Kohle«. Eigennutz ging bei Schröder offenkundig vor 
Gemeinwohl. Und nicht erst seit Andrea Ypsilanti lautet die beliebteste deutsche 
Politiker-Parole: »Es gilt das gebrochene Wort.«

Immer mehr Bürger haben die Lügen der Politiker schlicht satt. Erinnern Sie 
sich noch an die großen Politiker-Lügen der Bundestagswahl von 2005; so etwas 
brennt sich unauslöschlich ins Gedächtnis ein. Der damalige SPD-Chef Franz 
Müntefering versprach am 19. August 2005 in der Sächsischen Zeitung: »Keine 
Erhöhung der Mehrwertsteuer. Nicht in nächster Zeit und nicht in der kommen-
den Legislaturperiode.« Kaum war die Wahl vorbei, da wurde die Mehrwertsteu-
er mit den Stimmen der SPD eiskalt von 16 auf 19 Prozent erhöht. Der damalige 
Bundeskanzler Gerhard Schröder (SPD) versprach den Wählern am 25. August 
2005 vor der Bundestagswahl in der tz: »Wir wollen Mobilität, da darf man auf 
keinen Fall die Pendlerpauschale kürzen.« Kaum war die Wahl vorbei, da wurde 
als erste Maßnahme die Pendlerpauschale gestrichen. Die damalige CDU-Kanz-
lerkandidatin Angela Merkel versprach ihren Wählern am 8. September 2005 im 
Bundestag: »Wir werden ein Programm auflegen, mit dem wir den Eingangs-
steuersatz auf zwölf Prozent und den Spitzensteuersatz auf 39 Prozent senken.« 
Fakt ist: Vier Jahre später betrug der Eingangssteuersatz noch immer 14 Prozent.

Interessanterweise lockte man die vergesslichen Wähler auch bei der Wahl 
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2009 wieder einmal mit dem alten Versprechen, gleich nach der Wahl ganz be-
stimmt die Steuern zu senken, zu den Urnen. Viele Wähler fühlen sich durch 
solche Lügen nicht nur auf den Arm genommen – sie fühlten sich »verarscht«. 
Wenn es um Steuern und Sozialabgaben geht, dann hören die Bürger ständig die 
Politiker-Parole »Mehr Netto vom Brutto« – doch insgeheim plante die Bun-
desregierung auch 2009 vor der Wahl schon wieder die Einnahmeerhöhungen 
für die Tage nach der Wahl. Was den Bürgern vor der Wahl 2009 beispielsweise 
wohlklingend als »Bürgerentlastungsgesetz Krankenversicherung, 16/12254« 
verkauft und mit der Formulierung »Gesetz zur verbesserten steuerlichen Be-
rücksichtigung von Vorsorgeaufwendungen« begründet wurde, das hatte nichts 
anderes als die von der Bundesregierung geplante Abschaffung der steuerlichen 
Berücksichtigung von Beiträgen für die Arbeitslosen-, Haftpflicht-, Unfall- und 
Berufsunfähigkeit zum Inhalt. Experten sehen das als verfassungswidrig an.54 
Denn statt »Mehr Netto vom Brutto« wird die Realität wieder einmal lauten: 
»Weniger Brutto vom Netto«.

Viele Bürger sehen Politiker und Wirtschaftsführer vor diesem Hintergrund 
nur noch als Lumpen und Gesindel an. Aus Volksparteien sind in ihren Augen 
»Volksverarschungsparteien« geworden. Wer in früheren Jahrhunderten im 
Zuchthaus oder in einer Besserungsanstalt gesessen hätte, der sitzt heute eben 
im Bundestag oder ist Wirtschaftsführer. Diese Stammtisch-Sichtweise wird sich 
ganz gewiss noch verstärken. Denn immer mehr Arbeitnehmer werden im Zuge 
der »Wirtschaftskrise« von gut verdienenden Managern entlassen. Es sind dann 
nicht die Jobs in der Frittenbude, die in Deutschland wegfallen. Falls, wie prog-
nostiziert, eine Million Menschen zusätzlich arbeitslos werden, dann sind unter 
ihnen allein 100 000 Metaller, viele von ihnen hoch qualifiziert und gut bezahlt. 
Deutschland erlebt die erste schwere Krise im Zeichen von Hartz IV. Wozu ist 
ein Werkzeugmacher fähig, der jetzt 2800 Euro verdient, aber Angst haben muss, 
nach einem Jahr mit rund 360 Euro Hartz IV im Monat auskommen zu müssen?

Dabei ist fraglich, ob der arbeitslose Metaller nach zwölf Monaten überhaupt 
noch 360 Euro Hartz IV im Monat bekommen wird – zumindest die CDU Berlin-
Brandenburg teilte im Frühjahr 2009 mit, sie schließe den künftigen Zusammen-
bruch der Sozialsysteme nun nicht mehr aus – und auch nicht die Kürzung der 
Hartz-IV-Bezüge. In einer Berliner Zeitung hieß es dazu 2009: »450000 Berliner 
müssen derzeit von Hartz IV existieren. Eine Zahl, die angesichts der Konjunk-
turerwartungen durchaus noch ansteigen kann. ›Es ist daher bereits zum heuti-
gen Zeitpunkt klar, dass der Status quo der Leistungsangebote nicht beibehalten 
werden kann‹, so der sozialpolitische Sprecher der Abgeordnetenhaus-Fraktion, 
Gregor Hoffmann, am Donnerstag. Die zum Juli geplante leichte Anhebung des 
Regelsatzes auf 359 Euro monatlich begrüßte Hoffmann, ›da im nächsten Jahr 
vermutlich eine Reduzierung zu erwarten ist‹.«55 Man erwartet also die Kürzung 
der Hartz-IV Bezüge – und die Menschen erfahren das im Kleingedruckten auf 
einer hinteren Seite einer Regionalzeitung. Nicht anders war es mit den sich ab-
zeichnenden Rentenkürzungen. Den 20 Millionen deutschen Rentnern drohte als 
Folge der Wirtschaftskrise im Jahre 2010 die erste Rentenkürzung seit 1957.56 



30

Und zwar eine Kürzung ihrer gesetzlichen Altersbezüge um mehr als zwei Pro-
zent. Weil die in 2009 für die Rentenerhöhung im nächsten Jahr maßgebliche 
durchschnittliche Brutto-Lohn- und -Gehaltssumme um 2,3 Prozent sinken wird, 
gibt es für die Rentner weniger Geld. Nach der Rentenformel führt ein Sinken 
der Löhne in einem Jahr auch zu einer Senkung der Renten im nächsten Jahr. Das 
aber konnte man den Rentnern vor der Wahl nicht zumuten. So peitschte man im 
Eiltempo ein Gesetz durch den Bundestag, das angeblich auf ewige Zeiten Ren-
tenkürzungen verbieten würde.57 Genau genommen ist das alles Augenwischerei: 
Nun gibt es eben künftig Nullrunden für die Rentner – und wegen der Inflation 
im Klartext in der Realität von Jahr zu Jahr weniger Rente. Die Wirtschaftskrise 
frisst sich eben zunehmend auch durch die Sozialsysteme, und wer die wachsen-
den Beitragsausfälle der Krankenkassen, der Bundesagentur für Arbeit und die 
Löcher in den Rentenkassen am Ende zahlen soll, steht in den Sternen.

Ohnmächtig müssen derzeit nicht nur die Werkzeugmacher zuschauen, wie un-
fähige »Eliten« die Verantwortung von sich wegschieben – und die immer grö-
ßeren Schulden auf die einfachen Bürger abwälzen. Die »Wirtschaftskrise« ist 
eben vor allem auch eine Krise der Demokratie, weil die Herrschenden vollends 
vergessen haben, dass das Wohl aller ihr Fundament sein muss.

Der Präsident des Bundesverfassungsgerichts, Hans-Jürgen Papier, verlaut-
barte im Mai 2009, er befürchte als Folge der Wirtschaftskrise eine sinkende 
Akzeptanz von Demokratie und Rechtsstaat in Deutschland: »Leider ist die Ak-
zeptanz unseres politisch-demokratischen Systems, und zwar in Ost und West, 
auch verbunden mit dem individuellen Wohlstand.«58 Daher bestehe die Gefahr, 
dass mit dem Ausbleiben von Wohlstand auch die Akzeptanz des demokratischen 
Rechtsstaates schwinde.

Renten- und Lebensversicherungen –  
es gilt das gebrochene Wort

Das Desaster an den Finanzmärkten und die Angst vor dem Verlust des Arbeits-
platzes lassen viele Bürger mit Bangen an ihre Altersvorsorge denken. Sicher 
ist, dass die Altersversorgung der Bundesbürger nicht (in der erwarteten Höhe) 
sicher ist. Sicher ist zudem auch, dass jene Politiker, die über Jahre hin behauptet 
haben, die Renten und Altersversorgungen seien sicher, ganz bewusst gelogen 
haben.

Seit Jahren schon wurden im Bundeskanzleramt Pläne für künftige Renten-
kürzungen erarbeitet – in einem Ausmaß, das sich ein Durchschnittsbürger wohl 
nicht einmal ansatzweise vorzustellen vermag. Nach der kleinen Rentenerhö-
hung vor der Wahl 2009 wird es später Rentenkürzungen geben müssen – al-
les andere wäre auf Dauer nicht finanzierbar. Seit 2005 haben die Politiker im 
Bundestag angesichts leerer Kassen immer wieder ganz offen darüber gespro-
chen, den Rentnern immer größere Teile ihrer Rente wegzukürzen. So berichte-
te etwa im Juli 2005 das ehemalige Nachrichtenmagazin Der Spiegel unter der 
Überschrift »Leere Kassen: Union und FDP erwägen Rentenkürzungen«59 von 
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solchen Vorhaben. Allerdings schloss man eine Rentenkürzung für die laufende 
Legislaturperiode aus. Die 20 Millionen Rentner sind ja Wähler.

Die Politik hat die Bürger also zunächst einmal beruhigt. Vor der Bundestags-
wahl 2005 verkündete der CDU-Politiker Norbert Röttgen weithin hörbar im 
Stern: »Ich schließe Rentenkürzungen aus.«60 Das kam beim Wähler gut an. Das 
klang gut. Röttgen sprach damals für die CDU. Und dann vermeldete die Bundes-
regierung im Mai 2006 stolz: »Keine Rentenkürzungen vor dem Jahr 2010.«61 Da 
war sie da, die erste Andeutung. Drei Monate vor der Bundestagswahl 2009 gab 
es natürlich noch eine Rentenerhöhung.62 Doch zu diesem Zeitpunkt knirschte 
es schon gewaltig im Gebälk. Zumindest jene, die auf eine schöne Riester-Rente 
hofften und fleißig in die Riester-Töpfe einbezahlten, erhielten in jenen Tagen 
schockierende Nachrichten: Viele Riester-Kontoauszüge zeigten auf einmal, wie 
wenig sich die Vorsorgebemühungen bisher ausgezahlt haben. Insbesondere bei 
Riester-Sparern, die ihr Geld in Fonds investiert hatten, zeigten die Auszüge gar 
ein dickes Minus. Die Zeitung Die Welt schrieb: »Die Finanzkrise trifft jetzt auch 
die Riester-Sparer.«63

Vera Lengsfeld hatte schon im Januar 2007 deutliche Worte für das gefunden, 
was sie schon damals auf die deutschen Rentner zukommen sah: Sie sprach von 
einer künftigen staatlichen Einheitsrente auf »Obdachlosen-Niveau«, die nur 
noch das nackte Überleben sichern werde, und fügte die künftige Rentner-Per-
spektive hinzu: »Medikamente und medizinische Behandlungen sind für viele 
alte Menschen nicht mehr erschwinglich bzw. ruinieren deren Familien.« Vera 
Lengsfeld sprach in Hinblick auf die angebliche Sicherheit der deutschen Renten 
vom »Orwellschen Ausmaß der Lügen unserer Politiker«64. Sie schrieb: »Norbert 
Blüm wird vorgeführt mit seiner Jahrhundert-Lüge: ›Die Rente ist sicher.‹ Was 
schon heute wie ein schlechter Scherz anmutet, ist vor kaum zehn Jahren von 
niemandem bezweifelt worden, obwohl damals schon alle Fakten auf dem Tisch 
lagen, die darauf hinwiesen, dass die Blümschen Versprechungen entweder purer 
Demagogie oder vollständigem Wirklichkeitsverlust geschuldet waren. Doch ist 
die Politik bis heute nicht von Blüm abgerückt. Im Gegenteil.«65

Zu jener Zeit, als die Rentenkürzungen geplant wurden, gab es noch keine 
Krise am Finanzmarkt, die die Lage noch verschlimmerte. Fachlich Interessierte 
wie Vera Lengsfeld oder aber der Wirtschaftswissenschaftler Professor Max Otte 
wussten schon im Jahre 2006 ganz genau, was auf die Bundesbürger zukommen 
würde. Professor Otte verfasste 2006 das Manuskript für sein Buch Der Crash 
kommt. Er notierte darin, dass die Bundesregierung die Sparvermögen und die 
Lebensversicherungen der Bundesbürger innerhalb weniger Jahre radikal ent-
werten wolle und dass die Leistungen aus der Rentenversicherung »in einem 
heute noch nicht diskutierbaren Ausmaß« eingeschränkt werden.

Und dann kam die Finanzkrise. Der Grundsatz, dass die Rente den Lebens-
standard im Alter sichern soll, wurde von der Bundesregierung ja schon seit der 
Jahrtausendwende systematisch und planmäßig aufgegeben – allerdings hinter 
verschlossenen Türen. Dabei hatte der damalige Präsident des Bundesverfas-
sungsgerichtes, Hans-Jürgen Papier, schon im Oktober 2003 vor starken Renten-
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kürzungen gewarnt und den Politikern mitgeteilt, dass diese verfassungsfeindlich 
seien. Wenn Beitragszahlungen und Versicherungsleistungen in ein Missverhält-
nis geraten, dann ist das nach Angaben des Bundesverfassungsgerichts ein Ver-
stoß gegen das Grundgesetz.66

Die Politiker hatten gelobt, sich daran zu halten. Doch nicht wenige Politiker 
leben heute getreu dem Motto »Es gilt das gebrochene Wort«. CDU, SPD und 
FDP forderten im Januar 2009 gemeinsam einhellig einschneidende Rentenkür-
zungen. Der Vorsitzende des Haushaltsausschusses des Bundestages, Otto Fricke 
(FDP), sagte der Bild-Zeitung, die Renten müssten »auf den Prüfstand«. Vor dem 
Hintergrund der Schuldenkrise hätten »auch Rentner und Pensionäre eine Ver-
antwortung, damit die Belastungen, die die Finanzkrise hervorruft, für unsere 
Kinder nicht zu groß werden.« Der SPD-Bundestagsabgeordnete Rainer Fornahl 
befürwortete zeitgleich die Kürzung der Renten.

Es sei wichtig, dass in der Wirtschaftskrise alle Generationen einen Beitrag 
leisteten, hob er hervor. Und der Vorsitzende der Jungen Gruppe der CDU/CSU-
Fraktion im Bundestag, Marco Wanderwitz, meinte stellvertretend für viele 
seiner Parteifreunde, es könne nicht sein, dass allein die Jungen die Lasten der 
neuen Schulden tragen. Der Chefvolkswirt der Deutschen Bank, Norbert Walter, 
stimmte in den Chor mit ein. Die Alten müssten nun endlich auch einen Teil 
der Schulden- und Abgabenlast schultern. Denn sie hätten die Schuldenkrise ja 
schließlich zu verantworten.67

Die Bundesregierung wird den Rentnern zur Bewältigung der Finanzkrise 
künftig Teile ihrer Renten wegnehmen (müssen) – egal, was sie öffentlich ver-
spricht.

Zeitgleich ist abzusehen, dass auch die betrieblichen Altersversorgungen nicht 
mehr das Erwartete hergeben werden. Zumindest sollte niemand erwarten, mehr 
als das eingezahlte Kapital zurückzubekommen. Immerhin waren im Februar 
2009 die betrieblichen Altersversorgungen nur noch zu zwei Dritteln mit tat-
sächlichem Vermögen gedeckt. Der Rest steckte bei den Versicherern in faulen 
Papieren, die unverkäuflich und damit wertlos sind.

Viele Privatunternehmen haben für ihre Mitarbeiter betriebliche Altersver-
sorgungen. Und von Adidas über Siemens bis hin zu Volkswagen haben nicht 
wenige Unternehmen die Pensionsverpflichtungen ihren Mitarbeitern gegenüber 
in externe Pensionsfonds oder Treuhandgesellschaften ausgelagert. In rosaroten 
Wirtschaftszeiten war das sicher eine gute Geldanlage – aber in Krisenzeiten 
ist es schlicht verheerend. Die externen Vermögensverwalter legten das Kapital 
in US-Immobilien, Aktien und Wertpapieren an. Mit dem Finanzcrash schmilzt 
nun auch das Vermögen der ahnungslosen Mitarbeiter deutscher Unternehmen, 
die weiterhin von der einst zugesagten hohen betrieblichen Altersversorgung 
träumen, dahin. Dummerweise sind die Aktien der Vermögensverwalter immer 
weniger wert.

Das Handelsblatt zitierte im Februar 2009 die Folgen am Beispiel von Sie-
mens: »Zu Beginn des Geschäftsjahres 2007/08, das bereits am 30. September 
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endete, rechnete der Münchener Technologiekonzern noch mit einer Rendite auf 
das Vermögen des Siemens Pension Trust von 6,5 Prozent oder – in absoluten 
Zahlen ausgedrückt – einem Vermögenszuwachs von fast 1,5 Mrd. Euro. Tat-
sächlich aber weist Siemens zwölf Monate später in der Bilanz eine Rendite von 
minus 9,7 Prozent oder einen Fehlbetrag von knapp 2,2 Mrd. Euro aus.«68 Milli-
ardenverluste wegen der Pensionsverpflichtungen gibt es nicht nur bei Siemens. 
Egal ob BASF, Bayer, Daimler oder Allianz – überall stehen immer größere 
Milliardenverluste bei den externen Pensionsfonds ins Haus. Die Unternehmen 
müssen die Betriebsrenten weiterhin auszahlen. Das kostet Liquidität. Das Geld 
fehlt für Investitionen oder laufende Gehälter. Also ist absehbar, dass es die Be-
triebsrenten für eine künftige Generation in der derzeitigen Form so dauerhaft 
nicht mehr geben wird. Mehr noch: Auch laufende Betriebsrenten werden zum 
Unsicherheitsfaktor. Das erfuhren die Leser der Bild-Zeitung etwa am 14. Januar 
2009: »Betriebsrenten in Gefahr« titelte das Blatt an jenem Tag. Noch auf der 
Titelseite erfuhren die Arbeitnehmer, dass Millionen von ihnen niedrigere Aus-
zahlungen drohen als erwartet.

In der Schweiz war es der Autozulieferer Georg Fischer, der 2009 das Tabu ge-
brochen und die Renten der Mitarbeiter auf einen Schlag um 6,1 Prozent gekürzt 
hat. 770 ehemalige Mitarbeiter bekamen vom 1. Juni 2009 an weniger Betriebs-
rente ausbezahlt. Schlimmer noch: Auch den aktiven Beitragszahlern wurde die 
Verzinsung des einbezahlten Kapitals gekürzt.69

Im Jahre 2005 hatten nur 37 Prozent der Deutschen negative Erwartungen, 
wenn sie an ihre Altersversorgung dachten. Im Februar 2009 waren es schon 
mehr als zwei Drittel der Deutschen, die mit Panik ans Alter denken: 72 Prozent. 
Das ergab eine Umfrage im Auftrag der Deutschen Bank.70 Diese innere Unruhe 
ist nicht völlig unbegründet. Denn neben der gesetzlichen Rente und den Pen-
sionskassen/Betriebsrenten steht auch bei den Lebensversicherungen der Crash 
vor der Tür.

Lebensversicherungen sind der Deutschen liebste Geldanlage. Jeder zweite 
Euro, den Deutsche sparen, geht in eine Lebensversicherung. Die 152 Pensions-
kassen und etwa 100 Lebensversicherer verwalten zusammen etwa 1,1 Billionen 
Euro. In der Vergangenheit konnten sie die Folgen kleinerer Wirtschaftskrisen 
locker über ihre langfristig ausgerichtete Kapitalanlage ausbügeln. Schließlich 
müssen Lebensversicherungskunden und Betriebsrentner im Durchschnitt 20 
und mehr Jahre auf ihre Leistungen warten. Heute tragen die Lebensversicherer 
und Pensionskassen allerdings das volle Risiko bei möglichen Bankenpleiten. 
Ein knappes Drittel der 690 Milliarden Euro Anlegergelder haben die Lebens-
versicherer allein in Bankschuldverschreibungen gesteckt, dazu summieren sich 
Schuldschein- und Darlehensforderungen gegen die Geldhäuser und Aktienpa-
kete. Knapp ein Prozent, 6,5 Milliarden Euro, stecken in Private-Equity- oder 
Hedgefondsanlagen, die schwer im Minus stehen und denen wegen der Kredit-
klemme das Geld ausgeht. Weitere acht Prozent entfallen auf Unternehmensan-
leihen, deren Kurse ebenfalls unter Druck stehen.

Mehr als jeder zweite Versicherten-Euro ist also heute in Bankpapieren in-
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vestiert, die für absehbare Zeit als unsicher oder absolut unverkäuflich gelten 
müssen. Die Lebensversicherungskunden müssen – wenn sie nicht völlig rea-
litätsblind sind – Angst um ihr Erspartes haben. Ganz sicher können sie froh 
sein, wenn sie neben der Garantiesumme später überhaupt noch eine magere 
Verzinsung ihres Kapitals bekommen. Man muss kein Prophet sein, um das vo-
rauszusehen – nur Realist: Die Rendite von Kapitallebensversicherungen ist seit 
1998 kontinuierlich gesunken. Je länger die Laufzeiten, umso höher die Einbu-
ßen für die Kunden. Wer in wenigen Jahren eine Lebensversicherung erwartet, 
der wird 2,25 Prozent Zins auf das eingezahlte Kapital bekommen. Das ist der 
magere Garantiezins. Aber Achtung: 2,25 Prozent Zins gibt es nur für den Teil 
der eingezahlten Gelder, die tatsächlich im Anlegertopf ankommen. Nach Abzug 
aller Kosten sind das zumeist nur maximal 75 Prozent der tatsächlich einbezahl-
ten Prämien. Nach Abzug der Inflationsrate ist eine Lebensversicherung also bei 
dieser Perspektive ein absolutes Verlustgeschäft. Und ein riskantes dazu: Denn 
wenn auch nur eine deutsche Großbank pleite ginge, dann könnten viele Lebens-
versicherer ihre Leistungsversprechungen nicht mehr einhalten. Alle Lebensver-
sicherer haben große Summen in die Pfandbriefe großer Banken angelegt. Bre-
chen diese zusammen, dann hat das direkte Folgen für jeden Einzelnen, der sich 
aufs Alter und auf die angeblich hohen Auszahlungsbeträge seiner Lebensversi-
cherung freut. Wahrscheinlich wird es schon in Kürze zum Normalfall gehören, 
dass Anleger bei Lebensversicherungen nur ihr eingezahltes Kapital zuzüglich 
Garantiezins ausbezahlt bekommen – sprich ein enormes Verlustgeschäft ma-
chen werden. Von 100 einbezahlten Euro wird man dann etwa 80 zurückbekom-
men – statt wie erhofft 130 oder mehr.

Lebensversicherungen sind also auf lange Zeit so etwas wie giftiger Finanz-
sondermüll – niemand will die Papiere mehr haben. Nun verfügen deutsche 
Lebensversicherungen als vermeintlichen Anlegerschutz über eine Auffangge-
sellschaft, die Protector heißt. Geht eine Versicherungsgesellschaft pleite, dann 
springt Protector ein. Das klingt in der Theorie gut. Doch Protector ist selbst 
noch im Aufbau. Nach Angaben des Deutschlandfunks kann Protector bis Ende 
2009 im Ernstfall nur auf gerade einmal 1,3 Milliarden Euro zurückgreifen.71 
Deutsche Versicherer zahlen jedes Jahr 64 Milliarden Euro an ihre Kunden aus, 
was sind da schon 1,3 Milliarden Euro?

Natürlich hat man sich Gedanken in Bezug auf Notfälle gemacht. Falls alle 
Stricke reißen, dann kann die Versicherungsaufsicht BaFin Leistungen wie Aus-
zahlungen bei einem kriselnden Lebensversicherer pauschal um fünf Prozent 
kürzen oder ein zeitweiliges Kündigungsverbot verhängen. Kunden könnten 
dann ihre Lebensversicherungen nicht einmal mehr zum Rückkaufswert kündi-
gen. Und wenn die Auffanggesellschaft Protector eine zusammenbrechende Le-
bensversicherung nicht retten kann, dann stehen die Kunden völlig allein da. Sie 
müssen sich dann aus der Insolvenzmasse bedienen. Sollte sich außerdem her-
ausstellen, dass mehrere Lebensversicherungen die Tresore randvoll mit finanzi-
ellem Sondermüll – also wertlosen Wertpapieren – haben, dann dürfte Protector 
ganz schnell selbst zum Insolvenzfall werden. Euro am Sonntag schrieb dazu am 
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1. Dezember 2008: »Viel ärger käme es, wenn eine oder mehrere große Lebens-
versicherer wie die Hamburg-Mannheimer oder gar Marktführer Allianz in die 
Knie gehen würden. Das Protector zur Verfügung stehende Vermögen entspricht 
gerade mal drei Prozent der Kapitalanlage der Hamburg-Mannheimer und nicht 
einmal einem Prozent des Kapitals der Allianz Leben.«72

Komischerweise gilt die Lebensversicherung in Deutschland dank bunter Wer-
bespots im Fernsehen noch immer als Inbegriff der Sicherheit. Reihenweise ge-
hen im Ausland uralte und als »absolut sicher« geltende Lebensversicherungen 
pleite – in Japan traf es im Oktober 2008 etwa die fast 100 Jahre alte Lebensver-
sicherung Yamato Life.73 Es gab nichts Sichereres als Yamato Life. Dann aber war 
auf einen Schlag Schluss mit sicher. Genauso traf es auch die American Interna-
tional Group (AIG), den zweitgrößten Versicherungskonzern der Welt. Der GAU 
trat bei der AIG völlig unerwartet im Spätherbst 2008 ein. Pensionsverträge und 
Lebensversicherungen der AIG drohten bei der bevorstehenden Pleite des Rie-
senkonzerns wertlos zu werden. Staatsmilliarden – also Steuergelder – retteten 
das Unternehmen vor der Pleite. Und wie war die erste Reaktion des Vorstandes 
darauf? Die Pleite-Manager verteilten an jene Zocker, die für den Untergang des 
Unternehmens verantwortlich waren, erst einmal 450 Millionen Dollar an Prämi-
en, sprich Bonuszahlungen.74 Letztlich berappt also immer der Steuerzahler. Das 
wissen die Manager. Aus diesem Grunde zocken sie weiter, solange sie können.

Vom Wutstau zur wirtschaftlichen Kernschmelze

Mehr als die Hälfte der Deutschen war 2009 mit dem »Funktionieren« der De-
mokratie unzufrieden. 56 Prozent der Deutschen sind der Meinung, dass es in 
Deutschland ungerecht zugeht. 59 Prozent der Deutschen halten die Hartz-Ge-
setze für nicht gut. 78 Prozent der Deutschen sind gegen die Rente mit 67 Jahren. 
Und die Deutschen machen sich Sorgen darüber, dass sie nach allen vorausge-
gangenen Einschnitten nun auch noch für die Hunderte von verzockten Milli-
arden – vielleicht gar Billionen – Euro geradestehen müssen. Doch ihre Sorgen 
und Nöte werden von der Politik beiseitegeschoben. Ruhe ist erste Bürgerpflicht, 
Vertrauen in die Obrigkeit ist oberstes Gebot. Wer dennoch wagt, die Wahrheit 
zu sagen, dem hetzt die Berliner Regierung die Staatsanwälte auf den Hals. Die 
großen Zeitungen der Republik bekamen das im April und Mai 2009 zu spüren. 
Von Bild bis zur Süddeutschen hatten sie es gewagt, ein streng geheimes Papier 
der Finanzaufsicht BaFin zu veröffentlichen. In diesem Papier des Schreckens 
standen Dinge, die man bis dahin nicht wahrhaben wollte: Die Finanzkrise trifft 
die deutschen Banken weitaus schlimmer als bis dahin von der Bundesregierung 
eingestanden. Kredite und Wertpapiere in problematischen Geschäftsfeldern ad-
dierten sich zu jenem Zeitpunkt allein bei den deutschen Großbanken auf 816 
Milliarden Euro.75 – Was machen Politiker, wenn Journalisten ihnen in die Suppe 
spucken? Man hetzt ihnen sofort die Staatsanwaltschaft auf den Hals – wegen 
angeblichen Geheimnisverrats.76 Immerhin war ja aus einem geheimen Bericht 
zitiert worden.
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Politiker, Wirtschaftsexperten und die Mainstream-Medien wollen die Deut-
schen nun glauben machen, die Krise sei wie ein Unwetter über uns hereinge-
brochen – so, als trügen die Verantwortlichen selbst keine Mitverantwortung und 
hätten seit dem Jahre 2003 nicht die geringste Ahnung gehabt. Schließlich soll 
sich der Zorn der Bevölkerung ja nicht auf die Verantwortlichen richten. Es ist 
ein abgekartetes Spiel. Und wer es nicht mitmacht, der gilt als Nestbeschmutzer.

Wer es wagt, öffentlich über den Wutstau und die absehbaren Folgen zu spre-
chen, der wird von Politikern wie ein Verräter behandelt. Im April 2009 warn-
ten Deutsche-Bank-Chef Josef Ackermann, die SPD-Präsidentschaftskandidatin 
Gesine Schwan, DGB-Chef Michael Sommer und ranghohe Vertreter der Polizei 
völlig unabhängig voneinander vor bevorstehenden Unruhen in Deutschland.77 
DGB-Chef Michael Sommer sagte mit Blick auf die Bundesregierung, die Wirt-
schaftskrise erfasse jetzt nicht mehr nur »Randbereiche der Gesellschaft, son-
dern auch die klassischen Kernbereiche der Arbeiter, Angestellten und den Mit-
telstand«78. Ähnlich äußerte sich der Chefvolkswirt der Deutschen Bank, Norbert 
Walter. Das seien beste Voraussetzungen für schwere soziale Unruhen. Gesine 
Schwan hob hervor, sie könne sich vorstellen, dass in kurzer Zeit »die Wut der 
Menschen deutlich wachsen« werde. Wenn sich dann »kein Hoffnungsschimmer 
auftut, dass sich die Lage verbessere, dann kann die Stimmung explosiv wer-
den«. Zeitgleich malte auch der luxemburgische Ministerpräsident Jean-Claude 
Juncker im Mai 2009 den Fortgang der Krise in dunklen Farben an die Wand. 
Auch er ließ öffentlich wissen, er fürchte überall in Europa soziale Unruhen.79

Der deutsche Unternehmer Reinhold Würth, Arbeitgeber von 60 000 Men-
schen und bis 2003 Professor an der Universität Karlsruhe, spricht seit 2009 
sogar von einem bevorstehenden Bürgerkrieg: »Wir sind in der größten Krise der 
Neuzeit«, sagte er bei einer öffentlichen Vorlesung der Hochschule Heilbronn. 
Würth: »Ich hoffe nicht, dass wir bürgerkriegsähnliche Unruhen bekommen. 
Aber die Situation ist ernst.«80 Der 74 Jahre alte Unternehmer Reinhold Würth ist 
ein sehr besonnener Mann. Dennoch spricht er heute von einer bevorstehenden 
»wirtschaftlichen Kernschmelze« in Deutschland. Zudem erklärt er: »Danach 
wird die Welt aber anders aussehen: Viele Betriebe werden nicht überleben.« 
Massenentlastungen und wütende Massenproteste – das ist die Botschaft. Würth, 
der vor dem Bürgerkrieg warnt, kaufte sich selbst allerdings eine Luxus-Jacht im 
Wert von 100 Millionen Dollar. Und der Milliardär schickte 1250 seiner 5000 
Beschäftigten in Kurzarbeit, weil die Umsätze wegbrechen.

Stefan Herre, Gründer des derzeit größten politischen Weblogs in Deutsch-
land Politically Incorrect81, sagte in einem Gespräch mit dem Autor: »In unserer 
Leserschaft wird schon lange nicht mehr darüber diskutiert, ob es bald zu bür-
gerkriegsähnlichen Zuständen in Deutschland kommen wird, sondern dass sie 
bereits existieren. Nur ein Beispiel von vielen sind die alljährlich stattfindenden 
1.-Mai-Demos der gewalttätigen Linken, vor denen unser Rechtsstaat kapituliert 
hat. Wenn alles so weitergeht wie bisher, wird Deutschland ökonomisch und ge-
sellschaftlich kollabieren, und wie in den Jahren 1918 und 1945 wird ein völliger 
Neubeginn notwendig sein.«
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Der Opel-Betriebsratsvorsitzende Rainer Einenkel sprach im April 2009 vom 
»sozialen Sprengstoff« und fügte hinzu: »Irgendwann werden die Menschen 
die Geduld verlieren.« Die Bischöfin Maria Jespen meinte dazu passend: »Ich 
wünsche mir keine sozialen Unruhen in Deutschland. Aber ich kann sie nicht 
ausschließen, weil ich sehe, wie die Armut in unserem Land zunimmt.« Thomas 
Seibert von Attac wünschte sich zu jenem Zeitpunkt: »Soziale Unruhen wären 
nötig, unbedingt nötig.« Und der 51 Jahre alte Professor für Arbeits-, Industrie- 
und Wirtschaftssoziologie Klaus Dörre sagte: »(...) teile ich nicht die Einschät-
zung, dass es hier auf Dauer ruhig bleiben wird. Unter der Oberfläche brodelt es 
bereits.«82 Während Politiker über die »Angstparolen« verärgert waren, erklärte 
der Chefvolkswirt der Deutschen Bank, Norbert Walter, es könne sein, dass »der 
soziale Friede – eine wichtige Sache gerade in Europa für die Stabilität –, dass 
dieser in Gefahr ist«83.

Stellt sich die Frage: Darf man so etwas überhaupt laut und deutlich ausspre-
chen? Oder muss man bei den Mahnern nicht einfach politisch korrekt weg-
schauen wie zuvor bei jenen, die schon lange vor dem Wirtschaftscrash mah-
nend auf die Entwicklung hingewiesen hatten – und dafür zunächst vor allem mit 
Hohn, Spott und Verachtung gestraft wurden? Immerhin hat sich ja inzwischen 
der Chefredakteur der Wirtschaftszeitung Financial Times Deutschland, Lionel 
Barber, 2009 öffentlich bei seinen Lesern dafür entschuldigt, dass die führenden 
Wirtschaftsmedien die Wirtschaftskrise lange Zeit weder verstanden noch gese-
hen haben – bis sie auch jeder Normalbürger auf der Straße hautnah erlebte.84 Bis 
dahin hatte man bei den Fachjournalisten abgewiegelt und den Bankern und ih-
ren rosigen Zukunftsprognosen geglaubt. Das, was Journalisten an Fehleinschät-
zungen bei der Wirtschaftskrise vorgelegt hatten, wiederholten sie allerdings 
bei den herannahenden sozialen Unruhen: Beinahe alle deutschen Journalisten 
hielten soziale Unruhen in Deutschland Mitte 2009 noch für absolut »unmög-
lich«. Schließlich, so die übereinstimmenden Aussagen, gehörten wutentbrannte 
Demonstrationen nicht zur deutschen Alltagskultur. In Deutschland brauche kein 
Politiker Angst vor dem Volk zu haben.

Das erscheint irgendwie merkwürdig und skurril. Selbst die jüngste Geschichte 
scheinen deutsche Journalisten nicht einmal ansatzweise zu kennen. Schließlich 
hatten auch 2004 bei der Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe zu 
»Arbeitslosengeld II« alle Politiker und Fachleute die Aussicht auf Unruhen und 
größere Proteste als »absolut lächerlich« abgetan. Und dann brandete von August 
2004 bis Anfang 2006 eine Woge des Protests durch das Land: Vom Leipziger 
»Sozialforum« über Attac und die PDS gelang es vielen Organisationen immer 
wieder, zu den »Montagsdemos« hunderttausende Menschen auf die Straßen zu 
bringen.85

Nun, Journalisten sind eben vergesslich. Politiker sollten durchaus Angst vor 
der Wut der Bevölkerung haben. Immerhin waren ja auch erst zwei Jahrzehnte 
zuvor im Osten des Landes so viele Deutsche auf die Straßen gegangen, dass 
binnen Kurzem sogar ein ganzer Staat – die DDR – zusammenbrach. Nicht zu 
vergessen: Vor vier Jahrzehnten griffen im Mai 1968 Unruhen aus Frankreich 
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auch auf Deutschland über – damals wurden in Deutschland die legendären Not-
standsgesetze beschlossen. Wieder einmal gab es 2009 schwere soziale Unruhen 
in Frankreich – doch in Deutschland sind die Bürger inzwischen angeblich zu 
faul zur Revolte. Blätter wie der Kölner Stadt-Anzeiger erklärten ihren Lesern, 
die »Ausgegrenzten unserer Gesellschaft bringen nicht (mehr) die Aktivität, 
die Energie zum politisch bewussten, vielleicht sogar revolutionären, vor allem 
aber gemeinsamen sozialen Handeln auf – sie haben in ihrer Vereinzelung resig-
niert«86. Sind soziale Proteste in Deutschland also ein Hirngespinst?

Es ist die Aufgabe der Politik, die Auswirkung der Wirklichkeit auf das Leben 
des Einzelnen zu erkennen und zum Wohl aller zu gestalten. Mehr als fünf Milli-
onen Arbeitslose, eine um mehr als sechs Prozent schrumpfende Wirtschaft – das 
waren ernste Anzeichen für eine schwere Krise. Doch man schaute 2009 eben 
lieber politisch korrekt weg.

Politiker wissen sehr genau, dass Gesine Schwan, Reinhold Würth, DGB-Chef 
Michael Sommer und die Polizeiführer die sich abzeichnenden potenziellen 
Gefahren bei ihren Mahnungen zutreffend dargestellt haben. Solche Aussagen 
brachten Politiker der Regierung vor den Bundestagswahlen 2009 jedoch in arge 
Bedrängnis – was also tun, wenn die Gefahr besteht, dass das Volk nicht mehr 
gehorchen und wutentbrannt auf die Straßen gehen will? Die Antwort: Lügen!

Der SPD-Kanzlerkandidat Frank-Walter Steinmeier kritisierte am 23. April 
2009 die durch DGB-Chef Sommer und Gesine Schwan aufgekommenen Dis-
kussionen über soziale Konflikte. Er sagte: »Ich glaube, die sozialen Unruhen 
sollen wir nicht herbeireden.« Steinmeier setzte offenkundig auf die Vergesslich-
keit des deutschen Michels. Denn ganze drei Tage zuvor hatte sich der gleiche 
Herr Steinmeier im Berliner Tempodrom der Öffentlichkeit als Kanzlerkandidat 
der SPD präsentiert – und genau das Gleiche gesagt wie DGB-Chef Sommer 
und Gesine Schwan. Steinmeier ließ sich unwidersprochen von den anwesenden 
Journalisten mit den Sätzen zitieren: »In unserem Land gärt es. Da haben sich 
sehr viel Wut und Empörung angestaut.«87 Die Stuttgarter Nachrichten berich-
teten über seine Rede unter der Überschrift »Steinmeier: In unserem Land gärt 
es«. Die Zeitung Die Welt schrieb ebenfalls: »Steinmeier: Es gärt in unserem 
Land«.88 Drei Tage später wollte der gleiche Herr Steinmeier schon nichts mehr 
davon wissen. Das Kurzzeitgedächtnis deutscher Politiker scheint mit dem von 
Normalbürgern irgendwie nicht mehr mithalten zu können.

Auch bei Wolfgang Schäuble (CDU) setzte im Frühjahr 2009 urplötzlich das 
Gedächtnis aus: Der langjährige Bundesinnenminister warnte seit dem Jahre 
2007 vor der Gefahr schwerer sozialer Unruhen in Deutschland. Schäuble er-
klärte etwa im November 2007: »Wir müssen darauf achten, dass sich nicht auch 
bei uns sozialer Sprengstoff aufbaut und in Gewalt entlädt. Wir müssen das ernst 
nehmen.«89 Doch als Emnid im April 2009 jene Umfragen veröffentlichte, nach 
denen nun auch die Mehrheit der Deutschen baldige schwere soziale Unruhen 
erwartet – da überfiel diese merkwürdige Politiker-Amnesie auch Bundesinnen-
minister Schäuble. Der sagte da nämlich öffentlich, es gebe nicht den geringsten 
Anlass zu Warnungen vor potenziellen Unruhen.90
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Wer weiter denkt als die vergesslichen Herren Steinmeier und Schäuble – wie 
Michael Sommer, wie Gesine Schwan –, der kommt zum Schluss: Was sich auf-
gestaut hat und gärt, das kann sich eben auch entladen. Die SPD-Bewerberin für 
das Präsidentschaftsamt hatte wohl im April 2009 nicht das Falsche gedacht. 
Aber Frau Schwan hatte das Falsche gesagt. Wer sich wie Steinmeier für das 
Ganze verantwortlich fühlt und unbedingt Kanzler werden will, der muss dees-
kalierend vorgehen und sein Geschwätz von gestern schnell vergessen. Es galt, 
das Volk mit Stimmungsaufhellern und Placebos wie Abwrackprämien und Ein-
malzahlungen für Familien ruhigzustellen – zumindest bis zur Wahl im Septem-
ber 2009.

Das sah wohl auch Angela Merkel (CDU) so. Die Bundeskanzlerin reagierte 
Ende April 2009 empört auf die Diskussion über mögliche soziale Unruhen in 
Deutschland. Sie erklärte, es sei »völlig unverantwortlich, Panik und Ängste zu 
schüren und etwas vorherzusagen, was nicht der Realität entspricht«91. Diese 
Aussage muss man sich nun allerdings auf der Zunge zergehen lassen. Entweder 
die Dame las die eigens für die Bundesregierung gefertigten geheimen Berichte 
über die tatsächliche Lage im Lande nicht – oder sie log bewusst.

Explosive Brandherde: der Atlas der Wut

In dem von Bundeskanzlerin Merkel regierten Staat war und ist für die Realität 
offenkundig kein Platz mehr. Immerhin gibt es viele Orte in Deutschland, in 
denen das Leben den Menschen keinen Spaß mehr macht. Die Namen reichen 
von A wie Aachen-Preuswald bis Z wie Zwickau-Eckersbach. Endlos lang ist die 
Aufzählung jener Stadtviertel, in denen sich mitten in Deutschland Wut und Hass 
bedrohlich aufgestaut haben. Die Auflistung geht weit über jene Wirtschafts-
standorte hinaus, an denen Massenentlassungen und soziale Proteste bevorste-
hen. Es sind potenzielle deutsche Unruhegebiete. Der Autor hat die komplette 
Liste mit allen Untergliederungen bei deutschen Sicherheitsbehörden einsehen 
dürfen. Es sind explosive Gebiete, auch wenn viele aus der Sicht Unbeteiligter 
derzeit (noch) völlig ruhig und beschaulich erscheinen mögen. Schließlich will ja 
auch die Bundesregierung wissen, wann und wo es hierzulande knallen könnte. 
Aus diesem Grund lässt sie diese geheimen Listen anfertigen. Im Bundeskanzler-
amt bezeichnet man die dicken Mappen intern als den »Atlas der Wut«.

In diesen Listen gibt es fettgedruckte Namen. Dort werden »soziale Unruhen« 
und wütende Krawalle aus Sicht der Sicherheitsbehörden in absehbarer Zeit für 
»wahrscheinlich« gehalten. Darüber hinaus gibt es nicht hervorgehobene Na-
men, die zwar theoretisch als explosive Brandherde gelten könnten, aber derzeit 
nicht für übertrieben gefährlich gehalten werden. Nachfolgend einmal nur die 
vielen fettgedruckten Namen (Stand Juni 2009). Hier fürchtet die Bundesregie-
rung »soziale Unruhen«, Revolten und Krawalle:

Aachen-Preuswald
Aachen-Ostviertel/Rothe Erde
Ammersbek-Lottbek
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Attendorn
Bautzen-Gesundbrunnen
Berlin-Friedrichshain
Berlin-Lichterfelde/Süd (zwischen Fahrenheit- und Celsiusstraße)
Berlin-Kreuzberg
Berlin-Marzahn/Hellersdorf
Berlin-Neukölln
Berlin-Rollbergsiedlung
Berlin-Wedding
Betzdorf
Bochum-Querenburg (Hustadt)
Bad-Godesberg
Bottrop-Boy
Bottrop-Lehmkuhle
Bremen-Huchting
Bremen-Lüssum
Bremen-Tenever
Bremen-Gröpelingen
Bremen-Vahr
Bremen-Kattentum
Bremen/Horn-Lehe
Bremerhaven-Lehe (Ortsteil Goethestraße)
Castrop-Rauxel/Deiningshausen und Wohnanlage Oberste Vöhde
Chemnitz-Kaßberg
Cottbus-Sachsendorf
Darmstadt-Kranichstein
Darmstadt-Pallaswiesenviertel
Darmstadt/Eberstadt-Süd
Delmenhorst-Wollepark
Dietzenbach-Spessartviertel (Ostteil)
Dresden-Prohlis
Dresden-Pieschen
Dortmund/Hörde-Klarenberg
Dortmund-Nordstadt (»Hannibal«-Siedlung)
Dortmund-Scharnhorst
Duisburg-Meiderich
Duisburg-Marxloh
Duisburg-Hochheide
Duisburg-Hochfeld
Duisburg-Bruckhausen
Düsseldorf/Flingem-Süd und Oberbilk
Eppingen
Essen-Stoppenberg
Essen-Nord
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Essen-Katernberg
Flörsheim
Frankfurt-Gallus
Frankfurt-Griesheim
Frankfurt-Unterliederbach
Frankfurt-Ginnheim
Frankfurt-Fechenheim
Frankfurt-Sossenheim
Frankfurt-Nordweststadt
Frankfurt-Sossenheim
Freiburg-Littenweiler
Freilassing
Friedrichshafen/Innenstadt
Gelsenkirchen-Birmarck
Gelsenkirchen/Schalke-Nord
Gelsenkirchen/Süd-Ost
Gießen-Eulenkopf
Gießen-Nordstadt
Göttingen-Grone (Süd)
Halle-Silberhöhe
Hagen-Altenhagen
Hamburg-Bergedorf
Hamburg-Mümmelmannsberg
Hamburg-Lurup
Hamburg/Osdorf (Osdorfer Born)
Hamburg-Harburg/Heimfeld-Nord
Hamburg-Jenfeld (Dringsheide)
Hamburg/St. Georg
Hamburg/St. Pauli
Hamburg-Wandsbek/Großlohe
Hamburg-Billstedt (Siedlung »Sonnenland«)
Hamburg-Altona/Lurup
Hamburg-Wilhelmsburg
Hamburg/Rahltstedt-Großlohe
Hamm-Norden
Hannover-Linden
Hannover-Hainholz
Hannover-Mittelfeld
Hannover-Roderbruch
Hannover-Stöcken
Hannover-Vahrenheide
Hannover-Wettbergen
Heidelberg (Kirchheimer Weg/Im Mörgelgewann)
Heilbronn-Südstadt
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Herne-Bickern/Unser Fritz
Hildesheim/Neu-Drispenstedt
Hoyerswerda
Ingelheim (Hinter der Ohrenbrücke/Rheinweg)
Jena-Nord
Kiel-Mettenhof
Kiel-Gaarden
Köln-Chorweiler
Köln-Kalk
Köln-Mülheim
Köln-Finkenberg
Köln-Ossendorf
Köln-Meschenich (Kölnberg)
Köln-Vogelsang
Krefeld-Kanesdyk (früher Birkschendyk)
Leverkusen-Rheindorf
Ingolstadt-Nordwest
Leipzig-Kleinzschocher
Leipzig-Leutzsch
Lichtenrade-Marienfelde (Siedlung Tischenreuther Ring)
Limburg-Nord
Lüneburg-Kaltenmoor
Lübeck-Buntekuh
Lübeck-Hudekamp
Ludwigshafen-Westend
Mannheim-Käfertal
Mannheim-Jungbusch
Mainz-Neustadt
Mainz-Mombach
Magdeburg-Olvenstedt
Minden-Bärenkämpen
Minden-Rodenbeck
Monheim (Berliner Viertel)
München-Neuperlach
München-Hasenbergl
München-Milbertshofen
Münster-Kinderhaus
Münster/Berg Fidel
Neubrandenburg-Nordstadt
Neu-Ulm/Vorfeld
Nienburg-Lehmwandlungssiedlung
Nürnberg-Galgenberg
Nürnberg-Langwasser
Nürnberg-Südstadt (um den Herschelplatz)
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Oberhausen-Knappenviertel
Oberhausen-Stemmersberg
Offenbach-Kaiserlei
Offenbach/Lohwald-Siedlung
Oldenburg/Kennedy-Viertel
Passau (Straßenzüge am Omnibusbahnhof)
Ratingen-West
Recklinghausen-Hochlarmark
Reichenberg-Altstadt (Sachsen)
Rhede-Nord
Rostock-Lichtenhagen
Saarbrücken-Brebach
Salzgitter/Ost- und Westsiedlung
Schongau/Wohngebiet »Im Tal«
Siegen-Eiserfeld
Stuttgart-Freiberg
Stuttgart-Zuffenhausen Trier-West (Pallien) Trier-Nord
Trier-Ehrang
Ulm-Wiblingen
Waldbröl
Waldhof-Ost
Wiesbaden-Biebrich (Südost)
Weißenfels-Neustadt Wolfen-Nord
Wuppertal-Langerfeld
Wuppertal-Oberbarmen
Wuppertal-Ostersbaum
Zwickau-Eckersbach

Die Bundesregierung will diese unschöne Liste um jeden Preis verheimlichen. 
Solche Listen sind schließlich ein offenes Eingeständnis des Versagens einer 
Regierung. Sie enthalten Orte, wo man aus der eiskalten und nüchternen Be-
trachtung der Sicherheitsanalysten keinen Cent mehr investieren sollte. Und wer 
kann, der sollte dort – so die interne Auffassung der Sicherheitsbehörden – lieber 
heute als morgen wegziehen. Warum? Weil die Versicherungen in diesen Ge-
bieten irgendwann die Schäden nicht mehr werden bezahlen müssen. Schäden 
in Unruhegebieten werden bekanntlich von allen Versicherungen von der Re-
gulierung ausgeschlossen. An diesen Orten brodelt ein explosives Gemisch. Es 
ist eine Auflistung, die es sonst nirgendwo gibt. Es ist eben keine Liste wie der 
»Atlas der Armut« des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes, der zuletzt im Mai 
2009 die Verteilung der Armut in Deutschland aufgelistet hatte.92

Für den »Atlas der Wut« haben Staatsschutz, Verfassungsschutz und all die an-
deren im Verborgenen tätigen Dienste die Entwicklungen lange beobachtet. Sie 
beschreiben in ihren geheimen Berichten die radikale Stimmung. Sie sprechen 
von einem »Wutstau«, der an vielen der vorgenannten Orte irgendwann explo-
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dieren könnte. Es sind die Orte, bei denen Gesine Schwan, DGB-Chef Sommer 
und all die anderen Mahner voll ins Schwarze getroffen haben. Offiziellerseits 
muss man das alles in Berlin jedoch abstreiten und abwiegeln. Deutschland – ein 
Land voller Brandherde? Ein solches Eingeständnis seitens der Verantwortlichen 
ist unmöglich. Wie soll man das flächendeckende eigene Versagen den Wählern 
erklären?

Vor allem die Finanzkrise und die sich verschärfende Massenarbeitslosigkeit 
könnten das ohnehin schon gefüllte Fass zum Überlaufen bringen. Um ein mög-
liches Missverständnis aufzuklären: Der »Atlas der Wut« ist keineswegs eine 
reine Liste sozialer Brandherde. Bad Godesberg und Hamburg-Bergedorf sind 
ganz bestimmt keine Gettos – und dennoch auf der Liste vertreten. Die fettge-
druckten Namen im »Atlas der Wut« (so die flapsige interne Bezeichnung für die 
Listen im Kanzleramt) stehen eben keinesfalls ausschließlich für weit verbreitete 
Armut oder Arbeitslosigkeit, sondern ausschließlich für enorme Wut der dort 
wohnenden Bevölkerung. Das kann Wut auf die Politik sein, das kann Wut auf 
soziale Missstände sein. Und das können Spannungen zwischen verschiedenen 
ethnischen Bevölkerungsgruppen sein. Sicher ist nur, dass die Wirtschaftskrise 
diese Wut ins Unermessliche steigert.

Die meisten Staats- und Verfassungsschützer werden nicht einmal wissen, dass 
ihre Beobachtungen unter Federführung des Bundesinnenministeriums für eine 
solche brisante Liste ausgewertet wurden. Neben dem Bundeskanzleramt ist die 
Liste nur einer Handvoll besonders vertrauenswürdiger Personen zugänglich.

Solche Listen gibt es übrigens in jedem europäischen Land. In Frankreich wur-
den die Namen von mehr als 700 potenziellen französischen Brandherden sogar 
im Internet veröffentlicht. In den Niederlanden wurde die Liste der potenziellen 
niederländischen Unruhegebiete im Frühjahr 2009 durch eine Indiskretion über 
den Sender RTL publik. In Deutschland will man die nationale »Unruhe-Liste«, 
den »Atlas der Wut«, um jeden Preis geheim halten. Man hatte sie zum ersten 
Mal 2005 nach den schweren Unruhen in französischen Vorstädten erstellen las-
sen. Seither wird die Liste mehrfach im Jahr aktualisiert. In den zurückliegenden 
Monaten erschienen immer mehr Namen fettgedruckt auf der Liste – die Ex-
plosionsgefahr steigt demnach beständig. Wie überall in Europa wird auch die 
Bundesregierung ihren Bürgern in absehbarer Zeit scheibchenweise die Wahrheit 
über die tatsächliche Lage im Innern sagen müssen – und an einigen der vorge-
nannten Orte dann wohl die explosiven Folgen zu spüren bekommen.

Viagra für die Firmenbosse – und Hartz IV fürs Volk

Immer mehr Orte und Stadtviertel sind in Deutschland für Polizei und Regierung 
»unberechenbar« geworden. Im Gegensatz zu Massenentlassungen in Großbe-
trieben gibt es in diesen explosiven Orten keine Gewerkschaftsführer, die die 
wutentbrannten Massen aus dem Hintergrund kontrolliert steuern könnten. Wenn 
sich die Wut über Massenentlassungen in Großbetrieben, auf Firmengeländen 
und vor Werkstoren entlädt, dann kann man das in Deutschland als Politiker 
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meist eiskalt und präzise vorausberechnen. Solche Demonstrationen sind – wie 
die Hartz-IV-Demos Ende 2004 zeigten – dank der geheimen Absprachen mit 
Gewerkschaftsführern kalkulierbar. Das Volk darf dann empört einige Fähnchen 
schwenken und seinen Unmut mit Trillerpfeifen und Buh-Rufen äußern – und 
dann ganz schnell wieder zum Alltagstrott zurückkehren. Starke Gewerkschafts-
führer sorgen in Deutschland für Ruhe. Sie sind ein gut gemästeter Schutzschild 
für mächtige Firmenbosse und Politiker. In keinem anderen westlichen Land 
schützen listige Gewerkschaftsführer die Führungskräfte so sehr vor Zorn und 
Gewalt des Volkes wie in Deutschland. Dass dies den Tatsachen entspricht, zeig-
te sich in der Vergangenheit immer wieder hierzulande: In Krisenzeiten gab es 
in Deutschland in der Vergangenheit keine Menschenmassen, die Unternehmer 
oder Politiker durch die Straßen jagten. Ganz anders in Großbritannien oder in 
Frankreich: Französische Arbeitnehmer können sich darauf verlassen, dass die 
Schwäche ihrer Gewerkschaften durch die Gewalt auf der Straße wieder ausge-
glichen wird.

Man wusste in Deutschland in der Vergangenheit, was man als Firmenboss 
oder Politiker korrupten Gewerkschaftsführern in die Tasche stopfen muss, um 
sich Ruhe vor dem arbeitenden Volk zu erkaufen. Betrachten wir nur die »VW-
Affäre«: Der umtriebige und wegen Untreue inzwischen vorbestrafte ehemalige 
VW-Personalvorstand Peter Hartz, der korrupte IG-Metall-Funktionär und Ex-
Betriebsratsboss Klaus Volkert und der Betriebsrat und SPD-Abgeordnete Hans-
Jürgen Uhl bildeten auf VW-Kosten ein lebhaftes Gespann. Prostituierte und 
Zuwendungen waren bei ihren »Geschäften« offenkundig »normal«. Die VW-
Affäre ist nur eine von vielen Affären, die belegen, wie sich deutsche Gewerk-
schaftsführer bereitwillig bestechen ließen und dass Bestechung und Untreue aus 
der Sicht der Betroffenen als völlig »normal« betrachtet werden – wie in einer 
Bananenrepublik. Immer wieder wurden neue Affären bekannt. Und die Wut der 
Bürger wuchs beständig.

Auch die Bosse der jetzt vor dem Zusammenbruch stehenden Banken haben 
in der Vergangenheit Dinge getan, für die ein Normalbürger sich bis an sein Le-
bensende schämen würde. Nehmen wir nur einmal die Westdeutsche Landes-
bank (WestLB – Haupteigentümer ist das Land Nordrhein-Westfalen). Zur Er-
innerung: Die WestLB ist jene Landesbank, die 2009 immer neue unverschämte 
Milliardenforderungen zur Deckung ihrer Schulden an die Steuerzahler stellte.93 
Doch zuvor hatten die Bosse der WestLB mit vollen Händen das Geld für Pro-
stituierte verballert. »Schöner fliegen mit der WestLB« ist eine Formulierung, 
die den Blutdruck vieler Bürger erhöht. Friedel Neuber, Ex-Chef der WestLB, 
bezahlte Abgordneten und Firmenbossen im Auftrag der NRW-Landesregierung 
über Jahre hinweg Charterflüge mit einer kleinen privaten Fluggesellschaft – die 
Stewardessen waren Prostituierte. Die Damen bekamen pro Flugstunde ein Ge-
halt, das Normalbürger nicht einmal im Monat verdienen.94 Die Männer, die sich 
da verwöhnen ließen, sitzen heute im Bundestag, in Landtagen und in Vorstands
etagen. Bezahlt hat das alles der Steuerzahler. Nicht alle, die unbedingt mit dem 
privaten Flugdienst der WestLB fliegen wollten, nahmen die Dienste der kost-
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spieligen Damen in Anspruch. Einer der ranghöchsten früheren NRW-Politiker 
erfreute sich ja bekanntermaßen eher an minderjährigen Jungen. Wo auch immer 
er auf der Welt umherreiste – stets war sein geliebter schmächtiger marokkani-
scher Knabe in seiner Nähe. Man kehrt all das heute tapfer unter den Teppich 
– über den Tod hinaus. Da wäscht dann im Filz von Politik, Gewerkschaften 
und Medien eine dreckige Hand die andere. Und es gibt Saubermänner, die mit 
der WestLB mitgeflogen sind und bis heute nichts von dem Schmutz und Dreck, 
die sich da an Bord der Charterflüge der WestLB ansammelten, mitbekommen 
haben wollen. So berichtete die TAZ über den SPD-Mann Wolfgang Clement: 
»Und wenn Clement es eilig hat, vom Morgentermin beim Daimler-Vorstand in 
Stuttgart zur Kabinettssitzung nach Düsseldorf zu kommen, macht die WestLB 
schon einmal einen ihrer Firmenjets startklar.« Herr Clement bestreitet bis heute, 
Kenntnis von Prostituierten an Bord der WestLB-Flüge gehabt zu haben. Herr 
Clement sprach in Zusammenhang mit der WestLB-Affäre und manchen Vor-
würfen von »Luftnummern«95. Diese doppeldeutige Ahnungslosigkeit scheint 
beruflich äußerst förderlich zu sein. Wer so unwissend ist wie Clement, der kann 
in Deutschland Wirtschaftsminister werden und als Saubermann immer weiter 
Karriere machen. Ehe wir es vergessen: Natürlich flogen auch VW-Bosse mit 
der »Luftnummer«-Fluglinie der WestLB; darüber hinaus auch der CDU-Poli-
tiker Uwe Barschel, die Deutsche-Bank-Chefs Herrhausen und Kopper sowie 
ein gewisser Helmut Kohl. Sie alle haben ganz bestimmt rein gar nichts von 
den netten Damen an Bord mitbekommen. Bevor das alles in einem Parlamen-
tarischen Untersuchungsausschluss aufgeklärt werden konnte, gab es Landtags-
wahlen in Nordrhein-Westfalen, dem Sitz der WestLB. Danach hatte niemand 
mehr Interesse an einer Aufklärung. Verwunderlich ist das nicht: Man kehrt den 
Dreck in Deutschland eben gern unter die Teppiche. Und man stellt heute in den 
WestLB-Vorstandsetagen unverschämte Milliardenforderungen zur Bewältigung 
der selbst verschuldeten Finanzmisere. Dummerweise gibt es da draußen Bürger, 
die den beim Wegkehren entstehenden Dreckstaub nicht länger untertänigst her-
unterschlucken wollen.

In die vorgenannten explosiven Stadtviertel von Aachen-Preuswald bis Zwi-
ckau-Eckersbach sollten solche Manager und Wirtschaftsführer besser nur noch 
mit Personenschützern und in gepanzerten Limousinen fahren. Das sind eben 
keine Firmengelände, auf denen die Menschen wie Marionetten auf Geheiß kor-
rupter und geiler Gewerkschaftsführer Fähnchen schwenken. Dort haben heute 
eben nicht Viagra-gestärkte Rotlichtfreunde der verfilzten Politik, sondern un-
berechenbare Gangs, multikulturell-multikriminelle Zuwanderergruppen und 
Stammtische das Sagen. Da verachtet man die filzigen »Saubermänner« aus 
Politik und Wirtschaft. In diesen Brennpunkten leben von Aachen-Preuswald 
bis Zwickau-Eckersbach Millionen Menschen, in deren Ohren es wie Hohn und 
Spott klingen muss, dass ihre Sozialhilfe (Hartz IV) noch immer nach einem 
kriminellen IG-Metall-Mitglied und Ex-VW-Mitarbeiter benannt ist. Dass ein 
Hartz-IV-Empfänger seine Barschaft heute gegenüber dem Staat transparent ma-
chen muss, ein Manager aber weiterhin Millionen-Boni bekommt für eine Miss-
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wirtschaft, die keiner versteht, das kann man den Menschen in den potenziellen 
deutschen Brandherden schon lange nicht mehr vermitteln.

Schlimmer noch: Seit Peter Hartz wissen sie, dass es sogar Ausfallversicherun-
gen für Fehlentscheidungen von Managern gibt. Während die Hartz-Sozialhil-
fegesetze weiterhin den Namen des umtriebigen Gewerkschafts-Mannes tragen, 
dürfen sich die Hartz-IV-Sozialhilfeempfänger an der Gewissheit erfreuen, dass 
VW seinen Managern dank der Hartz-Management-Fehlentscheidungs-Ausfall-
versicherung sogar potente »Aufbaumittel« wie Viagra ersetzt.96 Ja, Sie haben 
richtig gelesen: Für die Bosse gibt’s Viagra auf Betriebskosten. Die Anforde-
rungen des Globalisierungsdrucks und der ständige Stress beim weltweiten Re-
präsentieren des Unternehmens waren für VW-Gewerkschaftsvertreter, für Vor-
stände und für Politiker jedenfalls in der Vergangenheit offenkundig so enorm, 
dass neben den Bordellrechnungen gleich auch noch die vom VW-Werksarzt 
verschriebenen Viagra-Pillen ganz legal abgesetzt werden durften. Statt einer ge-
regelten Arbeit nachzugehen, zog es die Gewerkschaftler, Politiker und Manager 
dann eben ständig in die Bordelle. Übrigens: Die Prämie für diese Hartz-Ma-
nagement-Fehlentscheidungs-Ausfallversicherung, die die Kosten für die »Auf-
baumittel« übernahm, die bezahlen die VW-Aktionäre. Viagra für die Vorstände 
und Hartz IV fürs Volk – so etwas bringt die Bürger seit Langem schon zum Ko-
chen. Solche Skandale gibt es täglich in Deutschland. So richtig geballt wurden 
die Gierhälse aus den Vorstandsetagen von Politik und Wirtschaft den Bürgern 
aber eben erst im Zusammenhang mit dem Wirtschaftscrash bekannt.

Bis dahin konnte man den Unmut des Volkes immer noch mit kleinen Finanz-
spritzen abfangen. Politiker verkauften dann wieder ein Stück Bundesvermögen 
und verteilten Geschenke unter den Unzufriedenen. Doch das Bundesvermögen 
ist inzwischen dank raffgieriger und unfähiger »Eliten« den Bundesschulden ge-
wichen. Für Geschenke fehlt jetzt das Geld. Dafür wird die Stimmung im Volk 
zunehmend radikal. Wie die deutschen Erfahrungen in der Geschichte gezeigt 
haben, schlagen Proteste, die in Krisenzeiten ausbrechen, sehr schnell und sehr 
weit nach rechts aus.

Unterdessen dachten die im Bundestag vertretenen »Volksparteien« nur daran, 
wie sie trotz des wirtschaftlichen Niedergangs die eigenen Taschen weiter fül-
len können. Die im Bundestag vertretenen Parteien berieten im Juni 2009 hinter 
verschlossenen Türen über einen Weg, wie man Abgeordneten künftig insge-
heim geldwerte Vorteile gewähren kann – die dann der Öffentlichkeit gegenüber 
nicht mehr deklariert werden müssen. Alle im Bundestag vertretenen Abgeord-
neten erhalten monatlich eine steuerfreie Kostenpauschale in Höhe von 3900 
Euro. Zudem gibt es die freie Auswahl zwischen Flugtickets, Bahnfahrten Erster 
Klasse, dem öffentlichen Nahverkehr und den Chauffeuren der Fahrbereitschaft 
des Deutschen Bundestages. Bis auf B90/Die Grünen haben im Juni 2009 hin-
ter geschlossenen Türen alle im Bundestag vertretenen Parteien einem Entwurf 
zugestimmt, der unter dem Deckmantel der »Erstattung von Reisekosten« das 
Sponsoring von Abgeordneten erlauben soll. Danach sollen geldwerte Zuwen-
dungen für Reisen von Bundestagsabgeordneten nach der Bundestagswahl 2009 
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nicht länger als Spenden gelten. Gelder, die dann als angebliche »Reisekosten-
erstattungen« überwiesen werden, müssten demnach nicht mehr deklariert und 
bei den Einkommen offengelegt werden. Zudem entfallen damit die von vielen 
Abgeordneten als lästig empfundenen Grenzen für Parteispenden. Künftig sollen 
Bundestagsabgeordnete unbeschränkt viel Geld oder geldwerte Vorteile entge-
gennehmen dürfen – solange diese auf dem Überweisungsträger als angebliche 
Erstattung für Reisen oder aber als »Informationskosten«« deklariert werden. 
Die Korruptionsbekämpfung würde damit gegenüber Bundestagsabgeordneten 
legal außer Kraft gesetzt, sofern man überwiesene Gelder korrekt als »Reisekos-
tenerstattung« deklariert. Das ganze Verfahren hat noch einen weiteren Vorteil: 
Wer Bestechungsgelder auf dem Bankweg an Abgeordnete überweist, der könnte 
diese dann künftig in unbegrenzter Höhe steuerlich absetzen. Bundestagsvertre-
ter der FDP sowie von CDU/CSU und SPD legten größten Wert darauf, dass die 
angestrebte und intern gewünschte neue Einnahmequelle der Abgeordneten in 
Zeiten der Finanzkrise nicht an die Öffentlichkeit kommt – bevor sie nicht fest 
beschlossen und abgesegnet ist. Einzig B90/Die Grünen opponierten gegen die 
angestrebte neue Praxis. Ihnen reicht die monatliche Kostenpauschale von 3900 
Euro. Sie wissen nicht, wie sie ihren Wählern weitere »Reisekostenerstattungen« 
erklären sollten.

Die Rückkehr der Zwei-Klassen-Gesellschaft

Sechs Jahrzehnte herrschte in Deutschland Frieden. Doch nun stehen die Zei-
chen der Zeit mal wieder auf Sturm. Da draußen vor unseren Haustüren entsteht 
ein explosives Gemisch. Jede einzelne der nun folgenden Zutaten wird von im-
mer mehr Menschen als persönliche Kriegserklärung aufgefasst:

–– Finanzcrash und Wirtschaftskrise;
–– Massenarbeitslosigkeit;
–– Zerfall der sozialen Sicherungssysteme und Sozialabbau;
–– Rückkehr der Zwei-Klassen-Gesellschaft;
–– Entchristianisierung und Islamisierung;
–– Perspektivlosigkeit;
–– Entmündigung durch den Moloch Europäische Union;
–– Abbau bürgerlicher Freiheitsrechte.

Man könnte die Aufzählung dieser Kriegserklärungen endlos fortsetzen. Das al-
les hat schreckliche Folgen:

–– Politikverdrossenheit;
–– Werteverfall;
–– Aufweichung der staatlichen Rechtsordnung;
–– Verfall der Autorität;  
–– ethnische Spannungen zwischen verschiedenen zugewanderten Bevölke-

rungsgruppen und Gettobildung;
–– wachsende Kriminalität;
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–– Aggressivität;
–– extreme Polarisierung der Bevölkerung.

Es ist dabei völlig egal, ob man ein eher liberaler oder ein konservativ denkender 
Mensch ist, denn das entstehende Gemisch da draußen unterscheidet nicht nach 
parteipolitischen Vorlieben. Irgendwann knallt es ganz einfach.

Vor 80 Jahren war es nicht anders. Nur will das heute kein Politiker wahrha-
ben. Wie damals. Niemals zuvor in der Geschichte der Bundesrepublik war die 
Unzufriedenheit in der Bevölkerung größer als heute. Es gibt pünktlich zum 60. 
Jahrestag der Gründung der Bundesrepublik wieder Städte, in denen hungrige 
Menschen auf die Straßen gehen – wie in Lübeck. Dort wurde 2009 rechtlich 
geprüft, ob die Stadt dazu verpflichtet werden kann, »Hungersituationen abzu-
wenden«97. Was klingt wie ein Bericht aus der Sahel-Zone in Afrika, hat einen 
traurig-realen Hintergrund: Bei der Lübecker Tafel, die Bedürftige speist, ste-
hen seit dem Beginn der Finanzkrise immer mehr Menschen um Nahrung an. 
Allerdings können nicht alle Bedürftigen bedacht werden, immer mehr müssen 
hungrig weggeschickt werden. Lübeck ist da kein Einzelfall. Der Bundeshaupt-
stadt Berlin droht sogar die dauerhafte soziale Spaltung in unruhige »soziale 
Brennpunkte« auf der einen und Viertel des Wohlstands auf der anderen Seite.98

Ausnahmslos jede Bevölkerungsgruppe sieht sich gegenwärtig in Deutschland 
als Verlierer – vom arbeitslosen Sozialhilfeempfänger bis hin zum Milliardär. 
Der Soziologe Klaus Dörre warnte 2009 vor der »radikalen Stimmung unter den 
Arbeitslosen«99. Die Krise trifft zeitgleich zum ersten Mal auch das Rückgrat 
jeder Regierung – die Mittelschicht. Sie wird kalt enteignet. »Die Wut der Bür-
ger« überschreibt der Chefredakteur der Wirtschaftswoche, Roland Tichy, den 
einmaligen Prozess innerhalb dieser Mittelschicht.100 Sogar die eher besonne-
ne Frankfurter Allgemeine Zeitung fragt inzwischen: »Wohin nur mit unserer 
Wut?«101 Die Antwort ist klar: Das Vertrauen in Politik, Wirtschaftsführer und 
Demokratie befindet sich im steilen Sinkflug. Im bundesdeutschen Osten erach-
tet beispielsweise nur noch ein Viertel der Bürger Wahlen überhaupt für wich-
tig.102 In Gesamtdeutschland sieht es kaum besser aus: Nur noch sieben Prozent 
der Bundesbürger haben auch nur ansatzweise Vertrauen in Politiker. Auf der 
»Liste der beliebtesten Personen« rangieren Politiker in Deutschland inzwischen 
auf dem allerletzten Platz – zusammen mit Autoverkäufern.103 Der Autor ent-
schuldigt sich an dieser Stelle ausdrücklich bei allen Autoverkäufern dafür, sie 
hier in einem Atemzug mit Politikern genannt zu haben.

Früher, da gab es noch Politiker mit Ehrgefühl, Anstand und Werten. Früher, 
da hat man Straßen und öffentliche Plätze nach Politikern benannt. Doch wie es 
aussieht, wird man nach den derzeit im Bundestag und in den Landtagen vertre-
tenen Politikern wohl nur noch öffentliche Bedürfnisanstalten und Müllkippen 
benennen können. Selbst Zuhälter und Diebe genießen in der Bevölkerung heute 
mehr Ansehen als Politiker. Auf Platz eins der vertrauenswürdigsten Deutschen 
rangierten 2009 die Feuerwehrleute. Diese verlässlichen Menschen wird man 
auch brauchen, wenn es knallt und das passiert, was keiner wahrhaben will: Kra-
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walle und Revolten.
Natürlich gibt es unter den Politikern auch Ausnahmen. Und wenn uns diese 

wenigen verbliebenen angesehenen Politiker die Wahrheit über Abgeordnete sa-
gen, dann klingt das derzeit nicht sonderlich gut. Der CSU-Parlamentarier Peter 
Gauweiler kritisiert das Verhalten der im Bundestag vertretenen Volkszertreter 
inzwischen ganz offen als »Duckmäusertum«. Zu deren Absprachen sagte Gau-
weiler 2009: »Manchmal haben wir vor Feigheit gestunken.«104 Mit einer solchen 
Horde duckmäuserischer und feiger Politiker im Deutschen Bundestag kann man 
aber keine Krise überstehen. Der langjährige Europapolitiker Graf Ludwig von 
Stauffenberg, ein Sohn des Hitler-Attentäters, charakterisiert die Lage mit den 
Worten: »Wir leben in einer Gesellschaft von Lemmingen. Man orientiert sich 
nicht an dem, was Ursache der Sorge ist, man orientiert sich an dem, was jeder 
macht.«105

Volkszertreter – sie treten das Volk mit Füßen

In der Politik kann man jeden gebrauchen – und sei es nur als abschreckendes 
Beispiel. Im Bundestag und in den Landtagen sitzen viele abschreckende Bei-
spiele. Fast alle von ihnen haben ein unterentwickeltes Rückgrat; wahrscheinlich 
weil sie es so wenig brauchen. Man hält in den Reihen der Abgeordneten Dinge, 
die Durchschnittsbürger hoch unanständig finden, für ganz »normal«. Beispiel 
Ex-Bundesinnenminister Otto Schily (SPD): Der Mann drängte während seiner 
Regierungszeit stur auf die Einführung des biometrischen Passes. Davon kann 
man halten, was man will. Aber dann wurde Schily Aufsichtsrat und Miteigen-
tümer der Byometric Systems AG und der SAFE ID Solutions AG. Während 
die Byometric Systems AG mit Sitz im bayerischen Mitterfelden auf die Iris-
Erkennung spezialisiert ist, bietet die SAFE ID Solutions AG (Unterhaching) 
Hard- und Software-Lösungen für die Personalisierung elektronischer Ausweis-
dokumente an. Einen klaren Interessenskonflikt sah Mitbürger Brillenträger IM 
Schily – anders als Otto Normalverbraucher – nicht. So könnte man fast den 
ganzen Bundestag durchdeklinieren – man weiß dann, warum viele Bürger an 
Stammtischen Politiker am Monatsende lieber mit der Nilpferdpeitsche behan-
deln statt ihnen Diäten überweisen möchten.

Begonnen hatte dieser Niedergang des einst renommierten Abgeordnetenamtes 
mit dem Einzug der 68er in die Politik. So nannte Joseph Martin Fischer, gelern-
ter Taxifahrer und später zum Bundesaußenminister aufgestiegen, den Bundes-
tagsvizepräsidenten Richard Stücklen 1984 bei einer Bundestagssitzung im Par-
lament vor versammeltem Publikum ganz offiziell ein »Arschloch«.106 Fischer 
bezeichnete zudem den Bundestag als eine »unglaubliche Alkoholikerversamm-
lung«.107 Interessant nur, dass sich Fischer in diesen Reihen dann selbst über 
viele Jahre sichtlich wohlfühlte. Neben Alkohol gibt es im Bundestag ein in der 
Öffentlichkeit weithin verschwiegenes Problem: Kokain. Ebenso wie im Europä-
ischen Parlament scheinen auch im Bundestag viele Abgeordnete die Vertretung 
des Volkes ohne Kokain nicht aushalten zu können. Viele Abgeordnete haben ein 
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Problem mit sich selbst.108 Der Vorsitzende der FDP-Jugendorganisation, Mischa 
Hecker, hat die Bundesregierung dann 2009 dazu aufgerufen, harte Drogen wie 
Kokain zu legalisieren.109 Das kommt den Abgeordneten sicherlich entgegen. 
Damit soll natürlich eigentlich die Organisierte Kriminalität bekämpft werden, 
der so die Einnahmen wegbrechen würden, so der Politiker Mischa Hecker.

Politiker sind immer auf das vorbereitet, was sie anrichten werden: auf das 
Schlimmste. Solche Menschen genießen Immunität. Immunität heißt bei vielen 
Abgeordneten offenkundig, gegen die Sorgen und Nöte der Bevölkerung immun 
zu sein. Außerdem schützt Immunität unsere Abgeordneten bis zu einem gewis-
sen Punkt auch vor der Strafverfolgung. Der Griff in die Kasse, Bestechung, 
Untreue, Rotlicht-Affären und skrupelloser Übermut – das sind die hervorste-
chenden Kennzeichen deutscher Politiker. Vom konservativen CDU-Politiker 
Markus Hebgen bis zum Linken-Abgeordneten Frank Uwe Heft gewinnt man als 
Durchschnittsbürger nur eine Erkenntnis: Die da oben haben inzwischen jegliche 
Bodenhaftung verloren. Schauen wir uns also einmal einige dieser abschrecken-
den Beispiele näher an:

Markus Hebgen war lange Jahre rheinland-pfälzischer CDU-Fraktionsge-
schäftsführer. Er arbeitete im Mainzer Landtag und wohnte privat mit Frau und 
Kindern auf der anderen Rheinseite in Wiesbaden. 13 Jahre lang arbeitete der 
Westerwälder Hebgen im Landtag für die CDU. Dann wurde er im Sommer 2006 
Geschäftsführender Vorstand der Stiftung Kloster Eberbach. Hebgen bekunde-
te zum Amtsantritt im Wiesbadener Kurier, er wolle in seiner Amtszeit »eigene 
Duftmarken setzen«.110 Der Mann, der vorgab, ein großes Interesse für Theolo-
gie zu haben, setzte die Duftmarke allerdings anders, als die Leser des Wiesba-
den Kuriers es verstanden hatten: Allein zwischen November 2006 und Februar 
2008 griff er vier Mal in die Klosterkasse; Schaden 31 000 Euro.111 Hebgen war 
nach der verlorenen Landtagswahl 2006 von der CDU mit dem Geschäftsführer-
Posten im Kloster Eberbach belohnt worden. Von Dankbarkeit gegenüber dem 
Steuerzahler keine Spur. Schlimmer noch: Der angeblich so sehr an Theologie 
interessierte CDU-Mann betrieb auch ungewöhnliche Wirtschaftsförderung. Im 
Berliner Bordell Villa Rascona kaufte er Huren und Sex mit der CDU-Kredit-
karte – sprich auf Kosten des Steuerzahlers.112 Auch in der einschlägigen Main-
zer Bar zur Hölle ging es auf Fraktions- (sprich des Steuerzahlers) Kosten zur 
Sache. Nicht einmal Hebgens Anwalt bestritt die Aktivitäten seines Mandanten 
im Nobelbordell auf Fraktionskosten. Allein das Unrecht vermochte man nicht 
einzusehen, weil doch auch viele weitere Fraktionskollegen aus der CDU an den 
Aktivitäten teilgenommen hatten. Der Griff in die Kasse und Bordellbesuche 
auf Kosten des Steuerzahlers – man findet das alles bei der CDU heute völlig 
normal.112

Der Autor dieses Buches war lange Zeit im Planungsstab der CDU-nahen 
Konrad-Adenauer-Stiftung. In dieser Funktion traf man sich regelmäßig in der 
Villa LaCollina in Cadenabbia am norditalienischen Comer See – einem histo-
rischen Ort, an dem einst der Ehrenmann Konrad Adenauer sich von den Stra-
pazen des Regierens erholte. Der Autor darf dem Leser versichern, dass er die 
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ranghohen CDU-Nachfahren Adenauers in Cadenabbia meist volltrunken und 
mit nicht mehr zu unterbietendem Niveau erdulden musste. Ein bekannter rhein-
land-pfälzischer CDU-Politiker verwechselte beispielsweise in diesem Zustand 
das Zimmer des Autors in einer Sommernacht mit einer Toilette. Konrad Ade-
nauer würde sich schämen, wenn er wüsste, welches Gesindel da heute in seinem 
Namen auf Kosten des Steuerzahlers auf dem Anwesen der Villa LaCollina in 
Cadenabbia verweilt.

Nun wollen wir hier allerdings die parteipolitische Neutralität wahren und 
darauf hinweisen, dass auch in der Partei Die Linke Betrüger und Kriminelle 
willkommen sind. Nein, wir meinen nicht die uralte Rotlicht- oder die Rotwein-
Affäre von Oskar Lafontaine. Schauen wir lieber in die Gegenwart. In der Stadt 
Halle sitzt mit Frank Uwe Heft ein Abgeordneter für die Linken im Landtag, der 
im Juli 2008 wegen Betruges, versuchter Nötigung, Hausfriedensbruch und Wi-
derstandes gegen Vollstreckungsbeamte verurteilt wurde. Und wie reagierte die 
Partei auf die Verurteilung ihres Abgeordneten? Sie ließ mitteilen, man nehme 
die Entscheidung des Richters »zur Kenntnis«. Man muss in diesem Zusammen-
hang wissen, dass der Abgeordnete sein Mandat absichtlich dazu missbraucht 
hatte, um Mitarbeiter eines Unternehmens unter Druck zu setzen.114 Der krimi-
nelle Abgeordnete sitzt weiterhin als Volksvertreter im Landtag von Sachsen-
Anhalt.115 Er hatte bei Verübung seiner Straftaten im Juni 2007 für jeden hörbar 
gerufen: »Ich werde mein Mandat missbrauchen. Ich bin Mitglied des Landtags 
– nur damit Sie wissen, mit wem Sie es zu tun haben.«116

Verurteilte Betrüger sind auch im Bundestag willkommen. Da sitzt für die SPD 
etwa Andreas Weigel. Der Mann ist ein rechtskräftig verurteilter Krimineller. 
Fast 10 000 Euro hat er mit falschen Angaben ergaunert. Im Mai 2007 wurde er 
vom Landgericht Zwickau verurteilt. Weigel war immerhin sächsischer SPD-Ge-
neralsekretär. Nach seiner Verurteilung trat er von diesem Posten zurück – sein 
Bundestagsmandat aber hat er weiter behalten. Liest man die offizielle Biografie 
des Bundestages über Andreas Weigel, dann finden sich dort viele Hinweise auf 
seine ehrenvollen Aufgaben, aber nicht ein einziger auf seine Gaunereien.117 Die-
ser Mann ist Ordentliches Mitglied im Verteidigungsausschuss des Deutschen 
Bundestages. Und dieser Mann ist Ordentliches Mitglied der Parlamentarischen 
Versammlung der NATO. Dieser Mann ist allerdings auch immun für das sitt-
lich-ethische Erfordernis, als verurteilter Krimineller nicht länger Abgeordne-
tendiäten zu kassieren. Die SPD hält weiter schützend die Hand über den Mann. 
So machen das die anderen Parteien mit den vielen Kriminellen in ihren Reihen 
ja auch.

Der Karlsruher SPD-Bundestagsabgeordnete Jörg Tauss geriet nach dem Fund 
von Kinderpornografie in arge Erklärungsnöte. Er erklärte den Fund des belas-
tenden Materials im März 2009 mit seiner Tätigkeit als Abgeordneter.118 Die 
Staatsanwaltschaft widersprach dieser Erklärung umgehend.119 Nachdem auch 
in der Berliner Privatwohnung des Abgeordneten bei einer Durchsuchung Kin-
derpornografie gefunden wurde, erklärte der SPD-Mann ungeniert, er wolle sein 
Bundestagsmandat behalten.120 Es dauerte ziemlich lange, bis er dem öffentli-
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chen Druck nachgab und seinen Stuhl räumte.
Als ob das nicht alles schon schlimm genug wäre, gab es noch eine weitere 

Steigerung: Zeitgleich ermittelten baden-württembergische Staatsanwälte auch 
gegen einen CDU-Mann wegen Kinderpornografie. Ein 24 Jahre alter angeblich 
christlich geprägter Nachwuchspolitiker aus dem Raum Pforzheim erhielt in die-
sem Zusammenhang einen Strafbefehl über 6000 Euro.121

Im Mai 2009 wurde der Landrat des Kreises Oberspreewald-Lausitz, Georg 
Dürrschmidt (CDU), wegen Kinderpornografie zu 16 800 Euro Geldstrafe verur-
teilt.122 Der CDU-Politiker soll sich mindestens 50 Kinderpornofilme angeschaut 
haben. Die Richter glaubten ihm nicht, dass ein anderer die auf dem Rechner 
heruntergeladenen Filme angesehen habe. Der Landrat war deshalb vom Dienst 
suspendiert. Die Parteien haben sich in jenen Tagen weggeduckt und gehofft, 
dass die Wähler wie üblich ganz schnell wieder einmal alles vergessen würden.

Bundesfamilienministerin Ursula von der Leyen (CDU) ist als Sauberfrau 
bekannt. Zumindest auf den ersten Blick. Tapfer kämpfte sie 2009 gegen Kin-
derpornografie im Internet. Dummerweise hört die Tapferkeit möglicherweise da 
auf, wo familiäre Interessen berührt werden. Ursula von der Leyen ist eine gebür-
tige Albrecht. Sie ist eines von sieben Kindern des früheren niedersächsischen 
Ministerpräsidenten Ernst Albrecht. Die Politikerin versteht es, sich kämpferisch 
in Szene zu setzen, zuletzt bei der Sperrung von Webseiten mit Kinderporno-
grafie. Einer ihrer Brüder hört auf den Vornamen Hans-Holger. 2005 musste der 
seinen Aufsichtsratsposten bei einer Mediengruppe räumen, nachdem er ein Ar-
beitsessen mit den Worten eröffnete »Ladies, Gentlemen and Niggers«.123 Dieser 
Hans-Holger Albrecht – also der Bruder der Bundesfamilienministerin – ist heu-
te Vorstandsvorsitzender des schwedischen Unternehmens Modern Times Group 
(MTG). Das Unternehmen verdient sein Geld in Nord- und Osteuropa auf dem 
Gebiet des Pay-TV Geschäftes, auch mit Sex-Filmen. Und unter Leitung von 
Hans-Holger Albrecht wird MTG immer stärker auch im Online-Glücksspielge-
schäft tätig. So erwarb MTG Beteiligungen an Bet24.com, einem maltesischen 
Online-Glücksspielanbieter. Schon vor mehreren Jahren hatte MTG gemeinsam 
mit Cherryföretagen und Pontus Lindwall das Joint Venture Net Entertainment 
gegründet. Dort entwickelt man Software für Online-Casinos, deren Lizenzge-
bühren sich nach den Einnahmen der sie einsetzenden Internet-Casinos richten. 
Man kann somit behaupten, dass der Bruder von Ursula von der Leyen, Herr 
Hans-Holger Albrecht, ein großes finanzielles Interesse sowohl an einem florie-
renden sexistischen Pay-TV als auch am Glücksspielgeschäft im Internet hat.

Es ist eine Tatsache, dass Vertreter der hessischen Landesregierung und der 
Staatlichen Lotterieverwaltung in Bayern seit 2008 darauf bestanden haben, 
künftig Webseiten ausländischer Glücksspielanbieter zu sperren. Im November 
2008 schrieb der Focus, Frau von der Leyen habe interveniert. Im Focus hieß es 
damals: »Für Bundesfamilienministerin Ursula von der Leyen kommt der Vor-
stoß höchst ungelegen. Sie hatte kürzlich eine Gesetzgebungsinitiative angekün-
digt, um Provider zur Sperre von Webseiten mit kinderpornografischen Inhalten 
für deutsche Kunden zu verpflichten. Dass das gleiche Mittel auch zum Schutz 
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des staatlichen Lotterie-Monopols genutzt werden könnte, würde der Initiative 
die Glaubwürdigkeit nehmen.«124 Ursula von der Leyen intervenierte gegen die 
Sperrung der Seiten für Glücksspielanbieter der »Glaubwürdigkeit« halber. Seit-
her wurde die Sperrkampagne nur auf die Bekämpfung von Kinderpornografie 
ausgerichtet. Von Ursula von der Leyen wurde dies als großer Erfolg gefeiert. 
Was auch immer in Deutschland im Internet gesperrt werden wird, die Online-
Casinos der MTG-Töchter und die, die die Software von Net Entertainment be-
nutzen, werden wohl weiterhin erreichbar bleiben. In diesem Bereich ist noch 
viel Geld für MTG und für Hans-Holger Albrecht zu verdienen. Vater Ernst Alb-
recht ist derweilen an Alzheimer erkrankt. Er bekommt von den Machenschaften 
seiner Kinder seither nichts mehr mit. Bei der Kinderpornografie glänzt Ursula 
von der Leyen im Abwehrkampf; beim Internet-Glücksspiel sieht die Realität 
wohl völlig anders aus. Sind familiäre Gründen dafür verantwortlich? Die Fami-
lie der Frau von der Leyen hat viele wunde Punkte – immerhin zählt sie ja auch 
zu den größten Nutznießern von EU-Subventionen aus Brüsseler Fördertöpfen 
unter den deutschen Adeligen – ganz legal natürlich. Die meisten Bürger werden 
all das nicht einmal ahnen.

Betrachten wir nun, um die Ausgewogenheit der Berichterstattung herzustel-
len, einmal wieder eine Dame aus der SPD. Es ist bekannt, dass Caren Marks, 
Jugendexpertin der SPD, Jugendliche vor Gewaltdarstellungen und auch vor 
»Killerspielen« mit Waffen schützen möchte. Weithin unbekannt ist allerdings, 
dass diese Jugendexpertin125 in ihrer Freizeit für die »konsequente Förderung« 
des Schießsports unter Jugendlichen eintritt.126 Die SPD-Bundestagsabgeordnete 
wirbt in Niedersachsen zudem für Schützenvereine. Alles klar?

Wirklich schlimm trifft es die Parteien nur, wenn ihre Repräsentanten in Hand-
schellen abgeführt werden. So wie etwa Andreas Z. aus Neckarsulm. Der 40 Jahre 
alte Mann war eben nicht nur ein bekannter CDU-Kommunalpolitiker, sondern 
zugleich auch ein »unverdächtiger« Rauschgiftkurier, der für kriminelles Gesin-
del Heroin aus den Niederlanden abholte. Der smarte Mann wollte schnell steil 
nach oben: Von 2004 bis 2007 war Andreas Z. Landesgeschäftsführer der Mittel-
stands- und Wirtschaftsvereinigung der CDU Baden-Württemberg. Zudem war 
er seit März 2007 Bezirksvorsitzender der Union der Vertriebenen und Flüchtlin-
ge der CDU Nordwürttemberg. Von 1999 bis 2003 agierte er als stellvertreten-
der Landesvorsitzender der Jungen Union (JU) Baden-Württemberg. Und von 
Oktober 2003 bis Juli 2005 war er Mitglied des Bezirksvorstandes der CDU 
Nordwürttemberg. Der Politiker galt als Ersatzkandidat für Rainer Wieland, der 
auf Platz eins der Landesliste der CDU Baden-Württemberg für die Europawahl 
stand. Und er war als Kandidat für die Gemeinderatswahl in Neckarsulm auf 
Platz 21 nominiert.127 Andreas Z. schreibt auf seiner Homepage im Internet, er 
sei angetreten mit der Absicht, »Europas Werte nach innen und außen zu ver-
teidigen«128. Am 1. März 2009 schrieb um 17.40 Uhr jemand in das Webseiten-
Gästebuch von Andreas Z.: »Immerhin, die Polizei scheint in Deutschland noch 
zu funktionieren. In Bananenrepubliken werden solche Dinge unter den Tisch 
gekehrt. Mein Dank an die Polizei Baden-Württemberg, die uns diesen Herrn als 



55

Volksvertreter erspart hat.«129

Und wie steht es um die liebreizenden Politiker der FDP? Manche Bürger glau-
ben ja inzwischen, der Buchstabe »P« stehe bei dieser Gruppierung längst schon 
für »Pate« oder für Kriminalität. Seit Ende Mai 2007 drohen der Spitzenkandida-
tin der FDP im Europa-Wahlkampf 2009, Silvana Koch-Mehrin, immerhin bis zu 
drei Jahre Gefängnis wegen des Verdachts eines Meineides. Die Dame wird vor 
möglichen Ermittlungen allerdings erst einmal durch ihre Immunität geschützt. 
Vor den Wahlen legte die Partei natürlich großen Wert darauf, dass über die mut-
maßlichen dunklen Seiten der Blondine bloß nichts öffentlich bekannt wurde. 
Im Europa-Wahlkampf 2009 strahlte Frau Koch-Mehrin jedenfalls auf Plakaten 
neben dem Slogan »Arbeit muss sich wieder lohnen«. Wie es aussieht, könnte 
sie das vor allem auf sich selbst bezogen haben. Kandidiert man nämlich für 
einen Posten als EU-Parlamentarier, dann lohnt sich die Arbeit nämlich wahrlich 
sehr – grundsätzlich gibt es bis zu 15 000 Euro im Monat. Die Rechnung setzt 
sich wie folgt zusammen: Einkommen als EU-Abgeordneter: 7009 Euro plus 
»Tagegeld«-Pauschale für Übernachtung und Pflege: 274 Euro. Somit kommt 
man auf eine mögliche monatliche Gesamtsumme von etwa 15 229 Euro (7009 
Euro plus 8220 Euro). Die liebreizende Frau Silvia Koch-Mehrin lächelte von 
den Werbeplakaten ihrer Gruppierung im Wahlkampf 2009 kühl die Bürger an. 
Man denkt da als Bürger, dass eine solche Dame für das viele an EU-Abgeordnete 
ausbezahlte Geld auch ganz viel bei der Europäischen Union im Parlament sitzt 
und dort nachhaltig die Interessen der Wähler vertritt. Wie es derzeit aussieht, hat 
die Dame mit dem eiskalten Lächeln die Bürger dreist hintergangen. Denn sie 
versicherte 2009 in einer eidesstattlichen Erklärung über ihre Anwesenheitszeit 
im Europäischen Parlament vor dem Hamburger Landgericht, sie habe in der 
Vergangenheit rund 75 Prozent der Plenartagungen des EU-Parlaments besucht. 
Das Europäische Parlament allerdings sah das jedoch völlig anders. Da konnte 
man zeitgleich auf den Seiten des Parlaments im Internet unter »Anwesenheits-
liste« ganz genau sehen, wie oft welcher Abgeordnete an den Plenarsitzungen 
teilgenommen hat. Im Falle von Frau Koch-Mehrin nannte das EU-Parlament 
eben nur 62 Prozent der Sitzungen, die sie besucht habe. Und dabei sind immer-
hin schon ihre zugebilligten Fehlzeiten als Mutter von drei unehelichen Kindern 
großzügig berücksichtigt. Kann und darf es sein, dass die Dame, die ihren Baby-
bauch gern im Stern vermarktet, eiskalt gelogen hat?

Nun, 62 Prozent, das klingt für uns Normalbürger immer noch nach einem 
Haufen Zeit. 62 Prozent von einem Jahr sind immerhin sieben Monate für Nor-
malbürger. Allerdings nicht so bei Politikern. Für EU-Politiker sind 62 Prozent in 
der Realität nur etwa 59 Tage. Ein komplettes Arbeitsjahr besteht für EU-Politi-
ker aus 95 Tagen Arbeit. Ein Wunder, dass sich da im EU-Parlament noch keiner 
totgearbeitet hat! Man hat ja schließlich auch noch andere Dinge zu tun und 
muss bisweilen auch als Lobbyistin arbeiten. So wie Frau Koch-Mehrin. Wohl 
nur sehr wenige Bürger dürften wissen, dass die sich nach außen hin eher unab-
hängig von Interessengruppen gebende Dame auch knallhart für die Initiative 
Neue Soziale Marktwirtschaft tätig ist. Diese Initiative plädiert für weitreichende 
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Einschnitte in die Sozialsysteme und für die Ausweitung der Globalisierung. Die 
von Koch-Mehrin unterstützte Initiative ist eine PR-Organisation zur Vertretung 
von Arbeitgeberinteressen, getarnt als überparteiliche Initiative für das Gemein-
wohl. Darüber hinaus ist sie eine jener obskuren Arbeitgeberorganisationen, die 
letztlich in Deutschland wegen ihres Eintretens für immer freiere Märkte für den 
schlimmen Wirtschaftscrash mitverantwortlich ist. Frau Koch-Mehrin wirbt mit 
ihrem guten Namen für die Initiative und unterstützt diese als Fördermitglied. 
Ehrenamtlich ist sie als Botschafterin für die Initiative tätig. Da ist es dann auch 
verständlich, wenn man für die hochbezahlte Tätigkeit im EU-Parlament neben 
der Pflege der unehelichen Kinder eben nicht mehr ganz so viel Zeit hat.

Streiten wir uns aber nicht darum, wie wenige Tage die Dame im Vergleich 
zu einem arbeitenden Normalbürger tatsächlich im EU-Parlament verbracht hat. 
Sonderlich viel Zeit scheint es nach offiziellen EU-Angaben jedenfalls nicht ge-
wesen zu sein. Widmen wir uns lieber dem strafrechtlichen Aspekt ihrer offenbar 
vor Gericht zumindest auf den ersten Blick nicht ganz korrekt angegebenen An-
wesenheitszeit. Wer eine falsche eidesstattliche Versicherung abgibt, dem droht 
Gefängnis. In Paragraph 156 StGB heißt es: »Wer vor einer zur Abnahme ei-
ner Versicherung an Eides Statt zuständigen Behörde eine solche Versicherung 
falsch abgibt oder unter Berufung auf eine solche Versicherung falsch aussagt, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.« Genau 
das droht der bekannten FDP-Spitzenpolitikerin Koch-Mehrin, wenn ein Gericht 
feststellt, dass die eidesstattliche Versicherung, die 2009 gegenüber einem Rich-
ter vor der Pressekammer des Hamburger Landgerichts abgegeben wurde, falsch 
war: bis zu drei Jahre Knast oder Geldstrafe. Nicht umsonst heißt es für ge-
wöhnlich am Beginn einer eidesstattlichen Versicherung: »Mir ist bekannt, dass 
die nachfolgende eidesstattliche Versicherung zur Vorlage bei einem deutschen 
Gericht bestimmt ist und die Abgabe einer – auch fahrlässig – falschen eidesstatt-
lichen Versicherung strafbar ist.« Frau Koch-Mehrin muss das Risiko gekannt 
haben. Frau Koch-Mehrin sieht das alles aus ihrer subjektiven Sicht natürlich 
völlig anders. Sie hat sich in Wahrheit nichts zuschulden kommen lassen. Sie 
war auch nach Auffassung ihrer Anwälte nicht faul, sondern tatsächlich häufig 
im Parlament. Irgendwer hatte es dort wohl halt ständig vergessen, ihre häufige 
Anwesenheit aufzuschreiben. Sie ist doch eine absolut anständige Abgeordnete. 
Und so ehrlich.

Manche Personen im EU-Parlament sehen das anders. Auch renommierte deut-
sche Abgeordnete. FDP heißt für sie inzwischen übersetzt: »Fehlen dauernd im 
Parlament«. Das schrieb jedenfalls der EU-Abgeordnete der CDU Daniel Cas-
pary via Twitter zur Koch-Mehrin-Affäre im Mai 2009. Da heißt es konkret und 
original: »@ju_pforzheim #Koch-Mehrin fehlte dauernd: im Plenum nur 38%, 
im HaushaltsA keine 40% Anwesenheit. #FDP = Fehlen Dauernd im Parlament.« 
Im Haushaltsausschuss soll Frau Koch-Mehrin danach gar weniger als 40 Pro-
zent der Zeit anwesend gewesen sein. In einer weiteren Twitter-Antwort heißt 
es ebenso original: »@caspary ich hab gerade die BUDG-Protokolle durchgese-
hen, SKM hat nur an 25 v. 153 also 16,3% der BUDG-Sitzungen teilgenommen. 
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#jg4:36 AM May 27th from twhirl.« BUDG ist das Budget Committee. SKM 
steht hier wieder einmal für Silvana Koch-Mehrin. Alles klar? Wir bohren lieber 
nicht noch weiter nach.

Wie hieß das Motto der auf den Wahlplakaten eiskalt wirkenden blonden Dame 
doch noch gleich? »Arbeit muss sich wieder lohnen«! Kann es sein, dass sie 
die Wähler vielleicht schlicht verarscht hat – und den Hamburger Richter gleich 
noch mit?

Es gab eine Zeit, da hatten Politiker noch Anstand. Da vertraten sie noch Wer-
te – und da stellten sie ihr Amt zur Verfügung oder ließen es zumindest ruhen, 
wenn schwere Vorwürfe gegen sie erhoben wurden. Das ist offenkundig Vergan-
genheit. Heute lässt man lieber erst einmal eine Armada von Anwälten aufmar-
schieren. Menschen wie Koch-Mehrin denken offenkundig nicht daran, ihr Amt 
bis zur Klärung schwerer Vorwürfe vorübergehend ruhen zu lassen. Menschen 
wie Frau Koch-Mehrin und ihre Lobbyarbeit sind wichtig – schrecklich wichtig. 
Zudem haben sie sich doch nichts zuschulden kommen lassen, oder? Glückli-
cherweise gibt es Anwälte, die unterstützen sie noch in dieser Auffassung. Ohne 
absolut integre Menschen wie Koch-Mehrin wären wir wohl eine Bananenrepu-
blik. Vielleicht wird es in Deutschland ja einmal Wahlen zu einer »Miss Bana-
nenrepublik« geben. Der Autor fände es begrüßenswert, wenn eiskalt lächelnde 
blonde Damen daran teilnehmen würden – vielleicht gar mit dem Motto »Arbeit 
muss sich wieder lohnen«.

Deutschland ist eine Bananenrepublik. Die Farbe Gold in der Landesflagge 
wurde ja wohl von den Gründern der Republik in weiser Voraussicht symbo-
lisch in der Farbe der Bananen gewählt. In der schlimmsten Wirtschaftskrise seit 
Gründung der Republik brach die Bananenrepublik dann sechs Jahrzehnte nach 
ihrer Gründung ganz offen hervor: Da wurden im Jahre 2009 viele Milliarden 
aus Stützungsfonds für notleidende Unternehmen verteilt – die Rettungshilfe aus 
dem »Wirtschaftsfonds Deutschland«. Interessanterweise wurden die meisten 
Anträge auf Staatsgelder mit einem Empfehlungsschreiben von Politikern einge-
reicht. Ja, Sie haben richtig gelesen: Politiker aller Parteien setzten sich aktiv für 
die Berücksichtigung einzelner Unternehmen aus ihrem Wahlkreis ein. Die vom 
Steuerzahler finanzierte staatliche Hilfe für notleidende Unternehmen wurde von 
den Politikern im Wahlkampfjahr 2009 zu Wahlkampfzwecken missbraucht.130 
Bei der Gründung des Deutschlandfonds hatte sich die Bundesregierung noch 
verpflichtet, die Vergabe der Staatsgelder an feste Kriterien zu knüpfen. Doch 
kaum war das Geld in den Kassen, da waren Politiker aller Parteien nur noch von 
Gier getrieben. Schlimmer noch: Politiker haben die Stützungs- und Hilfsgelder 
der Steuerzahler dann auch an Unternehmen vergeben, deren Probleme absolut 
nichts mit der Finanzkrise zu tun hatten. Das war gegenüber den Steuerzahlern 
ein klarer Wortbruch und eine riskante Politik, die eher krisenverschärfend wir-
ken könnte. Einerseits schimpfte die Bundesregierung auf das Versagen von Ma-
nagern, sie wollte ihnen schärfere Haftungsregeln aufbrummen – andererseits 
aber schüttete sie immer mehr Mittel aus, um unternehmerische Fehlentschei-
dungen mit Staatsprämien zu belohnen. Union und SPD betätigten sich als ein 
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Krisenhilfswerk, das aus wahltaktischen Gründen Boni an Pleitebetriebe ver-
gibt.131

Vertuschen und Verdrängen – das ist Alltag im Sumpf der Politik. Wie schlimm 
es um Deutschland schon bestellt ist, das musste auch der bekannte Fernsehmo-
derator Hans Meiser erfahren. Er wollte über Teile des Inhaltes dieses Buches, 
über Werteverfall, zügellose Gier der Politiker, Radikalisierung und drohenden 
Finanzcrash berichten. Das war wohl zu viel des Guten. Hans Meiser ist einer 
der bekanntesten deutschsprachigen Fernsehmoderatoren. Neben Talkshows 
und seiner Tätigkeit als Quizmaster produzierte er auch andere Sendungen. Der 
Mann ist ein lebendes Erfolgsrezept. Irgendwann hatte Hans Meiser die Nase 
voll von seichten Sendungen. Er wollte den Deutschen in einem völlig neuen 
Nachrichtenmagazin Fakten präsentieren, die sie noch nie gehört hatten: Deut-
sche Wirtschaftsführer, die am Fiskus vorbei Millionen auf Konten ins Ausland 
schaffen, deutsche Minister im Bordell, Bundestagsabgeordnete als Kinder-
schänder, Männer, die in der verbotenen Vielehe leben und an mehreren Orten 
Sozialleistungen kassieren, und viele andere wahre Begebenheiten. Doch all 
das waren Staatsgeheimnisse. Hans Meiser traf auf eine Mauer des Schweigens. 
Seine Fernseh-Produktionsfirma musste Anfang 2009 Insolvenz anmelden. Das 
freute die Hüter der Staatsgeheimnisse.

In Köln-Hürth befand sich der Sitz der Meiserschen Fernsehproduktionsgesell-
schaft. Zusammen mit Erich Wagner hatte Hans Meiser dort ein erfolgreiches 
Unternehmen aufgebaut. Im Januar 2009 war schließlich alles vorbei. Journalis-
ten berichteten wahrheitswidrig, die von Hans Meiser produzierten Formate sei-
en »offenkundig nicht mehr gefragt«. Das Gegenteil war der Fall. Hans Meiser 
und Erich Wagner hatten eine lange Liste mit Geschichten recherchieren lassen, 
die offenkundig als Staatsgeheimnisse angesehen wurden. Die großen Fernseh-
sender waren begeistert, mochten sich allerdings mit den brisanten Reportagen 
nicht die Finger verbrennen. Hans Meiser hatte im Printbereich schon einen Ko-
operationspartner gewonnen: den Bild-Chefredakteur Kai Diekmann. Die Bild-
Zeitung war grundsätzlich bereit, exklusiv am Ausstrahlungstag vorab über die 
brisanten Fernsehreportagen der geplanten neuen Produktion zu berichten – vor-
ausgesetzt, sie waren gut recherchiert, hieb- und stichfest und hatten einen guten 
Sendeplatz. Hans Meiser hat vielen leitenden Redakteuren bei den bekannten 
Femsehsendern eine lange Liste mit wahrlich exklusiven Geschichten vorgelegt. 
Ausnahmslos alle Verantwortlichen waren bei den von Hans Meiser angespro-
chenen Fernsehsendern zunächst begeistert – dann bekamen sie kalte Füße und 
dachten an ihre eigene Zukunft. Kurzum: Keiner wollte die brisanten Themen im 
Programm haben. Was aber waren das für Geschichten? Nachfolgend eine kleine 
Auswahl von mehr als 100 Themen, die eigentlich ein neues investigatives Sen-
deformat im deutschen Fernsehen ergeben sollten.

Hans Meiser wollte einige Namen einer Liste von mehr als 100 deutschen Pro-
minenten veröffentlichen, die neben Michel Friedman Kunden eines exklusiven 
Call-Girl-Rings gewesen waren. Hans Meiser verstand nicht, warum einzig Mi-
chel Friedman 2003 in Zusammenhang mit Zwangsprostituierten in die Schlag-
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zeilen geriet, der Bundesinnenminister die Akte zur Chefsache machte und die 
Namen der anderen Kunden (unter ihnen ein Fußballtrainer, drei Fußballer der 
Bundesliga, zwei Schlagersänger, 17 Politiker, acht Unternehmer und 34 Journa-
listen) aber von der Bundesregierung wie ein Staatsgeheimnis gehütet wurden. 
Hans Meiser hatte viele solcher Geschichten im Aktenkoffer.

Hans Meiser bot den Fernsehsendern einen Bericht über Bundestagsabgeordne-
te an, die regelmäßig vom Bundestag mit einem Taxischein – also auf Kosten der 
Steuerzahler – auf den Berliner Kinderstrich fuhren. Hans Meiser berichtete über 
einen ehemaligen deutschen Minister, der Stammgast in einem Berliner Bordell-
betrieb ist und dort stets für Ekel unter den Prostituierten sorgt, weil sie sich in 
seiner Gegenwart stets eine Flasche Piccolo in den After schieben mussten – der 
Herr Minister pflegt den Inhalt der Flasche dann zu trinken. Im Fernsehen wirkt 
der Herr Ex-Minister immer so sympathisch – die zwei Berliner Prostituierten 
kennen ihn allerdings von einer völlig anderen Seite. Sie bekommen Brechreiz, 
wenn sie den Mann sehen – aber sie brauchen das Geld. Übrigens: Es gab Belege 
für alle vorgenannten Geschichten.

Vielleicht kennen Sie Steffen J. – das ist jener sympathische Berliner, der schon 
dem Bundeskanzler Willy Brandt die Prostituierten besorgen musste, wenn die-
ser nicht in der damaligen Bundeshauptstadt Bonn, sondern in Berlin weilte. 
Steffen J. war damals jung und kannte viele lebensfrohe Damen. Seither hat Stef-
fen J. mit den ihn umgebenden Damen Karriere gemacht. Zu ihm kommen heute 
die Mächtigen aus dem Auswärtigen Amt, dem Kanzleramt, dem Bundestag und 
dem Bundeskriminalamt. Eine Table Dance Bar am Stuttgarter Platz ist einer der 
Treffpunkte der Gäste von Steffen J. – in den Schaukästen an der Wand hängen 
dort hinter Glas die Fotos der vielen Polit-Prominenten, die sich gern bei den 
strippenden Mädels des Steffen J. vergnügen und die schwere Last des Alltags 
vergessen möchten. Steffen J. ist inzwischen etwas älter und ruhiger geworden. 
Zusammen mit einem ehemaligen Personenschützer will er nun seine Memoiren 
verfassen – Unter der Gürtellinie könnte das Werk heißen, das unsere Polit-Pro-
minenz aus völlig ungewohnter Perspektive präsentieren wird.

Doch es gab bei Weitem nicht nur Rotlichtgeschichten. Hans Meiser hatte re-
cherchieren lassen, welche Unternehmer und Politiker bestechlich waren. Und er 
hatte recherchieren lassen, welche Politiker eine kriminelle Vergangenheit hatten 
– und, kaum im Amt, die eigene Ermittlungsakte vernichten ließen.

Meisers Fernsehproduktionsgesellschaft hatte Material, das kein anderer Sen-
der in Deutschland hatte. Im Januar 2009 kam dann die Insolvenz. Ein Ver-
antwortlicher bei einem privaten Fernsehsender sagte Hans Meiser bei einem 
Treffen, die brisanten Themen seien wirklich gut und garantierten hohe Ein-
schaltquoten. Er werde den Zuschauern aber vorsichtshalber lieber weiterhin 
Seifenopern servieren – alles andere sei politisch nicht durchsetzbar und schade 
der eigenen Karriere.

Manche Dinge möchten die Parteien und mit ihnen die Medien eben doch lie-
ber vor dem Volk verschweigen. Nehmen wir nur den Hamburger SPD-Sprecher 
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Bülent Ciftlik. Der Mitbürger ist wahrlich interessant. Mitbürger Bülent Ciftlik 
ist unter den SPD-Genossen – vorsichtig formuliert – umstritten. Sehen wir uns 
den Abend des 13. November 2006 im Kurt-Schumacher-Haus an. Da soll der 
türkischstämmige SPD-Sprecher nach einem auf Bitten des Betriebsrats angefer-
tigten Protokoll vom Pförtner der Hamburger SPD-Zentrale den Schlüssel des 
parteieigenen Peugeots gefordert haben. Wörtlich zitiert der Spiegel den Mann: 
»Als ich seiner Aufforderung nachkommen wollte, bat ich ihn, mir den Erhalt 
des Schlüssels zu quittieren. Darauf reagierte er mit Spott, er müsse hier gar 
nichts quittieren.«131a Der Pförtner bestand dann angeblich darauf, den Empfang 
des Schlüssels zu bestätigen. Ciftlik habe ihn daraufhin körperlich bedrängt: 
»Jetzt packte er mich an beiden Oberarmen, und dann schubste er mich in die 
rechte Ecke der Eingangstür.« So steht es im Protokoll. Als auch sein körperli-
cher Einsatz nichts half, habe Ciftlik dem Mann gedroht, für seinen Rauswurf 
zu sorgen: »Idiot, dies ist dein letzter Arbeitstag.« Ciftlik verweigerte zu dem 
Vorfall jegliche Stellungnahme. Was diese Auseinandersetzung angehe, so Cift-
liks Anwalt, »legt der SPD-Landesvorsitzende Wert auf die Feststellung, dass es 
sich hierbei um eine interne Angelegenheit handelt, die längst geregelt ist, über 
die eine Berichterstattung deshalb auch nicht in Frage kommt«. Was die Person 
Ciftlik betrifft, so ist das offenbar noch nicht alles. SPD-Sprecher Bülent Ciftlik 
zählt immerhin auch zum Kreis der Verdächtigen beim Hamburger Stimmzet-
telklau von 2007.131b Anfang 2007 durften die SPD-Genossen in Hamburg bei 
einer Mitgliederbefragung kundtun, wer als SPD-Spitzenkandidat zur nächsten 
Bürgerschaftswahl antreten sollte. Doch als die Urne mit den Briefwahlzetteln 
am Samstag, dem 25. Februar 2007, kurz nach 18 Uhr im Kurt-Schumacher-
Haus geöffnet wurde, da fehlten auf einmal rund 1000 ausgefüllte Stimmzettel. 
Sie waren gestohlen worden, allem Anschein nach von jemandem, der sich in 
der Parteizentrale bestens auskannte. So zumindest steht es im Untersuchungsbe-
richt: »Die Untersuchungskommission schließt aus, dass der Zugriff ohne Kennt-
nis der örtlichen Gegebenheiten erfolgt ist.« Der Bericht soll geheim bleiben. 
Wie üblich, wenn das Volk nichts erfahren soll.

Die Hamburger SPD hat ihren multikulturellen Vorzeige-Pressesprecher 
Bülent Ciftlik dann Ende Mai 2009 erst einmal beurlaubt. Hintergrund ist ein 
Ermittlungsverfahren der Staatsanwaltschaft, dem zufolge der umtriebige Mit-
bürger verdächtigt wird, eine Scheinehe zwischen einer Deutschen und einem 
Türken vermittelt zu haben. Die Staatsanwaltschaft hatte zuvor mit der Polizei 
die Privatwohnung Ciftliks durchsucht.131c

Aufbruchstimmung unter Folterknechten

Ganz oben bei der Orientierung der Bürger in Deutschland steht die grassieren-
de Angst, politisch nicht korrekt zu sein. Selbst in wirtschaftlich schlimmsten 
Krisenzeiten, in denen die Bundesregierung nicht weiß, wovon sie in naher Zu-
kunft die Renten bezahlen soll, dürfen Deutsche nicht zuvorderst an das künf-
tige Schicksal von Deutschen denken. Das wäre politisch nicht korrekt. Wäh-
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rend deutsche Sozialsysteme sich ächzend dem Zusammenbruch nähern, feierte 
die Bundesregierung 2009 beispielsweise allen Ernstes den Import irakischer 
Flüchtlinge als großen Erfolg.132 Das ist politisch korrekt. Man freut sich eben 
auf den bevorstehenden Untergang. Wie vor 80 Jahren. Auch zum Ende der Wei-
marer Republik gab es rauschende Feste und allseits zur Schau getragene Freude 
– während es in der Bevölkerung gärte.

Die Realität hinter der Freude über den Import der Iraker sah allerdings bei 
näherer Betrachtung etwas anders aus: Während die Berliner Regierung 2009 
Flüchtlinge aus dem Irak importierte, waren auf der anderen Seite des Iraks am 
Persischen Golf – in den Vereinigten Arabischen Emiraten – die Umzugskartons 
ausverkauft.133 In Städten der Emirate wie Dubai wurden nämlich in Massen die 
Europäer hinausgeworfen – oder verließen das Land fluchtartig von selbst. In 
Dubai gibt es keine Gewerkschaften, keine Sozial-, Arbeitslosen- und Renten-
versicherung für die ausländischen – meist europäischen – Arbeitnehmer. Als 
die Wirtschaftskrise kam, setzte man die europäischen Gastarbeiter einfach über 
Nacht auf die Straße. Besonders fatal: Spätestens vier Wochen nach dem Jobver-
lust muss man in Dubai als »Ungläubiger« (Nicht-Muslim) das Land verlassen 
haben. Wer dann immer noch nicht geht oder gar seine Schulden im Land noch 
nicht voll zurückbezahlt hat, der wandert sofort ins Gefängnis. Um den Flug-
hafen Dubai fand man in jenen Wochen keine Parkplätze mehr – die Ausländer 
waren mit ihren Autos zum Flughafen gefahren, hatten ihre Fahrzeuge dort abge-
stellt und das Land fluchtartig verlassen. So geht man im »liberalen« Dubai mit 
Ausländern um. Dubai und die Emirate haben nicht einen einzigen irakischen 
Flüchtling aufgenommen. Deutschland hingegen versorgt nun mit seinem So-
zialsystem künftig neben den importierten Irakern auch noch beispielsweise die 
aus Dubai zurückgekehrten Deutschen. In den Emiraten schiebt man unterdes-
sen Menschenschicksale hin und her, wie man sie wirtschaftlich gerade braucht. 
Weder irakische Flüchtlinge noch europäische Gastarbeiter will man derzeit dort 
haben. Das würde ja am eigenen Wohlstand zehren. Zum »Dank« reiste der deut-
sche Wirtschaftsminister zu Guttenberg (CDU) im Mai 2009 in die Vereinigten 
Arabischen Emirate und ersuchte die dortigen Scheichs untertänigst, doch bitte 
beim finanziell vor dem Kollaps stehenden Opel-Konzern einzusteigen.134

Wirtschaftsminister Guttenberg setzte sich mit dieser Reise über die immer 
schlimmer werdenden Foltervorwürfe gegenüber ranghohen Mitgliedern der 
Herrscherfamilie der Emirate hinweg. Es ist seit Langem schon bekannt, dass 
Mitglieder der königlichen Familie Menschen foltern. Doch bislang gab es zu 
solchen Vorwürfen keine dokumentarischen Fotos oder gar Videoaufnahmen. 
Beispielsweise hatte der stellvertretende Oberbefehlshaber der Armee der Emi-
rate, Scheich Issa bin Zayed al Nahyan, nach Aussagen unabhängiger Zeugen in 
der Vergangenheit Menschen, die ihm unsympathisch waren, mit Nagelbrettern 
verprügelt, mit Elektroschocks gefoltert, mit Benzin übergossen und angezündet. 
Geschadet hat es dem Mann nicht – im Gegenteil: Er war und ist überall ein gern 
gesehener Gast – auch in Deutschland. Schließlich entscheidet er ja über die 
Rüstungskäufe eines der reichsten Länder der Welt. Die Lage sollte sich im April 
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2009 allerdings ändern. Jedermann konnte seither am heimischen PC dem Kron-
prinzen Scheich Issa beim Foltern zuschauen. Bei YouTube gibt es ein Video von 
etwas mehr als einer Minute Länge.135 Seine Exzellenz Scheich Issa foltert darin 
mit viel Spaß vor laufender Kamera einen für ihn arbeitenden Afghanen. Scheich 
Issa sagt zu seinem Opfer: »Du Esel, du Hund« und schlägt ihn auf seiner könig-
lichen Ranch am Stadtrand von Abu Dhabi. Der Afghane fleht um sein Leben. 
Ein Polizist hält das Opfer am Boden fest. Scheich Issa stopft dem Wehrlosen 
Unmengen von Sand in den Mund, und dann schießt er voller Freude auf den 
Mann. Zum Schluss überrollt der Kronprinz sein Opfer mit einem Geländewa-
gen. Der Innenminister der Emirate hat inzwischen öffentlich eingestanden, dass 
es sich bei dem sadistischen Folterer um den königlichen Prinzen handelt. Die 
im Mai 2009 mit dem deutschen Wirtschaftsminister Guttenberg in die Emira-
te gereiste ranghohe deutsche Wirtschaftsdelegation freute sich darauf, Scheich 
Issa und seine königliche Familie treffen zu dürfen und möglicherweise mit prall 
gefüllten Auftragsbüchern und einem Rettungspaket für Opel zurückkehren zu 
können. Doch außer heißer Wüstenluft brachten die deutschen Gäste fast nichts 
aus den Händen der Folterfamilie mit.136

Doch halt, es gab da einen Wunsch aus den Emiraten. In mehreren bayerischen 
Dörfern sollen die Kirchenglocken künftig nicht mehr läuten. Die ärgern nämlich 
das Gefolge des islamischen Prinzen, der sich dort ein Luxus-Anwesen gekauft 
hat.

Leni Gröbmaier, Bürgermeisterin im bayerischen Dietramszell, ist entsetzt. 
Sie hatte im Internet jenes Video gesehen, das Scheich Issa bin Zayed Sultan 
al Nahyan beim Foltern eines Wehrlosen zeigt. Der arabische Folterscheich hat 
auf dem Gemeindegebiet von Dietramszell ein altes Hofgut – Gut Schlickenried 
– gekauft. Zunächst freute man sich im Dorf über den kapitalkräftigen arabi-
schen »Märchenprinzen«, die Handwerker hofften auf Aufträge. Doch aus dem 
Traum wurde ein Albtraum. Bei örtlichen Wirts- und Geschäftsleuten wie auch 
den Handwerkern hielt die Vorfreude deshalb nicht lange an: »Märchenprinz« 
Scheich Issa ließ die 100 Mitglieder des 1974 gegründeten Reitervereines, die 
ihre Pferde auf Gut Schlickenried eingestellt hatten, beim Kauf des Hofguts auf 
die Straße setzen, baute den Gutshof mit billigen Gastarbeitern zum hoch gesi-
cherten Luxus-Anwesen mit eigenem Tennisplatz, Hallenbad und islamischem 
Gebetsraum aus.

Bürgermeisterin Gröbmaier sieht Dietramszell und das auf eine lange Ge-
schichte zurückblickende Gut Schlickenried nun dank des Foltervideos und auf-
grund der Anwesenheit des Prinzen in die Negativ-Schlagzeilen rücken und er-
klärt diesbezüglich nur: »Da fehlen mir die Worte.« Das schockierende Video sei 
»natürlich sehr unerfreulich für unsere Gemeinde«. Selbst Dietramszells Pfarrer 
Hans Koller fühlt sich inzwischen durch den Prinzen und sein Gefolge ans »fins-
terste Mittelalter« erinnert. Viele Dietramszeller Nachbarn haben Scheich Issa, 
den Sohn des Staatsgründers, Bruder des Präsidenten und des Kronprinzen der 
Vereinigten Arabischen Emirate, inzwischen im Internet auf dem Foltervideo er-
kannt. Sie haben mit eigenen Augen gesehen, wie er einem Wehrlosen Salz in 
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die Wunden streut, ihm die Knochen bricht, auf ihn schießt und ihn dann mit 
seinem Geländewagen überfährt. Auch um Gut Schlickenried ist es unterdessen 
nicht gut bestellt. Das einst offen zugängliche Gelände wurde inzwischen auf 
Anweisung des Prinzen aus »Sicherheitsgründen« weiträumig eingezäunt, wird 
rund um die Uhr von einer Sicherheitsfirma überwacht. Vom Bürgermeisteramt 
bis zum Bauausschuss sind alle örtlichen Stellen nur noch genervt, weil der Prinz 
ständig neue Sonderwünsche hat. Mal fordert er im Außenbereich (Landschafts-
schutzgebiet) eine Umgehungsstraße, mal einen Sichtschutzzaun.

Geld spielte dabei bislang keine Rolle. Und die Wünsche werden immer dreis-
ter. In seiner Heimat hatten Mitarbeiter des Prinzen dann verkünden lassen, dem-
nächst auch das Glockengeläut der umliegenden Gemeinden verbieten lassen zu 
wollen. Noch hat man in den christlichen Dörfern um Dietramszell-Lochen diese 
Botschaft des islamischen Prinzen nicht wirklich vernommen. Die Münchner 
Zeitung tz hat eine Auflistung der Forderungen des Folter-Prinzen in Bayern ver-
öffentlicht. Im Kommentarbereich findet sich seither kein Satz öfter als: »Die 
Forderung ist: Keine Einreise dieses Mannes mehr nach Deutschland!«

Man kann es den Herrschern von Dubai wohl kaum übel nehmen, wenn sie 
über deutsche Politiker lachen. Da wirft man die deutschen Gastarbeiter in Scha-
ren ohne Dank oder Abfindungen aus dem Land und foltert ausländische Arbeits-
kräfte vor laufender Kamera, während sich kurz darauf einer der wichtigsten 
deutschen Minister verbeugt und untertänigst um eine Finanzspritze für den an-
geschlagenen Opel-Konzern fleht. Was werden die Scheichs wohl von dem deut-
schen Adelsvertreter und seinem Volk denken: Es wird doch belohnt, wenn man 
sich auf Kosten anderer die Taschen füllt. Das sehen wohl nicht nur arabische 
Scheichs so. Auch die EU-Volkszertreter haben das längst schon verinnerlicht.

Nehmen wir nur einmal die für Deutschland im EU-Parlament sitzenden Ab-
geordneten. 76 dieser deutschen Abgeordneten haben privat in eine Lebensversi-
cherung investiert, die ihnen im Alter üppige Zusatzeinkommen bescheren sollte. 
Dann kam allerdings die Wirtschaftskrise. Und mit ihr die Verluste. Diese priva-
ten finanziellen Verluste sollen nun die Steuerzahler für die Abgeordneten tragen. 
Normale deutsche Rentner bekommen im Alter Minirenten. Abgeordnete der 
Europäischen Union aber haben Anspruch auf üppige Pensionen. Ein Beispiel: 
Wer wenige Jahre im EU-Parlament gesessen hat, der erhält mehr als 5000 Euro 
Pension – ein Durchschnittsverdiener müsste dafür 200 Jahre in die Sozialversi-
cherung einbezahlen! Das reicht den EU-Abgeordneten, die ja zudem auch noch 
eine nationale Altersversorgung in ihren Herkunftsländern bekommen, noch lan-
ge nicht. Mehr als die Hälfte von ihnen hat daher eine private Altersversorgung: 
Die Abgeordneten haben Geld in einen privaten Luxemburger Fonds einbezahlt, 
der in vergangenen Jahrzehnten für seine klassische und risikoarme Anlage des 
Kapitals bekannt war. Geblendet von den Kursgewinnen der Konkurrenz haben 
die Fondsmanager jedoch mehr und mehr die Vorsicht fallen lassen – und mit 
den Geldern der Abgeordneten an der Börse gezockt. Verluste in zweistelliger 
Millionenhöhe hat das dem Freiwilligen Pensionsfonds der EU-Abgeordneten 
inzwischen eingebracht. Beinahe alle Abgeordneten treten jetzt dafür ein, dass 
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das Europaparlament – mithin der Steuerzahler – die Spekulationsverluste über-
nimmt. Hören Sie dieses höhnische Lachen Ihres EU-Abgeordneten? Spüren Sie, 
wie man dort die Bodenhaftung verloren hat? Allein schon der Gedanke, Steu-
erzahler für private Spekulationsverluste haften zu lassen, ist mehr als dreist. 
Irgendwann werden die Steuerzahler sich dieses höhnische Lachen wohl nicht 
mehr bieten lassen. Weder aus den Vereinigten Arabischen Emiraten und Dubai 
noch aus dem Europäischen Parlament und auch nicht von den Regierenden in 
Berlin. Wirtschaftskrise und Massenentlassungen werden diese Entwicklung be-
schleunigen. Fakt ist: Deutschland ist bankrott – und die Normalbürger haben 
einen »Wutstau«.

Die 91 Jahre alte Psychoanalytikerin Margarete Mitscherlich kann sich noch 
daran erinnern, wie ihr Vater Anfang der 20er-Jahre des vergangenen Jahrhun-
derts zur Bank ging. Diese Bank, bei der er sein ganzes Erspartes hatte, die ging 
pleite. Der Vater kam nach Hause, legte den Kopf auf den Tisch und weinte. Die 
lebenserfahrene Psychoanalytikerin erklärte den Deutschen 2009 in einem Inter-
view mit dem Titel »Finanzkrise – So gehen Sie mit Ihrer Angst um«, was nun 
zu tun ist. Sie rät uns allen: »Jeder von uns kann und muss sich schlaumachen, 
damit er nicht allein auf Treu und Glauben angewiesen ist, sondern wenigstens 
die richtigen Fragen stellen kann, bevor er ein Geschäft tätigt, baut oder sein Er-
spartes in ein bestimmtes Papier investiert. Wir alle müssen leider Gottes unsere 
Kindlichkeit aufgeben.«137 Wir müssen uns also schlaumachen. Und wir dürfen 
uns nicht länger auf Treu und Glauben auf andere verlassen – weder auf Banker 
noch auf Politiker in Berlin, Brüssel und Luxemburg.

Der Niedergang befördert derweilen jene, die sich in Krisenzeiten als Retter 
präsentieren. Im Juni 2009 konnte jeder EU-Bürger sehen, wie stark der Rü-
ckenwind für Rechtsextremisten in Zeiten wirtschaftlicher Not geworden ist. Die 
belgische Vlaamse Belang, die französische Front Nationale und die britische 
British National Party haben bei der Europawahl ihre Kräfte gesammelt. Im EU-
Parlament entsteht ein immer größerer Block, der weit über den Rechtspopulis-
mus hinausgeht und auch Gewalt zur Durchsetzung der eigenen Ziele toleriert. 
Doch es sind nicht nur die bekannten Gruppen, die Sorge bereiten.

Wie zu Zeiten der großen Wirtschaftskrise in den 1930er-Jahren haben Rechts-
extremisten europaweit wieder großen Zulauf. Überall dort, wo man eigentlich 
Lehren aus der Vergangenheit hätte ziehen wollen, da marschieren sie nun wie-
der im braunen Gleichschritt. In Ungarn etwa. Am 15. März 2009, dem Natio-
nalfeiertag, spielte sich auf dem Budapester Heldenplatz eine martialische Ze-
remonie ab: Von Hunderten Polizisten geschützt, vereidigte die rechtsextreme 
»Ungarische Garde« (ungarisch Magyar Gárda) 650 neue Mitglieder.138 Die 
neuen Gardisten würden »ein neues Kapitel der ungarischen Geschichte sch-
reiben«, teilte Gabor Vona mit. Er ist der Gründer der Garde und Vorsitzende 
der rechtsextremen Partei »Bewegung für ein besseres und rechteres Ungarn« 
(kurz Jobbik). In Zeiten, in denen die schlimme Wirtschaftskrise die Versprechen 
der Globalisierung Lügen straft, gewinnen die Extremisten leicht neue Anhän-
ger. In nicht einmal einem Jahr ist Ungarn von einem der vielversprechendsten 



65

EU-Neumitglieder zu einer wirtschaftlichen Notstandsregion geworden. Parallel 
dazu erleben die Extremisten einen ungeahnten Aufstieg. Die Magyar Gárda 
lehnt sich in Aussehen und Programm stark an die »Pfeilkreuzler« an, die be-
rüchtigte ungarische Nazipartei während des Zweiten Weltkriegs. Das Symbol 
der Pfeilkreuzler erinnert an die Hakenkreuzbinden der Nazis. Das soll es auch. 
Martialisch wirkend marschieren die sich heute Ungarische Garde nennenden 
Pfeilkreuzler mit schwarzen Uniformen und rot-weißen Halstüchern durch die 
Straßen des Landes. Sie wollen ganz gezielt Angst und Schrecken verbreiten. Sie 
wollen »aggressive« Stärke zeigen – und zwar als »Bürgerwehr«. Sie marschie-
ren vor allem durch die Siedlungen mit hohem Zigeuneranteil. Sie schlagen linke 
Journalisten zusammen und greifen jeden an, den sie für kriminell halten. Das 
erklärte Ziel der Ungarischen Garde besteht darin, das heute als »seelisch und 
geistig wehrlose Ungarn« auch mit der Waffe in der Hand zu verteidigen, insbe-
sondere gegen Rumänien und die Slowakei. In den Nachbarländern leben starke 
ungarische Minderheiten, die irgendwann von der paramilitärischen Truppe ins 
Mutterland »zurückgeholt« werden sollen. 19 Prozent der Ungarn können sich 
inzwischen mit den Idealen der Ungarischen Garde anfreunden.139

Auch in Italien bilden sich seit dem Beginn der Wirtschaftskrise Ende 2008 im-
mer mehr paramilitärische Bewegungen, die von der Politik sogar ausdrücklich 
als »Bürgerwehren« gefördert werden. In jeder Stadt haben sie einen anderen 
Namen. In Mailand heißen sie City Angels und sind mit dem Segen der Stadt-
verwaltung unterwegs. In fast allen kleineren norditalienischen Städten nehmen 
Bürger inzwischen aktiv an der »Verteidigung des Territoriums« teil. Auch in 
Verona machen besorgte Bürger mobil. Verona, die einstige Römersiedlung und 
seit dem Mittelalter ein blühendes Kultur- und Handelszentrum, gilt ausländi-
schen Touristen als Inbegriff italienischer Urbanität. Jedes Jahr kommen in den 
Sommermonaten Hunderttausende, um die Freilichtopern in der Arena zu be-
suchen. Viele Einwohner Veronas fühlen sich heute bedroht, haben Angst vor 
der wirtschaftlichen Zukunft und den Ausländern, die ihnen mehr Niedergang 
und Kriminalität gebracht haben. Zwei von drei Bürgern haben bei der letzten 
Wahl die rechtspopulistische Lega Nord gewählt. Seither regiert Flavio Tosi, 39, 
im Palazzo Barbieri, dem Rathaus gleich neben der antiken Arena. Die Basler 
Zeitung hat den Bürgermeister in Verona besucht. Tosi sagte dem Blatt über seine 
Bürgerwehr: »Es sind Bürger, die etwas für andere Bürger tun.«140 Die Zeitung 
berichtet weiter über den Mann: »Mit hellen Jeans, ausgebeultem Sakko und 
ohne Krawatte entspricht er bewusst nicht dem sonst üblichen Stil der politi-
schen Klasse. Im Gespräch gibt er sich offen und umgänglich. Dabei haben seine 
Verordnungen ihm in Italien den Spitznamen »Sheriff von Verona« eingebracht: 
Kaum im Amt, verhängte Tosi Geldbußen gegen Obdachlose und Prostituierte, 
ließ die Polizei gegen fliegende Händler aufmarschieren und ein Roma-Lager 
räumen. Trotzdem oder gerade deswegen ist er auch im feinen Teil Veronas po-
pulär.«141 Mitunter schlagen solche Bürgerwehren brutal zu – in Neapel etwa. 
Dort haben sie im Jahre 2008 eine ganze Roma-Siedlung in Brand gesetzt und 
die Einwohner mit Gewalt vertrieben.
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Milizen und Bürgerwehren werden überall wieder salonfähig – auch in Russ-
land. Im Frühjahr 2009 teilte das russische Innenministerium in Moskau mit, 
man plane die Aufstellung von Bürgerwehren.142 Zudem sollen auch sogenannte 
Selbstverteidigungstrupps die öffentliche Ordnung überwachen. Die Bürgerweh-
ren – im Russischen »narodnaja druschina« genannt – sollen bei der Abwehr von 
Verbrechen durchaus das Recht auf Waffengebrauch haben. Als Vorbild gelten 
dabei die Schutztruppen, die Bürger nach den Terroranschlägen 1999 auf Mos-
kauer Wohnhäuser selbst gebildet hatten. Im Visier der Bürgerwehr stehen heute 
vor allem »potenzielle Terroristen«. Im russischen Sprachgebrauch sind das vor 
allem die aus asiatischen Republiken zugewanderten Kaukasen.

Solche Bürgerwehren entstehen immer dann und dort, wo staatliche Autorität 
zerfällt, der Staat die Sicherheit der Bürger nicht länger garantieren kann. In 
Deutschland hat es Bürgerwehren zuletzt nach dem Zweiten Weltkrieg gegeben. 
So berichtet eine Zeitung aus dem Münsterland: »Nach dem Zweiten Weltkrieg 
bildet sich eine kleine Mistgabel-Bürgerwehr zum Schutz vor einer marodieren-
den Soldateska. Bei Überfällen schlagen die Menschen mit Topfdeckeln, alar-
mieren so ihre Nachbarn und bitten um schnelle Hilfe.«143 Es wird nicht lange 
dauern, dann dürfte wohl auch in Deutschland der Ruf nach neuen Bürgerwehren 
wieder lauter werden. Überall in Europa werden die Menschen unruhig. Staaten 
stehen vor der Pleite. Staaten werden zahlungsunfähig. Großbritannien, Grie-
chenland, Spanien, Italien, Island, Irland, Rumänien und Bulgarien – sie alle 
stehen vor dem finanziellen Ruin. Das sich abzeichnende Beben wird eben nicht 
nur durch Deutschland gehen. Es betrifft ganz Europa. Wieder einmal.

Wunderland ist abgebrannt

Kennen Sie Hannelore Müller-Bergen? Die 82 Jahre alte Rentnerin musste im 
Frühjahr 2009 aus einem Senioren-Wohnstift in Hamburg-Stellingen ausziehen. 
Banker hatten die Ersparnisse der älteren Dame – 10 000 Euro – in Wertpapiere 
der US-Investmentbank Lehman Brothers investiert. Rund 50 000 Deutschen er-
ging es dann wie Hannelore Müller-Bergen – mit der Lehman-Bankenpleite war 
das ganze Geld auf einen Schlag weg.144 Aus. Ende. Schluss. Die Ersparnisse 
komplett verloren. Wie nach dem Krieg. Schon einmal hatte die Familie von 
Hannelore Müller-Bergen nach einem Krieg alles verloren. Das schürt die Wut 
im Bauch.

Ebenso kalt wie viele andere arme deutsche Rentner hat es 2009 dann auch die 
Superreichen der Welt erwischt: Gab es im Jahre 2008 noch 1125 Milliardäre auf 
der Welt, so waren es 2009 dank des Finanzmarkt-Crashs nur noch 793.145 Al-
lein die reichsten Menschen der Welt büßten binnen weniger Tage 1,4 Billionen 
Dollar ein. Das Geld hatte sich am Horizont der Börsenblasen schlicht in Rauch 
aufgelöst. Auch Reiche können verzweifelt sein. Das vereinte sie in dieser Zeit 
mit den einfachen Menschen da draußen.

Die Hamburger Rentnerin Hannelore Müller-Bergen hat mit ihren 82 Jahren 
brav ihr Zimmer im Senioren-Wohnstift geräumt. Sie musste in eine kleine bil-
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lige Wohnung umziehen. Hannelore Müller-Bergen musste aufpassen bei der 
Suche nach einer neuen Wohnung. Immerhin werden wegen der wachsenden 
Kriminalität immer mehr Hamburger Stadtteile still und leise zu Notstandsge-
bieten erklärt. Das verwundert Kriminologen nicht: Mit jedem Prozentpunkt, 
den die Arbeitslosenquoten steigt, steigt die Kriminalität parallel dazu um fünf 
Prozent. Das lernen Kriminologen im ersten Semester. Und in vielen Hamburger 
Stadtteilen steigt die Arbeitslosigkeit. Die Polizei nennt solche Gebiete, in denen 
sie Sonderrechte gegenüber dem Bürger hat, natürlich nicht »Notstandsgebiete«. 
Das würde die Bürger zu sehr beunruhigen. Man nennt sie schlicht »Gefahren-
gebiete«. Nach St. Pauli, Bergedorf und Rahlstedt sind seit April 2009 nun auch 
Hamburg-Lurup und Hamburg-Osdorf »Gefahrengebiete«, in denen die Polizei 
mit den herkömmlichen rechtsstaatlichen Mitteln die Bürger nicht mehr vor der 
grassierenden Kriminalität schützen kann.146

Sofern in einer Stadt oder in einem Stadtteil die Zahl der Straftaten ungewöhn-
lich hoch ist, dann kann von der Polizei ein Gefahren- beziehungsweise Kont-
rollgebiet eingerichtet werden. Normalerweise kann die Polizei Bürger nur bei 
konkretem Verdacht kontrollieren. In solchen Gefahrengebieten aber eben auch 
ohne Verdacht. Menschen können dort einfach so durchsucht werden; und die 
Personalien können aufgenommen werden. In Hamburg werden immer schneller 
immer mehr Stadtviertel zu »Gefahrengebieten«. Zwölf Gefahrengebiete wurden 
zur Bekämpfung der Schwerstkriminalität seit 2005 eingerichtet, 21 zur »vor-
beugenden Bekämpfung der sonstigen Kriminalität«. Allein der Aufenthalt in 
einem »Gefahrengebiet« berechtigt die Polizei zur Kontrolle. Die Daten der kon-
trollierten Bürger werden drei Monate lang gespeichert.147

Rund ein Viertel der Einwohner der Hamburger »Gefahrengebiete« sind Zu-
wanderer, viele sind schwerstkriminell. Ein Drittel der Zuwanderer lebt von So-
zialhilfe. Gewiss, die Wohnungen dort sind billig. Aber in ein offizielles »Gefah-
rengebiet« wollte Hannelore Müller-Bergen nun auch nicht ziehen. Der Verlust 
ihrer Finanzen war schlimm. Aber irgendwie muss es für die Frau ja weitergehen. 
Sie hat den Absturz, den sie nicht zu verantworten hat, irgendwie verkraftet. An-
dere haben den finanziellen Absturz nicht wegstecken können: Adolf Merckle, 
der fünftreichste Deutsche mit einem geschätzten Vermögen von fast 13 Milli-
arden Dollar, verlor zeitgleich mit Hannelore Müller-Bergen sein Geld: Milliar-
den. Der 74 Jahre alte Mann konnte die finanziellen Sorgen um den Geldverlust 
einfach nicht verkraften. Am 5. Januar 2009 warf er sich in seiner Heimatstadt 
Blaubeuren vor einen Zug.148

Wirtschaftstrottel: die Namen der für 
den Crash Verantwortlichen

In jenen Wochen nahmen sich viele Menschen das Leben, die infolge der gro-
ßen Weltfinanzkrise unverschuldet große Teile ihres Vermögens verloren hatten. 
Merkwürdigerweise wählte in Deutschland nicht eine jener Personen den Frei-
tod, die für die schlimme Finanzkrise mitverantwortlich waren. Etwa die fünf 
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Wirtschaftsweisen – also jene Wissenschaftler, die über Jahre hin vollmundig 
die weitere Liberalisierung der deutschen Finanzmärkte gefordert und damit 
in Deutschland die Voraussetzungen für den ungebremsten Crash extrem ver-
schlimmert hatten.

Im Gegensatz zu Managern werden die »Wirtschaftsweisen« auch künftig nicht 
dafür zur Verantwortung gezogen, wenn sie anstelle von Weisheiten bisweilen 
Unsinn von sich geben. Nur Manager sollen künftig haften. Wenige Monate vor 
der Bundestagwahl beschloss die Bundesregierung im Mai 2009 einige Maß-
nahmen, die aufhorchen lassen. Mit mindestens einem Jahresgehalt sollen Ma-
nager künftig haften, wenn mit ihrem Unternehmen etwas schiefgeht.149 Darauf 
verständigte sich die schwarz-rote Koalition in Berlin. Die Wirtschaftsverbände 
waren entsetzt. Union und SPD einigten sich auf eine weitere einschneidende 
Maßnahme: Erfolgsprämien gibt es für Manager künftig erst zum Schluss ihrer 
Tätigkeit – die Auszahlung von Erfolgsprämien darf erst am Ende der Vertrags-
dauer erfolgen.

Politiker und »Wirtschaftsweise« haben nichts zu befürchten – sie dürfen auch 
weiterhin jeden Schaden anrichten, ohne finanziell persönlich dafür zur Rechen-
schaft gezogen zu werden. Über viele Jahre hinweg haben die fünf Wirtschafts-
weisen die völlige Liberalisierung der deutschen Finanzmärkte und die Abset-
zung der Finanzaufsicht gefordert. Der aus fünf Wissenschaftlern bestehende 
Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
erstellt Jahr für Jahr wichtige Gutachten für die Bundesregierung. Er hat eine 
gesetzlich fest umrissene Aufgabe: Die hoch dotierten »Experten«, die bei der 
Abwendung der Finanzkrise wie viele andere aus den Führungsetagen eher als 
Wirtschaftstrottel auffielen, sollen eigentlich laut Gesetz »Fehlentwicklungen 
und Möglichkeiten zu deren Vermeidung aufzeigen (...)«. Die Wirtschaftsweisen 
sind somit eigentlich dazu verpflichtet, Schaden von der deutschen Wirtschaft 
abzuwenden. Getan haben sie genau das Gegenteil – sie haben mit den Gutachten 
der vergangenen Jahre und mit ihren öffentlichen Äußerungen auch hierzulande 
erst die Voraussetzungen dafür geschaffen, dass die Weltfinanzkrise Deutschland 
mit voller Wucht treffen kann. Ob sie das aus Dummheit, aus Unfähigkeit oder 
gar mit voller Absicht getan haben, ist rückblickend unerheblich. Sie haben un-
zutreffende Prognosen erstellt, die schlimme Folgen haben. Ein Beispiel: Die 
angeblichen »Wirtschaftsweisen« haben noch im Oktober 2008 für das Jahr 2009 
ein Wirtschaftswachstum von 0,2 Prozent in Deutschland vorhergesagt. Nur ein 
halbes Jahr später glaubten sie, dass das deutsche Bruttoinlandsprodukt im Jahre 
2009 um sechs Prozent schrumpfen werde. Sind die deutschen »Weisen« nun 
allesamt unfähig? Taugen ihre wissenschaftlichen Instrumente nicht oder schrei-
ben sie vorsätzlich Unfug auf, der schon wenig später von der Realität überholt 
wird?

Bis Februar 2009 war der Volkswirt Bert Rürup Vorsitzender der »Wirtschafts-
weisen«. Der Mann erklärte am 19. März 2008: »Ich rechne in diesem Jahr mit 
keinen gravierenden Auswirkungen auf die deutsche Konjunktur. Die deutsche 
Wirtschaft ist trotz der US-Finanzmarktkrise weiter robust.« Diese Aussage 
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griff am gleichen Tag auch die Bundeskanzlerin Angela Merkel auf und mein-
te: »Die Aussichten für den Haushalt 2008 sind hervorragend.« Finanzminister 
Peer Steinbrück, mit den Gutachten von Leuten wie Rürup »bestens« für die 
wirtschaftliche Zukunft Deutschlands gewappnet, setzte am 19. März 2008 noch 
eins drauf: »Uns liegen überhaupt keine Anzeichen dafür vor, dass sich zusätzli-
che Belastungen für die deutsche Wirtschaft ergeben. Die Bundesregierung sieht 
momentan nicht die Notwendigkeit eines staatlichen Eingreifens.« Die Folgen 
sind bekannt.

Ex-Wirtschaftsweiser Bert Rürup hat nicht nur als »Wirtschaftsweiser« kein 
großes Gespür für die Sicherheit von Kapitalanlagen bewiesen, auch privat hat 
er viel Geld verzockt: Er bestätigte 2009, bei der Pleite der Lehmann-Bank im 
Herbst 2008 den Gegenwert »eines guten Automobils« verloren zu haben.150 Die 
von ihm entwickelten und geförderten Finanzmodelle vertritt der an der Wirt-
schaftskrise Mitschuldige nun als Chefökonom für die zum Schweizer Lebens-
versicherer Swiss Life gehörende AWD Holding AG, den größten europäischen 
Finanzvertrieb. Jene, die wie Rürup in den vergangenen Jahren ihren Beitrag zur 
Entstehung der Krise geleistet haben, kassieren also in jedem Fall weiterhin ab. 
So gut wie alle Mitverantwortlichen treten frech in der Öffentlichkeit oder in 
Talkshows auf und geben dreist Tipps, wie die von ihnen mitzuverantwortende 
Krise bewältigt werden könnte.

Solche Personen zieht in Deutschland niemand zur Verantwortung. Im Gegen-
teil, man verehrt diese Versager weiter. Man muss nicht lange suchen, wenn man 
die Namen jener Personen, die für den gigantischen Wirtschaftscrash und für die 
aufkommende neue Massenarbeitslosigkeit mitverantwortlich sind, in Erfahrung 
bringen will. Jahr für Jahr haben sie sich schließlich im Schweizer Davos beim 
World Economic Forum (Weltwirtschaftsforum) getroffen und mit ihrem dorti-
gen Palaver erst die Voraussetzungen dafür geschaffen, dass heute überall in der 
Welt unvorstellbare von Menschen geschaffene Werte vernichtet werden. Man 
kann die Teilnehmerlisten des World Economic Forum Jahr für Jahr durchsehen. 
Und man wird auf vielen Seiten die Namen hochdotierter Wirtschaftstrottel fin-
den, die die Welt aus Dummheit oder mit Vorsatz in den Abgrund gesteuert ha-
ben. Vergessen wir nicht jene Journalisten und Vertreter der »Qualitätsmedien«, 
die den Versagern des World Economic Forums bereitwillig ihre Foren öffneten 
und damit überhaupt erst zur Verbreitung des merkwürdigen Glaubens an die un-
entwegten Gewinnchancen eines entfesselten globalen Kapitalmarktes beigetra-
gen hatten. Viele von ihnen hätten es – aus der subjektiven Sicht jener Menschen, 
die im Zuge der Finanzkrise ihre gesamten Ersparnisse verloren haben – ganz 
sicher verdient, vor ein Tribunal gestellt und abgeurteilt zu werden.

Wussten Sie eigentlich, dass die führenden Politiker der schwarz-roten gro-
ßen Koalition auf den Seiten 86 und 87 ihres Koalitionsvertrages Empfehlun-
gen für angeblich »innovative Finanzprodukte« wie Hedgefonds, Private Equity 
und die Förderung von True-Sale-Verbriefungen aufgenommen haben? Brand-
gefährliche und äußerst riskante Geldanlagen sollten von der Bundesregierung 
bevorzugt behandelt werden – so war der Finanzcrash mit Rückendeckung der 
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Politik auch in Deutschland durch Dummheit und Unfähigkeit programmiert! 
Die Bundesregierung und die Politiker von Merkel bis Steinmeier können also 
nicht sagen, sie hätten das alles nicht gewusst. Menschen wie Bundeskanzlerin 
Angela Merkel (CDU) haben riskante Geldanlagen ausdrücklich unterstützt. Da-
rüber hinaus haben Finanzwissenschaftler dazu ermuntert, unkritisch für riskante 
Geldanlagen zu werben.

Es existiert eine Liste von Personen, die für die staatlichen Verluste mit ver-
brieften US-Hypothekendarlehen in Deutschland mitverantwortlich sind. Jeder-
mann kann sie einsehen. Auf dieser Liste stehen einerseits die Namen von Per-
sonen, die aktiv zur Einführung der maroden Finanzierungen beigetragen hatten 
(entweder durch den Ruf nach Liberalisierung der Finanzmärkte oder durch Ver-
zicht auf staatliche Kontrollen), und andererseits jene, die dafür zuständig sind, 
dass die gigantischen Verluste nun allein vom deutschen Steuerzahler getragen 
werden – und die Verantwortlichen nicht einen Cent dazu beisteuern müssen.

Alexander Dill hat diese Liste zusammengestellt.151 Auf ihr stehen beispiels-
weise152: der Volkswirt Josef Ackermann (Vorstand Deutsche Bank), der Be-
triebswirt Roland Berger (Ex-Berater von Bundeskanzler Schröder), der Jurist 
Wolfgang Clement (früher Bundeswirtschaftsminister – heute Aufsichtsrat bei 
RWE Power, bei Dussmann und bei DIS sowie Aufsichtsrat des russischen Be-
ratungsunternehmens Energy Consulting), Hans Eichel (Ex-Bundesfinanzminis-
ter), der gelernte Taxifahrer Joseph Martin Fischer (Ex-Vizekanzler – heute As-
sociate Albright LLC), der Volkswirt Otmar Issing (Ex-Chefvolkswirt Deutsche 
Bundesbank – heute Advisor Goldman Sachs), der Jurist und CDU-Generalse-
kretär Volker Kauder, Bundeskanzlerin Angela Merkel, der gelernte Fliesenleger 
und Ex-Arbeitsminister Walter Riester, der Volkswirt Bert Rürup (Ex-Vorsitzen-
der der »Rürup-Kommission« – heute Chef-Ökonom von AWD), der Volkswirt 
Peer Steinbrück (Ex-Finanzminister NRW – heute Bundesfinanzminister), der 
Volkswirt Hans Tietmeyer (Ex-Bundesbankpräsident – heute Aufsichtsrat der 
Depfa-Bank), der Volkswirt Axel Weber (Ex-Wirtschaftsweiser – heute Präsi-
dent der Deutschen Bundesbank) und der Volkswirt Ernst Welteke (Ex-Präsident 
der Deutschen Bundesbank). In seinem lesenswerten Buch Der große Raubzug 
nennt Alexander Dill die vorgenannten Personen als Mitverantwortliche der 
schweren Krise. Im Gegensatz zum Milliardär Adolf Merckle, der sich in schlaf-
losen Nächten Gedanken über die Zukunft seiner Mitarbeiter machte, hat sich 
von den Verantwortlichen bis zur Drucklegung dieses Buches nicht einer vor 
den Zug geworfen. Wahrscheinlich kommen sich die vorgenannten Personen so-
gar weiterhin ganz wichtig vor. Und wahrscheinlich werden sie deshalb auch 
weiterhin nicht daran denken, mit ihrem eigenen Vermögen für die von ihnen 
angerichteten Schäden zu haften. Warum auch – sie haben doch nichts damit zu 
tun. Das Volk auf der Straße muss die Folgen nun bezahlen. So wächst denn die 
Verzweiflung in der Bevölkerung.

Schlimmer noch: Während die Krise mit voller Wucht auf das Land zurollte, 
erklärten »Fachleute« den Abschwung 2009 öffentlich für beendet. Dutzende 
deutscher Großkonzerne kündigten derweil für den Herbst 2009 Massenentlas-
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sungen an. Die Arbeitslosenzahlen schossen in die Höhe. Parallel dazu schwa-
dronierte etwa Christian Dreger, Konjunkturchef beim Deutschen Institut für 
Wirtschaftsforschung (DIW), im Mai 2009: »Das Schlimmste liegt hinter uns.« 
»Das Schlimmste liegt hinter uns«, sagte auch Norbert Walter, Chefvolkswirt 
der Deutschen Bank. Das ehemalige Nachichtenmagazin Der Spiegel berichtete 
darüber unter der Schlagzeile »Ende des Abschwungs in Sicht«.153

Ohnmächtiger Zorn und Verzweiflung

In jenen Wochen, als Adolf Merckle sich im Januar 2009 vor den Zug warf, da 
hängten sich viele Menschen auf. Der Sänger Bob Marley hatte am 11. Mai 1981 
auf dem Sterbebett in Miami gesagt: »Geld kann Leben nicht kaufen.« Erstaun-
licherweise interessierten wir uns zu Beginn der Finanzkrise weitaus mehr für 
das verlorene Geld als für das Leben, das hinter dem verlorenen Geld steht. Ein 
Beispiel von vielen: Im beschaulichen Dorf Steinen im Westerwald schießt ein 
Mann seiner 62 Jahre alten Frau in den Kopf, geht in die Scheune und erhängt 
sich. Die Frau überlebt schwerverletzt. Als »Familiendrama« geht der »Vorfall« 
in die regionale Berichterstattung des Westerwaldes ein.154 Das war’s denn auch 
schon. Die Familie hatte vor dem Hintergrund der aktuellen Finanzkrise große 
finanzielle Probleme. Wen interessierte das? Ein Einzelfall? Nein, keineswegs. 
Tödliche Familiendramen häuften sich. Die Bundesregierung und andere west-
liche Regierungen haben das sehr aufmerksam registriert. Denn es passierten 
zeitgleich Dinge, die beunruhigender waren als die »Familientragödien« – die 
Repräsentanten der großen Wirtschaftsunternehmen und Banken wurden in eu-
ropäischen Staaten vom Volk bedroht und angegriffen. Den angestauten Hass je-
ner, die begriffen, dass sie weite Teile ihrer Lebensgrundlagen verlieren würden, 
den fand man in fast keiner Zeitung als Notiz. Er wurde vor allem von deutsch-
sprachigen Journalisten ignoriert.

Da wurden Menschen wie »Freddy der Schredder« angegriffen. Freddy der 
Schredder (»Fred the Shred«) heißt im echten Leben Fred Goodwin und war 
oberster Chef der drittgrößten europäischen Bank – der Royal Bank of Scotland. 
Freddy der Schredder trieb diese Bank rücksichtslos in den Bankrott, sicherte 
sich selbst aber eine fette Abfindung. Bis an sein Lebensende bekommt der heute 
50 Jahre alte Banker jährlich 693 000 Pfund Pension – das sind umgerechnet 
745 000 Euro. Unter Freddy dem Schredder ist der Aktienwert der Royal Bank 
of Scotland um 98 Prozent (in Worten: achtundneunzig!!!) gefallen – die briti-
sche Regierung musste das Geldhaus mit vielen Milliarden Pfund stützen, um es 
vorerst vor dem Kollaps zu retten. Seither lauern die um ihre Vermögen betroge-
nen Briten im vornehmen Edinburgher Stadtviertel The Grange und warten auf 
eine Chance, den dort wohnenden Mann zu lynchen. Seinem 600er-Mercedes 
haben sie schon die Scheiben eingeschlagen, täglich bekommt er Drohbriefe, die 
Fensterscheiben seines Haus wurden eingeworfen.155 Es gab viele solche Fälle in 
Großbritannien.

Auch in den Vereinigten Staaten kam es auf einmal zu Übergriffen auf Banker, 
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etwa gegen AIG-Mitarbeiter. Die American International Group (AIG) ist ein 
amerikanischer Versicherungskonzern und Finanzdienstleister, der etwa 116 000 
Mitarbeiter beschäftigt. Im Jahre 2008 verbuchte das Unternehmen einen Verlust 
von gigantischen 100 Milliarden Dollar. Um das Überleben des Finanzgiganten 
sicherzustellen, hatte die amerikanische Regierung der in New York ansässigen 
Firma zunächst einmal mit 150 Milliarden Dollar Krediten geholfen. Doch trotz 
der unglaublichen Krise und der damit verbundenen Kosten genehmigten sich die 
AIG-Manager Bonuszahlungen in Millionenhöhe. Die New York Times beschrieb 
im März 2009 anschaulich die wachsende Bürgerkriegs- und Pogromstimmung 
gegen amerikanische Manager und Banker.156 Überall in westlichen Staaten roch 
man es förmlich, dass die Bürger Banken, Hedge-Fonds-Manager und Finanz-
dienstleister zum Inbegriff des Bösen stilisieren und irgendwann angreifen wür-
den. Und nicht nur das: Anschläge, Überfälle, Einbrüche und brutale Demonst-
rationen werden in absehbarer Zeit wohl auch in europäischen Ballungsgebieten 
für eine gewisse Zeit des Umbruchs zur »Normalität« gehören – auch wenn viele 
das derzeit noch nicht wahrhaben wollen.

In Frankreich griffen Arbeitslose im Frühjahr 2009 den Multi-Milliardär Fran-
cois-Henri Pinault an und hielten ihn mehr als eine Stunde in seiner Luxuska-
rosse fest – bis ihn Sondereinsatzkommandos befreiten. Nicht alle französischen 
Arbeitgeber haben es so »gut« – vielen können auch die Sondereinsatzkomman-
dos inzwischen nicht mehr helfen. »Bossnapping« nennt sich eine neue Beschäf-
tigung, mit der Entlassene ihrem ohnmächtigen Zorn Ausdruck verleihen: Sie 
entführen ihre früheren Arbeitgeber oder schließen sie irgendwo ein. In Frank-
reich haben 2009 beispielsweise die Chefs von Sony, 3M und Caterpillar diese 
Erfahrung machen müssen. Schlimmer noch: 45 Prozent der Franzosen finden es 
inzwischen völlig in Ordnung, wenn Arbeitslose ihre früheren Bosse entführen. 
Dieses erschreckende Ergebnis erbrachte eine Umfrage im Frühjahr 2009.157

Mit dem Beginn der Finanzkrise häuften sich auch in Deutschland Übergriffe, 
die es in dieser Massivität früher nicht gegeben hatte. Beispiel Behörden: Bei 
Arbeitsämtern werden inzwischen regelmäßig nachts die Scheiben eingeworfen, 
so geschehen etwa in Warendorf.158 Auf Arbeitsämtern rasten Antragsteller aus, 
treten und schlagen um sich. In Köln musste die Polizei im April 2009 eine 27 
Jahre alte Frau in der Agentur für Arbeit sogar fesseln und mit Reizgas besprü-
hen, ehe sie ihre Angriffe aufgab.159

Geheime Vorbereitungen für die Bekämpfung von Aufständen

Im Frühjahr 2009 fing die Bundesregierung in aller Stille damit an, bestimmte 
Personen in Schlüsselpositionen auf das erwartete mögliche Krisenszenario vor-
zubereiten. Schließlich würden nicht alle hierzulande lebenden Menschen ihr 
Schicksal einfach dauerhaft schlucken, wie das beispielsweise Hannelore Mül-
ler-Bergen getan hat, die sich mit ihrer Situation abfinden und in eine kleinere 
Wohnung umziehen musste. Und nicht jeder Verzweifelte würde sich vor einen 
Zug werfen, wie das Adolf Merckle getan hat.
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Im Mai 2009 gab es im baden-württembergischen Ettlingen eine mit ranghohen 
Experten besetzte vertrauliche Veranstaltung zur Aufstandsbekämpfung in Bal-
lungsgebieten. Bei diesem Symposium, an dem auch Militärs aus befreundeten 
Staaten teilnahmen, ging es vor allem um die Frage, wie man mit nicht-tödlichen 
Waffen Aufstände von Bürgern in Städten dauerhaft niederschlagen kann. Zu den 
deutschen Rednern gehörte etwa der Waffeningenieur Franz W. von der Wehr-
technischen Dienststelle für Schutz- und Sondertechnik (WTD 52) der Bundes-
wehr. Er sprach über den Einsatz von Elektroschockwaffen gegen Aufständi-
sche. Ein Referent des Verteidigungsministeriums referierte über Operationen 
der Bundeswehr »in urbanem Umfeld« – also über Kriegsführung in Städten. 
Tagungsteilnehmer wurden auf einen Fachbeitrag in der Zeitschrift Europäische 
Sicherheit mit dem Titel »Operationen in urbanem Umfeld: Besondere Heraus-
forderung für Landstreitkräfte« hingewiesen.

Die Bundeswehr bereitet sich vor dem Hintergrund immer neuer Diskussio-
nen über mögliche »soziale Unruhen« insgeheim auf den möglichen Einsatz im 
Innern vor. So fand am 16. Mai 2009 auf dem Gelände der ostwestfälischen 
Generalfeldmarschall-Rommel-Kaserne nahe Augustdorf in der Zeit von acht bis 
18 Uhr eine Vorführung mit dem Titel Beherrschen von Menschenmassen statt. 
Unter Verwendung von Hubschraubern des Heeres und mittels des Einsatzes von 
Handwaffen wurde den Gästen vorgeführt, wie im Unruhefall die Zusammenar-
beit zwischen zivilen und militärischen Behörden aussehen könnte.160

Der Einsatz der Bundeswehr in Ballungsgebieten – auf Reißbrettern und in den 
Köpfen von Militärstrategen scheint es da schon lange keine Bedenken mehr 
zu geben. Doch Soldaten, die auf Menschen in Ballungsgebieten schießen sol-
len, brauchen Munition. Kein Problem, der Haushaltsausschuss des Deutschen 
Bundestages bewilligte im März 2009 die Anschaffung von Geschossen, wie sie 
vor allem in Bürgerkriegsgebieten benötigt werden: 63 Millionen Euro erhielt 
die Bundeswehr für 30 000 155-Millimeter-Sprenggeschosse zur Bekämpfung 
von Weichzielen in Ballungsgebieten.161 Der Düsseldorfer Rheinmetall-Konzern 
liefert die Geschosse nun für die Bundeswehr-Panzerhaubitze 2000. Nach An-
gaben von Rheinmetall entfalten die 155-Millimeter-Sprenggeschosse ihre Ver-
nichtungswirkung am besten »gegen weiche und halbharte Ziele«, also gegen 
Menschen und ungepanzerte Infrastruktur.162 Ein pikantes Detail am Rande: Fi-
nanziert wurde das alles mit Geldern aus dem Konjunkturförderungsprogramm.

Lediglich die Grünen kritisierten die Beschaffung der Munition: »Was der 
Verteidigungsminister heute mit der Munition für die Bekämpfung weicher und 
halbharter Flächenziele anstellen will, weiß nur er allein«, bemängelte der grüne 
Verteidigungsexperte Alexander Bonde die Entscheidung.163 Nicht eine deutsche 
Zeitung hat die Anschaffung dieser Munition zur Aufstandsbekämpfung für die 
Bundeswehr aufgegriffen. Während Bundesinnenminister Wolfgang Schäuble 
(CDU) vom flächendeckenden Einsatz der Bundeswehr träumte, bestellte diese 
schon einmal Munition, die man in Notstandszeiten gut bei der Bekämpfung 
innerer Aufstände wird brauchen können.

Der Wunsch nach dem Einsatz der Bundeswehr im Inneren ist so alt wie der 
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Streit über die ihm zugrunde liegenden Notstandsgesetze aus dem Unruhejahr 
1968. Schon unter Bundeskanzler Kurt Kiesinger forderten Unionsabgeordnete 
den Einsatz der Bundeswehr gegen Demonstranten und Streikende. Es war da-
mals die SPD, die verhinderte, dass dieses einfach so ins Grundgesetz geschrie-
ben wurde. Bis in die 1980er-Jahre hinein entwickelte sich jedoch – von der 
Öffentlichkeit weitgehend unbemerkt – auf dem kleinen Dienstweg der »Amts-
hilfe« eine begrenzte Zusammenarbeit zwischen Bundeswehr und anderen Si-
cherheitsorganen. Bei Demonstrationen wie in Wackersdorf stellte die Bundes-
wehr Hubschrauber, Sanitätspanzer und Kasernenquartiere zur Verfügung. Im 
Laufe der Jahre wurde die Zusammenarbeit der Sicherheitskräfte immer enger. 
Seit 1968 kann die Bundeswehr bei einem inneren Notstand in eng umrisse-
nem Rahmen auch im Innern eingesetzt werden. »Zur Abwehr einer drohenden 
Gefahr für den Bestand oder die freiheitliche demokratische Grundordnung des 
Bundes oder eines Landes« kann ein Bundesland nach Art. 91 Abs. 1 GG Unter-
stützung durch andere Landespolizeien und den BGS anfordern. Falls das Land 
nicht selbst zur »Bekämpfung der Gefahr bereit oder in der Lage ist«, kann die 
Bundesregierung gemäß Abs. 2 BGS-Einheiten entsenden und die Landespoli-
zeien ihren Weisungen unterstellen. Reichen Polizeien und BGS nicht aus, kann 
sie zusätzlich nach Art. 87a Abs. 4 GG »Streitkräfte ... beim Schutze von zivi-
len Objekten und bei der Bekämpfung organisierter und militärisch bewaffneter 
Aufständischer einsetzen«. Die Unruhen, die man in absehbarer Zeit in Deutsch-
land erwartet – die werden organisiert sein. Und die Bundeswehr, das bestreiten 
weder Polizeiführer noch ranghohe Politiker im persönlichen Gespräch mit dem 
Autor, wird dann im Innern eingesetzt werden können.

Unterdessen forderte das Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastro-
phenhilfe (BBK) in einem im Frühjahr 2009 erschienenen neuen Leitfaden zum 
Risikomanagement im Krankenhaus das Führungspersonal deutscher Kranken-
häuser dazu auf, sich umgehend mit erwarteten Szenarien »am Rande des Vor-
stellbaren« zu befassen. In der Broschüre heißt es dazu auf Seite 45 wörtlich: 
»Die Gefährdungsanalyse sollte sich daher bis zum Rande des Vorstellbaren be-
wegen, indem davon ausgegangen wird, dass ein Ereignis nach der gegenwärti-
gen Einschätzung jederzeit irgendwo in Deutschland eintreffen kann (...).« Die 
Bundesregierung wünscht vor diesem Hintergrund von den Krankenhäusern die 
Vorlage einer Gefahren- und Verwundbarkeitsanalyse.

Psychologische Steuerung von Menschenansammlungen 
und Internierungslager

Die laufenden Vorbereitungen für Szenarien »am Rande des Vorstellbaren« be-
treffen seither auch die Deutsche Bahn AG und die Massenmedien: Das Sicher-
heitszentrum der Deutschen Bahn AG muss sich seit 2009 auf künftige Sonder-
durchsagen der Bundesregierung in Zügen und auf Bahnhöfen vorbereiten. Über 
das neue satellitengestützte Warnsystem (SatWaS) der Bundesregierung sollen 
im Bedarfsfalle amtliche Gefahrendurchsagen von Bund und Ländern an die 
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Medien weitergegeben werden. Das System arbeitet wie einst der »Volksemp-
fänger« der Nazis – es ist überall präsent. Die großen deutschsprachigen Pres-
seagenturen und viele leitende Redakteure von Tageszeitungen wurden neben 
dem staatlichen Rundfunk seit 2009 ebenfalls in das neue System integriert und 
haben ihre Bereitschaft bekundet, im inneren Krisenfall bei der »psychologi-
schen Steuerung von Menschenansammlungen« (so der Original-Wortlaut!) »zu 
helfen«. Mithilfe von SatWaS-Durchsagen ist es nach Angaben des Bundesamtes 
für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe von sofort an möglich, jederzeit 
»Warndurchsagen« an den öffentlich-rechtlichen und den privaten Rundfunk zu 
übertragen. Dazu heißt es: »Die Warndurchsage beinhaltet die Aufforderung an 
den Redakteur, die laufende Sendung zu unterbrechen und den Text der Warn-
durchsage sofort über den Sender weiterzugeben.«

Die Bundesregierung erwartet mittelfristig schwere innere Unruhen. Als be-
sonders kritisch sieht man die Lage im Ruhrgebiet, im Rhein-Main-Gebiet, im 
Großraum Berlin und im Stuttgarter Raum an. Aber das alles soll die Bevölke-
rung erst dann erfahren, wenn es sich nicht mehr ändern lässt. Und so sagt man 
ihr die Wahrheit in ganz kleinen Portionen. Das macht man derzeit überall so 
in westlichen Nationen, Beispiel Vereinigte Staaten: Schon Ende 2008 wurden 
dort – noch unter der Bush-Regierung – rund 800 Internierungslager vorberei-
tet.164 Wenn die erwarteten Proteste der amerikanischen Bevölkerung wegen der 
Wirtschaftskrise möglicherweise so gewaltig werden sollten, dass sie nur noch 
mit der Verhängung des Kriegsrechts oder der Ausrufung des Notstands durch 
den Präsidenten kontrolliert werden können, dann ist man im Weißen Haus dar-
auf vorbereitet. Betrieben werden die Internierungslager von der amerikanischen 
Katastrophenschutzbehörde (Federal Emergency Management Agency) FEMA. 
Vorlage ist der Plan Rex 84, das ist die Kurzform für Readiness Exercise 1984 
(übersetzt etwa »Bereitschaftsübung 1984«). Bei dieser Übung, die zum ersten 
Mal vom 5. bis zum 13. April 2008 stattgefunden hat, testete die FEMA zusam-
men mit der Armee und anderen US-Bundesbehörden (etwa CIA und FBI) im 
Auftrag der damaligen Regierung, »wie im Fall von Bürgerunruhen oder eines 
Ausnahmezustandes eine große Anzahl amerikanischer Bürger interniert werden 
können«. Vorwand für diesen Plan Rex 84 war die Behauptung, die Regierung 
müsse im Falle einer »Massenflucht« illegaler Einwanderer über die mexika-
nisch-amerikanische Grenze die Menschenmassen so schnell wie möglich ein-
fangen und in FEMA-Internierungslager einsperren. Unter Rex 84 wurden viele 
Standorte der Armee im Land vorübergehend geschlossen und in Gefängnisse 
verwandelt. In den meisten dieser Lager können bis zu 20 000 Häftlinge unterge-
bracht werden. Das zurzeit größte dieser Lager befindet sich außerhalb der Stadt 
Fairbanks in Alaska, es handelt sich dabei um eine große psychiatrische Anstalt. 
Zusätzlich zu den 800 über das ganze Land verteilten Internierungslagern wur-
den im Januar 2009 in sechs Militärlagern »zivile Sektionen« eingerichtet, in 
denen im Krisenfalle Zivilisten unter Aufsicht von Soldaten nach dem Modell 
von Guantanamo gefangen gehalten werden können. Rechtsgrundlage dafür ist 
der »National Emergency Centers Establishment Act« (HR 645).165
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Natürlich existieren solche Bürgerkriegsszenarien auch in der Bundesrepublik 
Deutschland. Jede Regierung bereitet sich insgeheim auf solche Situationen vor 
– dem gemeinen Volk sagt man natürlich nichts davon.

Unterdessen muss die um ihre Ersparnisse gebrachte Hamburger Rentnerin 
Hannelore Müller-Bergen nun sehr sparsam mit ihrem verbliebenen Geld um-
gehen. Das Einzige, was sie noch im Übermaß hat, ist die Wut im Bauch. Sie 
lebt jetzt armselig wie jene Zuwanderer, die nie in die deutschen Sozialkassen 
einbezahlt haben und dennoch Monat für Monat ein Auskommen haben. Han-
nelore Müller-Bergen muss zudem aufpassen, dass Jugendbanden ihr auf der 
Straße nicht die Rente klauen. Sie ist nicht mehr so gut zu Fuß, wenn sie ihre 
Rente abholt. Auf Menschen wie sie haben es die skrupellosen Jugendbanden 
heute abgesehen. Nicht nur in Hamburg häufen sich die brutalen Überfälle auf 
Rentner. Hannelore Müller-Bergen hat das alles in Hamburg mitbekommen. 
Aber vielleicht spielt ihr das Alter ja auch einen Streich. Denn sie hat das mit 
den Jugendbanden angeblich falsch mitbekommen. Wie alle deutschen Medien 
berichtete auch das Hamburger Abendblatt am 17. März 2009, die Jugendgewalt 
sei in Deutschland stark rückläufig.166 »Jugendgewalt sinkt«, schrieb ja auch der 
Focus.167 Die vielen Raubüberfälle Jugendlicher in Hamburg – das bildeten sich 
die Rentner wahrscheinlich alles nur ein. Zumindest war es nun auf einmal offen-
kundig politisch nicht mehr korrekt, dieses Thema anzusprechen.

Das Leben hat sich binnen kurzer Zeit in Deutschland verändert. Man schaut 
besser öfter weg. Hannelore Müller-Bergen kennt das alles. Sie hat noch den 
Weltkrieg erlebt. Sie weiß, wie es ist, wenn wirklich schlechte Zeiten kommen. 
So wie jetzt wieder einmal in Europa. Auf der Liste der reichsten Menschen der 
Welt sind sparsame und anständige Menschen wie Adolf Merckle im Jahre 2009 
einfach von einer Sekunde auf die andere verschwunden. Stattdessen tauchen 
etwa auf der Forbes-Liste der Milliardäre 2009 zum ersten Mal in der Geschichte 
Schwerstkriminelle auf – beispielsweise der 1,55 Meter große Rauschgifthändler 
Joaquin »Shorty« Guzman, der nachweislich schon mehr als 1000 Menschen hat 
ermorden lassen.168 Mehr als eine Milliarde Dollar hat der Gangsterboss derzeit 
auf dem Bankkonto.

Wenn man so viel Lebenserfahrung wie Hannelore Müller-Bergen hat, dann 
spürt man es, wenn sich da draußen vor der Haustür im Abendland wieder einmal 
das Unheil zusammenbraut. Verbrecher sind offenbar wieder groß im Kommen. 
Verbrechen lohnt sich offenkundig wieder. Man darf ja schon nicht einmal mehr 
über die skrupellosen Jugendbanden sprechen, die ganze Stadtviertel unsicher 
machen. Man darf über vieles nicht mehr sprechen. Dieses übelriechende Gebräu 
aus Wirtschaftskrise, Massenarbeitslosigkeit, Werteverfall und Entchristianisie-
rung, Verrohung, Jugendkriminalität und wachsenden ethnischen Spannungen 
gärt vor sich hin. Es zieht einst wohlhabende Länder wie Deutschland ganz tief 
nach unten. Nur sprechen darf man nicht darüber. Denn das ist politisch nicht 
mehr korrekt.
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Teil II  
Kulturelle Verarmung und ethnische Spannungen

Der Fahrstuhleffekt – es geht nur noch nach unten

Überall wachsen die sozialen Widersprüche und Probleme. Am schlimmsten ist 
es dort, wo ethnische Spannungen die Lage verschärfen. Nicht etwa zwischen 
Preußen und Bayern, Rheinländern und Westfalen – nein, zwischen Zuwande-
rern und ethnischen Deutschen. Der Kuchen dessen, was noch verteilt werden 
kann, wird kleiner. Aber immer mehr Hungrige prügeln sich um die Krümel. Da, 
wo uns Politiker über Jahrzehnte kulturelle Bereicherung versprochen haben, ist 
die Verarmung am deutlichsten sichtbar.

»Macht kaputt, was euch kaputt macht« – dieser Slogan der Autonomen und 
Hausbesetzerbewegung geht zurück auf den Text eines Liedes der Politrock-
Band Ton-Steine-Scherben aus dem Jahre 1969. Das Motto von Rio Reiser, der 
Sponti-Bewegung und der 68er-Bewegung lebt derzeit neu auf – allerdings mit 
umgekehrten Vorzeichen. Die Flower-Power-Hab-mich-lieb-Bewegung ist am 
Ende. Ihr folgt nun im Zusammenspiel mit der schlimmen Wirtschaftskrise auf 
dem Fuße das, was multikulturellen Träumern überall beim wirtschaftlichen Nie-
dergang auf der Welt gefolgt ist: multikriminelle Krawalle, multikriminelle Re-
volten und multikriminelle Unruhen.

Noch Mitte der 1980er-Jahre glaubte und lehrte der renommierte Soziologe 
Ulrich Beck, eine künftige Wohlstandsexplosion werde alle Schichten in einer 
neuen multikulturellen Gesellschaft immer nur nach oben befördern, ganz wie in 
einem Fahrstuhl. Viele schlossen sich dieser multikulturellen Zukunftsvision an. 
Doch die Vision hatte einen kleinen Schönheitsfehler: Es gibt zwar einen »Fahr-
stuhleffekt« – aber in einer multikulturellen Gesellschaft fährt er leider nicht 
nach oben, sondern beständig nach unten. Und sobald es wirtschaftliche Schwie-
rigkeiten gibt, dann warten in den untersten Etagen soziale Revolten, Unruhen 
und am Ende der multikriminelle Bürgerkrieg.

Jeder Mensch hat ein Grundbedürfnis auf Privatheit. Er grenzt diese Privat-
heit in der christlich-abendländischen Welt stark von seiner Umwelt ab, auf dem 
Land stärker als in der Stadt. Das abendländisch-christliche Gedankengut be-
tont ja auch das Individuum und Individualität gegenüber der Gesellschaft. Das 
ist aber nicht in allen Kulturkreisen so. In der islamischen Welt hat etwa die 
»Umma« – die Gemeinschaft der Gläubigen – stets Vorrang vor dem Individuum. 
Die Normsetzung der Privatheit ist dort eine völlig andere als in der christlich-
abendländischen Welt. Aufklärung, Renaissance und Demokratie konnten nur 
auf dem Fundament griechisch-christlicher Normen entstehen. Es sind Werte, die 
etwa dem islamischen Kulturkreis völlig fremd sind, ja seiner Kultur widerspre-
chen. Falls völlig unterschiedliche Auffassungen von kulturellen Normen beim 
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dauerhaften Zusammenleben von Menschen beider Kulturkreise in Siedlungen 
zusammentreffen, dann muss es schon allein deshalb zu Konflikten kommen. So 
wird die Grundhaltung der Menschen unmerklich – ohne dass der eine Mensch 
dem anderen etwas Böses will – vor dem Hintergrund unterschiedlicher Normen 
eine aggressive. Da unterscheidet sich der Mensch nicht vom Tier: Auch beim 
Menschen hat das Verletzen bewusster oder unbewusster Normen und Grenzzie-
hungen eben Aggressivität zur Folge.169

Manche Deutsche bekommen die Vorboten dieser Entwicklung besonders 
hart am eigenen Leib zu spüren. Der Berliner Bürgermeister Walter Momper 
hat sich stets für die Rechte der multikulturellen Zuwanderer eingesetzt – und 
dann drohten ihm ausgerechnet die von ihm unterstützten Zuwanderer in seinem 
Wohnviertel Kreuzberg in einem Geschäft ganz frech Prügel an. Noch schlimmer 
erging es einem anderen Gutmenschen – der Frankfurter Multi-Kulti-Amtschefin 
Helga Nagel (62), der Leiterin des Frankfurter Amtes für multikulturelle Ange-
legenheiten. Junge kriminelle Ausländer schlugen sie in einem Frankfurter Park 
im April 2009 zusammen, brachen ihr sogar das Jochbein – und raubten ihr die 
Handtasche. Seit vielen Jahren setzte sie sich für Migranten ein – und dann be-
handelten sie die Dame wie den letzten Dreck.170 Es sind die kleinen Zwischen-
stopps des Fahrstuhls auf dem Weg nach unten, bei denen mittlerweile jeder 
Deutsche einen kurzen Blick auf die Realität werfen kann.

Was inzwischen auch bekannte Politiker leidvoll am eigenen Leib erfahren, das 
machen einfache Bürger schon seit Jahren mit. Statt des ersehnten friedlichen 
Zusammenlebens gibt es da draußen auf den Straßen immer öfter Prügel und 
Gewalt. Das ist allerdings kein deutsches Phänomen. Es gibt nicht ein demokra-
tisches Land auf der Welt, in dem multikulturell völlig verschiedene Völker dau-
erhaft friedlich zusammenleben. Die bekannten Vielvölkerstaaten endeten oder 
enden immer wieder im Bürgerkrieg. Der Krieg im Libanon ist eines der vielen 
mahnenden Beispiele. Auch der Dauerkrieg zwischen Arabern und Israelis wird 
trotz tausendfacher Vermittlungsversuche erst dann beendet sein, wenn eine Seite 
alle Gegner getötet hat. Und um die multikulturellen Folgen des jugoslawischen 
Vielvölkerexperiments kümmern sich heute westeuropäische Soldaten. Ohne 
diese hätte der blutige Völkerkrieg auf dem Balkan wohl bis heute kein Ende 
gefunden. Sollten eines Tages die westlichen Soldaten abziehen – dann wird der 
Bürgerkrieg auf dem Balkan mit Vertreibungen und Völkermord weitergehen.

In Deutschland sind es nicht die mittleren Jahrgänge oder die älteren Bürger, 
die diese Entwicklung als Erste zu spüren bekommen – nein, es sind die Kinder 
und Schüler. Diese Entwicklung war viele Jahre lang ein absolutes Tabuthema. 
Gebrochen hat das Tabu im Mai 2009 der NDR. In der Sendung NDR – Die 
Reporter berichtete die türkischstämmige Journalistin Güner Balci über Schüler 
in Berlin-Neukölln. An manchen Schulen gibt es dort nur noch zehn Prozent 
ethnische deutsche Schüler. Die Mehrheit der Schüler stammt aus der Türkei und 
aus dem Libanon. Als deutscher Schüler muss man sich hier türkischen Sitten 
anpassen – nicht umgekehrt.

In der Ankündigung des NDR zu dem Film hieß es: »Michael ist acht Jahre 
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alt und an seiner Schule ein Außenseiter. Im Berliner Problemstadtteil Neukölln 
gehört er als Deutscher zu einer Minderheit. 96 Prozent der Schüler haben einen 
Migrationshintergrund. Auf dem Pausenhof wurde er schon verprügelt und als 
Christ beschimpft. Johnny, der 15-Jährige, würde am liebsten wegziehen, und 
die neunjährige Celina erzählt, dass ihre Eltern ihr geraten haben, arabisch zu 
lernen, damit sie sich wehren kann. Diskriminierung umgekehrt – ein neues Phä-
nomen in Stadtteilen, in denen immer weniger Deutsche und immer mehr Mig-
ranten leben. Reporterin Güner Balci ging als Kind selbst in Neukölln zur Schule 
und stellt sich heute die Frage: Wie konnte es so weit kommen?«171

Mit der Kamera wurde dann gezeigt, wie deutsche Schüler von Türken ge-
treten, geschubst und geschlagen werden – nur weil sie Deutsche sind. Wer 
noch von einer multikulturellen friedlichen Zukunft in der nächsten Generati-
on träumt, der sollte sich einige Minuten Zeit nehmen und den Filmbeitrag des 
ganz bestimmt nicht rechtsradikalen NDR im Internet betrachten – die Illusionen 
dürften dann schnell der Ernüchterung weichen.172 Da bereitet sich eine junge 
Generation zugewanderter Mitbürger nicht nur auf »Konflikte« vor. Nein, sie ist 
überzeugt davon, dass Deutsche Feinde sind und hier in Deutschland bekämpft 
werden müssen. Und zwar mit allen Mitteln. Schon den jüngsten Deutschen wird 
in den Schulen gesagt: »Du Scheiß-Christ« – und wehe, sie antworten darauf 
oder wehren sich.173

Sofern zu den ohnehin schon bestehenden Spannungen zwischen verschiede-
nen ethnischen Bevölkerungsgruppen in einem Ballungsgebiet auch noch – wie 
jetzt – wirtschaftliche Probleme hinzukommen, dann fährt der Fahrstuhl dort 
immer schneller abwärts. Die der SPD nahestehende Friedrich-Ebert-Stiftung 
hat dazu schon im Oktober 1999 in einer Studie geschrieben: »Zu einem ›Fahr-
stuhleffekt‹, d. h. dem rapiden Abstieg einer solchen Großsiedlung zum sozialen 
Brennpunkt, kommt es häufig, wenn ein großes Unternehmen im Einzugsgebiet 
Beschäftigte entlässt oder die Produktion ganz einstellt.«174

Nun, seit vielen Monaten schon werden diese Voraussetzungen von den Wirt-
schaftsunternehmen geschaffen. Egal ob in Bochum 2008 das Nokia-Werk ge-
schlossen wurde oder ob urdeutsche Unternehmen wie Schiesser, Märklin oder 
Karmann 2009 Insolvenz anmeldeten – immer öfter fährt der Fahrstuhl für im-
mer mehr Menschen nur noch in eine Richtung. So entstehen Gettos der Verlie-
rer, Fahrstuhl-Stationen der unverschuldet Gescheiterten. Wer kann, der zieht 
aus diesen Gettos der Unzufriedenheit weg. Wer nicht kann, der wird eingebettet 
in eine Welt, die auf Dauer zur Brutstätte für Hass und Gewalt wird. Und dieser 
Hass teilt Einheimische und Zuwanderer; vor allem dann, wenn sie aus völlig 
unterschiedlichen Welten kommen.

Die Wochenzeitung Die Zeit hat den vor allem in sozialen Großsiedlungen 
wachsenden Hass zwischen Einheimischen und Fremden schon 2005 treffend 
beschrieben. Da heißt es: »So wurden deutsche Großsiedlungen des sozialen 
Wohnungsbaus durch die Regelungen zur Wohnberechtigung und durch die städ-
tische Belegungspolitik zu ›Problemsiedlungen‹. Wessen Einkommen eine be-
stimmte Grenze überschritt, der musste eine ›Fehlbelegungsabgabe‹ zahlen, wo-
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durch die Miethöhe sich dem freien Wohnungsmarkt annäherte und diejenigen 
zum Auszug motivierte, denen das soziale Niveau ihrer Nachbarn missfiel. Lag 
die Einkommensgrenze für die Zuweisung subventionierten Wohnraums sehr 
niedrig, waren nur noch einkommensschwache Haushalte bezugsberechtigt, die 
aber die relativ hohen Sozialmieten oft nicht zahlen konnten oder wollten. Dann 
wurden leere Wohnungen vom Sozialamt belegt, mit armen Familien und mit 
Zuwanderern. Durch solche Umzugsketten veränderte sich das Klima im Haus, 
die Bewohnerschaft wurde sozial homogener, aber ethnisch heterogener. Kon-
flikte nahmen zu. Wer die Möglichkeit hatte, zog woandershin. Zurück blieben 
die Verlierer des ökonomischen und sozialen Wandels, die in eine unfreiwillige 
Nachbarschaft mit Fremden gezwungen wurden.«175

Diese »unfreiwillige Nachbarschaft mit Fremden« hat im Laufe der Jahre in 
Europa immer mehr Wut und Hass aufgestaut, denn die Zugewanderten lassen 
sich nicht einfach durch mehr Bildung oder Geld ins bürgerliche Leben beamen. 
Die Zuwanderer erwarten Geld vom Sozialstaat – und die einheimischen Ar-
beitslosen blicken in den »sozialen Brennpunkten« ohnmächtig auf jene Nach-
barn, die von ihnen nur noch als Konkurrenten bei der Jagd auf Arbeitsplätze und 
Sozialleistungen angesehen werden. Der wirtschaftliche Kollaps katapultiert den 
Fahrstuhl immer weiter nach unten – bis er auf dem Boden aufschlagen wird. 
Aus lauter Angst vor dem Aufprall fängt man inzwischen damit an, die ethni-
schen Gruppen wieder voneinander zu trennen.

Beispiel Italien: Seit 2009 bilden die Italiener mit staatlicher Rückendeckung 
Bürgerwehren, deren Zorn sich vor allem gegen »Illegale« richtet: Sinti und 
Roma, Nordafrikaner, Muslime. Die, so äußern sich immer mehr Italiener, neh-
men ihnen Arbeitsplätze weg, stehlen, rauben und vergewaltigen Frauen. Und 
damit Zuwanderer und Italiener nicht in Scharen gewaltsam aufeinander losge-
hen, fangen erste italienische Städte bereits damit an, die Bevölkerungsgruppen 
nicht nur in den Wohngebieten zu trennen. In der Stadt Foggia etwa errichtete 
man 2009 separate Buslinien für Zuwanderer aus den vorgenannten Regionen 
von der Innenstadt in die Zuwanderer-Gettos.176

Beispiel Deutschland: Weil unsere Mitbürger aus dem islamischen Kulturkreis 
andere zivilisatorische Standards als die Europäer haben, treffen Großvermieter 
bisweilen umstrittene Entscheidungen. Mit einem Bestand von 64 000 Wohnun-
gen in Hessen und Thüringen ist die Nassauische Heimstätte einer der großen 
Anbieter der öffentlichen Hand am deutschen Wohnungsmarkt. Zu den Gesell-
schaftern zählen das Land Hessen sowie zahlreiche hessische Kommunen und 
Kreise, darunter die Städte Frankfurt/Main oder auch Wiesbaden. Der Immobili-
enkonzern will dem Druck der Politik, bei der Vermietung eine heile Welt vorzu-
gaukeln, nicht länger nachgeben und vermietet die Häuser nach eigenen Anga-
ben nur noch einheitlich an ethnische Gruppen und wendet sich damit gegen die 
multikulturelle Vermietung. Um Milieuhäuser einheitlich gefestigter Kulturkrei-
se zu schaffen, werde zwar keinem Mieter die Kündigung ausgesprochen oder 
der Umzug in andere Mietshäuser nahegelegt, so der Konzern. Bei der Belegung 
frei werdender Wohnungen werde jedoch darauf geachtet, dass die neuen Mie-
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ter zur größten ethnischen Gruppe innerhalb des Wohnhauses passen. Menschen 
aus unterschiedlichen Kulturkreisen könnten in einem Mietshaus nicht konflikt-
frei und friedlich zusammenleben, glaubt der Immobilienkonzern Nassauische 
Heimstätte Wohnstadt – und vermietet seine Wohnblocks künftig ethnisch ge-
trennt. Für die Politik, die der Bevölkerung in der Vergangenheit suggerierte, es 
werde ein friedfertiges multikulturelles Zusammenleben in Deutschland geben, 
ist die offen verkündete Entscheidung des großen Wohnungskonzerns ein herber 
Schlag ins Gesicht.

Beispiel Großbritannien: Die Wut der Briten auf die Zuwanderer kann man 
in den Umfragen ablesen. Immerhin 78 Prozent der Briten fordern vor dem 
Hintergrund der schweren Wirtschaftskrise von ihrer Regierung, dass arbeitslo-
se Zuwanderer bedingungslos aus dem Land geworfen werden – und britische 
Arbeitsplätze zunächst einmal nur für Briten reserviert sind.177 Der Londoner 
Einwanderungsminister Phil Woolas nannte diese – für Deutsche sicherlich scho-
ckierenden – Umfrageergebnisse »nicht überraschend«. Während die Briten seit 
März 2009 damit begonnen haben, beispielsweise arbeitslose polnische Gast-
arbeiter zu deportieren, wächst eben auch in Polen der Unmut. Denn dort kom-
men nun arbeitslose Polen zurück – und viele polnische Arbeitsplätze sind von 
Billigarbeitern aus der Ukraine besetzt. Also fordern nun auch die polnischen 
Gewerkschaften, polnische Arbeitsplätze nur noch für Polen zu reservieren.178

Deutsche Arbeitsplätze – bevorzugt für Zuwanderer

Geld oder Arbeit – das ist immer öfter die alles entscheidende Frage. Zu einer 
Katastrophe wird es, wenn Migranten aus fernen Kulturkreisen bei der Arbeits-
platzvergabe gegenüber Einheimischen bevorzugt werden. Aus Gründen der 
politischen Korrektheit glaubt eine wachsende Zahl von Firmen und Behörden, 
Arbeitsplätze in erster Linie an Zuwanderer vergeben zu müssen. Wenn Zuwan-
derer eigentlich nicht die erforderliche Qualifikation für einen bestimmten Job 
haben – dann senkt man eben die Einstellungsvoraussetzungen. Natürlich nur für 
Migranten. Eine Dortmunder Baufirma fing 2007 damit an und vergab Lehrstel-
len vom Bauarbeiter bis zur Bauzeichnerin bevorzugt an Migranten.179 Der aus 
Steuergeldern bezahlte öffentlich-rechtliche Sender WDR inserierte 2008 und 
warb damit, Stellen bevorzugt an Migranten zu vergeben. Da hieß es etwa: »Die 
Bewerberinnen und Bewerber sollten folgende Voraussetzungen mitbringen: in-
terkulturelle Kompetenz und Migrationshintergrund bzw. bi-nationaler oder bi-
kultureller Hintergrund.«180 Die Berliner Antidiskriminierungsstelle des Bundes 
findet öffentlich-rechtliche Stellenausschreibungen »voll in Ordnung«, bei denen 
ethnische Deutsche draußen bleiben müssen.

Wo die Ungleichheit der Menschen staatlich gefördert wird, da ziehen pri-
vate Unternehmen nach. Beispiel Deutsche Bank: In nunmehr 37 Filialen der 
Deutschen Bank, die »Bankamiz« (Türkisch für »unsere Bank«) heißen, spricht 
man Türkisch, serviert gesüßten Tee anstelle von Kaffee und findet es völlig 
normal, wenn tiefverschleierte Frauen vor dem Schalter stehen. Da haben ethni-
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sche Deutsche, die sich bewerben, wohl keine Chancen. Von Lübeck über Ber-
lin, Köln und Remscheid, Krefeld, Frankfurt und Offenbach bis Stuttgart gibt es 
jetzt immer mehr türkischsprachige Filialen der Deutschen Bank, die sich auf die 
Verständigungsschwierigkeiten der integrationsunwilligen Mitbürger aus dem 
türkischen Kulturkreis einstellen. Was als Versuch begann, läuft mittlerweile so 
erfolgreich, dass es ausgebaut werden soll.181 Zu den besonderen Angeboten ge-
hören unter anderem fünf gebührenfreie Überweisungen im Jahr in die Türkei. 
Da können ethnische Deutsche, die nicht die türkische Sprache sprechen, nur 
ungläubig staunen. Denn sie müssen für Überweisungen in die Türkei in den 
Filialen der Deutschen Bank zahlen. Warum also die deutsche Sprache erlernen? 
Die deutsche Wirtschaft stellt sich doch flächendeckend auf mögliche Verstän-
digungsschwierigkeiten ein und belohnt diese noch mit kostenlosen Auslands-
überweisungen. Andere Banken machten sich Gedanken darüber, was man tun 
kann, um Muslime um Himmels willen nicht zu »beleidigen« – und schaffen die 
Sparschweine ab.182

Auch die Berliner Feuerwehr will die Einstellungsvoraussetzungen für Türken 
senken. Von deutschen Bewerbern erwartet die Feuerwehr viel. Wer in den Ret-
tungsdienst oder zu den Brandbekämpfern will, der muss als ethnischer Deut-
scher nicht nur schwimmen können, körperlich fit sein und einen Führerschein 
besitzen. Er muss auch eine Lehre in einem Handwerksberuf abgeschlossen ha-
ben. Das sind hohe Hürden, an denen beispielsweise türkische Mitbürger häufig 
scheitern. Der Berliner Feuerwehrsprecher Stephan Fleischer gesteht ein, dass 
Migranten künftig bei der Einstellung besser behandelt werden sollen als Deut-
sche. Er hebt hervor: »Wir wollen sie direkt nach der Schule anwerben und ihnen 
eine besondere Ausbildung zukommen lassen.«183 Dabei hat man allerdings et-
was verschwiegen: Ein Jahr zuvor hatte Berlin schon mit einer großen Kampagne 
versucht, Migranten für die Feuerwehr zu gewinnen. 2007 schrieb der Berliner 
Tagespiegel dazu: »Bei der Feuerwehr muss man in diesem Jahr sogar gänzlich 
auf einen angehenden Brandmeister mit Migrationshintergrund verzichten. Denn 
die im Landesdurchschnitt besonders wenigen Bewerber scheiterten an einer the-
oretischen Prüfung – auf Hauptschulniveau.«184 Weil die Migranten also nicht 
einmal die allergeringsten Einstellungstests schafften, wurden nur für sie bereit-
willig die Einstellungsvoraussetzungen gesenkt.

Klaus Krzizanowski, zuständig im Geschäftsführenden Landesbezirksvorstand 
der Gewerkschaft der Polizei für die Berliner Feuerwehr, fand die Absenkung der 
Einstellungsvoraussetzungen für Türken schlichtweg entsetzlich. Er bezeichne-
te es deshalb als einen »gefährlichen Schnellschuss und ›typisch‹ für Politiker, 
jetzt die Einstellungs- und Ausbildungsbedingungen für Migranten abzusenken. 
Damit würde das Problem nicht gelöst, der Qualitätsverlust hätte negative Aus-
wirkungen auf den Notfallrettungs- und Einsatzdienst.«185

Was die Berliner Bevölkerung zu den Sonderrechten nur für türkische Mitbür-
ger bei der Feuerwehr denkt, das kann man den Kommentaren unter im Internet 
stehenden Zeitungsartikeln entnehmen. Da steht dann etwa zu lesen: »... anstatt 
den Leuten mal Leistungsbereitschaft, Disziplin und Verlässlichkeit abzufor-
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dern, schraubt man einfach die Anforderungen runter. Warum nicht bei der Feu-
erwehr, was bei der Schule uns schon so schöne, drittklassige Pisa-Ergebnisse 
beschert hat? Als Nächstes sind vielleicht die Mediziner dran?«186 Ein anderer 
Leser schreibt: »Wenn man jetzt dahergehen würde, die abgelehnten Ausländer 
einzustellen, die Deutschen hingegen nicht, würde man genau den Zündstoff 
schaffen, der rechtsradikalen Parteien den stetigen Zulauf an Mitgliedern be-
schert. Mich würde übrigens mal interessieren, ob derjenige, auf dessen Mist 
diese Scheißidee gewachsen ist, jemals aktiver Feuerwehrmann war, oder ob es 
sich bei ihm um einen Schreibtischtäter handelt. Ich denke zumindest, dass er auf 
die Straße gehört.« Und in einem weiteren Kommentar heißt es: »Du kannst kein 
Deutsch? Du hast keinen, nicht einmal einen Hauptschul-Abschluss? Du wurdest 
schon immer von der deutschen Mehrheitsgesellschaft diskriminiert? Prima – 
wir brauchen DICH bei der Feuerwehr. (Damit längerfristig die eingewanderte 
Bevölkerung Neuköllns ihre Kinder im Brandfall nicht mehr nach Landessitte 
aus dem Fenster wirft.)«

Man muss in diesem Zusammenhang wissen, dass der Kommentarbereich bei 
der Berliner Zeitung Tagesspiegel, aus dem diese Zitate stammen, moderiert 
wird – die wirklich rassistisch-hasserfüllten Kommentare sind längst entfernt 
worden. Aber man spürt immer noch deutlich, wie sehr die Volksseele bei sol-
chen Themen hochkocht. Nach Medienberichten über nach ethnischer Herkunft 
aufgeteilte Einstellungsvoraussetzungen ist es völlig unerheblich, ob die Berliner 
Feuerwehr das groß angekündigte Vorhaben noch durchführt oder nicht – der 
Hass ist gesät worden.

Offensichtlich hat das Feuerwehr-Beispiel Schule gemacht, denn auch die 
Zugangsvoraussetzungen für die Pflegeausbildung sollen auf den Hauptschul-
abschluss gesenkt werden. Das käme vielen Hauptschülern, die türkische Wur-
zeln haben, entgegen. Es gibt immer mehr türkische Alte, die sich in Deutsch-
land nicht integrieren wollen und kein Wort Deutsch sprechen. Statt Mittlerer 
Reife soll – den Türken zuliebe – künftig die Hauptschule für die Pflegeberufe 
reichen.186a Das entwertet die Pflegeberufe zwar, ist aber politisch korrekt, weil 
kaum ein Hauptschüler die Mittlere Reife schafft. Zudem fordert die Bundesbe-
auftragte für Integration, Maria Böhmer, die Anerkennung »ausländischer Quali-
fikationen« der Migranten in Deutschland. Warum eigentlich nicht? Der Polizist 
aus dem türkischen Diyabarkir könnte doch nach dieser Logik ebenso gut multi-
kriminell in Deutschland foltern – und der pakistanische Scharia-Richter aus Ka-
rachi könnte doch auch in Deutschland Recht nach der Scharia sprechen. Elend 
schaffen ohne Waffen – das wäre wohl die Folge dieses absurden Vorschlages.

Selbst bei der Bundeswehr sollen die Kasernentore für Migranten künftig 
weiter geöffnet werden. Zur Behebung ihres chronischen Nachwuchsmangels 
sucht die Bundeswehr nun »junge Deutsche mit Migrationshintergrund« zu ge-
winnen. Um Kinder aus Einwandererfamilien systematisch als neues »Rekru-
tierungspotenzial« zu erschließen, führt das Sozialwissenschaftliche Institut der 
deutschen Streitkräfte 2009 demoskopische Erhebungen durch. Sie sind speziell 
auf jugendliche Zielgruppen ausgerichtet und fragen deren Präferenzen bei der 
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Berufswahl ab. Für die Migranten sollen die Hürden zur Bundeswehr deutlich 
abgebaut werden.

Es sind die Lobbyisten der großen Zuwandererverbände, die so etwas einfor-
dern. Beim Kampf um die Arbeitsplätze sollen Migranten künftig immer stärker 
bevorzugt behandelt werden. Man glaubt allen Ernstes, das werde Spannungen 
abbauen. Indes, das Gegenteil dürfte der Fall sein.

Kenan Kolat ist der Vorsitzende der Türkischen Gemeinde in Deutschland 
(TGD). Was soll ein Deutscher davon halten, wenn eine Zeitung über Herrn Ko-
lat schreibt, dieser begründe solche Forderungen nach bevorzugter Behandlung 
mit »einer Reihe von Brandanschlägen« auf Türken in Deutschland? Weiter heißt 
es: »Aus diesem Grund müssten die Sicherheitskräfte intensiver vorbeugend tä-
tig werden. Hierzu schlägt der TGD-Vorsitzende eine Zehn-Prozent-Quote für 
die Einstellung von Einwanderern bei der Polizei und anderen Sicherheitskräften 
vor.«187 Zehn Prozent der Arbeitsplätze bei der Polizei künftig nur noch für Mi-
granten – am liebsten wohl für Türken? Was glaubt Herr Kolat eigentlich, wie 
deutsche Arbeitsplatzbewerber darauf reagieren werden?

Nun, die Berliner Polizei hat reagiert – sie hat 100 zusätzliche Praktikumsplät-
ze geschaffen, die alle eine Besonderheit haben: Sie sind nur für Türken oder für 
türkischstämmige Jugendliche.188 Deutsche Jugendliche ohne Migrationshinter-
grund haben da auch in Zeiten der Wirtschaftskrise keine Chance. Die Berliner 
Polizei hat die Anregung der Türkischen Gemeinde ernst genommen. Man muss 
die auf einen Ausbildungsplatz hoffenden ethnischen deutschen Jugendlichen in 
Berlin wohl nicht erst in teuren repräsentativen Studien befragen, um erahnen zu 
können, was diese davon halten. Da bildet sich ein »Wutstau«.

In deutschen Städten lernen derweilen nicht die Zuwanderer die deutsche 
Sprache, sondern Deutsche die Sprache der Zuwanderer. Beispiel Heilbronn: 
Deutsche Polizisten müssen dort Türkisch lernen. In der Stadt leben rund 9000 
Türken. Es gibt viele türkische Geschäfte, türkische Firmen, türkische Ärzte, tür-
kische Anwälte, türkische Friseure und türkische Fahrschulen – weshalb sollten 
Türken da in Heilbronn Deutsch lernen? Eine Heilbronner Zeitung lässt die Ein-
wohner der Stadt dazu wissen, Andreas Mayer, Revierleiter bei der Heilbronner 
Polizei, werte die Türkisch-Sprachkurse für seine Beamten als »bürgerorientierte 
Polizeiarbeit«. Der Türkisch-Sprachkurs sei aus Polizeisicht »ein Symbol (...), 
dass auch staatliche Stellen ihren Beitrag zu einer positiven Integrationspolitik 
leisten«189.

Wie kommt das in der unruhigen Heilbronner Südstadt an? Da sprechen viele 
Zuwanderer Russisch und verstehen kein Wort Türkisch. Die Russen fragen sich, 
weshalb deutsche Polizisten nicht auch Russisch lernen. Sind die Türken in Heil-
bronn etwa mehr wert als die Russen? Und wie kommen solche »Integrationsbe-
mühungen« in den großen Wohnsiedlungen der anderen deutschen Ballungsge-
biete an, wo Zuwanderer aus verschiedenen Ländern und Einheimische Tür an 
Tür wohnen und sich der Hass zwischen den verschiedenen Bevölkerungsgrup-
pen in den vergangenen Jahren immer mehr aufgestaut hat?
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»Du nicht reden so – du machen deine Arbeit!«

An solchen Orten konzentrieren sich die Probleme. 44 Prozent der in Deutsch-
land lebenden Migranten haben keinen Berufsabschluss. 20 Prozent der Mig-
ranten schaffen nicht einmal die Sonderschule. Ein Drittel der Migrantenkinder 
wächst mit Sozialhilfe auf. Jeder dritte Einwanderer ist erwerbslos. Und 80 Pro-
zent der Berliner Intensivtäter haben einen »Migrationshintergrund«.190 Ganze 
Heerscharen von deutschen Sozialarbeitern und anderen Fachkräften haben sich 
über Jahre hinweg darum bemüht, diesem geballten importierten sozialen Pro-
blemstau auf den Leib zu rücken: Da gibt es Kontaktpolizisten für die Familien 
mit vielen kriminellen Kindern, Psychologen nur für Migranten, Jugendgerichts-
helfer, Sprachlehrer, Jobvermittler, Bewerbungs-, Bewährungs- und Familien-
helfer, Streetworker und Sozialpädagogen – die Auflistung ließe sich endlos 
fortsetzen. Genutzt hat das alles nichts. Das für die vielen Helfer verwendete 
Geld ist im multikulturellen Nirwana verschollen. Und nun öffnet sich die sozia-
le Schere zwischen Arm und Reich immer weiter – der Bedarf an Finanzmitteln 
für unproduktive, bildungsresistente und integrationsunwillige Zuwanderer wird 
ins Gigantische steigen. Viele von ihnen werden nie auch nur einen Cent in die 
deutschen Sozialsysteme einzahlen, aber ein großer Teil wird beide Hände auf-
halten, um möglichst viel daraus abzukassieren.

Die Deutschen geben sich eben gern selbst auf. Sie schlucken alles hinunter und 
bilden diesen inneren »Wutstau«. Sie wollen nie wieder »rechts« sein – lieber ig-
norieren sie ihr Grundgesetz, in dem so schreckliche Begriffe wie das »deutsche 
Volk« erwähnt werden. Die Rechtsanwältin Gülsen Celebi, die kurdische Vor-
fahren hat, sagt: »Die Deutschen haben eine Nazi-Macke. Sie trauen sich nicht, 
gewalttätige Migranten zu kritisieren, weil sie Angst haben, als rechtsradikal be-
zeichnet zu werden.« Die Sozialwissenschaftlerin Necla Kelek hebt in Bezug auf 
die Deutschen hervor: »Manche propagieren ein Toleranzverständnis, das einer 
Selbstaufgabe gleichkommt.« Genauso ist es, man beißt als Deutscher derzeit die 
Zähne zusammen. Ganz besonders, wenn man es als im Lande Geborener mit 
Hass im Bauch zudem in einem der vielen Zuwanderer-Gettos aushalten muss. 
Irgendwann wird es knallen. Irgendwann wird der Hass sich entladen. Das ist so 
sicher wie das Amen in der Kirche.

Der Stern hat sich ein solches heruntergekommenes Zuwanderer-Getto in Bre-
men angeschaut. Die beiden Stern-Reporter Franziska Reich und Özlem Gezer 
gebrauchen dabei in ihrer Reportage kaum ein anderes Wort öfter als jenes, das 
ihre Gefühle beim Besuch der multikulturellen Zuwanderer in diesen Gettos be-
schreibt: »Wut«. Immer wieder schreiben sie: »Es ist schwer, nicht wütend zu 
werden.« Dabei richtet sich die Wut der Reporter nicht etwa gegen Deutsche. Da 
ist die muslimische Roma-Familie mit dem Familiennamen Toska, die schon vor 
ihrer Reise nach Deutschland wusste, dass ihr Geld vom Sozialamt zusteht. Heu-
te finden die zugewanderten Toskas, dass es viel zu wenig Geld sei – immerhin 
verbraucht der Familienvater allein mehr als 100 Euro im Monat für Zigaretten. 
Auf dem Sozialamt explodiert Herr Toska deshalb, wenn es um seine Geldforde-
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rungen geht, mit den Worten: »Du nicht reden so. Du nicht behandeln mich wie 
ein Tier. Du machen deine Arbeit!«191 Die Mitarbeiterin des Sozialamtes muss 
man nicht lange fragen, welche inneren Gefühle sich da gegen Zuwanderer wie 
die Toskas aufgestaut haben. Wut.

Während der Stern über die wegen der deutschen Sozialhilfe zugewanderte 
muslimische Roma-Familie berichtet, haben arme Deutsche, denen die Behör-
den jeden dazuverdienten Cent wegnehmen, zeitgleich gewaltige Probleme: 
Benjamin (17) und Phillipp (15) aus Wernshausen in Thüringen haben in den 
Schulferien jeweils 246 Euro verdient. Ihre Eltern sind Hartz-IV-Empfänger. Die 
Kinder können sich nicht einmal neue Kleidung leisten. Endlich wollten sie auch 
einmal wie andere Jugendliche ins Kino gehen. Und deshalb reinigten sie den 
Stadtpark, strichen Bänke und Geländer. Sie haben sich auf das Geld gefreut. 
Ihre Eltern waren stolz, weil die Kinder nicht klauen gingen, sondern ehrlich 
arbeiteten. Dann kam 2009 die Agentur für Arbeit und nahm den Kindern das 
Monate zuvor ehrlich verdiente Geld wieder weg. Ehrliche Arbeit lohnt sich für 
ehrliche Deutsche nicht mehr – das haben diese Kinder nun lernen müssen. Die 
Südthüringer Zeitung schreibt zu dem Fall Folgendes: »Benjamin (17) und Phi-
lipp (15), die ihre Freizeit geopfert haben, verstehen die Welt nicht mehr. Ihre 
Eltern sind entsetzt. ›Man erzählt in den Medien jeden Tag, dass Deutschland 
ein kinderfreundlicher Staat ist. Ich kann aus meinen Erfahrungen sagen: Alles 
eine große Lüge‹, sagt Egon Pittorf, der Vater der beiden, empört. Der 43-Jäh-
rige hat wegen chronischer Erkrankungen Probleme, einen festen Arbeitsplatz 
zu finden, seine Frau ist mit dem kleinsten Kind im Babyjahr. Deshalb bezieht 
die Familie Arbeitslosengeld II (ALG II). Obwohl Egon Pittorf 30 Stunden pro 
Woche arbeiten geht: Als Ein-Euro-Jobber ist er am Aufbau eines Blinden- und 
Sehbehindertenparks in Schmalkalden beteiligt. Dafür erhält er 120 Euro pro 
Monat zusätzlich. Für die fünfköpfige Familie ein Tropfen auf dem heißen Stein. 
Doch die Pittorfs klagen nicht über ihre eigene Situation, aber die Ungerechtig-
keit, die ihren Kindern zuteil wird, macht sie wütend. Schon die Tatsache, dass 
die Kindergelderhöhung um zehn Euro zum 1. Januar 2009 dem Nachwuchs von 
Hartz-IV-Empfängern mal wieder rein gar nichts bringt – der Zusatzbetrag wird 
vom Gesamteinkommen der Familie abgezogen –, wirkt wie Hohn gegenüber 
den Ärmsten der Gesellschaft. Was man seinen Söhnen aber nun antut, bringt 
für Egon Pittorf das Fass zum Überlaufen: Mehr als ein halbes Jahr, nachdem 
die Jungs den Lohn für ihre Arbeit in den Sommerferien erhalten und zum Teil 
auch ausgegeben haben, fordert die Agentur für Arbeit in Schmalkalden von der 
Familie 243,80 Euro zurück, da die Ferienarbeit der beiden auf das Gesamtein-
kommen angerechnet werde. Damit hätte also eines der Kinder 14 Tage nahezu 
umsonst gearbeitet, und wenn man noch das Fahrgeld abzieht, das die Jungs für 
den Weg zur Arbeit von Wernshausen nach Schmalkalden ausgegeben haben, 
muss man sogar vom Lohn des zweiten Sohnes noch etwas abziehen. Ist das 
gerecht?«192 Den Eltern drohte, das soll noch hinzugefügt werden, sogar noch 
ein Bußgeld. Wie soll man das Ganze vor allem den Kindern erklären und ihr 
Vertrauen in Politik und Behörden stärken?
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Dabei hat die Agentur für Arbeit im vorliegenden Fall völlig irre gehandelt. 
Denn die Anrechnung von Einkünften aus Ferienjobs auf Hartz IV ist im Zweiten 
Sozialgesetzbuch klar geregelt. Da heißt es, dass das Einkommen unverheirate-
ter Kinder, die mit ihren Eltern in einer Bedarfsgemeinschaft wohnen, nicht als 
Einkommen der Bedarfsgemeinschaft zu berücksichtigen ist und ihnen der Net-
toverdienst aus Ferienjobs »auch faktisch in voller Höhe zur Verfügung steht«. 
Bei bettelnden Roma-Kindern geht kein Mitarbeiter der Agentur für Arbeit hin 
und zieht den Eltern das Erbettelte von der Sozialhilfe ab. So etwas macht man 
inzwischen nur bei ethnischen Deutschen, man bestraft ihre Ehrlichkeit.

In einem Land, in dem hungrige Deutsche die Mülltonnen nach weggeworfe-
nen Pfandflaschen und Essensresten durchsuchen und Zuwanderer die Wohltaten 
des Schlaraffenlandes genießen, da mutet man Deutschen inzwischen eben be-
hördlich auch das Betteln zu. In Göttingen hatte ein deutscher Hartz-IV-Empfän-
ger 2009 diesbezüglich jedenfalls ein ziemliches Problem: Der Mann hatte auf 
der Straße gebettelt. Dabei kamen 7,40 Euro zusammen.193 Ein Mitarbeiter des 
Sozialamtes beobachtete den Deutschen, nahm ihm die Sammelbüchse ab und 
zählte das Geld. Es waren die genannten 7,40 Euro. Daraufhin rechnete die Be-
hörde das Einkommen aus Almosen auf 120 Euro im Monat hoch und teilte dem 
Mann in einem Schreiben mit, dass seine Sozialhilfe fortan Monat für Monat 
um diesen Betrag gekürzt werde. Dem Deutschen sei es zuzumuten, an Werk-
tagen auf der Straße zu betteln. Vor wenigen Jahren noch hätte man so etwas 
in Deutschland ganz sicher für einen Aprilscherz gehalten. Heute ist es Teil der 
hiesigen Realität. Es versteht sich von selbst, dass so etwas die Wut im Bauch 
der Betroffenen schürt. Denn während Europäer zum Betteln auf die Straße ge-
schickt werden, greifen zugewanderte Mitbürger überall in Europa ungeniert 
zu. Beispiel Niederlande: Ein türkisches Ehepaar hat das Sozialamt dort in der 
Stadt Hoogezand-Sappemeer um mindestens 200 000 Euro (in Worten: zwei-
hunderttausend!) betrogen. Die Mitbürger gaben sich als »mittellos« aus, sind 
aber Eigentümer von Wohnungen im Wert von 400 000 Euro. Die Zeitung De 
Telegraaf berichtete 2009 unter der Überschrift »Echtpaar pleegt voor 200000 
euro bijstandsfraude«194 über die türkischen »Sozialschmarotzer«. Die sind sich 
allerdings keiner Schuld bewusst. Was ist denn schon dabei, Anträge ausfüllen 
und abkassieren – das wollen die Europäer doch so haben, oder etwa nicht?

Der vom Stern interviewte Roma-Familienvater Toska würde sich niemals vom 
Sozialamt zwangsweise zum Betteln auf die deutschen Straßen schicken lassen. 
Er hat die weite Reise nach Deutschland schließlich auf sich genommen, um den 
einfachen sozialen Verhältnissen in seiner Heimat zu entfliehen. Wofür gibt es 
denn das deutsche Sozialamt? Es sind viele Familien wie die netten Mitbürger 
mit dem wohlklingenden Namen Toska nach Deutschland gekommen. Sie wur-
den uns immer wieder als »Bereicherung« vorgesetzt. Diese Bereicherung wird 
wohl so lange fortgesetzt werden, bis ihr die Verarmung folgt.
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Explosive Mischung: Wirtschaftscrash 
und Unterschichtenimport

Was die Generation unserer Eltern noch misstrauisch und skeptisch beäugte, das 
wurde in den vergangenen Jahren zur unglaublichen Zukunftschance verklärt. 
Jeder anatolische Ziegenhirte ist angeblich eine unglaubliche Bereicherung für 
das künftige Europa. Und jedes zugewanderte Roma-Kind brennt angeblich in-
nerlich seit seiner Geburt darauf, eines Tages endlich seinen Beitrag leisten zu 
dürfen, um deutsche Rentenkassen zu sichern und den demografischen Wandel 
der zum Aussterben verurteilten Deutschen aufzuhalten. Unsere Eltern haben 
solche Aussagen noch mit Argwohn betrachtet – inzwischen ist es Pflicht, das zu 
glauben. Alles andere wäre politisch nicht korrekt und würde sofort den polizei-
lichen Staatsschutz auf den Plan rufen.

Politisch korrekt war es auch, an die Stelle klassischer Werte den Glauben an 
Papier zu setzen. Politisch korrekt wurde so Papier zum »Wertpapier«. Und wer 
am Wert von »Wertpapier« zweifelte, der galt als Spielverderber. Um Reich-
tum und Wohlstand zu mehren, musste man als progressiver Bürger in einer mo-
dernen Konsum- und Spaßgesellschaft nur möglichst viel mit gepumptem Geld 
kaufen – den Rest besorgte angeblich der Glaube an Aufschwung und beständi-
ges Wirtschaftswachstum. Ebenso funktionierte der Glaube an den Import von 
Menschen aus fernen Kulturen. Je mehr kulturell wertvolle Menschen aus fernen 
Kulturkreisen zu uns kamen, umso größer war angeblich die Bereicherung. All 
diese angeblichen Zukunftschancen haben sich inzwischen als unkalkulierba-
re Zukunftsrisiken entpuppt. Nun stehen wir vor einem Scherbenhaufen. Dem 
Crash an den Finanzmärkten wird der Crash zwischen völlig verschiedenen eth-
nischen Bevölkerungsgruppen auf dem Fuße folgen.

Man könnte ans Aufräumen gehen und Trümmer beseitigen. Dummerweise 
haben die deutsche Bundesregierung und die EU-Regierung im politisch kor-
rekten Glauben an den Wert von Papier und die künftige Bereicherung durch 
Zuwanderer aus kulturell eher entfernten Staaten viele Verträge unterzeichnet, 
die man derzeit am liebsten vergessen würde. Weil Reichtum und Wohlstand 
aus der Sicht der vergangenen Regierungen eben in einer nie enden wollenden 
Spirale vermehrt und vor dem Hintergrund des Aussterbens der ethnischen Euro-
päer angeblich auch ständig weitere Arbeitskräfte gesucht werden mussten, hat 
man Abkommen unterzeichnet, die aus den wirtschaftlichen Trümmerhaufen da 
draußen vor unseren Haustüren wohl bald Schlachtfelder machen werden – die 
»Killing Fields« der kulturellen Bereicherung.

Seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges 1945 haben wir Europäer eine histo-
risch gesehen außergewöhnlich lange Friedenszeit erlebt. Aus vielerlei Gründen 
neigt diese sich nun allmählich dem Ende zu. Wir alle spüren das – doch wir 
verdrängen die Entwicklung. Denn während wir die größte Krise auf dem eu-
ropäischen Arbeitsmarkt erleben, die es seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges 
gegeben hat, und alle Fachleute vor einem steilen Anstieg der Arbeitslosenzahlen 
warnen, importiert die Europäische Union Massen von Arbeitslosen aus Ländern 
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der Dritten Welt – mit dem Hauptziel Deutschland.
Nein, diese Zeilen wurden keineswegs an einem 1. April geschrieben. Sie kön-

nen – und sollten – die nachfolgenden Angaben in Ruhe überprüfen. Wahrschein-
lich werden Sie dann – höflich formuliert – ziemlich wütend werden. Aber alles 
der Reihe nach: Was würden Sie in dieser schlimmen Wirtschaftssituation von 
einem privaten Unternehmensführer halten, der großzügig viele Hilfsarbeiter im 
Ausland anwerben würde? Während in Deutschland Millionen Menschen die 
Arbeitslosigkeit droht, da wirbt dieser Privatunternehmer immer neue ungelernte 
Arbeiter in Ländern der Dritten Welt an. Mit einem Visum und mit finanziellen 
Versprechungen. Würden Sie den Kopf schütteln und das Unternehmen für ver-
rückt erklären?

Nun, die von der Bevölkerung gewählten Politiker tun genau das. In aller Stil-
le und Heimlichkeit wurde etwa Anfang 2009 in Westafrika schon das zweite 
Anwerbezentrum für arbeitslose afrikanische Arbeiter eröffnet, das auch aus 
deutschen Steuertöpfen finanziert wird. Es ist Bestandteil eines EU-Programms, 
Millionen Arbeitslose aus Ländern der Dritten Welt für den Arbeitsmarkt nach 
Europa zu bringen. Der Grund: Die Europäer sterben ja angeblich bald aus.

Nicht ein einziger deutscher Journalist hat sich Anfang Januar 2009 mit den 
jubelnden Bürgern auf den Kapverdischen Inseln bei der Eröffnung eines sol-
chen Zentrums gefreut. Nach offiziellen Angaben sind auf der vor Senegal ge-
legenen westafrikanischen Inselgruppe 18 Prozent der Einwohner arbeitslos – 
nach inoffiziellen Angaben sind es mehr als doppelt so viele. Die Neue Zürcher 
Zeitung schrieb einmal über das Land, Armut sei die einzige beständige Kons-
tante in der Geschichte der Kapverden.195 Doch seit Januar 2009 jubilieren die 
Menschen dortzulande, denn die Europäische Union hat pünktlich zum 1. Januar 
2009 ihr zweites Anwerbezentrum für arbeitslose Afrikaner auf den Kapverden 
eröffnet.196 Die Idee des Projektes ist einfach: Weil sich viele Europäer über den 
Ansturm »illegaler« Einwanderer aus Afrika (»boat people«) ärgern, eröffnet 
man nun in Afrika und anderen Ländern, die einen großen Bevölkerungsdruck 
haben, Anwerbezentren, in denen die Afrikaner ganz legal ein Visum für Europa 
bekommen. Mehr noch: Man garantiert ihnen für Europa die ungehinderte Ein- 
und Ausreise. Wer als Afrikaner erst einmal einen Schnupperbesuch in Europa 
machen möchte, der kann zwischendurch zurück in seine afrikanische Heimat 
und muss nicht fürchten, bei der Wiedereinreise an den europäischen Grenzen 
als »Illegaler« abgewiesen zu werden. Man macht aus »Illegalen«, die bislang in 
Ländern wie Italien oder Spanien an den Küsten mit Booten ankamen und dort 
nicht sonderlich beliebt waren, einfach weit vor den eigenen Grenzen »legale« 
Mitbürger. Sie brauchen künftig nicht mehr mit dem Boot übers Meer zu kom-
men – wir sorgen für die Flugverbindungen. Europa braucht diese Menschen 
nach bisheriger Auffassung der Europäischen Union ganz schnell und in ganz 
großer Zahl – die Verträge wurden lange vor der Finanz- und Wirtschaftskrise 
geschlossen und müssen nun erfüllt werden.

Die Europäische Union will den Geburtenrückgang der Europäer durch den 
Zuzug von zunächst etwa 20 Millionen Menschen im arbeitsfähigen Alter aus 
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Nordafrika und Asien auffangen, um im »Konkurrenzkampf« mit den Vereinig-
ten Staaten wettbewerbsfähig zu bleiben. Das klingt heute für den Durchschnitts-
bürger wie ein schlechter Witz. Nicht so für die EU-Bürokraten. Und außerdem: 
Verträge muss man eben einhalten. Die Wirtschaftskrise ändert ja auch nichts 
daran, dass wir angeblich bald aussterben. Dazu veröffentlicht man weitere Be-
richte.

Mit ihrer Studie Alterungsbericht 2009 hat die EU-Kommission erstmals die 
Folgen der Finanzkrise unter Berücksichtigung des langfristigen gesellschaftli-
chen Problems der »Überalterung« beleuchtet. In diesem Bericht heißt es, dass 
lediglich tief greifende Veränderungen ein Aushöhlen der Solidarität zwischen 
den Generationen und kräftigen Druck auf künftige Generationen vermeiden 
könnten. Bislang hatten Untersuchungen des schwersten Wachstumseinbruchs 
seit 1929 die Aufmerksamkeit nur auf die direkten Folgen – wie beispielsweise 
Arbeitslosigkeit und Steuerausfälle – orientiert. Der Alterungsbericht schildert 
dagegen, welche Konsequenzen die Vergreisung Europas bis 2060 haben wird 
und wie sich die bestehenden Entwicklungen durch die Krise noch weiter ver-
schärfen werden. So ist laut dem Papier in Europa mit einer erheblich verän-
derten Arbeitsbevölkerung zu rechnen: »Das bedeutet, dass in der EU auf jeden 
Menschen über 65 Jahren nicht mehr vier Menschen im Arbeitsalter (15 bis 64 
Jahren) kommen, sondern nur noch zwei.«197

Abhilfe schaffen kann da angeblich nur der verstärkte Import junger Menschen 
aus Staaten, in denen man diese im Überfluss hat. Unter den Staaten, in denen 
die neuen europäischen Mitbürger angeworben werden, sind viele afrikanische 
Länder.198 Im Oktober des Jahres 2008 wurde das erste Anwerbezentrum für Af-
rikaner im westafrikanischen Mali eröffnet. Dem folgte dann 2009 in aller Stille 
das bereits erwähnte zweite Zentrum auf den Kapverden. Nicht eine deutsche 
Zeitung berichtete darüber. Das wäre vor dem Hintergrund der Massenentlassun-
gen deutscher Arbeitnehmer bei den Deutschen wohl auch nicht sonderlich gut 
angekommen.

Nach dem Vorbild der amerikanischen »Green Card« will die EU eine »Blue 
Card« für neue Mitbürger aus Staaten der Dritten Welt einführen. Nach fünf Jah-
ren Aufenthaltsdauer in einem EU-Land sollen die Mitbürger dann automatisch 
die permanente Aufenthaltsgenehmigung für die EU bekommen. Im schwarz-
afrikanischen Mali (mehr als 90 Prozent der Einwohner sind Muslime) wurde 
zunächst für zehn Millionen Euro aus Steuergeldern ein Informationszentrum 
der EU errichtet, in dem die Bürger Malis nun auf die neuen Einreise- und Ar-
beitsmöglichkeiten in der EU hingewiesen werden. Auch in anderen nordafri-
kanischen Staaten ist der Bau von Informationszentren für die Einwanderung in 
die EU geplant. Die neuen Mitbürger werden vor allem als Billiglohnkräfte von 
der EU-Kommission in der EU gewünscht. Ob das die Langzeitarbeitslosen der 
unteren Lohngruppen in Deutschland wirklich erfreuen wird?

Mehr als 18 Millionen Afrikaner und Asiaten will die Europäische Union in 
den kommenden Jahren aus ihren Heimatländern importieren199; das teilte die EU 
den EU-Bürgern schon im Jahre 2007 freudig mit. Man hat das als Bürger lange 
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Zeit nicht wirklich ernst genommen. Nach neueren Angaben – so britische Zei-
tungen – sollen es jetzt vielleicht sogar etwa 50 Millionen importierte Menschen 
werden.200 Viele dieser Menschen sollen nach dem Willen der EU-Kommission 
ihre künftige Heimat in Deutschland finden, weil die Deutschen ja angeblich am 
schnellsten aussterben. Wahr ist, dass dieser gezielte Unterschichtenimport mit 
dem Geld europäischer Steuerzahler finanziert wird. Unwahr jedoch ist dem-
gegenüber die Behauptung, dass vor Jahren aus Europa ausgewanderte, dem 
europäischen Kulturkreis verhaftete und gut ausgebildete Europäer, die in ihre 
europäische Heimat zurückkehren wollen, nun ebenfalls wieder mit finanziellen 
Anreizen der EU zur Rückkehr in die alte Heimat gelockt werden. Auf diese Idee 
ist in den Fluren der Europäischen Union oder der Berliner Bundesregierung 
noch niemand gekommen.

Vielleicht wird die Europäische Union auf kritische Fragen demnächst ja ant-
worten, dass man von nun an nur noch gut ausgebildete Menschen importieren 
werde: Ärzte, Ingenieure, Lehrer etwa. Das aber wäre dann wahrlich diabolisch. 
Man würde in den afrikanischen Anwerbezentren dann beispielsweise in Afrika 
dringend benötigte Ärzte anwerben. Umgekehrt leisten dann wie bisher deutsche 
Ärzte in Afrika Entwicklungshilfe. Ethisch wäre das wohl mehr als verwerflich. 
Also hinterfragen Sie das Programm besser nicht weiter. Zahlen Sie es einfach 
mit Ihren guten Steuergeldern und genießen Sie das, was da auf uns alle zu-
kommt, denn der Unterschichtenimport soll ja schließlich einmal Ihre – Ihnen 
von Politikern als angeblich »sicher« versprochene – Rente sichern.

Wirklich merkwürdig ist all das nur, weil viele jener europäischen Staaten, die 
nun Mitbürger aus Ländern der Dritten Welt importieren, schon jetzt Geldprä-
mien an zugewanderte Mitbürger aus der Dritten Welt in bar auszahlen, damit 
diese möglichst schnell wieder in ihre Herkunftsländer zurückkehren. Sie halten 
das für einen, wenn auch sehr schlechten, Scherz? Nein, das ist kein Scherz, 
sondern Realität. Zwei Beispiele: Frankreich zahlt seit 2007 jedem Rückkehrwil-
ligen 8000 Euro.201 Spanien geht seit 2009 sogar noch einen Schritt weiter – man 
zahlt eine fünfstellige Summe: 10 000 Euro. »10 000 Euro reichen wohl nicht 
aus, um in Spanien ein Unternehmen zu gründen, aber in Marokko etwa ist das 
viel Geld«, erklärte der spanische Arbeits- und Einwanderungsminister Celestino 
Corbacho die Maßnahme. Spanien will auf diese Weise eine Million Einwande-
rer wieder loswerden, die sich ihre Ansprüche aus der Arbeitslosenversicherung 
auszahlen lassen und dann die Koffer packen sollen. Am Rande sei darauf hin-
gewiesen, dass – mit Ausnahme Deutschlands – inzwischen fast alle westlichen 
Staaten Rückkehrprämien für ausreisewillige Ausländer aus anderen Kulturkrei-
sen zahlen. In fernen Japan etwa gibt es eine Einmalzahlung von 300 000 Yen 
(etwa 2300 Euro) und für jedes mitausreisende Familienmitglied zusätzlich 200 
000 Yen (etwa 1500 Euro).202

Also noch einmal von vorne: Man wird in einem Anwerbezentrum der Europä-
ischen Union mit den Steuergeldern der EU-Bürger angeworben, reist dann nach 
Europa und bekommt bis zu 10 000 Euro vom Steuerzahler, wenn man Europa 
wieder verlässt? Kein Wunder, dass es inzwischen Europäer gibt, die sich da 
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verwundert am Kopf kratzen und sagen: »Wer arbeitet, ist der Dumme.«
Die Europäische Union baut derzeit – also Mitte 2009 – weitere Anwerbe-

zentren für Arbeitskräfte auf, die inmitten der schwersten Wirtschaftskrise der 
Europäischen Union nach Europa importiert werden sollen – und zwar in Mol-
dawien und in der Türkei. Sie finden das ziemlich verrückt und können es kaum 
glauben? Warten Sie ab. Denn es geht noch weiter.

Die EU-Kommission hat eine Richtlinie vorgelegt, die die Stimmung gegen 
zugewanderte arbeitslose Mitbürger erheblich verstärken könnte. Nach dem 
Willen der EU sollen Asylbewerber in Deutschland noch im Jahr 2009 vollen 
Anspruch auf Hartz IV und alle Zusatzleistungen haben. Asylbewerber müssen 
gemäß der EU-Richtlinie Sozialhilfeempfängern gleichgestellt werden. Bislang 
erhalten Asylbewerber in Deutschland Sachleistungen wie Essen oder Kleidung. 
Doch nach der Richtlinie der EU-Kommission hätten sie Anspruch auf den 
Hartz-IV-Regelsatz von 351 Euro pro Monat, zusätzlich 316 Euro für den Part-
ner, zwischen 211 und 281 Euro pro Kind, Mietzuschüsse bis zu 400 Euro sowie 
Zusatzleistungen für Wohnausstattung, Gas, Strom und Wasserkosten. Zudem 
sollen Asylbewerber in Deutschland nach sechs Monaten statt bislang frühestens 
nach zwölf Monaten Zugang zum deutschen Arbeitsmarkt erhalten.

Asylbewerber sollen also nach dem Willen der EU die gleichen Leistungen 
bekommen wie Deutsche, die über Jahre hinweg Steuern und Sozialabgaben be-
zahlt haben. Während Millionen Deutsche Angst um ihren Arbeitsplatz haben, 
will die EU noch schneller zugewanderte Arbeitslose auf den deutschen Arbeits-
markt lassen. Das alles könnte eine Sogwirkung auf die ohnehin ächzenden deut-
schen Sozialkassen und Arbeitsplätze in den unbequemen armen Staaten nach 
sich ziehen. Die EU-Abgeordnete Gabi Zimmer von der Linkspartei unterstützt 
die Gesetzesänderung und sagt: »Das würde die Bedingungen für die Integrati-
on von Migranten klar verbessern und europaweit vereinheitlichen. Dabei geht 
es um armutsfeste soziale Mindeststandards für alle in Europa lebenden Men-
schen.«203

Man muss einmal lesen, was im Internet im Kommentarbereich von Zeitun-
gen unter Artikeln über diese Pläne der EU-Kommission so geäußert wird, um 
die Stimmung im Lande zu erfassen. Da heißt es etwa: »Auch die unzähligen 
Wirtschaftsflüchtlinge stellen unter verschiedenen Deckmäntelchen Asylanträ-
ge, die erst lange später abgelehnt werden können. Der Anreiz würde extrem, in 
eine bezahlte, warme, sichere Wohnung mit gutem Essen und allen Chancen für 
die Kinder zu flüchten. Was soll der Wahnsinn? So gut geht es nicht mal annä-
herungsweise der Hälfte der Amerikaner ohne Krankenversicherung und ohne 
Arbeitslosenunterstützung. Auch europäische Länder können diesen Luxus ihren 
eigenen Menschen oft nicht bieten.«204 Ein anderer schreibt: »Seit ich das hier 
gelesen habe, bin ich fassungslos! Egal ob Asylbewerber oder Deutsche, wenn 
ich den Betrag, den man hier erhält, auf meine Verhältnisse übertrage, dann stün-
den mir ca. 1280 Euro an Harz-IV-Leistungen zu! Noch nicht einberechnet sind 
Zahlungen des Staates für Wohnnebenkosten und Wohnausstattung! Dieser Be-
trag entspricht in unserer Region Hof einem überaus guten Verdienst! Nur muss 
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man als Depp der Nation, nämlich als durchschnittlicher Arbeiter, all seine Kos-
ten selbst bestreiten! Mich wundert es jetzt nicht mehr, dass immer mehr Men-
schen nicht einsehen, morgens aufzustehen, um in die Arbeit zu gehen! Lohnt 
sich doch nicht!«

Das waren die höflichen Kommentare. Unter einem Bericht der Bild-Zeitung 
vom April 2009 über die geplanten Hartz-IV-Leistungen für Asylbewerber fin-
den sich allerdings auch solche, die sich klar extremistisch äußern, etwa der 
Kommentar von »pmgarfield«: »In Wirklichkeit ist Deutschland längst BANK-
ROTT. Das ist die WAHRHEIT, die kein Politiker zugeben würde. Wenn Brüssel 
es so will, dann sollen die dafür bezahlen und nicht WIR! Es wird wieder mal ein 
Comeback der rechtsextremen Parteien geben. Europa-Wahl steht vor der Tür. 
Die jetzige Wirtschaftskrise sorgte dafür, dass irgendwann mal die Bombe platzt. 
Siehe Frankreich, Geiselnahme der Manager. Ich persönlich finde es richtig und 
hoffe, dass (es) in Deutschland endlich mal knallt, statt Ruhe zu bewahren.«205

Also noch einmal alles zusammengefasst in Kurzform: Man wird von der EU 
als Billiglohnkraft in einem Land der Dritten Welt für die EU angeworben, be-
kommt eine »Blue Card«, kann frei ein- und ausreisen, in Deutschland nebenher 
einen Asylantrag stellen und Sozialhilfe kassieren – und in Ländern wie Frank-
reich oder Spanien, wenn man vom Irrsinn genug hat, jederzeit eine steuerfreie 
satte Rückkehrprämie in die Heimat kassieren. Alles klar? Verstehen Sie jetzt, 
warum das Sozialamt Deutsche zum Betteln auf die Straßen schickt und Kindern 
einer Hartz-IV-Familie, die in den Ferien Geld hinzuverdient haben, dieses sofort 
wieder abnimmt?

Sozialhilfebetrug als religiöse Pflichterfüllung

Verwundert rieben sich die Leser der Bild-Zeitung und die Zuschauer von Sat.1 
im August 2008 die Augen: Da berichtete man ihnen, dass ein türkischer Sozial-
hilfeempfänger in der Heimat eine Luxusvilla gebaut hatte und dann auch noch 
einen neuen BMW-Geländewagen im Wert von 70 000 Euro kaufte. So etwas ist 
ganz bestimmt nur ein »Einzelfall« – sehen Sie das auch so? Dann dürfen Sie 
nun nicht weiterlesen, denn der Inhalt dieses Kapitels könnte Sie nachdenklich, 
möglicherweise auch ärgerlich stimmen. Und wenn Ihnen gleich schwindelig 
wird, dann gehen Sie zwischendurch besser zu Ihrem Arzt oder Apotheker.

Es gibt nach Europa zugewanderte Mitbürger, die ganz offen zum Sozialhil-
febetrug aufrufen. Es sind Vordenker muslimischer Gemeinden. Diese musli-
mischen Mitbürger sind sich dabei keiner Schuld bewusst, denn das »glorreiche 
Zeitalter des Islam« hat es ihnen ja so vorgelebt. Manche Mitbürger nehmen sich 
solche Aufrufe zu Herzen. Für die Sozialsysteme sind sie eine Bürde. Es ist ein 
Tabuthema. Aber die Belege sprechen eine deutliche Sprache.

Drei Reinigungsunternehmen, ein prall gefülltes Auftragsbuch – und trotzdem 
Sozialhilfeempfänger. Üzgür Ö. kassierte allein 2008 rund 20 000 Euro vom 
Staat. Der Hartz-IV-Betrüger ist sich keiner Schuld bewusst.206 Man hat beim 
Lesen solcher Zeilen den – politisch korrekten – Eindruck, dass es sich auch hier 
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ganz bestimmt nur um einen Einzelfall handelt. Bedauerlicherweise ist das nicht 
der Fall. Eines von vielen weiteren Beispielen: In Hamburg ist Mitbürger Hamid 
T. (48) der »schlimmste Sozialschmarotzer«.207 Hamid T. prellte das Hamburger 
Arbeitsamt um fast 12 500 Euro – dabei verdiente er als Unternehmer 93 656 
Euro pro Jahr. Vor Gericht hatte der Mitbürger 1000 Ausreden: Seine Frau sei 
krank und er habe doch auch noch drei Kinder. Die Richterin ließ Milde wal-
ten, sie verurteilte den Angeklagten zu nur zehn Monaten auf Bewährung. Und 
das, obwohl Hamid T. auch schon zuvor in einem anderen Fall wegen Betruges 
verurteilt worden war. Das sind keine Einzelfälle – es sind schlichtweg typische 
Fälle. Und es gibt sie in ganz Europa. Wir werden ausgenommen wie die Weih-
nachtsgänse. Es gibt moslemische Führer, die das alles ganz offen unterstützen.

In Europa rufen manche islamische Vorbeter ihre Mitbürger aus dem islami-
schen Kulturkreis ganz offen zum Sozialhilfebetrug auf. Es gibt viele solcher 
Beispiele, die gut dokumentiert sind. Die Aufzählung würde viele Seiten füllen. 
Betrachten wir nur zwei Beispiele: Die Londoner Zeitung Daily Mail berichtete 
im März 2008 über Moslem-Prediger Abu Waleed, der bei Vorträgen vor sei-
nen Mitbürgern gefilmt wurde. In diesen forderte er sie dazu auf, den britischen 
Wohlfahrtsstaat der »Ungläubigen« nach Kräften zu betrügen. Dasselbe tat er 
an der Londoner Scharia-Schule, auch hier forderte er dazu auf, die britische 
Regierung zu betrügen. Der Mitbürger gab zugleich Hinweise und Hilfestellun-
gen, wie man denn die »Ungläubigen« in Europa am besten finanziell übers Ohr 
hauen könne.208

In den Niederlanden durfte Imam Ahmed S. aus Tilburg, der nach 15 Jahren 
Aufenthalt dort weiterhin nur Arabisch spricht und inzwischen einen Integra-
tionskurs auf Kosten der niederländischen Steuerzahler absolvieren durfte, die 
Moslems nach Angaben des Brabant Dagblat dazu aufrufen, den niederländi-
schen Staat zu schädigen – und keine Steuern mehr zu zahlen.209 Inzwischen 
gibt es Zeitschriften und auch Tipps im Internet, wie man den niederländischen 
Sozialstaat am besten schädigt.

Die Schweizer waren etwa im Mai 2009 ziemlich schockiert, als ihnen ein 
muslimischer Tunesier vor dem Schaffhauser Obergericht erklärte, er brauche 
ein Auto. Wütend waren viele Schweizer, weil das Sozialamt ihm das Auto be-
zahlen soll. Der Mann ist aus Tunesien zugewandert, hat sieben Kinder, arbei-
tet nicht und klagte auf Staatskosten den Unterhalt für ein Fahrzeug ein.210 Der 
Mann ist kein Unbekannter. Er hat schon vor Gericht geklagt, weil er und seine 
Kinder sich absolut nicht in der Schweiz integrieren wollen – die Ungläubigen 
sollen zahlen, mehr nicht. Bei so viel Dreistigkeit waren die Schweizer einfach 
fassungslos.

Auch der schwedische Wohlfahrtsstaat macht seine Erfahrungen mit solchen 
Mitbürgern. Es gibt viele von ihnen aus dem islamischen Kulturkreis, die in 
Schweden Zuflucht gefunden haben und Sozialhilfe beziehen. Inzwischen ist 
das schwedische Sozialmodell bankrott. Sozialhilfebetrug durch zugewanderte 
Mitbürger wurde in Schweden lange Zeit als Kavaliersdelikt betrachtet. Dabei 
wurden manchmal sogar gutgläubige Medien als Helfershelfer der Sozialhilfe-
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betrüger aus dem islamischen Kulturkreis missbraucht.
Ein Beispiel: Da hat eine aus dem Irak stammende Großfamilie mithilfe der 

Medien die Sozialbehörden zu betrügen versucht. Die Familie wurde Anfang 
2007 angeblich von einem »Retter« in einem Keller der Stadt Gälve gefunden 
und hatte – genauso angeblich – schlimme Rauchvergiftungen. Sie kam sofort 
in ein Krankenhaus und wurde umsorgt. Die Familie behauptete, die Behörden 
verweigerten ihr die Sozialhilfe und im bitterkalten Winter auch eine Unterkunft. 
Das war eine »schöne« Geschichte, über die schwedische Medien nur allzu gern 
berichteten. Arme Flüchtlinge, denen man in der christlichen Weihnachtszeit die 
Tür vor der Nase zuschlug und sie einfach frieren ließ. Nachdem viele schwedi-
sche Medien über die »Not« der von den Behörden angeblich ungerecht behan-
delten Familie berichtet hatten, stellte sich dann bei den Recherchen allerdings 
heraus, dass die Familie schon in Malmö registriert war und dort auch über eine 
Wohnung verfügte.211 Der »Retter«, der die Familie vor dem angeblichen Ersti-
ckungstod in einem Keller geborgen und die Medien informiert hatte, war ein 
Familienmitglied. Die »arme« Familie wollte einfach nur noch ein weiteres Mal 
an einem anderen Ort abkassieren.

Inzwischen sind die Sinne der Schweden beim Sozialhilfebetrug geschärft. Es 
sind Iraker, die in den Statistiken beim Sozialhilfebetrug an führenden Positi-
onen auftauchen. Kein anderes europäisches Land hat so viele irakische Asyl-
bewerber aufgenommen wie Schweden. Und in keinem anderen europäischen 
Land werden die Sozialkassen von Irakern so dreist betrogen wie in Schweden. 
Darüber berichtete auch die schwedische Zeitung The Local. Nach deren Anga-
ben nehmen die Iraker staatliche finanzielle Rückkehrhilfen in Anspruch – und 
die Schweden zahlen und glauben, dass die Iraker wieder in ihre Heimat zurück-
kehren. Ist das Geld ausbezahlt, dann wollen die Mitbürger ganz plötzlich doch 
lieber in Schweden bleiben – und beantragen (und bekommen!) Sozialhilfe. 5345 
Euro kann so jede irakische Familie, die sich zunächst als rückkehrwillig zeigt, 
auf einen Schlag steuerfrei erschwindeln.212 Erinnern Sie sich an den weiter oben 
beschriebenen und mit EU-Mitteln geförderten Unterschichtenimport aus dem 
vorangegangenen Kapitel? Und an die Prämien, die europäische Länder bezah-
len, um die Mitbürger sofort wieder loszuwerden? Sie sehen also, was da auf 
diesem Gebiet auch in Schweden geschieht.

Gehen wir ins Nachbarland Norwegen, Beispiel Oslo: Da berichteten nor-
wegische Zeitungen im Sommer 2007 seit Wochen schon verschämt darüber, 
dass muslimische Taxifahrer ihre Einnahmen nicht versteuern213 – und zugleich 
Sozialhilfe beziehen214. Einige dieser Taxifahrer hatten sogar ganz offen zum 
Steuerbetrug aufgerufen. Das alles hielt man zunächst für einige Einzelfälle, die 
man verdrängen konnte. Doch dann platzte eine Bombe: Die Ermittlungen der 
Behörden ergaben, dass allein in Oslo etwa 900 Taxifahrer Steuerbetrüger waren 
– und circa 500 von ihnen bezogen zugleich Sozialhilfe. Die Mehrzahl dieser 
Betrüger sind Pakistaner. Es handelte sich um den größten bislang bekannten 
Sozialhilfebetrug des Landes. Die Kriminellen gaben in der Vergangenheit sogar 
Interviews. In deutschsprachigen Medien fanden sie allerdings keine Aufmerk-
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samkeit.
Um das alles zu verstehen, muss man nur zwei islamische Begriffe kennen: 

Dhimmi und Dschizya. Als Dhimmi bezeichnet man in der islamischen Rechts
tradition Anhänger monotheistischer Religionen, die von Muslimen mit aller-
dings eingeschränktem Rechtsstatus geduldet werden. Juden und Christen sind 
nach islamischer Lesart Dhimmi. Solange sie den Islam nicht angenommen ha-
ben, müssen sie an die Muslime eine Dschyzia genannte Abgabe zahlen. Der 
Islam will das so – und es ist fester Bestandteil des islamischen Rechts (Scharia). 
Diese Abgabe der »Ungläubigen« muss bar oder in Naturalien erfolgen. Diese 
Logik des Korans war eine der Grundvoraussetzungen für die erste Blütezeit und 
Ausbreitung des Islam. Während das Christentum erst die Menschen bekehrte 
und dann mit zunehmender Zahl der Christen Gebiete christlich wurden, ging 
der Islam seit Mohammeds Zeiten den umgekehrten Weg: Man eroberte ein von 
»Ungläubigen« besiedeltes Gebiet durch den friedlichen oder gewaltsamen Zu-
zug von Muslimen und leitete dann über das Dschyzia genannte Tributsystem 
die Umverteilung des vorhandenen Vermögens der arbeitenden »ungläubigen« 
Bevölkerung ein. Selbst in der größten Blütezeit des Islam haben Muslime in den 
von ihnen beherrschten europäischen Gebieten (etwa Andalusien) nie die Mehr-
heit der Bevölkerung gestellt. Der New-York-Times-Bestsellerautor Mark Steyn, 
ein Kanadier, beschrieb in seinem 2006 erschienenen Buch America Alone auf 
den Seiten 164/165 die hier skizzierten Zustände.

Muslime waren und blieben in den eroberten europäischen Gebieten eine Min-
derheit, die sich am Wohlstand der »ungläubigen« Mehrheit wie selbstverständ-
lich labte. Das war keinesfalls ein böser Wille, sondern Bestandteil jenes Sys-
tems, das den Gefolgsleuten Mohammeds in der großen Zeit der Ausbreitung des 
Islams Erfolg bescherte. Heute nennt man es anders, aber die Tatsachen bleiben. 
Und diese Umverteilung gilt auch für die »Ungläubigen« in islamischen Staaten: 
In jedem dem Autor bekannten, mehrheitlich islamischen Staat der Welt benötigt 
ein »ungläubiger« Ausländer einen lokalen Geschäftspartner, wenn er eine Firma 
eröffnen oder Geschäfte machen möchte. Selbst ethnische Chinesen müssen in 
ihrer Heimat Malaysia, das eine chinesische Minderheit hat, einen muslimischen 
Geschäftspartner vorweisen. Wer in Dubai Handel treiben will, kennt das ebenso 
wie jener, der in Ägypten ein Büro eröffnen möchte. Man braucht einen örtlichen 
– muslimischen – »Sponsor«. Dabei ist das Wort »Sponsor« eine intelligente 
Umschreibung für einen Vermittler, der von der Energie eines anderen lebt. Die-
ses Tributsystem begünstigte die Ausbreitung des Islam. Denn die von Muslimen 
durch Dschyzia Ausgeplünderten konvertierten irgendwann aus Frustration zum 
Islam oder wanderten in nicht-muslimische Gebiete ab. So musste der Islam sich 
zwangsweise ausbreiten, wenn er denn weiterhin den Extrakt aus arbeitenden 
Bevölkerungen genießen wollte – nach Persien, Zentralasien, nach Indien und 
auch nach Europa. Immer auf der Suche nach »Ungläubigen«, die bereit waren, 
in einer wie auch immer genannten Form die Dschyzia zu entrichten.

Das alles ist fester Bestandteil der islamischen Geschichte. Und in den Ko-
ranschulen Europas wird Dschizya auch heute noch gelehrt – die Europäer wol-
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len das aber lieber nicht hören. Es entspricht nicht der politischen Korrektheit. 
Doch es hilft zu erklären, warum ein Teil unserer muslimischen Mitbürger kei-
nen Antrieb verspürt, sich um sein Einkommen und um sein Auskommen in der 
Zukunft zu bemühen. Der Islam hat doch zur Zeit der glorreichen Ausbreitung 
seiner Grenzen nach Mohammeds Tod vorgelebt, wie man es macht. Und er hat 
vor genau diesem Hintergrund eine glorreiche Blütezeit erlebt. Ein Großteil der 
islamischen Welt lebt auch heute von Dschyzia. Man lässt andere für sich arbei-
ten. Man importiert ausländische Arbeitssklaven – und lehnt sich selbst zurück. 
Wie selbstverständlich erwartet man Tributzahlungen und Transferleistungen 
aus »ungläubigen« Staaten. Freilich nennt man das Ganze heute anders. Noch 
einmal: Der Islam lebte und lebt als Ideologie oftmals von nichts anderem als 
vom Transfer vorhandenen Wohlstands – und zwar immer in eine Richtung: von 
wohlhabenden »Ungläubigen« in Richtung der Muslime. Das wird in Koran-
schulen auch heute in Deutschland unter dem Begriff Dschizya so gelehrt. Allah 
hat das alles angeblich so gewollt.

Nunmehr versteht man auch, warum linksliberale sozialistische Politiker den 
Islam so attraktiv finden und um Toleranz für dessen »Werte« werben: Der 
Wunsch nach stetigem Umverteilen ist zwischen Islam und linken Gruppen völ-
lig identisch.

Jene, die die Leistungen erbringen müssen, werden diese Zeilen mit Unver-
ständnis lesen. Wer das alles nun gar für »rassistisch« oder »ausländerfeindlich« 
hält, dem sei an dieser Stelle noch einmal die Quelle all dieser Beispiele verraten: 
Kein Geringerer als der New-York-Times-Bestsellerautor Mark Steyn, ein Kana-
dier, beschrieb in seinem 2006 erschienenen Bestseller America Alone auf den 
Seiten 164/165 die hier skizzierten Zustände. Es gab einen Aufschrei in der isla-
mischen Welt – aber die Darstellungen entsprachen der Wahrheit. Noch weitaus 
detaillierter belegt die Historikerin Bat Yeor das Auspressen des vorhandenen 
Wohlstandes der »Ungläubigen« in ihrem Buch Der Untergang des orientali-
schen Christentums unter dem Islam. Auch Bat Yeor wurde oftmals angegriffen 
– widerlegen konnte ihre Ausführungen bislang allerdings niemand. Bat Yeor ist 
international renommiert und wurde mit vielen Preisen geehrt. Man darf jenen 
Mitbürgern, die das System der Dschizya in den Koranschulen der Gegenwart 
auch heute noch wie selbstverständlich erlernt und verinnerlicht und von musli-
mischen Führern offen verkündet bekommen haben, nun ganz bestimmt keinen 
Vorwurf machen. Aus der Sicht des Islam handelt es sich doch um einen von 
Allah so gewollten Zustand. Wer wollte das kritisieren? Und Hartz IV und all 
die anderen Sozialleistungen sind aus der Sicht vieler Muslime nichts anderes 
als Dschizya. Doch bis deutsche Politiker das gemerkt und verstanden haben, 
wird Europa wahrscheinlich längst islamisch sein. Politiker haben ja über viele 
Jahrzehnte auf diesem Gebiet auch zahlreiche andere schwere Fehler gemacht, 
die nun böse Folgen haben. Aber es gibt Länder in Europa, die wollen das nicht 
länger hinnehmen.

Großbritannien führte im März 2009 eine Migranten-Steuer ein. Die Arbeits-
losenzahl hatte da gerade die Zwei-Millionen-Marke überschritten. Und viele 
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Briten führten alle Probleme auf die Zuwanderer zurück. Vor allem unter den 
»Asiaten« – so der vorgeschriebene politisch korrekte Ausdruck für zugewander-
te Pakistaner – ist die Arbeitslosigkeit extrem hoch. Ein Beispiel von vielen: Für 
das Jahr 2009 suchte Großbritannien in Pakistan mit ganzseitigen Zeitungsan-
zeigen allein 5000 erfahrene muslimische Halsabschneider, die künftig in Groß-
britannien in islamischen Schlachthöfen Islam-konform den Tieren bei vollem 
Bewusstsein die Kehle durchschneiden sollen. Weil der Bedarf an Schlächtern, 
die es erlernt haben, einem Tier bei vollem Bewusstsein die Kehle zu durch-
schneiden, in Großbritannien unter den Muslimen ständig wächst, will London 
2009 immerhin 5000 pakistanische Halal-Metzger importieren. Darauf haben 
sich Pakistan und die britische National Halal Foods Group (NHFG) of UK in 
einem »Memorandum of Understanding« geeinigt.215 Das alles geschah im Üb-
rigen, obwohl die Prognosen für Ende 2009 in Großbritannien schon mehr als 
drei Millionen Arbeitslose ankündigten. Solcherlei Arbeiterimporte waren Was-
ser auf die Mühlen der rechten British National Party. Der Labour-Abgeordnete 
David Winnick lenkte dann im Frühjahr 2009 öffentlich ein und erklärte, die 
Arbeitslosigkeit unter Asiaten in Großbritannien sei ohnehin schon sehr hoch. 
Es sei kaum nachvollziehbar, warum die Restaurants die arbeitslosen »Asiaten« 
nicht einstellen und ausbilden könnten. Zugleich wurde von der Labour-Regie-
rung die Migranten-Steuer in Höhe von 50 Pfund je Visum eingeführt. Das trifft 
die Stimmung im Land. Das kommt gut an. Immerhin wünschen 78 Prozent der 
Briten, dass arbeitslose Migranten ihre Koffer packen und das Land sofort ver-
lassen sollen.216

Anders als in Deutschland tut sich in einigen europäischen Ländern etwas. 
Über Jahrzehnte hinweg hatten die britischen Sozialdemokraten den Briten ge-
predigt, dass es »rassistisch« sei, gegen die Zuwanderung anderer ethnischer 
Gruppen aufzubegehren. Und die Einteilung der Menschen nach Hautfarben war 
absolut tabu. Über Jahrzehnte hinweg hatte die Labour-Partei für ein multikultu-
relles und tolerantes Großbritannien gekämpft. Dann aber kam im Frühjahr 2009 
die überraschende Kehrtwende. Parallel zur Einführung der Migranten-Steuer 
sprach man in der Labour-Partei auf einmal wieder von »weißen« Briten, die 
man in der Vergangenheit benachteiligt habe. Labour hat nämlich Angst davor, 
dass weiße ethnische britische Arbeiter möglicherweise künftig nicht mehr La-
bour wählen werden, weil diese Partei sich immer stärker um die Bedürfnisse 
von afrikanischen und asiatischen Zuwanderern gekümmert hat. Deshalb voll-
zog man eine intolerante Kehrtwende: Jobs sollen künftig zunächst einmal für 
ethnische weiße Briten da sein. Es heißt zudem, die Angst »weißer« Briten vor 
der Zuwanderung habe man bedauerlicherweise in den vergangenen Jahren »ig-
noriert«. Auch in den Niederlanden äußerten sich die Sozialdemokraten, die vom 
Rechtspopulisten Geert Wilders unter Druck gesetzt werden und ständig Wäh-
lerstimmen verlieren, auf einmal ähnlich. Dort will man die Toleranzpolitik nun 
sogar ganz beenden.

Der renommierte britische Telegraph überschrieb einen Artikel mit den un-
glaublichen Worten »Britain’s betrayed tribe: the white working class«217. Frei 
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übersetzt bedeutet das etwa: »Eine betrogene britische Bevölkerungsgruppe – 
die weißen Arbeiter«. Was auf den ersten Blick wie ein Hetzartikel aus einem 
rechtsextremistischen Propaganda-Blättchen klingt, ist allerdings eine nüchterne 
Darstellung einer Abwendung der britischen Labour-Partei von der bisherigen 
Multikulti-Politik. In vielen Wahlbezirken des Landes verliert Labour Tag für 
Tag an Zuspruch. Der Grund: Immer mehr Briten fühlen sich von der klassischen 
Arbeiterpartei Labour schlicht betrogen. Aus Gründen der politischen Korrekt-
heit hatte Labour Arbeitsplätze immer öfter vorrangig Zuwanderern versprochen 
– und die ethnischen Briten schauten zu. Auch die mehr als eine Million Zuwan-
derer aus den früheren Ostblockstaaten haben eine Million Briten arbeitslos ge-
macht. Am unteren Ende der Lohnskala arbeiten heute Polen – und die britischen 
Arbeiter müssen daheim bleiben und Sozialhilfe beantragen. Labour versprach 
Anfang 2009, die Sorgen und Nöte der ethnischen britischen Arbeiter ernster zu 
nehmen. Man will der »indigenen Bevölkerung« vorrangig Arbeitsplätze ver-
schaffen. Wie das gehen soll? Keiner weiß es. Aber zumindest das Signal »Wir 
haben verstanden« dürfte beim Wähler gut ankommen.

Irgendwie schien bei den europäischen Sozialdemokraten der Wind des Wan-
dels (winds of change) durch die Flure zu wehen. Denn auch in den Niederlanden 
vollzogen die Sozialdemokraten in diesen Tagen eine erstaunliche historische 
Kehrtwende in ihrer politischen Grundausrichtung. Im März 2009 mussten sie 
auf ihrem Parteitag über ein Grundsatzpapier abstimmen, das ein Ende der nie-
derländischen »Toleranzpolitik« gegenüber Zuwanderern forderte.218 Die kom-
plette Parteiführung hatte das Papier schon zuvor abgesegnet. Gegenüber Inte-
grationsverweigerern dürfe man nicht länger tolerant sein, hieß es. Man könne 
nicht wegschauen in Anbetracht der ungeheuren Kriminalität der Zuwanderer, 
ihrer Brutalität und ihrer Inländerfeindlichkeit den Niederländern gegenüber. 
Auch bei der Vergabe von Arbeitsplätzen sollen Zuwanderer in den Niederlanden 
nicht länger bevorzugt werden. Zu viel Toleranz schade der Integration, finden 
die niederländischen Sozialdemokraten jetzt.219 Das verkündet heute jene Partei, 
die über Jahrzehnte mehr Toleranz gegenüber Zuwanderern von den ethnischen 
Niederländern eingefordert hatte.

Man darf also gespannt sein, wann der Wind des Wandels auch bei deutschen 
Sozialdemokraten durch die Flure wehen wird.

In Deutschland aber ist (noch) alles anders. Wer in diesen Tagen neben der 
Finanzkrise im deutschsprachigen Raum weitere düstere Schreckensszenarien 
entwirft, der ist in Politik und Medien wahrlich nicht gern gesehen. Es gilt ja, 
Optimismus zu verbreiten und die sich am Horizont abzeichnenden Boten des 
Niedergangs schönzureden. Irgendwann aber wird man in Deutschland auch ein-
mal die jüngere Vergangenheit aufarbeiten müssen – und dann wird man auf 
Fakten stoßen, die heute noch krampfhaft verdrängt werden.

Der Griff ins Klo – die Fehler der Vergangenheit

Der Hamburger Stern hat im Jahre 2009 eine typische Zuwandererfamilie be-
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sucht, deren Gedankenwelt nur um eines kreist: Wie kassiert man in Deutschland 
eigentlich am besten ab? Da lebt in Bremen Mitbürger Cem. Er hat wegen seiner 
rabiaten Art Hausverbot beim Sozialamt, Hausverbot bei der Ausländerbehörde 
und Hausverbot beim Kindergarten. Als die Stern-Reporter ihn besuchen, brüllt 
er: »Die Deutschen müssen aufpassen. Sonst ist Krieg!« Die anderen im Zimmer 
nicken derweilen, und einer ruft: »Der Aufstand in Frankreich war geil! Auch 
wir werden uns wehren!«220 Alle sprechen ständig von den »Scheiß-Deutschen« 
und von diesem »Scheiß-Land«. Interessanterweise finanzieren diese »Scheiß-
Deutschen« in diesem »Scheiß-Land« solche »Scheiß-Mitbürger«. Auch der 
linksliberale Stern, einst Vordenker der Multikulti-Bewegung, hat spätestens im 
Frühjahr 2009 mit der Schlagzeile »Multikulti ist endgültig am Ende«221 einge-
sehen, wohin die Entwicklung führt: Irgendwann wird sich die aufgestaute Wut 
entladen.

Dafür sorgen nach Kräften auch offizielle Vertreter der allseits beliebten Zu-
wanderer – etwa der Türken, so beispielsweise der türkische Generalkonsul in 
Düsseldorf, Hakan Kivanc. Das Folgende stammt nicht etwa von einer närrischen 
Kappensitzung aus dem Düsseldorfer Karneval – der Herr Diplomat soll nüch-
tern gewesen sein und meinte es angeblich ernst. Seine diplomatische Exzellenz 
beehrte die Deutschen am 22. Februar 2009 nach Angaben der CDU-Politikerin 
Christina Köhler mit der öffentlichen Äußerung, wenn man den Deutschen die 
Pulsadern aufschneiden würde, dann würde braunes Blut fließen.222 Zudem sieht 
seine Exzellenz die Türkei als die einzige »Schutzmacht« für die in Deutschland 
lebenden Türken an, weil die Deutschen sonst »allen Menschen aus der Türkei 
ein ›T‹ für Türke eintätowieren und mit ihnen das Gleiche machen würden, was 
sie während der Nazizeit getan haben«. Das ist ein rassistisches verhetzendes 
Deutschland-Bild – findet die CDU-Politikerin Christina Köhler. Man sollte sei-
ne türkisch-diplomatische Rassisten-Exzellenz eigentlich im hohen Bogen aus 
dem Land werfen, aber so ein Mitbürger genießt in Deutschland im Jahre 2009 
immer noch diplomatische Immunität. Ein solcher Diplomat darf sich ganz si-
cher auch schützend vor Mitbürger Cem stellen, der die »Scheiß-Deutschen« in 
diesem »Scheiß-Land« lautstark vor dem kommenden Krieg warnt.

Um die Wahrheit zu sagen: Politiker aller Parteien haben das alles eigentlich 
gar nicht so gewollt. Sie haben vor Jahrzehnten schon innerlich geahnt, dass 
mit fortschreitendem ethnischem Zerfall und mit wachsenden wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten irgendwann auch wieder der große Knall kommen wird. Sie 
haben das auch offen gesagt. Und zwar mit Worten, die wir heute wohl als rassis-
tisch und rechtsextremistisch bewerten würden. Wir werden gleich einige inter-
essante Beispiele dafür bringen. Es ist eben nicht so, dass niemand die Entwick-
lung vorhergesehen hätte. Nein, alle haben es gewusst. Allerdings haben viele 
dann über zahlreiche Jahre einfach bequem weggeschaut.

Menschen sind vergesslich. Das ist normal. Je älter wir werden, umso mehr 
schwinden die Erinnerungen an frühere Jahrzehnte. Wie schlecht wir uns an et-
was länger zurückliegende Ereignisse erinnern können, vermag ein kleines Quiz 
zu belegen. Alle Ereignisse sind real. Die Antworten sind heute wohl allesamt 
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politisch nicht mehr korrekt. Vor wenigen Jahren noch aber haben unsere rang-
höchsten staatlichen Repräsentanten so und nicht anders gesprochen – heute 
würden sie mit solchen Äußerungen sofort die Staatsanwälte und den Staats-
schutz auf den Plan rufen. Die Quellen zu den Äußerungen finden Sie mit allen 
weiteren Belegen in den Fußnoten.

Hier einige Fragen und Antworten, die Sie nachdenklich stimmen könnten. 
Unter den genannten Personen befindet sich nicht eine, die je des Extremismus 
verdächtigt wurde:

Von welchem Bundeskanzler stammen die Zitate: »Wir können nicht mehr Aus-
länder verdauen, das gibt Mord und Totschlag«, »Mir kommt kein Türke mehr 
über die Grenze«, es sei ein Fehler gewesen, »dass wir zu Beginn der 60er-Jahre 
Gastarbeiter aus fremden Kulturen ins Land holten« und »Mit einer demokrati-
schen Gesellschaft ist das Konzept von Multikulti schwer vereinbar«?223

a.	Kurt-Georg Kiesinger (CDU)
b.	Gerhard Schröder (SPD)
c.	Angela Merkel (CDU)
d.	Helmut Schmidt (SPD)

Welcher Kanzler ist mit folgendem Versprechen in den Wahlkampf gezogen: 
»Wir werden die Arbeitslosigkeit und die Zahl der in Deutschland lebenden Aus-
länder um die Hälfte reduzieren«? Die Nachrichtenagentur AP schrieb zudem: 
»Darüber hinaus muss nach den Worten des Kanzlers ein erheblicher Teil der 
rund zwei Millionen in der Bundesrepublik lebenden Türken in ihre Heimat zu-
rückkehren.« Wer war dieser Politiker?224

a.	 Helmut Schmidt (SPD)
b.	 Konrad Adenauer (CDU)
c.	 Helmut Kohl (CDU)
d.	 Willy Brandt (SPD)

Welcher Ausländerbeauftragte der Bundesregierung hat in einem Interview ge-
sagt: »Ich wäre glücklich, wenn heute eine Million Türken wieder zurückgingen 
in ihre Heimat!« und »Übersteigt der Ausländeranteil die Zehn-Prozent-Marke, 
dann wird jedes Volk rebellisch« sowie »Wenn die Zahl der Ausländer, die als 
Minderheit in einer Nation leben, eine bestimmte Grenze überschreitet, gibt es 
überall in der Welt Strömungen des Fremdheitsgefühls und der Ablehnung, die 
sich dann bis zur Feindseligkeit steigern«?225

a.	 Maria Böhmer (CDU)
b.	 Heinz Kühn (SPD)
c.	 Liselotte Funcke (FDP)
d.	 Cornelia Schmalz-Jacobsen (FDP) 

Welcher SPD-Politiker hat öffentlich erklärt: »Ich glaube, dass es ein Fehler war, 
dass wir zu Zeiten von Ludwig Erhard mit Fleiß und allen möglichen Instrumen-
ten ausländische Arbeitnehmer in die Bundesrepublik hineingesogen haben. (...) 
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die Vorstellung, dass eine moderne Gesellschaft in der Lage sein müsste, sich 
als multikulturelle Gesellschaft zu etablieren, mit möglichst vielen kulturellen 
Gruppen, halte ich für abwegig. Man kann aus Deutschland mit immerhin einer 
tausendjährigen Geschichte seit Otto I. nicht nachträglich einen Schmelztiegel 
machen (...) Weder aus Frankreich noch aus England, noch aus Deutschland dür-
fen Sie Einwanderungsländer machen. Das ertragen diese Gesellschaften nicht. 
Dann entartet die Gesellschaft: Wenn es irgendwo Ärger gibt zum Beispiel über 
de facto 40 Prozent Arbeitslosigkeit in den östlichen Bundesländern, bricht sich 
die Frustration irgendwo Bahn und endet in Gewalt. (...) Es hat alles seine Gren-
zen. Die Vorstellung einer multikulturellen Gesellschaft mag ethisch begründbar 
sein; praktisch ist sie in einer Demokratie, wo jeder Bürger tun und lassen kann, 
was er will, kaum zu verwirklichen. (...) die Vorstellung, wie sie etwa Heiner 
Geißler jahrelang verbreitet hat, dass wir mehrere Kulturen nebeneinander ha-
ben könnten, habe ich immer für absurd gehalten. Sie ist idealistisch, aber völlig 
jenseits dessen, was die Gesellschaft bereit ist zu akzeptieren. Da wir in einer 
Demokratie leben, müssen wir uns auch ein bisschen, bitte sehr, nach dem rich-
ten, was die Gesellschaft will, und nicht nur nach dem, was sich Professoren 
ausgedacht haben«?226

a.	 Johannes Rau
b.	 Rudolf Scharping
c.	 Kurt Beck
d.	 Helmut Schmidt

Von welchem DGB-Vorstandsmitglied stammt nachfolgende Warnung: »Unsere 
Arbeitsmarktpolitik hat eine Völkerwanderung in Bewegung gesetzt, die sich 
ohne schwere politische Auseinandersetzungen nicht mehr stoppen, geschweige 
denn umkehren lässt. (...) Die Bewegung hält an, ohne dass wir über Sinn und 
Ziel auch nur den Umriss einer Übereinstimmung feststellen können. Diese Un-
sicherheit wirkt sich überall bis in die kleinsten Polizeireviere aus ...«?227

a.	 Günter Stephan
b.	 Hans Böckler
c.	 Heinz-Oskar Vetter
d.	 Dieter Schulte

Welcher Präsident der Bundesanstalt für Arbeit ließ sich zu folgender Äußerung 
herab: »Die Ausländerbeschäftigung in der Bundesrepublik Deutschland (...) hat 
sich allmählich, dann aber immer fühlbarer werdend, zum gesellschaftspoliti-
schen Problem entwickelt. Es war und ist an der Zeit, die Weichen zu stellen 
und sie so zu stellen, dass uns die nächste Generation kein Versagen vorwerfen 
kann, das von erkannten sozialen Missständen in die soziale Konfrontation ge-
führt hat«?228

a.	 Bernhard Jagoda
b.	 Josef Stingl
c.	 Florian Gerster
d.	 Julius Scheuble
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Vor wenigen Jahren noch war es möglich, ganz offen über Missstände und deren 
mögliche Folgen zu sprechen. Wer heute auch nur einen der zitierten Sätze von 
Helmut Schmidt (SPD), Heinz Kühn (SPD) oder Helmut Kohl (CDU) in einer 
Kneipe von sich geben würde, der könnte besser gleich einen Ausreiseantrag 
stellen. Der polizeiliche Staatsschutz würde ihn sofort als mutmaßlichen Rechts-
radikalen outen. Derweil wandern die wirklich radikalen Gruppen aus fremden 
Kulturkreisen unter dem Jubel deutscher Medien in Scharen hier ein. Mitunter 
haben ganz menschliche Entwicklungen die Meinungen vorgenannter Politiker 
beeinflusst. Nehmen wir nur einmal Helmut Kohl. Der Mann, der sich laut vor-
genannten Zitaten nicht eben höflich über unsere türkischen Mitbürger äußerte, 
hat inzwischen seine Meinung geändert. Sie sollten in diesem Zusammenhang 
wissen, dass Kohls Sohn Peter in der Türkei eine türkische Muslima geheira-
tet hat. Der Sohn eines pfälzischen »Saumagen-Essers« heiratete eine türkische 
Schweinefleisch-Hasserin. Das sind gewiss allerbeste Voraussetzungen für eine 
dauerhafte multikulturelle Ehe. Auch das Datum der Hochzeit in einer Istanbuler 
Moschee ist interessant – es war an einem 28. Mai. Am 28. Mai 1453 fand in 
der christlichen Kirche Hagia Sophia in Konstantinopel (dem heutigen Istanbul) 
einst auch der letzte christliche Gottesdienst statt, bevor die mohammedanischen 
Türken alle Christen in der Kirche zusammentrieben, auf dem Altar enthaupteten 
und eine Moschee aus der Kirche machten. Ob man das geschichtsträchtige Da-
tum der Kirchenschändung mit Massenmord durch Sultan Mehmet Fatih für die 
Kohl-Hochzeit in Istanbul wirklich rein zufällig gewählt hat?229

Manch ein Leser, der mit seinem Einkommen haushalten muss, wird auf den 
vorhergehenden Seiten auch bei den Schilderungen der weit fortgeschrittenen 
Planungen für die Anwerbung immer weiterer Arbeitsloser in Staaten der Drit-
ten Welt ungläubig den Kopf geschüttelt haben. Doch solche Anwerbungen ha-
ben nicht erst mit den eigentümlich wirkenden Brüsseler Beschlüssen begon-
nen, sondern bereits vor Jahrzehnten. Man muss Märchen entzaubern, um die 
Grundlagen für künftige Lösungen aufzeigen zu können. Und deshalb wollen 
wir nachfolgend einmal einigen der beliebtesten Märchen unserer zugewander-
ten Mitbürger den Nimbus nehmen.

Lange Zeit wurde den Bundesbürgern von Zuwanderern, Politik und Medien 
ein eindrucksvolles Märchen berichtet: Die westdeutsche Wirtschaft habe wegen 
der großen Knappheit an Arbeitskräften in den 1950er-Jahren in Ländern wie der 
Türkei, Marokko und Tunesien auf Knien rutschend nach Arbeitern Ausschau 
gehalten. Nun ist es zwar richtig, dass Italiener, Griechen, Spanier und Portu-
giesen aktiv angeworben wurden – nicht jedoch Türken, Marokkaner und Tu-
nesier. Wie also kamen diese überhaupt nach Deutschland? Millionen heute in 
Deutschland lebende Türken wurden weder jemals von einer Bundesregierung 
oder deutschen Unternehmen eingeladen noch waren sie je in Deutschland er-
wünscht. Wie, Sie wussten das nicht?

Türken und ihre Verbände begründen ihre Anwesenheit auf dem Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland heute gern mit ihrer angeblichen früheren Anwer-
bung als »dringend benötigte Industriearbeiter«. In Wahrheit wollte nicht eine 
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der Bundesregierungen der 1950er-, 1960er- und 1970er-Jahre türkische, ma-
rokkanische oder tunesische »Gastarbeiter« haben. Nur auf gewaltigen Druck 
der Vereinigten Staaten – Deutschland war damals kein souveränes Land – nahm 
die Adenauer-Regierung Anfang der 1960er-Jahre einige kleine Kontingente 
türkischer Arbeitnehmer vorübergehend als »Gastarbeiter« auf, um die unter 
innenpolitischen Druck geratene türkische Militärregierung (damals ein enger 
Verbündeter der Amerikaner) vorübergehend zu entlasten. Die Hereinholung 
von »Gastarbeitern« wurde stets nur als vorübergehende Maßnahme (Stich-
wort »Gast«-Arbeiter) angedacht und nachweisbar gegen den erklärten Willen 
des Souveräns, des deutschen Volkes, durchgeführt. Im März 1956 wurde von 
Allensbach bei Umfragen ermittelt, dass 55 Prozent der Bundesdeutschen ge-
gen die Hereinholung von »Gastarbeitern« waren. Das Emnid-Institut ermittelte 
1965 ebenfalls eine Mehrheit von 51 Prozent der befragten Deutschen, die gegen 
die Hereinführung weiterer »Gast«-Arbeiter waren.

Das oft zitierte deutsch-türkische Anwerbeabkommen vom Oktober 1961, das 
Türken in Deutschland eine maximale Aufenthaltsdauer von zwei Jahren zubil-
ligte und in dem sich die Türkei verpflichtete, die nach Deutschland reisenden 
Türken jederzeit formlos wieder zurückzunehmen, sollte ausschließlich die gro-
ße Zahl der illegal nach Deutschland strömenden Türken kanalisieren. Noch-
mals: Türken kamen in Massen als Illegale. Niemand hatte sie gerufen. Niemand 
wollte sie haben. Daran dürfte sich ja bis in die Gegenwart nichts geändert haben.

Die Privatdozentin Heike Knortz lehrt an der PH Karlsruhe Wirtschafts- und 
Sozialgeschichte. Im Jahre 2008 hat sie ein auf den ersten Blick wenig explosi-
ves Sachbuch mit dem Titel Diplomatische Tauschgeschäfte veröffentlicht. Das 
Buch der Wissenschaftlerin hat es in sich. Zum ersten Mal werden darin inzwi-
schen freigegebene diplomatische Noten und Aufzeichnungen der Bundesregie-
rungen aus den 1950er- und 1960er-Jahren veröffentlicht, die bislang als Ge-
heimsache unter Verschluss waren. Die wissenschaftlich fundierten historischen 
Forschungen zum Zuzug unserer türkischen, marokkanischen und tunesischen 
Mitbürger sind von Politik und Medien bislang nicht aufgegriffen, besser gesagt 
aus Gründen der politischen Korrektheit ignoriert worden. Denn was man da 
liest, ist oftmals das Gegenteil dessen, was heute über den staatlichen Unter-
schichtenimport dieser Mitbürger aus dem islamischen Kulturkreis verlautbart 
wird.

Da heißt es etwa auf Seite 129 des Buches: »Tatsächlich versuchten regie-
rungsamtliche türkische Stellen jedoch auch in anderem Zusammenhang immer 
wieder, mit orientalischer Behördenmentalität in ihrem Sinne Fakten zu schaf-
fen.« Während das Bundesinnenministerium im Falle türkischer Arbeitskräfte 
keine Familienzusammenführung wünschte und die Türken nach spätestens zwei 
Jahren wieder loswerden wollte, haben türkische Stellen mit krimineller Ener-
gie immer mehr Türken nach Deutschland gebracht. So berichtet die Autorin 
über die »in der vom türkischen Generalkonsulat in München geübten Praxis, die 
Reisepässe türkischer Staatsangehöriger, die im Besitz einer deutschen Aufent-
haltserlaubnis waren, durch Eintragung von Ehefrau und Kindern zu erweitern 
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und zugleich die Pässe der ohne Visum in die Bundesrepublik eingereisten Ehe-
frauen einzuziehen«230. Der damalige Bundesinnenminister schrieb zu dieser kri-
minellen türkischen Praxis 1963 in einem Aktenvermerk an den Bundesarbeits-
minister: »Offensichtlich bestand der Zweck dieser Änderung darin, deutschen 
Behörden vorzuspiegeln, dass die in den Pässen eingetragene Aufenthaltserlaub-
nis des Ehemannes auch für die nachgezogenen Familienangehörigen gelte. (...) 
Wenn hiernach sogar mit Täuschungsversuchen türkischer Auslandsvertretungen 
gegenüber deutschen Behörden zur Unterstützung des Nachzugs türkischer Fa-
milien in die Bundesrepublik gerechnet werden muss, kann nicht mehr davon 
ausgegangen werden, dass die bloße Nichterwähnung des Familiennachzugs in 
der Vereinbarung für die erstrebte Klarstellung ausreichen würde.«231

Die Autorin beschreibt dann, wie neben den unerwünschten Türken bis 1962 
auch rund 4000 Marokkaner illegal als angebliche »Touristen« nach Deutschland 
einreisten und dank der Großzügigkeit der damaligen Bundesregierung ebenso 
wie die Türken vorübergehend und zeitlich befristet aufgenommen wurden. In 
dem lesenswerten Buch findet sich das Faksimile des Staatssekretärs des Aus-
wärtigen Amtes vom Dezember 1965 an Dr. Wilhelm Claussen, Staatssekretär 
im Arbeitsministerium, das uns heute auch im Falle Tunesiens die Augen öff-
net. Die tunesische Regierung erpresste die Bundesregierung nämlich damals: 
Entweder ihr Deutschen senkt unsere hohe tunesische Arbeitslosenquote, indem 
ihr Deutschen unsere Arbeitslosen aufnehmt, oder wir Tunesier stehen in der 
Nahostfrage Israel betreffend nicht mehr hinter der Regierung in Bonn. In dem 
Schreiben heißt es:

»Die tunesische Seite hat ihren Wunsch zunächst mit dem Hinweis darauf be-
gründet, dass die Regierung zur Verhinderung der in Tunesien an sich indizierten 
Arbeitslosigkeit umfangreiche staatliche Arbeitsvorhaben durch- führe, was sie 
finanziell sehr belaste. Diese Lasten würden durch die Möglichkeit, Arbeitskräfte 
außerhalb des Landes unterzubringen, beträchtlich vermindert. (...) In seiner 
letzten Vorsprache hat der Tunesische Botschafter mitgeteilt, dieser Gedanken-
gang entspreche dem Konzept von Präsident Burgiba (...). Bei der Übermittlung 
dieser Erklärung hat der Tunesische Botschafter angedeutet, dass dies ein Punkt 
sei, in dem die tunesische Regierung und Burgiba selbst ein Zeichen des Dankes 
der deutschen Seite dafür erwarten, dass Präsident Burgiba sich wie bekannt in 
der jüngsten Nahostkrise so vorbehaltlos und sich selbst exponierend zugunsten 
des deutschen Standpunktes eingesetzt habe (...) Dies muss sich umso nachteili-
ger auswirken, als uns offiziell mitgeteilt wurde, der tunesische Staatspräsident 
würde sich persönlich getroffen fühlen, wenn wir bei unserer Haltung verblie-
ben.«232

Der Unterschichtenimport aus der Türkei, Marokko und Tunesien war somit 
keinesfalls ein dringlicher Herzenswunsch der deutschen Politik oder der deut-
schen Industrie, sondern man gab aufseiten der Bundesregierung Kriminellen 
und Erpressern – vorübergehend – nach. Doch aus den vorübergehend gedulde-
ten kriminellen Erpressungen der Orientalen wurden Zustände, die schon wenige 
Jahre später selbst dem damaligen Bundesinnenminister Genscher die Haare zu 



106

Berge stehen ließen. Hans-Dietrich Genscher schrieb am 9. April 1973 an den 
damaligen Bundeskanzler Willy Brandt:

»Sehr geehrter Herr Bundeskanzler,
(...) erfüllt mich die auf uns zukommende Freizügigkeit der türkischen Arbeit-

nehmer mit zunehmender Sorge. Nach dem Assoziierungsabkommen der EWG 
mit der Türkei soll ab 1974 die Freizügigkeit der türkischen Arbeitnehmer 
schrittweise hergestellt werden und 1986 in die volle Freizügigkeit nach dem Ge-
meinschaftsrecht einmünden. Bereits heute sind 1,1 Mio türkische Arbeitnehmer 
für eine Beschäftigung allein in der Bundesrepublik Deutschland vorgemerkt (...) 
Im Hinblick auf die bereits jetzt bestehenden Probleme der Ausländerbeschäfti-
gung (...) kann indes die unkontrollierte Einreise von Millionen arbeitssuchender 
Türken nicht verantwortet werden.«233

Wie wir gesehen haben, haben die Regierungen alle Mahnungen und Warnun-
gen ignoriert. Im Gegenteil: Derzeit werden aus Staaten der Dritten Welt Milli-
onen weiterer arbeitslose Angehöriger der dortigen Unterschichten nach Europa 
importiert – während europäische Länder wie Spanien und Frankreich diesen 
EU-Ankömmlingen sofort wieder hohe Rückkehrprämien anbieten.

Solange wir Europäer Wohlstand und prall gefüllte Kassen hatten, konnten wir 
uns diesen Unterschichtenimport und den weitgehenden Frieden zwischen al-
len in Europa lebenden importierten Bevölkerungsgruppen durch üppige soziale 
Zuwendungen erkaufen. Dank leerer Kassen neigt sich dieses Zeitalter nun dem 
Ende zu. So müssen wir uns denn auf ein neues unruhiges Zeitalter vorbereiten.

Angst ist ein Ur-Instinkt des Menschen. Angst soll den Menschen warnen und 
vor gefahrvollen Situationen schützen. In der modernen Spaßgesellschaft haben 
wir die wichtigsten Ur-Instinkte jedoch abgelegt. Warum noch instinktiv Angst 
haben? Der Staat sorgt doch für uns, wir haben doch Versicherungen. Und wir 
haben Rundum-Sorglos-Pakete. Wir sind automatische Lohn- und Gehaltsstei-
gerungen gewohnt. Die Vorstellung, dass wir binnen weniger Jahre einen Groß-
teil unseres Rundum-Sorglos-Paketes verlieren könnten, ja archaische Angst vor 
der Zukunft unser täglicher Begleiter werden könnte, erscheint vielen Menschen 
derzeit noch immer absurd. Dabei muss man nur einmal in die Städte gehen 
und schauen, wo die Angst schon heute der ständige Begleiter der dort lebenden 
Einwohner ist.

Spaziergang in der Hölle

Der linksliberale Stern, einst Vordenker der Multikulti-Bewegung, hat spätes-
tens im Frühjahr 2009 mit der Schlagzeile »Multikulti ist endgültig am Ende«234 

eingesehen, wohin die Entwicklung geführt hat: Die aufgestaute Wut wird sich 
irgendwann entladen. Manche Städte und Stadtteile dürften dann vorübergehend 
unregierbar werden. Und kein Geringerer als FAZ-Herausgeber Frank Schirr-
macher schrieb schon jetzt zur sich abzeichnenden Lage in Berlin: »Die Poli-
zei bestätigt, dass deutschfeindliche Äußerungen bei den Angriffen zunehmen. 
Deutsche werden neuerdings bei grundlosen Attacken auch als ›Schweinefres-
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ser‹ bezeichnet, was den Konflikt bereits in die Sphäre des Kriegs der Kulturen 
transportiert. (...) Die zweite und dritte Generation chancenlos gewordener Zu-
wanderer hat Teile Berlins nach den Worten der dortigen Bürgermeister unregier-
bar gemacht.«235

Beispiel Bürgeramt Berlin-Neukölln, Donaustraße 29. Anfang Februar 2009 
hat eine Jugendgang eine Mitarbeiterin des Bürgeramts zum Spaß zusammen-
geschlagen, ihr das Gesicht zertrümmert.236 Einfach so. Zuwanderer verbreiten 
Angst und Schrecken. Und Hass. Sie bringen den Bürgerkrieg auf unsere Stra-
ßen. Sie nehmen sich mit brutalster Gewalt, was ihnen auf den Straßen gefällt.

Zwei der Berliner Schläger sind Salar (19) und Amir (24), beide Mitglieder 
der Gang Fulda 44. »Fast jede größere Straße in Neukölln gehört einer Gang«, 
sagt Salar.237 »Unsere Jungs sind noch die ›Harmloseren‹. Wir ziehen um die 
Häuser, rauchen Gras. Wenn uns das Geld ausgeht, ziehen wir einen ab.« Welche 
Opfer suchen sie sich? »Typen, die allein an einer Haltestelle sitzen, ängstlich 
nach unten gucken, oft Deutsche. Schnell ein paar Faustschläge in Gesicht und 
Magen, dann geben die auf.« Waffen, behauptet Salar, benutze seine Gang nicht. 
»Das haben wir nicht nötig. Aber Banden wie die Hertzbergboys oder R44 lau-
fen mit Knarren und Messern rum.« Und die Polizei? »Vor der habe ich keinen 
Respekt«, höhnt Salar. »Man sieht nur selten Streifenwagen hier im Kiez.« Die 
Opfer? Das sind nicht nur die Überfallenen (4385 Fälle von Körperverletzung 
im Jahre 2007). Auch viele Anwohner haben Angst. »Die Gewalt und Respekt-
losigkeit auf den Straßen ist unerträglich geworden«, sagt die Berlinerin Gisela 
Müller (81) zur Zeitung BZ.238

Beispiel Hamburg-Mümmelmannsberg: Da berichtet die Zeitung Die Welt im 
Mai 2009 darüber, wie Menschen in der multikulturellen Zuwanderersiedlung 
gequält werden: »Die Kriminalität in der Hamburger Hochhaussiedlung Müm-
melmannsberg im Stadtteil Billstedt droht offenbar außer Kontrolle zu geraten. 
Bereits seit Monaten tyrannisieren dort Banden die Menschen. Jetzt haben sich 
die kriminellen Gruppen nach Erkenntnissen der Polizei zusammengeschlossen. 
Im Falle von Anzeigen gegen Straftäter werden Zeugen eingeschüchtert. Selbst 
Polizeibeamte wurden bedroht. Als Reaktion auf die dramatische Entwicklung 
hat die Polizei jetzt eine 16-köpfige Sonderkommission (Soko) Sonnenland ins 
Leben gerufen – nach dem Namen einer Straße in der Siedlung.«239 Nicht nur in 
Mümmelmannsberg haben viele Bürger Angst.

Beispiel Kleve, Große Straße: Immer mehr Einwohner von Kleve haben Angst, 
in ihrer eigenen Stadt spazieren zu gehen. Früher war die Große Straße eine schö-
ne Straße – heute kann sie beim Spaziergang die Hölle sein. Migranten bringen 
dort den Krieg auf das Pflaster. Schlägereien sind dort inzwischen so alltäglich 
wie das Eintreffen der Müllabfuhr. »Nachts läuft die Angst mit«, berichtet die 
Rheinische Post 2009 über die Innenstadt der rheinischen Kreisstadt. Da heißt 
es etwa: »Nicht wenige Bürger laufen mittlerweile nachts nicht mehr durch die 
Innenstadt.«240

Beispiel Köln-Mülheim. Die Frauenzeitschrift Emma berichtete: »Hier, wo 
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jeder fünfte Jugendliche einer mit ›Migrationshintergund‹ ist, haben sich vor 
einigen Monaten Banden namens Stegerwald-Gang, Keupstraßen-Power oder 
Ghetto-Türken Straßenkämpfe geliefert. Ab und zu fielen auch Schüsse. Passan-
ten ergriffen schleunigst die Flucht. ›Die Mülheimer hatten Angst‹, erzählt Ange-
lika Rasquin, seit acht Jahren Erzieherin im Jugendzentrum Don Bosco Club.«241 
Der Westdeutsche Rundfunk (WDR) kündigte einen Filmbericht über die dortige 
Lage mit folgendem Text an: »Vor den Toren der feinen Dom- und Medienstadt 
Köln herrscht Krieg. Immer öfter gehen Jugend-Gangs verschiedener Stadtteile 
und Wohnbezirke aufeinander los, versetzen friedliche Anwohner in Angst und 
Schrecken. Gelegentlich wird sogar scharf geschossen.«242

Beispiel Rüsselsheim: Die Einwohner haben seit dem Feuergefecht von Türken 
in der Innenstadt Angst vor neuen blutigen Auseinandersetzungen ihrer Gastar-
beiter. In der Zeitung Main-Spitze heißt es: »Die Politiker spielen das Problem 
seit Jahren runter«, schimpft Rosemarie Ebert. »Gehen Sie doch mal abends 
durch die Stadt. Da sind Sie Ihres Lebens nicht mehr sicher.«243

Beispiel Duisburg-Marxloh: Der Sprecher der Gewerkschaft der Deutschen 
Polizei, Rüdiger Holocek, sagte schon 2007: »Was sich seit drei, vier Jahren 
hier entwickelt, ist eine Zeitbombe.« In der Zeitung Die Welt wird diese tickende 
Zeitbombe anschaulich beschrieben. Die Jugendlichen, die sich selbst »Araber« 
nennen, würden keine Grenzen und keinen Respekt mehr kennen. Es mögen 
wohl einige Hundert in Marxloh sein, und ihr Verhalten sei dazu angetan, pau-
schale Angst vor Ausländern zu erzeugen. Die Welt schreibt in einem Artikel: 
»Achtjährige treten alte Damen, fordern Frauen zum Geschlechtsverkehr auf, 
schmeißen mit Wasser gefüllte Luftballons gegen Geschäftsscheiben oder ge-
hen absichtlich bei Rot über die Straßenkreuzung und erzeugen Staus. ›Ständig 
werden kleinere Verstöße provoziert, auch wenn ein Streifenwagen in Sichtweite 
steht«, sagt Polizeioberkommissar Andreas de Fries. Sobald man die Kleineren 
zur Räson bringen will, tauchen die aggressiveren Geschwister auf. ›Das ist un-
sere Straße‹, rufen sie. Dann wird es gefährlich.« Der Artikel in der Welt trägt 
die Überschrift »Unter Feinden«244 – und wer will schon mitten in einer großen 
Stadt im Ruhrgebiet unter Feinden leben? Diese inneren Feinde lernen immer 
mehr deutsche Familien auf tragische Weise kennen. »Made in Marxloh« – das 
ist heute eines der schlimmsten Schimpfwörter in Deutschland. Das traditions-
reiche und einst renommierte Kulturfestival Duisburger Akzente ist inzwischen 
heruntergekommen und zeigt eine multikulturelle Sonderausstellung mit dem 
Titel Heiraten alla Turca – Türkische Hochzeitsbräuche in Duisburg. Die Schau 
präsentiert vom Brautkauf und dem Versprechen über die Verlobung und den 
Brautumzug bis zum Henna-Abend alle wichtigen Stationen einer typisch tür-
kischen Hochzeit. Dazu zählen auch Brautkleider, Schmuck, die Aussteuertruhe 
und viele andere türkische Hochzeitsbräuche. Was die Ausstellung nicht zeigt: 
die anale Vergewaltigung der Braut vor der Hochzeitsnacht in Duisburg. Das ist 
zwar üblich und Marxloher Türken-Tradition – aber politisch in der Öffentlich-
keit nicht korrekt.

Beispiel Solingen: Statistisch gesehen ist die 160 000 Einwohner zählende 
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nordrhein-westfälische Stadt eine der sichersten in Deutschland. Wenn man 
wegschaut, dann darf man das auch weiterhin glauben. Doch in Solingen haben 
türkisch-libanesische Gangmitglieder Angst und Schrecken verbreitet. Tatort: 
vor allem der Graf-Wilhelm-Platz. Jugendrichter Joachim Schmitz-Knierim er-
klärte: »Wenn dieses Verfahren es nicht an den Tag gebracht hätte, wüssten wir 
nichts von dem Angst und Schrecken, der rund um den Graf-Wilhelm-Platz von 
diversen Gangs verbreitet wird.« Mit einem Messer am Hals oder unter Andro-
hung von Prügeln wurden Solinger Bürger gezwungen, Handyverträge zu unter-
schreiben und die Geräte dann abzugeben. Die Opfer fügten sich der rohen Ge-
walt. Eine Lokalzeitung berichtet: »Ihn hatte die Bande auf dem Weg zur Arbeit 
abgefangen, ihm ein Messer an den Hals gesetzt und zum Abschluss von drei 
Verträgen erpresst, unter anderem für ein hochwertiges iPhone. Ein vierter Ver-
tragsabschluss scheiterte nur, weil das Opfer bei diesem Anbieter bereits einen 
Vertrag sowie 600 Euro Schulden hatte. Auch andere Zeugen schilderten ähnli-
che Fälle, ihren Aussagen merkte man an, dass sie Angst hatten. Ein 18-Jähriger 
zum Beispiel erschien mit einem Anwalt im Zeugenstand, weil er im Vorfeld der 
Verhandlung bedroht worden war.«245

Beispiel Ludwigshafen: Die Rapper-Gang zeigt, wie erfindungsreich schon die 
jüngsten Migrantenkinder sein können, wenn es gilt, Angst und Schrecken zu 
verbreiten, den unerklärten Krieg auf deutsche Straßen zu bringen und Bürger 
mit Gewalt abzuzocken. Die Zeitung Vorderpfalz berichtete 2009: »Die Polizei 
konnte bisher vier angezeigte Raubüberfälle, die in der Zeit von Ende Januar bis 
Anfang März im Bereich Ebertpark begangen worden sind, aufklären und die 
jugendlichen Täter ermitteln. Die fünf Täter sind ihren eigenen Angaben nach 
Mitglieder einer Rapper-Gang aus Ludwigshafen und sind zwischen 14 und 16 
Jahre jung. Gemeinsam wurden die Raubtaten geplant und ausgeführt.« Ihr Vor-
gehen: In Internet-Chat-Foren flirteten sie mit ahnungslosen Männern, die glaub-
ten, eine Frau schreibe ihnen und wolle sich mit ihnen treffen. Man verabredete 
sich im Ebertpark. Die Mitglieder der Rapper-Gang gingen davon aus, dass die 
Männer zum ersten Treffen mit Bargeld, Mobiltelefon und teurer Kleidung er-
scheinen würden. Mit massiver Gewalt, Kopfstößen, Schlägen und Tritten, und 
auch unter Vorhalt eines Messers, zwangen sie ihre Opfer zur Herausgabe der 
Beute.246

Beispiel Wien: Die dort erscheinende Zeitung Die Presse schrieb im März 2009 
unter der Überschrift »Die Angst vor Jugendbanden geht um«: »Niemand weiß, 
wie viele es sind, aber anscheinend gibt es immer mehr Angst vor Jugend-Gangs 
in Wien, viele von Migranten. Immer wieder kommt es zu ›Massenschlägereien‹. 
(...) Sie halten sich oft in Einkaufszentren auf, in Bahnhöfen und U-Bahn-Stati-
onen, in Diskotheken – eigentlich überall, wo es Menschenansammlungen gibt. 
Ihre aggressiven Blicke und die laute ausländische Musik vom Handy schüch-
tern Vorbeigehende ein. Sie sind mindestens zu viert und schauen einander zum 
Verwechseln ähnlich: migrantische Jugendbanden. Ob es nun Türken, Bosnier, 
Serben oder Kosovaren sind oder ob es sich um Jugendliche handelt, die sich ei-
ner anderen Subkultur zugehörig fühlen – sie treten in Gruppen auf und erzeugen 
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Angst.«247

Beispiel Oetwil am Zürich-See, Schweiz: Der Zuwanderer Sabit I. (20) ist Rä-
delsführer einer brutalen Jugendgang. Erwachsene und Jugendliche trauten sich 
in dem beschaulichen Dorf wegen Sabit I. und seinen Kumpanen oft nicht auf 
die Straße. Zu einschüchternd war der brutale Junge, von dem alle wussten, dass 
er eine scharfe Schusswaffe hatte. Niemand traute sich, ihn bei der Polizei anzu-
zeigen. Im März 2009 hatte Gangführer Sabit I. dann im Schweizer Volketswil 
auf dem Parkplatz Volkiland seine 16 Jahre alte Schweizer Freundin erschossen. 
Er wollte die Gymnasiastin Céline Franck loswerden. Sofort nach der Bluttat 
der Gang gingen viele Einwohner von Oetwil an die Öffentlichkeit und spra-
chen über ihre Angst vor der Gang, eine Zeitung berichtete: »Die Gemeinde Oet-
wil am See will jetzt immerhin Maßnahmen gegen die Gang prüfen. Für Céline 
Franck kommt dies zu spät. Am Montag wird sie in Zürich beigesetzt.«248

Hans-Olaf Henkel war lange Zeit Deutschlandchef von IBM, dann Präsident 
des Bundesverbandes der Deutschen Industrie (BDI) und lehrt heute Internati-
onales Management an der Universität Mannheim. Er berichtet in seinem Buch 
Der Kampf um die Mitte über eine persönliche Erfahrung seiner Familie: »Ein 
Erlebnis aus meiner Familie: Mein Sohn Hans, Jahrgang 1979, ist vor einigen 
Jahren mit einem Freund durch Stuttgart gegangen. In der Nähe einer Diskothek 
wurden sie von zwei Türken überfallen, mein Sohn brutal zusammengeschla-
gen. Ich betone das Wort ›brutal‹, da er einen Nasenbeinbruch davontrug, der 
einen Krankenhausaufenthalt nach sich zog. Die Nase musste unter Narkose neu 
gebrochen und gerichtet werden, längere Zeit trug er einen dicken Verband im 
Gesicht. Obwohl die Freunde den Überfall anzeigten, wurden die Täter nicht ge-
funden. Ich nehme an, dass dieser Ablauf in unserem Land alltäglich ist, nur re-
det keiner darüber. Man sieht die Jugendgangs in ihren gestylten Klamotten, aber 
daran, dass sie sich im nächsten Augenblick in Schläger verwandeln, möchte 
keiner denken. Man sieht weg, man geht weg. Man hält sich heraus. Und genau 
diese Feigheit der Deutschen ist es, die das aggressive Verhalten der Jungtürken 
geradezu provoziert. Dasselbe Gehabe findet sich übrigens auch bei manchen 
Vätern unserer Bandenkrieger.«

Geheimdienste prognostizieren  
soziale Spannungen und innere Unruhen

Stadt für Stadt das gleiche Bild, Familie für Familie die gleichen Erfahrungen in 
Deutschland. Es ist wirklich schwer, nicht wütend zu werden. Schlimmer noch – 
es ist unmöglich. Hass, Wut und Gewalt erzeugen Hass, Wut und Gegengewalt. 
Das wissen auch die europäischen Regierungen. Sie beobachten die Abwärtsbe-
wegung dieses Fahrstuhls, der da überall – parallel zur schlimmen Wirtschafts-
krise in europäischen Ballungsgebieten – rasend schnell in Richtung Betonboden 
stürzt. In aller Stille wurde im Januar 2009 in Brüssel ein Beobachtungs- und 
Frühwarnzentrum für schwere innere Unruhen in den EU-Mitgliedsstaaten ein-
gerichtet.249 Man fürchtet, dass Arbeitslose und sozial Entwurzelte, kriminelle 
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Ausländer sowie linke und rechte Randalierer auf die Straßen gehen und sich in 
ihrem aufgestauten Hass gegenseitig totschlagen werden. Nicht eine deutsche 
Zeitung berichtete über den Aufbau dieses EU-Beobachtungszentrums für innere 
Unruhen.

Das Bundeskriminalamt (BKA) hat 2009 eine brisante Lageeinschätzung an 
die Polizeien der Länder weitergegeben. Bekannt wurde nur, dass man bei ei-
ner Verschärfung der Finanzkrise durchaus damit rechnet, dass gewalttätige 
Demonstranten in einigen Städten die Banken stürmen werden. Die Zahl der 
Randalierer könnte dann in verschiedenen Städten schnell so groß sein, dass Po-
lizeiketten durchbrochen und Stadtviertel verwüstet werden.

Zuvor hatte im Dezember 2008 in den USA das National Intelligence Council 
(NIC) – eine »Denkfabrik« der CIA und anderer amerikanischer Geheimdienste 
– eine Studie über die im Jahre 2025 voraussichtlich herrschende »Weltordnung« 
vorgestellt. Die Studie heißt Global Trends 2025250 und aktualisiert die Geheim-
dienst-Reihe mit den Studien Global Trends 2015251 und Global Trends 2010. In 
allen diesen Studien werden schwere innere soziale Unruhen für die Ballungs-
gebiete der Europäischen Union, die diese an den Rand des Zusammenbruchs 
bringen könnten, vorausgesagt. Allerdings erst für die Jahre ab 2013. Dass die 
EU nun schon im Frühjahr 2009 in Brüssel ein Beobachtungszentrum für schwe-
re innere soziale Unruhen einrichten musste252 – das konnten sich die Verfasser 
der NIC-Studie selbst im Dezember 2008 einfach noch nicht vorstellen. Auch 
der amerikanische Geheimdienst CIA prognostiziert seit Langem schon in aus-
führlichen Studien schwere Unruhen in Europa – und die mögliche »Unregier-
barkeit« mancher Ballungsgebiete. In Deutschland fallen darunter nach Angaben 
der CIA angeblich vor allem: Teile des Ruhrgebiets, Teile der Bundeshauptstadt 
Berlin und das Rhein-Main-Gebiet. Eine dieser CIA-Studien – erstellt vor dem 
G-20-Treffen im April 2009 – betrifft die Weltwirtschaftskrise und deren mögli-
che kurz- bis mittelfristige Auswirkungen in den einzelnen EU-Mitgliedsstaaten. 
In der als »classified« gekennzeichneten CIA-Studie heißt es zu Deutschland: 
»The crisis will push millions into poverty and unemployment, risking mass so-
cial unrest and even full-scale civil war.« (Übersetzt etwa: »Millionen werden im 
Zuge der Krise arbeitslos und verarmen. Das birgt das Risiko schwerer sozialer 
Unruhen und sogar eines Bürgerkrieges.«) Das Wort »Bürgerkrieg« klingt für 
deutsche Ohren arg martialisch. Doch Geheimdienste müssen keine Rücksich-
ten auf politische Korrektheiten nehmen, sondern einfach nur zusammentragen, 
was an tatsächlichen Erkenntnissen angefallen ist, und diese analysieren. Und 
wenn es theoretisch möglich ist, dass die Entwicklung sogar bis hin zum Bür-
gerkriegsszenario reicht, dann muss man das zumindest aufschreiben. In solchen 
CIA-Studien wird zudem immer wieder auf die wachsende Kluft zwischen Ein-
wanderern und einheimischen Europäern hingewiesen, auf soziale Unterschiede 
und auf Kriminalität. Die CIA erwartet die Ausbreitung »gesetzloser Gebiete« 
– mitten in Europa.

Nicht nur die amerikanische CIA sieht die Entwicklung in europäischen Bal-
lungsgebieten derzeit eher düster. Jonathan Evans hat 2007 Baroness Manning-
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ham-Buller als Leiter des britischen Inlandsgeheimdienstes MI5 abgelöst. Er 
will das öffentliche Ansehen des Dienstes verbessern. Er will auf die Medien 
zugehen. Und er will Prognosen abgeben, auf die man bauen kann. Zunächst 
also die positive Nachricht: Die Angst vieler Briten vor neuen islamischen Ter-
roranschlägen im Land ist nach seinen Angaben derzeit übertrieben.253 Nun die 
schlechte Nachricht: Europa steht an einer historischen Wende. Die weltweite 
Wirtschaftskrise wird Europa unglaublich schwächen. Evans hob im Gespräch 
mit britischen Zeitungen hervor, Europa werde vor dem Hintergrund der welt-
weiten Wirtschaftskrise große Veränderungen erleben. Europa werde an Macht 
und Einfluss in der Welt verlieren. Und der Verlust an wirtschaftlichem Einfluss 
werde zu wachsenden sozialen Spannungen führen – auch in Großbritannien. 
Darauf müsse sich die Politik vorbereiten. In Whitehall habe man eine Grup-
pe von Analysten zusammengezogen, die sich nur der Frage widmet, welche 
Auswirkungen die sich verschärfende Rezession auf die innere Sicherheit ha-
ben werde. Die Antwort lautet nicht nur für Großbritannien: verschärfte soziale 
Spannungen und innere Unruhen. Auch in Nordirland sehe die Zukunft nicht 
rosig aus – die Bürgerkriegsgefahr steigt auch dort wieder von Monat zu Monat. 
Das erklärte Geheimdienstchef Jonathan Evans im Januar 2009.254 Um ehrlich zu 
sein: Viele Briten hielten die beiden Kernaussagen Anfang Januar 2009 noch für 
völlig übertrieben. Ein Wiederausbruch des Bürgerkrieges in Nordirland? Haha, 
der Bürgerkrieg war doch jetzt Geschichte. Und Unruhen in Großbritannien? 
Man hielt das für einen Witz. Hatte Jonathan Evans etwa in einem Pub zu viel 
getrunken?

Offenkundig nicht. Der Januar 2009 war noch nicht vorbei, da gab es in Groß-
britannien die ersten wütenden Massendemonstrationen gegen ausländische Ar-
beitskräfte, die britischen Arbeitern angeblich die Arbeitsplätze wegnahmen.255 
Nur wenige Wochen später, im März 2009, lautete die Schlagzeile des Nachrich-
tensenders n-tv: »Nordirland droht neuer Terror«257. Die Berliner Morgenpost 
titelte: »Unruhen nach Anschlag in Nordirland«257. Jonathan Evans hatte recht 
gehabt. Sowohl die Briten als auch die CIA prognostizieren solche Unruhen für 
ganz Europa.

Kulturvereine – die Kultur des Verbrechens

Deutsche Politiker würden das alles derzeit wohl nie so deutlich beschreiben. 
Die Entwicklung in deutschen Ballungsgebieten lässt allerdings bei nüchterner 
Betrachtung nichts Gutes ahnen.

Nehmen wir als Beispiel die Stadt Essen. In einer überregionalen Zeitung hieß 
es 2008 zur Lage im Stadtzentrum der Ruhr-Metropole: »Noch einen Schritt wei-
ter über die Viehofer Straße, und eine Grenze ist überschritten. Sie ist unsichtbar, 
es gibt keinen Warnhinweis auf herkömmlichen Straßenkarten der Stadt Essen. 
Dabei gelten hinter der Linie andere Gesetze. An der Viehofer Straße beginnt der 
›gefährliche Ort‹. So nennt die hiesige Polizei den nördlichen Teil der Essener 
Innenstadt.«258 Dann fuhr der Bericht fort: »Alle zwei Wochen machen sich etwa 
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ein Dutzend Polizeibeamte in olivgrünen Einsatzoveralls auf den Weg, begleitet 
von Mitarbeitern des städtischen Ordnungsdienstes. Die genaue Personenzahl 
soll nicht verraten werden, damit sich die Gegenseite nicht darauf einstellen 
kann, betont die Polizei.«259 Der »gefährliche Ort« umfasst in der Essener Innen-
stadt schon jetzt drei Dutzend Straßen. Die Polizeibeamten betreten schummrige 
Teestuben und orientalische Cafés, die sich gern als »Kulturvereine« tarnen, Im-
bissbuden, Telefonshops, Interneträume. Es ist eine in Teilen zwielichtige Inf-
rastruktur der libanesischen »Gemeinde«, zu der in Essen rund 5000 Menschen 
gezählt werden. Die Ordnungshüter verlangen nach Angaben eines Reporters der 
Zeitung Die Welt bei Bedarf Personalausweise und Konzessionsbelege.260 Und 
er berichtet, sie würden mit widerwilliger Höflichkeit und abschätzigen Blicken 
bedacht, als beträten sie fremdes Hoheitsgebiet.

Die Vorboten für die künftige Entwicklung sehen wir hier in Essen vor vielen 
Haustüren. Dennoch erklärt uns die Politik beständig, das alles sei eine »kultu-
relle Bereicherung« und eigentlich gar nicht so schlimm.

Oftmals nehmen wir als ethnische Europäer die Vorboten dieser Entwicklung 
in den Anfängen gar nicht wahr – im Gegenteil: Wir begrüßen sie ausdrücklich. 
Nehmen wir nur die oben erwähnten »Kulturvereine«. Allein das Wort – Kul-
turverein. Das klingt doch gut. Das klingt nach Bereicherung. Und die Realität?

Überall in europäischen Städten und Gemeinden gibt es – wie auch in Essen 
– »Kulturvereine« von Menschen, die aus fernen Ländern zugewandert sind. Im 
Falle der vielen türkischen Kulturvereine und Vereinsheime weiß beispielsweise 
die Berliner Polizei zu berichten, dass die meisten von ihnen nur aus einem Zweck 
gegründet wurden – sie dienen als gut getarnter Rauschgiftumschlagplatz, den 
Deutsche nicht betreten. Elf türkische Kultur- und Vereinsheime sind den Fahn-
dern allein in Berlin als Rauschgiftumschlagplätze bekannt, gegen mehr als 50 
wird derzeit aus dem gleichen Grund ermittelt. Die Berliner Morgenpost berich-
tete dazu: »In Berlin werden immer mehr Vereinsheime als Drogenumschlag-
plätze genutzt. Lokale, die von Betreibern mit Migrationshintergrund eröffnet 
wurden und angeblich dem ›Kulturaustausch‹ dienen, haben sich in mehreren 
Bezirken zu Schwerpunkten der Rauschgiftkriminalität entwickelt.«261 Und wei-
ter heißt es: »Auf den ersten Blick scheinen die Vereinsheime in Bezirken wie 
Kreuzberg, Neukölln, Schöneberg, Wedding oder Moabit harmlos. ›Dort sitzen 
ältere Männer an den Tischen und spielen Karten. Andere schauen Fernsehen, 
rauchen Schischa oder trinken Tee‹, sagt ein Zivilbeamter der Direktion 5. (...) 
Der Drogenverkauf gehe wortlos über die Bühne: Ein Passant betritt das Lokal 
und gestikuliert in Richtung einer Kontaktperson. ›Dabei wird zumeist durch das 
Zeigen der Finger signalisiert, wie viel Drogenpäckchen gekauft werden sollen‹, 
so der Beamte. Die Kontaktperson verständige per Handy einen sogenannten 
Läufer, der einen Drogenbunker aufsuche. Er überbringe die Ware, und der Pas-
sant sei nach wenigen Minuten wieder an der frischen Luft und mische sich unter 
die Leute. (...) Die Erfahrung zeige, dass die Vereinsheime selbst ›fast immer 
sauber‹ seien. ›Die Drogen werden in angrenzenden Wohnungen, Kellern, Ver-
schlägen, Nebenhäusern oder in Fahrzeugen gelagert‹, sagt der Zivilbeamte aus 
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Kreuzberg. (...) ›Bei den Tätern handelt es sich fast immer um Türken, oft Mit-
glieder der bekannten Großfamilien, in wenigen Ausnahmen auch Araber‹, sagt 
ein Beamter des Streifendienstes ›Verbrechensbekämpfung‹ aus der Direktion 3. 
Der Drogenhandel in den ›Kulturhäusern‹ sei in seinem Abschnitt bandenmäßig 
strukturiert, ›an der Schwelle zur organisierten Kriminalität‹.«262

In vielen türkischen Kulturhäusern und Vereinsheimen finden wir also in unse-
ren Städten in Wahrheit Banditen, die wie die Organisierte Kriminalität arbeiten. 
Natürlich wollen wir so etwas nicht hören. Schlimmer noch: Wir schauen sogar 
krampfhaft weg, wenn uns gutwillige Zuwanderer die Augen zu öffnen versu-
chen: Dr. Rauf Ceylan ist Sohn sunnitischer, türkisch sprechender Kurden. Der 
Sozialpädagoge hat seine Dissertation als Wissenschaftler an der Bochumer Uni-
versität über Ausländer-Gettos in Deutschland verfasst. Auch nach seinen Anga-
ben sind viele türkische Caféhäuser in Deutschland Brutstätten der Kriminalität, 
in denen Zwangsprostitution, Rauschgifthandel, Glücksspiel und Hehlerei an der 
Tagesordnung sind – wie der Focus im Juli 2008 berichtete. Getarnt als »Kultur-
vereine« gehen die »ehrenwerten« Gäste ihren kriminellen Geschäften nach. Sex 
gibt es in solchen islamischen Kulturvereinen schon für fünf Euro. Solche multi-
kulturellen Tee- und Caféstuben verkommen zu Billigbordellen für jene, die dort 
auch ihre Arbeitslosenhilfe verzocken. Der Focus zitierte einen älteren Mann 
dieses Milieus mit den Worten: »Als man zu unserer Zeit jemanden als Zuhälter 
bezeichnete, dann galt das als Beleidigung. Wenn man jetzt manche Jugendliche 
als Zuhälter beschimpft, ist das ein Kompliment für sie.«263 Rauf Ceylan hat sich 
zwei Jahre lang das Vertrauen von Café- und Moscheebesuchern in Duisburg 
erarbeitet und seine Doktorarbeit mithilfe von 83 Gesprächsprotokollen verfasst. 
Sie trägt den Titel Ethnische Kolonien. Diese Getto-Clubs tarnen sich als »Kul-
turverein«, »Sportverein« oder »Händlerverein«. Und an den Türen steht »Zutritt 
nur für Mitglieder«.264 Das Fazit von Rauf Ceylans Doktorarbeit sollte Politikern 
zu denken geben: »Bleiben die ethnischen Kolonien sich selbst überlassen, droht 
die Stagnation und die politische Radikalisierung.«265 Statt multikultureller Be-
reicherung droht also selbst in den Kulturvereinen, Tee- und Kaffeestuben die 
wachsende Radikalisierung.

Hunderte ausländische Kulturvereine sind den Behörden als Horte der Krimi-
nalität bekannt. Mehr als 700 dieser »Kulturvereine«, die bei genauerem Hinse-
hen nur die Kultur des Verbrechens fördern, sind bei deutschen Finanzämtern als 
gemeinnützig anerkannt. Da kann man ganz legal steuerabzugsfähig das Verbre-
chen fördern. Es ist eben wie in einer anderen Welt. Und ahnungslose deutsche 
Steuerzahler fördern das.

Gefährliche Orte – rechtsfreie Räume

In Essen wird demnach ein Phänomen bekämpft, das auch in anderen deutschen 
Städten zu beobachten ist. Polizisten sprechen von »Parallelwelten« und »Angst-
Räumen«. Migrationspolitikern stockt der Atem angesichts solcher Ausdrücke. 
Doch die Beamten finden für ihre Erfahrungen keine anderen Worte mehr. Sie 
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wagen sich nur mit Verstärkung in solche Gegenden, weil sie bei ihren Kontrol-
len Pöbeleien und körperliche Angriffe riskieren. Eine Zeitung berichtete 2008: 
»In Essens nördlicher Innenstadt sind Vergehen und Verbrechen seit Längerem 
an der Tagesordnung, Parkverstöße, Drogenverkäufe, Hehlerei, Schlägereien, 
Schwarzarbeit. ›Es kann nicht sein, dass dort ein rechtsfreier Raum entsteht‹, 
sagte der Leiter der Essener Hauptwache, der Erste Polizeihauptkommissar Diet-
mar Jensen, im April 2007. Deshalb wurde das Gebiet nach den Vorgaben des 
nordrhein-westfälischen Polizeigesetzes zum ›gefährlichen Ort‹ erklärt.«266

In Duisburg-Marxloh ist es nicht anders. Die Zeitschrift der Gewerkschaft der 
Polizei heißt Deutsche Polizei. Sie berichtet ganz offen über die grauenvollen 
Zustände in Duisburg. Die Zeitung steht ganz sicher nicht im Verdacht, rechts-
extremistisch oder rassistisch zu sein. In der Mai-Ausgabe 2008 findet sich ein 
Beitrag mit dem Titel »Gewalt gegen Polizeibeamte«. Da wird etwa der Polizei-
beamte Klaus Schultz, der im angeblich so integrationsvorbildlichen Duisburg-
Marxloh Dienst tut, mit den Worten zitiert: »Seit fast 20 Jahren mache ich hier 
Dienst, kenne Marxloh und die Menschen wie meine Westentasche. Was sich seit 
drei, vier Jahren hier entwickelt, ist eine tickende Zeitbombe.«267

»Pisser«, »Penner«, »Scheißbulle« sind die geläufigsten Schimpfwörter, die 
den Polizisten von den multikulturellen Zuwanderern hinterhergerufen werden, 
wenn sie durchs Viertel gehen. In dem Bericht heißt es weiter über Duisburg-
Marxloh: »Türkische und libanesische Jugendliche beanspruchen den Stadtteil 
für sich. Auch gegenüber den Vertretern der staatlichen Ordnung: ›Macht, dass 
ihr wegkommt, das ist unsere Stadt!‹, bekommen die einschreitenden Beamten 
zu hören. Axel Stickelbroeck: ›So zivil, wie die Polizei hier mit Bürgern umgeht, 
kennen viele das aus ihren Heimatländern nicht. Dass wir nicht aus kleinstem 
Anlass mit aller Härte einschreiten, halten sie für Schwäche.‹ Während die Re-
vierkämpfe der Jugendlichen auf offener Straße ausgetragen werden, klären die 
Älteren die Frage, wer im Viertel das Sagen (und die Einnahmen) hat, eher hinter 
den Kulissen. Im großen Stil, so heißt es, würden ganze Straßenzüge aufgekauft, 
›Landsleute‹ zu horrenden Mieten in Wohnhäusern untergebracht, in die aber 
kein Cent investiert wird.«268

In dem Artikel heißt es über die Zustände, die deutsche Journalisten liebe-
voll »multikulturell« nennen: »Wer kann, flüchtet.« Die Gewalt gegen Inländer 
nimmt in Duisburg-Marxloh zu wie in jeder anderen europäischen Stadt, die 
»multikulturell« geprägt ist: »Auch hier kommt es sei einigen Jahren immer wie-
der zu Konfrontationen mit anderen Bewohnern und mit Polizeikräften. Da wur-
de etwa ein nichtsesshafter ›Scheißdeutscher‹ beraubt mit der Bekundung, dass 
›dies unsere Stadt ist‹, wo er ›nichts zu suchen hat‹. Bei den Krawallen in der 
Silvesternacht wurden gezielt Polizeikräfte angegriffen, was offensichtlich nicht 
spontan erfolgte. Dass dabei ausschließlich von Deutschen betriebene Geschäf-
te Ziel von Plünderung und Beschädigung werden, während die von Migranten 
betriebenen Läden unversehrt bleiben, bestreitet keiner.«269 Vor allem deutsche 
Frauen werden zu reinen Lustobjekten degradiert: »Mit dem ostentativen Griff 
an die ›Eier‹ werden Frauen und Mädchen unverhohlen angestarrt, nicht-mus-
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limischen Mädchen ›Hure‹ und ›Fick dich‹ hinterhergerufen.« Das schreibt die 
Gewerkschaft der Polizei.

Es gibt keine größere deutsche Stadt, die solche Viertel nicht kennt. Es sind 
Alarmzeichen, die man vor schweren Unruhen oder vor einem Bürgerkrieg 
weltweit antrifft. Sagt man das aber in Deutschland so offen, dann gilt das als 
»Schwarzmalerei«. Wie schrieb doch Die Welt schon im Sommer 2008 über die 
Arbeitsumstände für deutsche Polizisten in Ballungsgebieten: »Die Beamten 
konzentrieren sich bei ihren Einsätzen auf die eigene Sicherheit – in einige Ge-
genden wagen sie sich kaum noch hinein.«270

Am Beispiel von Duisburg-Marxloh findet sich in einer als Verschlusssache 
eingestuften Studie auch ein Exkurs über die mögliche Eskalation zu Bürger-
kriegen zwischen Muslimen und Nicht-Muslimen in Deutschland. Danach ist 
»Marxloh aus der Sicht deutscher Muslime ein islamisiertes Gebiet, das im Not-
fall mit Gewalt gegen Nicht-Muslime verteidigt werden müsse. Die islamische 
Rechtsauffassung dazu« werde nach »allen islamischen Rechtsschulen al-walã’ 
wa-l-barã’a genannt« und auch von »den vorwiegend türkischen Bürgern in 
Marxloh vertreten«. In Duisburg-Marxloh bekämen Nicht-Muslime »schon jetzt 
den islamischen Grundsatz deutlich zu spüren, wonach Muslime sich von Nicht-
Muslimen fernzuhalten« hätten. Das fange mit Elternabenden in den Schulen an 
und höre mit politischen Veranstaltungen auf. »Die Segregation« (Bildung einer 
Parallelgesellschaft) stelle »die staatlichen Sicherheitskräfte vor nicht mehr zu 
bewältigende Herausforderungen«.

Nicht anders ist es in Duisburg-Hochheide. In diesem Multikulti-Hochhaus-
viertel leben viele irakische Kurden. Die alteingesessenen Einwohner haben 
schon heute nur noch Angst. »Leben mit der Angst« heißt die Überschrift über 
den Bericht einer Regionalzeitung zu Krawallen in Duisburg-Hochheide.271 Der 
Bericht beginnt mit den Worten: »Die Angst geht um in Hochheide. Zwölf Tage 
nach den Krawallen in der Ladenstadt wollen – und vor allem können – die 
Anwohner und Bürger nicht zur Ruhe kommen. Sie richten ihren Alltag ganz 
nach dem Tageslicht aus. Nur wenige trauen sich nach Sonnenuntergang, wenn 
es langsam dunkel wird und nur noch ein paar wenige Lichter in den Hochhäu-
sern an der Otto- und Hanielstraße angehen, auf die Straße. ›Ich erledige meine 
Einkäufe lieber am Tag‹, sagt eine Frau, die ihren Namen nicht nennen will. Zu 
groß ist auch ihre Angst vor denen, die nachts die Straßen und vor allem den 
Markplatz unsicher machen.«272 Da gab es etwa 2008 schlimme Silvesterkrawal-
le. Deutsche Geschäfte wurden überfallen und verwüstet, Passanten angegriffen 
– und die Täter? Fast alles junge Ausländer. Eine Zeitung berichtet: »Bei den 
Silvesterkrawallen wurden Sachbeschädigungen und Diebstähle in sieben ›deut-
schen Geschäften‹ verübt. Darüber hinaus registrierte die Polizei Körperverlet-
zungen, Beleidigungen, Landfriedensbruch, Widerstand und versuchte Gefan-
genenbefreiung. Die Krawalle seien von jugendlichen Intensivtätern angezettelt 
bzw. begangen worden, die schon vorher der Polizei bekannt waren: Sie gehör-
ten zu einer Gruppe von 20 bis 30 meist jugendlichen Personen, welche bereits 
im Sommer 2007 als verantwortlich für einen stetigen Anstieg von Straftaten in 
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Homberg-Hochheide galten. Vier Haupttäter der Krawalle und 13 weitere Betei-
ligte habe man ermittelt – bis auf eine Person ausschließlich junge Ausländer.«273

Die Neue-Ruhr-Zeitung titelte über Duisburg-Hochheide: »Abends traut sich 
hier keiner mehr hin«. In dem dazugehörigen Bericht heißt es: »Die Silvester-
krawalle auf dem Hochheider Marktplatz (...) rückten den Stadtteil – mal wieder 
– negativ ins Rampenlicht. Unsere Gespräche mit Geschäftsleuten, Kunden, An-
wohnern und der Polizei zeigen allerdings: Die Randale am frühen Neujahrsmor-
gen mag in ihrer Massivität neu gewesen sein; der ›Angstraum‹ Hochheide ist 
seit Längerem ein Problem. (...) Von der Redaktion (tagsüber) befragte Kunden 
bestätigen das: Nein, zu späterer Stunde würde man hier lieber nicht langlaufen. 
Warum? ›Na, Sie stellen Fragen!‹ Und als die Verkäuferin im Blumengeschäft 
die abendlichen Zustände sarkastisch mit ›Nee, toll is’ et hier nich‹ umschreibt, 
pflichtet ein Kunde ihr bei: ›Wie in der Bronx!‹«274

Erst viele Monate später erfuhren die Anwohner, wer eigentlich die Urheber 
der Angriffe in ihrem Stadtviertel waren. In einem beiläufigen Satz in einer Zei-
tung hieß es: »... ein Café, das als Treffpunkt der etwa 70-köpfigen Jugendbande 
galt, wurde geschlossen«275. Eine Jugendgang also. Und aus den vorhergehenden 
Berichten wussten die Anwohner, dass es »Jugendliche mit Migrationshinter-
grund« waren.

Man muss in solchen Stadtvierteln keine Ausländerfeindlichkeit schüren. Man 
muss nicht vor dem Aufkommen von rechtsradikalen Parolen warnen. Man muss 
nicht lange über die Gefahr eines Bürgerkrieges diskutieren. Man muss nur hin-
gehen und hinhören. Dann fällt es schwer, einen Einheimischen zu finden, der 
sich dort nicht eine Nacht der langen Messer wünscht.

Werteverfall als tickende Zeitbombe

Die Brutbedingungen für Kriminalität sind in immer mehr deutschen Kinder-
zimmern einfach ideal. Nehmen wir als Beispiel unsere aus der Türkei zugewan-
derten Mitbürger und ihre Nachkommen: 72 Prozent der türkischen Migranten 
haben in Deutschland keinen Berufsabschluss. Und 79 Prozent der Jugendlichen, 
die in Berlin jeweils mehr als zehn Straftaten begangen haben, sind Migranten.276 
Ob da wohl ein politisch nicht korrekter Zusammenhang besteht? Hans-Ulrich 
Jörges kommentierte dazu im Stern: »Extrem schwierig ist es, an Daten über 
Ausländerkriminalität zu kommen. Es gilt noch immer als politisch inkorrekt 
und gefährlich, solche Zahlen an die Öffentlichkeit zu geben. Sie werden be-
schwiegen und weggeschlossen, die übrigen Daten still in Reserve gehalten. 
Würden sie offen und öffentlich diskutiert, wäre die Erkenntnis unabweisbar: 
Die ungelöste Integration von Zuwanderern ist das soziale Problem in Deutsch-
land. Vom Kindergarten über die Schule und die Berufsbildung bis zum Arbeits-
markt – und Gefängnis.«277

An den Berliner Schulen zeigt sich exemplarisch, welche Zukunft Deutschland 
hat. Man nehme nur einmal die Überschriften der ganz bestimmt nicht reißeri-
schen Berliner Zeitung zu dem, was da heranwächst. Alle nachfolgenden Arti-
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kelüberschriften wurden nicht etwa aufwendig recherchiert – sie sind einfach 
nur aus einer kurzen Zeit und nur aus der Berliner Zeitung zusammengetragen 
worden. Sie sprechen Bände: »Messerstich nach Weihnachtsfeier – Wieder Ge-
walttat an einer Berliner Schule«, »Schüler nach Überfall auf Lehrer suspen-
diert«, »Jugendliche prügelten Lehrer krankenhausreif«, »Schüler verprügeln 
Lehrer«, »Gewalt im Klassenzimmer«, »Wachschützer als Pädagogen am Emp-
fang – Rütli-Schulleiter sieht Kontrollen positiv«, »Berufsschüler verprügelt 
seinen Lehrer«, »Rauben, schlagen, demütigen«, »Bloß keine amerikanischen 
Verhältnisse«, »Neukölln stellt privaten Wachschutz vor die Schulen«, »14-Jäh-
riger handelte mit Messern«, »17-Jähriger prügelt Lehrer ins Krankenhaus«, 
»Schüler bedroht Lehrerin mit dem Tod«, »Lehrerin im Klassenzimmer über-
fallen«, »Todesdrohung am Schulhaus«, »15-Jähriger stößt Lehrer die Nase blu-
tig«, »Entscheidung mit zwölf: Jugendgang oder nicht?«, »Rektor sorgt sich um 
die Sicherheit seiner Schüler«, »Schüler drohen Lehrern mit Gewalt«, »Jüdi-
sche Schülerin bedroht und geschlagen«, »Jugendlicher greift 19-Jährigen mit 
Machete an«, »Brennpunkt Schule – Wieder wurde ein Jugendlicher verletzt«, 
»15-Jähriger bedroht Schüler mit Hackmesser«, »Der Schläger schwänzte schon 
in der 2. Klasse«, »Als Mittel gegen die Gewalt: Ein Psychologe für jede Schu-
le«, »Messerattacke auf Berliner Schulhof«, »Schülerin zeigte ihre Pistole und 
drohte Lehrerin mit dem Tod«, »Vergewaltigung: Schüler suspendiert«, »Das 
randalierende Klassenzimmer« und »Zu viel Gewalt: Schule bittet um Hilfe«.278

Wie gesagt, das sind nur die Überschriften aus einer einzigen Zeitung, gesam-
melt in einem kurzen Zeitraum. Die Autorität der Lehrer sinkt, die Jugendge-
walt steigt, und der gegenseitige Respekt nimmt ab. Übrigens: Gemäß einer im 
Jahre 2007 veröffentlichten Studie über Intensivtäter zeigt sich schon mit zwölf 
Jahren, wer im Leben eine kriminelle Karriere machen wird. Aggressives Ver-
halten, regelmäßiges Schwänzen und katastrophale schulische Leistungen kön-
nen die Vorboten einer beginnenden kriminellen Karriere sein. Das ist eines der 
Ergebnisse der Studie Intensivtäter, die der Kriminologe Claudius Ohder von der 
Fachhochschule für Verwaltung und Rechtspflege 2007 dem Innenausschuss des 
Berliner Abgeordnetenhauses präsentierte. In der Schule »gibt es schon massive 
Auffälligkeiten, viele Intensivtäter wurden oft weitergereicht an andere Schu-
len«, sagte er. Der Schwenk zur Kriminalität geht mit dem Schulversagen einher, 
so Ohder. Und etwa mit zwölf Jahren entscheidet sich, wer Gangmitglied und 
kriminell wird oder wer einen »normalen« Lebensweg einschlägt.279

Die Berliner Zeitung beleuchtet auch den Hintergrund der Straftäter – woher 
kommen sie eigentlich? In dem Bericht dazu heißt es: »Für die Untersuchung 
Intensivtäter im Auftrag der Landeskommission gegen Gewalt wurden die Ak-
ten von 264 Straffälligen aus dem Sommer 2005 ausgewertet. Knapp die Hälfte 
(51 Prozent) hatten zu dem Zeitpunkt der Untersuchung einen deutschen Pass. 
Allerdings wiesen insgesamt rund 70 Prozent einen Migrationshintergrund auf. 
Drei Viertel der Täter (74 Prozent) wurden in Deutschland geboren. Nach der 
Staatsbürgerschaft kommen 40 Prozent der Täter aus der Türkei, 21 Prozent aus 
dem Libanon, zwei Prozent aus Jordanien und Irak, zwölf Prozent aus Serbien 
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und Montenegro, acht Prozent aus dem restlichen Ex-Jugoslawien.«280

Das alles ist eine tickende Zeitbombe. Aus jungen Kriminellen werden schnell 
erwachsene Kriminelle, und wie die Beispiele Lateinamerika und Vereinigte 
Staaten zeigen, werden sich viele von ihnen in Gangs zusammenschließen und 
dann ganze Stadtteile tyrannisieren. Verrohung, Aggression und offen zur Schau 
getragene Kampfbereitschaft haben auch in Teilen der europäischen Jugend 
längst die Einfalltore für den kommenden brutalen Showdown geöffnet.

Man spürt das Nahen dieser Entwicklung zuerst am Respekt, der als Wert ver-
loren gegangen ist. Immer mehr Jugendliche haben keinen Respekt. Man achtet 
nichts und niemanden außerhalb der eigenen Gemeinschaft. Und so, wie schon 
Kinder in Großbritannien aus mangelndem Respekt vor dem Leben Hundewel-
pen grillen, so schlagen andere Lehrer, Busfahrer oder Passanten. Einfach so. 
Denn sie haben keinen Respekt mehr. Vor nichts.

Wie seit vielen Monaten schon in anderen multikulturellen europäischen Städ-
ten üblich, greifen Mitbürger nun auch in der Bundeshauptstadt Berlin mit bru-
talster Gewalt »einfach so« Busse im öffentlichen Nahverkehr an. Der Tages-
spiegel berichtete im Mai 2009: »In der Nacht zum Sonntag wurde ein BVG-Bus 
Ziel einer Attacke von etwa sieben jungen Randalierern. Sie saßen allerdings 
nicht in dem Fahrzeug, sondern stoppten es an einer Kreuzung und schlugen 
dann zu. Der Vorfall ereignete sich an der Chausseestraße in Mitte, unweit der 
Oranienburger Straße. (...) Attacken auf Busse gebe es zwar immer wieder, sagte 
ein Polizeisprecher. Aber ein vergleichbarer Vorfall sei auch der Polizei nicht 
bekannt. Allerdings gab es, wie berichtet, eine Serie von Übergriffen auf Fahrer. 
Dies führte dazu, dass die BVG ihre gesamte Busflotte jetzt mit Sicherheitsschei-
ben nachrüsten lässt.«281 – Es gibt keinen Respekt mehr.

Selbst wenn Zuwanderer im deutschsprachigen Raum heiraten, dann zeigen 
sie immer öfter nicht mehr den geringsten Respekt vor anderen Bürgern und 
ballern plötzlich wild in der Gegend herum. Beispiel Herten, Ruhrgebiet: Die 
Hertener Ratsfrau Jutta Becker hat im März 2009 einen offenen Brief an der Bür-
germeister von Herten geschrieben, der eindringlich zeigt, wie Werte-verfall und 
Respektlosigkeit vor unseren Haustüren um sich greifen. In dem Brief heißt es282:

»Sehr geehrter Herr Bürgermeister,
hiermit fordere ich Sie dazu auf den in Herten ansässigen muslimischen Verei-

nen unmissverständlich deutlich zu machen, dass deren Mitglieder und Besucher 
anlässlich zu Feierlichkeiten die öffentliche Ordnung und insbesondere die Re-
geln der Verfassung der BRD zu befolgen haben. Begründung: Anlässlich einer 
Hochzeitsfeier, die am 15. 02.09 im Heim für ›Bildung und Integration‹ an der 
Paschenbergstr. in Herten-Zangenbochum stattfand, wandten sich einige Bürger 
mit Besorgnis und Ängsten an mich. Im Vorfeld der Feier fuhr ein Fahrzeug-
konvoi in der allgemein bekannten Manier hupend und verkehrsbehindernd zum 
VIKZ-Vereinsheim an der Paschenbergstraße. An der Kreuzung Feldstr./Wester-
holter Str. (aus Richtung Marl kommend) kam der Konvoi in Zweierreihen zum 
Stehen, um rechts abzubiegen, obwohl es dort nur eine Rechtsabbiegerspur gibt.
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Während der kurzen Rotphase (warum überhaupt anhalten?) stand die weiße, 
amerikanische Brautpaar-Strech-Limousine, versehen mit arabischen Schrift-
zeichen, an der Ampel. Dahinter ein silbergrauer Audi A4, gefolgt von einer 
Mercedes-500er-Coupe-Limousine, aus denen jeweils auf der Beifahrerseite aus 
geöffneten Seitenfenstern von jungen Männern mit Waffen geschossen wurde!

Dieses ›Macho-Gehabe‹ muslimischer Einwanderer versetzt harmlose Bürge-
rinnen, nicht nur des Stadtteils, in Angst und Schrecken. Selbst wenn es sich bei 
dem Vorfall um Schreckschuss- oder Gaswaffen gehandelt haben sollte, ist dies 
von nahen Beteiligten nicht zu erkennen gewesen und auch durchaus zu bezwei-
feln. Dass durch Schusswaffengebrauch gesundheitliche Schäden, auch durch 
die Geräuschentwicklung, verursacht werden können, ist allgemein bekannt.

Es kann nicht weiter hingenommen werden, dass in unserer kommunalen Ge-
meinschaft die geschilderten Vorkommnisse, die leider keinen Einzelfall dar-
stellen und die ich im Rat mehrfach kritisiert habe, weiterhin unwidersprochen 
hingenommen werden. Es wurden schon auf dem Parkplatz und im Umfeld des 
Vereinsheims des VIKZ die gleichen Schießereien beobachtet. Die standardmä-
ßige Falschparkerei und Vermüllung auf der Paschenbergstraße findet natürlich 
auch zu diesen Anlässen regelmäßig statt.

Deshalb bitte ich Sie, da Sie bekanntlich über die besten Kontakte zu den Ver-
antwortlichen der islamischen Gemeinden in Herten verfügen, diese aufzufor-
dern, ihre Mitglieder und internationalen Besucher eindringlich aufzufordern, 
sich an die Gesetze unserer Gesellschaft zu halten. Eventuell kann dabei Ihr 
Sekretariat, welches ja paritätisch durch Angehörige von hochkarätigen VIKZ- 
und DITIB-Funktionären besetzt ist, behilflich sein.

Jutta Becker – Vorsitzende ›WIR in Herten‹. «
Den Verfall unserer Werte und die um sich greifende Respektlosigkeit kennt 

man nicht nur im Ruhrgebiet. Heinz Buschkowsky, SPD-Bezirksbürgermeister 
von Berlin-Neukölln, ist mit dieser Thematik besser vertraut als manch anderer 
deutscher Bürgermeister. Berlin-Neukölln hat einen der höchsten Ausländeran-
teile der Republik – und ein großes Kriminalitätsproblem. Buschkowsky, der 
politisch nicht korrekt ist, eckt innerhalb der SPD immer wieder an. Er sagt: 
»Das Problem liegt im Werteverfall, der dazu führt, dass staatliche Ordnung 
nicht mehr akzeptiert wird.« In Neukölln hätten »zusammengerottete Gruppen« 
im Rollbergviertel und in der Sonnenallee sogar versucht, »Gefangene zu befrei-
en«. In Gebieten mit »sozialen Verwerfungen meint jeder, er kann sich mit der 
Polizei prügeln«, so Buschkowsky.283 Statt Argumenten bekommen die Mitar-
beiter der Sicherheitsbehörden Faustschläge ins Gesicht. Die Zahl der Angriffe 
auf Berliner Mitarbeiter der Ordnungsämter steigt Jahr für Jahr. Schon im Juni 
2007 schlug Bezirksbürgermeister Buschkowsky Alarm. Damals war ein 70 Jah-
re alter Mann, der ehrenamtlich für das Ordnungsamt auf Streife ging, vor dem 
Rathaus von einem Unbekannten durch einen Faustschlag ins Gesicht niederge-
streckt worden. Der pensionierte Kriminalbeamte wurde mit Schädelbasisbruch 
und Gehirnblutungen auf die Intensivstation gebracht. »Es wird keine Rücksicht 
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mehr genommen, ob einer stirbt«, hatte Buschkowsky damals schon gesagt; die 
Angriffe erfolgten »mit Messern, Fäusten oder Autos«. Typische Situationen sei-
en Kontrollen von Hundebesitzern, Radfahrern und Falschparkern.

Selbst in den ländlichen Regionen Schwedens machen sich die Vorboten einer 
neuen Zeit schon bemerkbar, Beispiel Vimmerby im Süden des Landes. Dort ha-
ben sich Anfang März 2009 rivalisierende Jugend-Gangs in einem Gymnasium 
geprügelt. Die Kampfhandlungen forderten ein Opfer, das im Krankenhaus be-
handelt werden musste: eine Lehrerin, der man einen Stuhl ins Gesicht geworfen 
hatte. Die Polizei wurde gerufen. Und alle Schüler wurden bis zu deren Eintref-
fen eingesperrt. Das ist für ländliche Regionen Schwedens wahrlich ungewöhn-
lich. Die Zeitungen berichteten groß über diesen Werteverfall der Jugend.284

Aus Italien berichten Geschäftsreisende über erstaunliche Veränderungen, die 
mit dem massenhaften Auftauchen der zugewanderten Mitbürger aus dem is-
lamischen Kulturkreis einhergehen. Turin ist inzwischen eine »multikulturelle« 
Stadt. Man sollte die kulturelle Besonderheit eines Stadtviertels kennen, wenn 
man künftig als Tourist dort auftaucht – Reiseführer verschweigen den folgen-
den Hinweis nämlich bislang: »(...) Araber und Marokkaner, die nicht nur durch 
Schwarzhandel an der Stazione Porta Nuova auffallen, sondern gar ein ganzes 
Stadtviertel unter ihrer Kontrolle haben: Porta Palazzo. Wer hier weiß ist, lebt 
gefährlich. Sogar die Polizei geht hier nur noch zusammen mit dem italienischen 
Heer auf Streife. Verhindern können sie allerdings eines nicht: Wer hier parken 
will, muss einen Obolus an ein paar nette Herren aus dem Orient abdrücken, die 
sich auch brav mit einem artigen Grazie bedanken. Tut man dies nicht, so ist 
günstigenfalls das Auto zerkratzt oder die Reifen zerstochen. Schlimmstenfalls 
ergeht es Zahlungsverweigerern so wie der älteren Dame, die letztes Jahr von 
zwei jungen Muslimen zusammengeschlagen wurde. Schutzgelderpressung als 
kulturelle Bereicherung.«285 Der Werteverfall macht eben auch vor den einstigen 
Hochburgen der abendländischen Kulturen nicht halt.

Bisweilen findet man Menschen, die dem Werteverfall und der Jugendgewalt 
nicht einfach tatenlos zuschauen wollen. In Südwestengland erfreuten sich im 
Juli 2006 zahlreiche Rentner an einem Blasmusik-Konzert. In der Gemeinde 
Weston-super-Mare lauschten sie unter freiem Himmel der Kapelle, als etwa 30 
Jugendliche mit Fußbällen schossen und laut grölend auf die Rentner losrannten. 
Diese überlegten nicht lange. Etwa 20 von ihnen standen gemeinsam auf, um 
sich zu wehren und die Jugendlichen in die Flucht zu schlagen. Das hatten die 
Heranwachsenden so nicht erwartet. Die Krawallmacher ergriffen die Flucht. 
Und das Blasmusik-Konzert konnte fortgesetzt werden. Der 78 Jahre alte Les 
Brown – er war im Zweiten Weltkrieg britischer Luftwaffen-Pilot – sagte der 
Londoner Zeitung Daily Mail: »Wir mögen vielleicht alt sein. Aber diese Kerle 
hätten nicht den Hauch einer Chance gehabt. Wir waren sehr entschlossen.«286

Kriegserklärungen – die Mülldeponien der Schmutzfinken

Man kann die Vorboten des Verfalls sehen. Dort, wo Brandherde für künftige 
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Unruhen und Revolten entstehen, da beginnt es stets damit, dass sich der Müll an 
den Straßenrändern ansammelt. Da, wo die Menschen ihren Müll achtlos liegen 
lassen, da stimmt etwas nicht mehr. Im Kölner Stadtviertel Kalk wurden im Jahre 
2008 736 illegale Mülldeponien entdeckt, wo Anwohner ihren Müll einfach am 
Straßenrand entsorgt hatten.287 In Köln-Mülheim, wo ganze Straßenzüge fest in 
türkischer Hand sind, wurden sogar 797 Fälle verzeichnet. Und in Köln-Chor-
weiler gab es 2008 immerhin 370 illegale Mülldeponien am Straßenrand. Der 
Schmuddel-Atlas der Kölner Schmutzfinken ist eindeutig: Da, wo die meisten 
Zuwanderer wohnen, da zeigt sich der Niedergang schon durch die Müllberge 
am Straßenrand.

Der Unterschichtenimport hat in Massen Menschen nach Deutschland ge-
bracht, die es aus ihrer Heimat gewohnt sind, Müll einfach da wegzuwerfen, wo 
er entsteht. Irgendwer wird ihn schon wieder wegräumen. So wurde aus Berlin-
Tiergarten im Volksmund inzwischen »Berlin-Schmiergarten«. In den Parks in 
Tiergarten stolpern Jogger über abgenagte Knochen, Getränkedosen, verglimmte 
Holzkohle und Chipstüten. Herrenlose Einkaufswagen oder alte Matratzen, auf 
denen es sich die Mitbürger zwischendurch bequem gemacht haben, bleiben ein-
fach liegen. 15 Tonnen Müll lässt die Stadtverwaltung nach einem Wochenende 
in den Parks in »Schmiergarten« einsammeln – das kostet die Bezirksregierung 
12 000 Euro pro Wochenende.

Auch das Hamburger Elb- und das Münchner Isarufer gleichen immer öfter 
stinkenden Müllhalden. An einem schönen Sonntag sammelt allein die Ham-
burger Hafenbehörde am Elbufer 20 Tonnen Müll ein – der geringste Teil davon 
befindet sich in Abfalleimern. Und auch Frankfurt/Main hat nach den Wochen-
enden mit Müllbergen zu kämpfen. Vor allem das Museumsufer am Main hat 
sich zur zünftigen multikulturellen Müllmeile entwickelt, wo man entsorgt, was 
man nicht länger haben will. Weil viele Städte sich die Beseitigung der Müll-
berge nicht mehr leisten können, fordern sie Häftlinge an, etwa in den Berliner 
Stadtteilen Marzahn-Hellersdorf oder Steglitz-Zehlendorf. Bis zu 120 Freigän-
ger räumen dort tagsüber den Müll weg, der spätestens am nächsten Tag, wie von 
Zauberhand dort niedergelegt, wieder das Auge der Bürger beleidigt.

Da das Treiben unserer Mitbürger auch in der früheren Bundeshauptstadt Bonn 
immer schlimmer wird, fordert Dieter Fuchs, Leiter des Amts für Stadtgrün, 
seit Juni 2009 die Grill-Polizei: »Es wäre gut, wenn wir ein oder zwei Mann 
mit entsprechender Befugnis hätten, die ständig vor Ort wären.« Denn trotz der 
Kontrollen durch Polizei und Ordnungsamt – die Lust am Zerstören nimmt an-
scheinend zu: So ist man es auch beim Bonner Grünflächenamt inzwischen ge-
wohnt, dass Parkbänke als Brennmaterial missbraucht oder mutwillig beschädigt 
werden, Rinden von Bäumen geschält und Müll großflächig hinterlassen wird. 
Anscheinend geistig minderbemittelte Möchtegern-Holzfäller sägen aufwendig 
gepflanzte Kastanien in den Parks ab und fahren mit ihren Autos Rallye durch 
städtische Blumenbeete. Das alles hat auch Dieter Fuchs »so noch nicht erlebt«.

Überall in Europa haben wir uns in den vergangenen Jahren daran gewöhnt, 
dass an immer mehr Orten der Müll herumliegt. Irgendwann werden dort auch 
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die Fensterscheiben eingeschlagen werden – und wir gewöhnen uns auch daran. 
Danach werden dann eines Tages Passanten angegriffen. Menschen, die im Bus 
oder in der U-Bahn zur Arbeit fahren. Auch daran gewöhnen wir uns. Irgendwann 
ist all das in manchen Stadtvierteln eben ganz »normal«. Man schaut besser weg. 
Sonst kann man Opfer werden. Wir gewöhnen uns ans Wegschauen: beim Müll, 
bei eingeschlagenen Fensterscheiben und bei Passanten, die verprügelt werden.

Und dann werden Autos angezündet. Erst vereinzelt, dann immer öfter. Allein 
in Frankreich werden inzwischen Jahr für Jahr mehr als 50 000 Autos einfach so 
in Brand gesteckt. Das regt dort niemanden mehr auf.

Die Entwicklung geht allerdings immer weiter. Polizisten werden angegriffen. 
Überall in Europa haben wir uns längst daran gewöhnt. Einmal im Jahr ent-
nehmen wir den Statistiken, dass Polizisten einen immer gefährlicheren Job für 
uns verrichten. Sie sind aber nicht allein, auch Feuerwehr- und Rettungskräfte, 
Busfahrer und Fahrkartenkontrolleure werden das Ziel von Attacken. Die An-
griffe auf Feuerwehrleute und Rettungskräfte haben nach Angaben von Berli-
ner Zeitungen einen merkwürdigen Hintergrund: Die Notrufnummer 112 wird 
in Städten wie Berlin immer öfter wegen Lappalien wie einem eingewachsenen 
Zehennagel, Halsschmerzen oder Durchfall angewählt. Vor allem ausländische 
Mitbürger sehen in Feuerwehr und Sanitätern einen kostenlosen Sozialservice 
für die alltäglichen Problemchen. Weil Feuerwehr und Sanitäter aber wegen völ-
lig unnötiger Einsatzfahrten immer häufiger Rechnungen stellen oder verärgert 
wieder umdrehen, reagieren immer mehr zugewanderte Familien mit Aggressi-
vität und Gewalt, die sie auch auf völlig unbeteiligte Feuerwehrleute projizieren. 
Wie bei der Blutrache wird die angeblich beleidigte Familienehre dann immer 
weiter gerächt – und die Rettungssanitäter und Feuerwehrleute haben nicht die 
geringste Ahnung, weshalb sie von ihnen völlig fremden Personen angegriffen, 
beschimpft und geschlagen werden. Sie wissen auch nicht, wie sie das abstellen 
könnten. Letztlich ist all das inzwischen in manchen Ballungsgebieten längst 
traurige Alltagsroutine.

Ein Blick nach Schweden zeigt uns, dass es dort genau die gleichen Probleme 
gibt: Im Juli 2008 berichtete eine schwedische Zeitung aus dem Malmöer Zu-
wanderergetto Rosengård, wie junge Muslime Polizisten und Feuerwehrleute in 
Hinterhalte locken: Nach den Angaben der Zeitung legen sie vorsätzlich Brände 
in Hauseingängen, Abfallcontainern oder setzen Fahrzeuge in Brand und rufen 
dann die Feuerwehr, die den Brand löschen soll. Kaum treffen die Feuerwehr-
leute ein, wartet dort ein Steinhagel auf sie. Die Feuerwehrmänner werden sofort 
angegriffen und vor allem immer wieder bespuckt. Kommen dann auch Polizis-
ten hinzu, geht es ihnen nicht anders. Die für Rosengård zuständigen Feuerwehr-
fahrzeuge verfügen inzwischen über kugelsichere Scheiben, aber das hilft den 
Feuerwehrmännern auch nicht, wenn sie die Einsatzfahrzeuge verlassen müssen. 
Die Zeitung fragte die Jugendlichen, warum sie sich so verhalten. Die Antwort: 
Vor fünf Jahren hatte es einen Brand in einem islamischen Gebetsraum in Malmö 
gegeben – und aus der Sicht der Moslems kam die Feuerwehr angeblich nicht 
schnell genug.288 Dafür sollen nun alle Feuerwehrmänner und auch Polizisten 
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büßen – für alle Zeiten. Es handelt sich also um eine reine »Ehrensache«. Dafür 
müssen die Schweden Verständnis haben.

Zurück nach Deutschland: Hier werden auch immer öfter Geschäfte geplün-
dert, und Raubüberfälle werden zu alltäglichen Begleiterscheinungen des Le-
bens. Das alles sind jedoch Kriegserklärungen. Die Jugendlichen, die Polizisten 
und Feuerwehrleute angreifen sowie Passanten überfallen, sind die Vorhut eines 
Bürgerkrieges. Wer die Straßenseite wechselt, der hat verloren. In den Metropo-
len der Industrienationen hat dieser Bürgerkrieg längst begonnen.

»Kulturelle Bereicherung« – der  
Geruch nach Urin und Erbrochenem

Wir haben uns innerhalb weniger Jahre bis zu einem gewissen Grad an diesen 
Verfall gewöhnt. Zerbrochene Bierflaschen auf dem Boden, monotone Graffiti 
an den Wänden, der Geruch aus Erbrochenem, Fäkalien und Urin in den Bahn-
unterführungen der Metropolen – das alles sind Kriegserklärungen. Es gibt keine 
allgemeine Mobilmachung für diesen Bürgerkrieg. Der erfahrene Stadtbewohner 
weiß auch ohne Ankündigung, welche Stadtviertel er inzwischen meiden sollte. 
Natürlich haben wir überall in Europa längst No-Go-Areas, die für bestimmte 
Bürger tabu sind. Sie sind »off limits«.

Solche No-Go-Areas existieren nicht nur in Ballungsgebieten. Schlimm ist es 
vor allem auf dem Land. Nehmen wir nur einmal die Stadt Attendorn im Sauer-
land. Sie liegt im Naturpark Ebbegebirge am Biggesee. In der Geschichte hat die 
Stadt vielen schlimmen Ereignissen getrotzt. In den Jahren 1464, 1597, 1598 und 
1613 kam viermal die Pest über die Stadt, und in den Jahren 1613, 1623, 1656, 
1710, 1732, 1742 sowie 1783 wüteten Großfeuer in der Stadt. 1656 wurde dabei 
die halbe Örtlichkeit vernichtet. Heute haben Menschen aus fremden Kultur-
kreisen die Aufgaben von Pest und Großfeuern in Attendorn übernommen. Teile 
der beschaulichen Stadt sind sogenannte No-Go-Areas. Während einer Schul-
versammlung unterrichtete Rivius-Schulleiter Klaus Böckeler im April 2009 
Schüler und Eltern über diese No-Go-Areas und warnte seine Schüler mit den 
Worten: »Nehmt euch in Acht, wo ihr euch in Attendorn nachts bewegt. Meidet 
bestimmte Gegenden. Dazu gehört auch die Innenstadt.«289

»In Attendorn gibt es Ortsteile – Innenstadt inklusive –, in die geht man bei 
Dunkelheit auch besser nicht.« Das sagen Attendorner Schüler heutzutage dem 
WDR in die Kamera. Zu sehen war das Ganze Ende April 2009 in der Sendung 
Aktuelle Stunde. Anlass: Ein Türke und ein Albaner hatten den 18 Jahre alten 
Gymnasiasten Daniel in Attendorn krankenhausreif geprügelt. Einfach so. Ober-
kiefer gebrochen, Unterkiefer gebrochen, ein Fall für den Gesichtschirurgen. 
Vielleicht wird Daniels Gesicht lebenslang entstellt sein. Daniel war Mädchen 
zu Hilfe geeilt, die von dem Albaner und Türken übel beleidigt worden waren. 
In Attendorn rufen junge Zuwanderer den deutschen Mädchen gern Worte wie 
»Fotze« und »Schlampe« hinterher. Wer als Deutscher darauf reagiert, dem 
schlagen sie den Schädel ein. Deshalb warnte auch der Schuldirektor seine Schü-
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ler: Geht abends besser nicht in die Stadt. No-Go‑Area Downtown Attendorn. 
Willkommen im Sauerland. Willkommen in der Realität.

Vor einem Jahrzehnt schon hing in der Jugendherberge von San Francisco ein 
Stadtplan. Teile der Stadt waren rot umrandet – »No-Go-Areas« stand da. Deut-
sche fragten damals junge Amerikaner, was das bedeutet. Die Antwort: Stadttei-
le, in die friedliche Menschen besser nicht gehen, weil man dort leicht von Kri-
minellen überfallen, ausgeraubt, verprügelt wird. Eine Art Kriegsgebiete, sagten 
die Amerikaner. Was für ein Land – dachten die Deutschen damals beim Besuch 
von San Francisco. Das ist viele Jahre her. Nunmehr können sie in der Jugend-
herberge von Attendorn im Sauerland auch an einem solchen Stadtplan basteln.

Wir nennen die immer zahlreicheren Kriegserklärungen in den No-Go-Are-
as allerdings derzeit noch politisch korrekt »kulturelle Bereicherungen«. Man 
könnte auch sagen: Rechtsstaat hat fertig! Mehr noch: Die Erinnerung an eine 
Welt, in der es all das so nicht gegeben hat, finden wir derzeit noch »spießig«, 
beklagen uns aber zugleich über den Werteverfall.

Der uns umgebende Niedergang erscheint zumindest unseren Zuwanderern als 
grandioser Fortschritt. Das ist – wie wir sehen werden – ein grandioser Marke
tingerfolg von Politik und Medien. Jene, die das aufhalten wollen, verweigern 
sich angeblich dem »Fortschritt«. Wenn Deutsche Ausländer zusammenschla-
gen, dann gibt es einen ARD-Brennpunkt. Wenn in den vielen No-Go-Areas 
Deutsche von Ausländern zusammengeschlagen und ihnen die Knochen gebro-
chen werden, dann läuft für den deutschen Michel weiter Rosamunde Pilcher 
oder Reality-TV. So sieht der »Fortschritt« überall in Europa aus.

Ist es wirklich ein »Fortschritt«, wenn Schweizer Bürger in den Zeitungen 
lesen müssen, dass zugewanderte nigerianische Jugendliche ihnen inzwischen 
freudig sogar auf den Kopf pinkeln? Ein Beispiel: Da berichtet eine Schweizer 
Zeitung 2009: »Am Zürcher Utoquai hat ein junger Nigerianer einem am See 
sitzenden Studenten absichtlich auf den Kopf uriniert. Worauf sich der durch-
nässte Schweizer revanchierte und den Pinkler in den See warf. Am Strafprozess 
vom Mittwoch blieb der heute 20-jährige Nigerianer unentschuldigt fern. Laut 
Anklage hielt er sich am späten Abend des 30. August 2008 mit einigen Kolle-
gen am Utoquai auf. Um 23 Uhr bemerkte er einen am See sitzenden Studenten. 
Dann öffnete er seine Hosen und urinierte dem überraschten Geschädigten von 
hinten über den Kopf. ›Es lief mir alles über die Haare‹, erinnerte sich der heute 
27-jährige Schweizer am Mittwoch am Bezirksgericht Zürich an das unerfreulich 
feuchte Erlebnis zurück. (...) Während der eingeleiteten Strafuntersuchung kam 
heraus, dass der ›Pinkler‹ weitere Delikte verübt hat. So hat er am Limmatquai 
einem Passanten einen Faustschlag ins Gesicht versetzt. Zudem soll er bei einer 
anderen Gelegenheit die Heckscheibe eines Fahrzeugs eingeschlagen haben.«290 
Glaubt man wirklich, dass so etwas zur Völkerverständigung beiträgt? Immerhin 
sagte der Nigerianer zu dem Schweizer, als dieser sich gegen die Pinkel-Attacke 
wehrte: »Du bist tot!« Das ist offenkundig die neue multikulturelle Friedensbot-
schaft.
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Es gibt Menschen, die das anders sehen. Der Islam-Experte und Politikwissen-
schaftler Prof. Bassam Tibi etwa erwartet binnen weniger Jahre Straßenkämp-
fe zwischen Zuwanderern und Deutschen in den Ballungsgebieten. Tibi, der in 
Göttingen und an der Harvard University Internationale Politik lehrt, spricht von 
einer Bombe, die hier explodieren werde, und von »bürgerkriegsähnlichen Ver-
hältnissen«291

Hans Magnus Enzensberger, ein mit vielen Preisen überhäufter deutscher 
Schriftsteller, sieht in seinem Buch Aussichten auf den Bürgerkrieg diesen schon 
längst in deutschen Städten angekommen. Er schreibt: »Wir machen uns etwas 
vor, wenn wir glauben, es herrsche Frieden, nur weil wir immer noch unsere 
Brötchen holen können, ohne von Heckenschützen abgeknallt zu werden.«292

Nicht anders sah es das linke Magazin Kalaschnikow, das schon 1999 die Vor-
bereitungen für den künftigen Krieg zwischen Zuwanderern und ethnischen Eu-
ropäern skizzierte: »Die Dritte Welt hält Einkehr in den Metropolen. (...) Das gan-
ze Problem von Elend und Reichtum in der Welt wird nun auf die europäischen 
Städte konzentriert. (...) Von deutscher Seite entstehen Fluchtbewegungen aus 
den multikulturellen Schulen, Häusern, Straßen und Wohngebieten.« Letztlich 
werde es »zu einem kriegs- und bürgerkriegsartigen Phänomen« kommen. Viele 
Zuwanderer, die aus religiösen und politischen Gründen keine Integration in das 
feindliche Milieu einer westlichen Zivilisation wollten, übertrügen »die Kämpfe 
und Bürgerkriege ihrer Herkunftsländer auf ihre neuen Zufluchtsorte«. Und die 
Polizei werde »überfordert« sein, sich auf die neuen Formen von Stadtkrieg ein-
zustellen. Das sieht man in ranghohen Polizeikreisen in Deutschland mehr als ein 
Jahrzehnt nach der vorgenannten Veröffentlichung offenkundig ähnlich.

Statistiken fälschen und Probleme wegdefinieren

Der Duisburger Polizeibeamte Rainer Wendt ist seit September 2007 Bundesvor-
sitzender der Deutschen Polizeigewerkschaft (DPolG). Der Mann repräsentiert 
mehr als 80 000 deutsche Polizeibeamte – und er kämpft gegen das Verdrängen. 
Der Autor hat Rainer Wendt in dessen Duisburger Büro aufgesucht. Rainer Wendt 
hat nicht den geringsten Zweifel daran gelassen, dass es in Teilen Deutschlands 
in naher Zukunft schwere soziale Unruhen, ja innere Revolten geben wird. Viel-
leicht werden wir sogar in einigen Ballungsgebieten bürgerkriegsähnliche Zu-
stände bekommen, sagt Rainer Wendt. Falls beispielsweise zwei oder drei Mo-
scheen binnen weniger Stunden angezündet würden, dann gebe es für weite Teile 
der fast vier Millionen Muslime in Deutschland sicher kein Halten mehr. »Dann 
würde erst einmal alles angegriffen, was Uniform trägt«, sagt Wendt. Er meint 
Polizei, Feuerwehr und Sanitäter. Sie alle sind nämlich schon jetzt regelmäßig 
das Ziel von Angriffen – nur ist es politisch nicht korrekt, darüber zu berichten. 
Es gibt viele Brennpunkte, an denen derzeit ein explosives Gemisch entsteht. 
Man spricht nur besser nicht darüber.

Trifft der Bundesvorsitzende der Deutschen Polizeigewerkschaft in Berlin 
Bundesinnenminister Wolfgang Schäuble (CDU), dann fragt er diesen, warum 
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es in Deutschland beispielsweise immer noch keine offizielle Liste mit sozialen 
Unruhegebieten gibt. Sie werden ja, wie wir in Bezug auf die mehr als 150 Stadt-
teilnamen im »Atlas der Wut« gesehen haben, auch in Deutschland erstellt. In 
Frankreich, in den Niederlanden, in Dänemark und Großbritannien gibt es so et-
was auch für die Öffentlichkeit – nur nicht bei den Gutmenschen in Deutschland. 
Rainer Wendt hat oft mit Schäuble gesprochen. Und er sagt nach solchen Gesprä-
chen ganz offen: »Natürlich erwartet die Bundesregierung hier schwere soziale 
Unruhen. Man weiß, was sich da zusammenbraut, aber man verdrängt das in der 
Öffentlichkeit lieber.« Wendt weiß, dass es in Deutschland Problembezirke aus 
Gründen der politischen Korrektheit zumindest offiziell einfach nicht geben darf. 
Er kennt alle Polizeipräsidenten. Er weiß auch, wie sie Statistiken fälschen und 
Probleme einfach wegdefinieren.

Rainer Wendt sitzt in seinem Duisburger Büro und trinkt Mineralwasser. Der 
vierfache Familienvater braucht auch nach Stunden Arbeit keinen Kaffee, weil 
ihn die schlechten Nachrichten Tag für Tag genug aufputschen. Jeden Tag bringt 
ihn eine Nachricht aus dem Polizeialltag auf die Palme. Gerade erst haben Zu-
wanderer in der Innenstadt von Hamm einen Polizisten, der einen Falschparker 
aufschreiben wollte, brutal zusammengeschlagen. Der Polizist liegt im Kran-
kenhaus. Der Mann wird dennoch – das ist politisch so gewollt und völlig kor-
rekt – in keiner Statistik der Gewalt gegen Polizeibeamte auftauchen. Man wird 
das alles in der Statistik als »Körperverletzung« ablegen, sagt Wendt sichtlich 
aufgebracht. »Überhaupt«, so Wendt weiter, »was erst gar nicht aufgeschrieben 
wird, das taucht auch in keiner Statistik auf.« Seit Januar 2009 dürfen Polizisten 
in Nordrhein-Westfalen nirgendwo mehr sagen, wenn sie von Zuwanderern im 
Dienst angegriffen oder bedroht werden. Das ist politisch ebenfalls so gewollt. 
Es gibt einen Ministerialerlass dazu. Er nennt sich »Leitlinien für die Polizei 
des Landes Nordrhein-Westfalen zum Schutz nationaler Minderheiten vor Dis-
kriminierungen«.293 Selbst im internen Schriftverkehr darf die Polizei nun nicht 
mehr erwähnen, wenn ein Tatverdächtiger einen »Migrationshintergrund« hat. 
Rainer Wendt sagt dazu: »Das ist also diskriminierend. Dann muss ich aber doch 
auch die Geschlechterdiskriminierung vermeiden und darf eigentlich nicht mehr 
schreiben, ob ein Tatverdächtiger männlich oder weiblich ist. Und dann gibt es 
noch die Altersdiskriminierung. Darf ich wirklich noch das Alter eines Tatver-
dächtigen angeben? Wäre es nicht einfach viel besser, nur noch zu schreiben: Es 
wurde eine Straftat verübt?«

Rainer Wendt möchte gern etwas bewegen. Er möchte mit 80 000 Polizeibeam-
ten gern absehbare Schäden abwenden. Stattdessen muss er zuschauen, wie da 
draußen in den Städten ein explosives Gemisch entsteht. »Irgendwann«, erklärt 
der Mittfünfziger Wendt, »wird es explosionsartig da draußen auf den Straßen 
knallen. Und die Polizei wird keine Chance dagegen haben. Die Politik wird 
dann die Bundeswehr im Innern einsetzen. Und dann haben wir eine andere Re-
publik.«

Wir wollen die Wahrheit inzwischen gar nicht mehr hören. Aber wir können 
sie uns anschauen. Wir haben verdrängt, wo es in der westlichen Welt in den 
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vergangenen Monaten bürgerkriegsähnliche Unruhen gegeben hat. Wir wollen 
doch nicht daran erinnert werden, dass es das hier vor unseren Haustüren auch 
geben könnte.

Hängen wir doch einfach einmal eine Weltkarte an die Wand. Nun nehmen 
wir rote Pins und markieren nur einmal jene Orte, an denen es zwischen De-
zember 2008 und März 2009 bürgerkriegsähnliche Zustände gegeben hat. Das 
sind: Athen (Griechenland), Riga (Lettland), Vilnius (Litauen), Sofia (Bulgari-
en), Wladiwostok (Russland), Santa Cruz (Bolivien), Longnan (China) und Port-
au-Prince (Haiti). Nun nehmen wir orangefarbene Pins für jene Orte, an denen es 
zeitgleich schwere soziale Unruhen von Bürgern wegen des Abbaus von Arbeits-
plätzen gegeben hat: Paris, Reykjavik, Rom, Dublin, Saragossa und Moskau. 
Unsere Weltkarte hat nun schon einige aktuelle Krisenherde, die es aufmerksam 
zu beobachten gilt. Wir können sicher sein, dass in Anbetracht von Wirtschafts- 
und Finanzkrise schnell weitere Krisenherde in die Weltkarte einzutragen sein 
werden. Manche werden sich schnell wieder beruhigen, andere werden gewalt-
same Eruptionen nach sich ziehen, sie werden wie Metastasen immer weitere 
Krisenherde um sich bilden. Auch im deutschsprachigen Raum haben sich längst 
solche Metastasen gebildet. Und es ist eine reine Frage der Zeit, wann sie offen 
zutage treten werden.

Multikulti-Primaten – Ergebnisse  
einer gescheiterten Rassenzucht

Die Geschichte ist reich an Beispielen für Verrückte, die im Rassenwahn die 
Menschheit mit der Zucht oder »Herausprägung« einer neuen Rasse beglücken 
wollten. Die Nazis wollten die Menschheit mit »Ariern« »bereichern«, die An-
hänger Lenins und Stalins den klassenlosen kommunistischen Kolchosenbauern 
züchten, die osmanischen Türken rotteten wegen ihres Christenhasses weite Tei-
le des christlichen armenischen Volkes aus, der Klu Klux Klan treibt in den Verei-
nigten Staaten weiterhin sein rassistisch-weißes Herrenmenschen-Unwesen, und 
in Japan glauben heute noch immer viele Menschen, dass Chinesen eine »gelbe 
Gefahr« seien, die man in der Alltagssprache auch gern ungestraft als »Hinin« 
(»Nicht-Menschen«) bezeichnen darf. Wer sich mit Rassismus beschäftigt, der 
hat ein wahrlich endlos langes Forschungsgebiet vor sich, das immer wieder in 
einem grausamen Ergebnis mündet: ethnische Säuberungen. Am Ende eines je-
den Rassenzuchtexperiments stand in der Geschichte immer wieder der Versuch, 
Teile einer Bevölkerung vorsätzlich auszurotten.

Vielleicht ist es also auch in Europa wieder einmal nur noch eine Frage der 
Zeit, bis es erneut ethnische Säuberungen und Massenmorde im Glauben an eine 
vermeintliche »höhere Sache« geben wird. Denn auch die neuesten Zuchtversu-
che einer neuen Menschenrasse – des Multikulti-Primaten – führen geradewegs 
in den Untergang. Das schlimme Ergebnis der Multikulti-Primaten-Zucht sind 
immer mehr multikriminelle Primaten, die immer brutaler Unruhe in die Bevöl-
kerung bringen. Über viele Jahrzehnte hinweg versuchte die Generation der 68er 
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mit vereinten Kräften, ihr neues Menschenideal zu formen: eine internationale 
»Überrasse« mit globaler 68er-Gesinnung und einer Pseudokultur, die als ge-
meinsames Feindbild den permanenten »Kampf gegen Rechts« über alle Kon-
tinente hinweg verbindet. Dieser Multikulti-Primat sollte die eigene Kultur und 
Eigenart sowie überlieferte Werte möglichst als »rassistisch«, »rechtsextrem« 
und »völkisch« ablehnen, die Selbstverleugnung verinnerlichen und eine durch 
fortgesetzte Medienpropaganda aufgepfropfte neue (Un-)Kultur übernehmen. Es 
ist eine Kultur, die den Geruch nach Urin und Erbrochenem, die Müllhalden an 
den Straßenrändern und Respektlosigkeit gegenüber Werten für »geil« erklärt 
hat.

Die im Bundestag vertretenen Parteien fördern die Zucht der neuen Multikulti-
Primaten – wissentlich oder aus Dummheit und Unfähigkeit. Sie sind heute eine 
Art politische Heilsarmee, die Deutschland von den Resten des Faschismus rei-
nigen und in eine angeblich bessere, gerechtere, demokratischere Zukunft führen 
will. Sie stehen alle für das angeblich Gute im Land, sie verkörpern in der Sum-
me ihrer Mitglieder und Anhänger gewissermaßen die in Deutschland verfüg-
bare Gutherzigkeitsmenge. Und sie wollen gemeinsam einen neuen Menschen 
formen – mal mehr, mal weniger radikal. Wer trotz fortgesetzter Propaganda 
die eigene Identität und traditionelle Werte bewahren will, der wird von dieser 
allerdings zunehmend wie eine Junta über die Untertanen gebietenden Meute als 
»Rassist«, »Rechtsextremist« und »Verkörperung der Intoleranz« diskriminiert 
und gesellschaftlich gebrandmarkt.

Mitunter geht die Rassenzucht allerdings in die Hose – und zwar beim Züchter. 
Beispiel Herne: Wegen einer nach links gescheitelten Frisur wurde ein Schüler 
der Hauptschule am Hölkeskampring in Herne vom Unterricht ausgeschlossen. 
Der Junge sei mit einer Frisur zum Unterricht erschienen, die eine »rechtsra-
dikale Grundhaltung« symbolisiere, heißt es in einem Ordnungsschreiben der 
Schulleitung vom 27. April 2009. Der 15 Jahre alte Schüler trägt einen neon-
gelb-grünen Irokesenschnitt, einzelne Haarpartien hat er zu »Spikes«, die ausse-
hen wie Stachel, zusammengegelt. Der Schüler selbst bezeichnet sich als »sehr 
links« und als »Kommunist«. Mit der rechten Szene habe er überhaupt nichts zu 
tun. Einige Monate zuvor hatte er sich der Antifa Bochum angeschlossen und be-
suchte regelmäßig Demos dieser linken Gruppierung – zuletzt am 1. Mai 2009 in 
Wuppertal. Eine »eindeutig rechtsradikale Symbolik«, die von dem Schüler »of-
fen zur Schau getragen« werde und eine Beleidigung für die Mitschüler sei, sah 
dagegen die Schulleitung als Begründung dafür, den Antifa-Jungen als angebli-
chen »Rechtsextremisten« vom Unterricht auszuschließen. Der Linksscheitel sei 
ein Abbild einer »Person des Dritten Reiches«. »Es ist eine verbotene Symbolik. 
Sie widerspricht der Verfassung«, sagte die Rektorin Claudia Aldibas-Könneke. 
Sie habe es so gelernt. Der Junge und die Antifa verstehen nun die Welt nicht 
mehr. »Was die Schule macht, ist katastrophal«, sagt Anne Broden, Projektlei-
terin des Informations- und Dokumentationszentrums für Antirassismusarbeit 
NRW in Düsseldorf. Das Schulamt in Herne hat sich hinter die Schulleitung ge-
stellt. »Die Schule verhält sich absolut korrekt. Ich bin mit den Maßnahmen voll 
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einverstanden«, betont Christel Dahmen vom Schulamt. Doch auch Klaus Farin, 
der Leiter des Archivs der Jugendkulturen in Berlin, bezeichnet die Einstellung 
der Herner Verantwortlichen als »skandalös«. »Sie lehrt die Jugendlichen nur, 
dass es schlecht ist, eine eigene Meinung zu vertreten. Dabei hat die Schule doch 
genau solch einen Bildungsauftrag.« Die den Schüler betreffenden Maßnahmen 
stehen im krassen Gegensatz zu dem, was die Hauptschule am Hölkeskampring 
auf ihrer Homepage als eines ihrer Ziele formuliert: Erziehung zur Freiheit, De-
mokratie und zu Toleranz. Nun werden sich wohl die Gerichte mit dem linken 
Schüler, der eine angeblich »rechte« Frisur trägt, befassen müssen. Vielleicht 
nimmt ihn ja eine andere Schule im Tollhaus Deutschland auf. Der bizarre Streit 
ist ein typischer Auswuchs einer Primaten-Rassenzucht, in der alles vom multi-
kulturellen Klischee abweichende vollautomatisch rechts eingeordnet wird.

Auf dem Wege zur Zucht des multikulturellen Primaten bedient man sich gern 
obskurer Studien, um die Gehirne der Bürger im gewünschten Sinne zu indokt-
rinieren. Um das Kollektiv der Neuzüchtung vom Nachdenken abzuhalten, ver-
dächtigt man alles von der Norm abweichende zunächst einmal des »Rechts-
extremismus«. Wer die Klimaschutzreligion zu hinterfragen gedenkt, der wird 
ebenso verdächtigt, eine rechtsextremistische Gesinnung zu haben, wie jene, die 
gegen Entchristianisierung und Werteverfall aufbegehren.

Pauschal dichtet man den Deutschen Rechtsextremismus an und fordert sie auf, 
endlich dagegen aktiv zu werden. Wenn die Bevölkerung die Zunahme impor-
tierter Jugendkriminalität nicht weiter hinnehmen will und bei Wahlen empfind-
liche Niederlagen drohen – dann wird sofort abgelenkt. Für 2009 waren Bundes-
tagswahlen angesetzt. Das Volk sorgte sich um die vielen Fälle immer brutalerer 
Jugendgewalt. Also gab man dem Volk im März 2009 eine Studie, die Medien 
mit folgenden Schlagzeilen verbreiteten: »Gewalt unter Schülern geht leicht zu-
rück«294, »Nazis haben den größten Zulauf«295, »Weniger Gewalt, mehr Neona-
zis«296 und »Mehr Rechtsextreme, weniger Gewalt«297. Die Deutschen, so erfuh-
ren die Leser da, seien viel empfindlicher geworden und zeigten jeden Übergriff 
auf Rentner gleich an. Eigentlich werden die Jugendlichen dank multikultureller 
Primatenzucht immer braver und lieber. Und was Sorgen bereitet, das sind nicht 
die prügelnden Jugendlichen, sondern die immer größere Zahl jener, die den Zu-
zug immer weiterer Ausländer nicht als kulturelle Bereicherung empfinden wol-
len. Immer mehr Jugendliche weichen vom multikulturellen Primaten-Zuchtbild 
ab und haben Vorbehalte gegenüber Zuwanderern. Natürlich gab es den erhofften 
Aufschrei in der Bevölkerung.

Schauen wir uns doch die Studie und ihren Urheber einmal etwas genauer an. 
Bundesinnenminister Wolfgang Schäuble (CDU) und der Direktor des Krimino-
logischen Forschungsinstituts Niedersachsen, Christian Pfeiffer, haben sie Mitte 
März 2009 in Berlin vorgestellt. Nach Angaben von Pfeiffer war es die größte 
Jugendstudie, die es jemals in Europa gegeben hat. 2007/2008 wurden dafür fast 
45 000 Schüler im Alter von 14 bis 16 Jahren befragt. Fast 30 Prozent von ihnen 
stimmten der Aussage zu, es gebe »zu viele Ausländer« in Deutschland. So etwas 
darf man heute nicht mehr denken – da wird man gleich verdächtigt, Sympathien 
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für Rechtsextremisten zu hegen. Wer aber ist dieser Christian Pfeiffer, der den 
Medien eine Steilvorlage für neue Rechtsextremismus-Debatten lieferte?

Am SPD-Mann Christian Pfeiffer erkennt man gut, wie vergesslich deutsche 
Medien sind. Erinnern Sie sich noch an den »Skandal von Sebnitz«? Es war der 
gute Herr Christian Pfeiffer, der im Jahre 2000 einen Skandal glaubwürdig mach-
te, den es in Wahrheit gar nicht gab.298 Christian Pfeiffer brachte die Stadt Seb-
nitz mit einem Gutachten weltweit in Verruf. Da hatten angeblich mehr als 200 
Bürger im Sebnitzer Freibad zugeschaut, wie der achtjährige Joseph Kantelberg-
Abdullah von rechtsradikalen Jugendlichen ertränkt wurde. Es war dieser Herr 
Christian Pfeiffer, der der mit einem irakischen Zuwanderer verheirateten Frau 
Kantelberg-Abdullah, der bis dahin niemand geglaubt hatte, in einem Gutachten 
»Glaubwürdigkeit« attestierte. Pfeiffer bot damit weltweit den Medien Futter, 
endlich wieder einmal über die scheinbar immer noch virulente Rechtslastigkeit 
in Deutschland zu berichten. Vor dem Pfeiffer-Gutachten glaubte niemand den 
Lügengeschichten der Frau Kantelberg-Abdullah. Erst der SPD-Kriminologe 
Pfeiffer, Träger des Bundesverdienstkreuzes, machte Frau Kantelberg-Abdullah 
hoffähig. Die Bild-Zeitung und andere stiegen vor dem Hintergrund des auf den 
ersten Blick seriösen Pfeiffer-Gutachtens auf den Skandalisierungs-Zug auf. Nun 
wurde Frau Kantelberg-Abdullah sogar vom damaligen SPD-Vorsitzenden und 
Bundeskanzler Schröder (SPD) empfangen. Längst ist klar – Pfeiffer hatte eine 
Lügengeschichte mit seiner fachlichen Autorität bestätigt. Der sächsische Mi-
nisterpräsident Biedenkopf warf Christian Pfeiffer unqualifizierte Arbeit vor.299 
Herr Pfeiffer weist solche Vorwürfe empört zurück. Heute wird Herr Pfeiffer 
wieder an der Seite bekannter Politiker geduldet. Vergessen ist der internationa-
le Aufschrei, den Pfeiffer im Jahre 2000 mit seiner Fehleinschätzung befördert 
hatte. Heute darf er gleich Teile einer ganzen Generation deutscher Jugendli-
cher zur immanenten rechtsextremen Gefahr hochstilisieren – natürlich streng 
wissenschaftlich abgesegnet. Und natürlich geht die Jugendkriminalität offiziell 
zurück. Diese Pfeiffer-Studie ist derzeit politisch korrekt.

Das ist die eine Seite des gezeichneten Bildes. Und die andere Seite? Nach 
Angaben der Opferschutz-Organisation Weißer Ring geht jeder dritte deutsche 
Schüler mit Angst vor Mobbing, Prügeln, Raub und Erpressung in die Schule. 
Jene, die prügeln, rauben und erpressen, sind eben häufig Kinder von Zuwande-
rern. Wer das öffentlich kritisiert, der ist ein »Rechtsextremist«.

Neben der erwähnten Studie, die in allen Medien groß als angeblicher »Be-
leg« für zunehmenden »Rechtsextremismus« deutscher Jugendlicher herhalten 
musste, gab es zeitgleich noch eine weitere – die medial unterging. Die Kölner 
Fachhochschule für öffentliche Verwaltung und das Polizeipräsidium Bonn hat-
ten sie erstellt. Der Bonner General-Anzeiger berichtete in der Ausgabe vom 14. 
März 2009 unter der Überschrift »Jugendgewalt bleibt auf hohem Niveau« dar-
über. Da gab es erstaunliche Erkenntnisse. Während die von den Medien aufge-
griffenen Studien stets den Standardspruch deutscher Soziologen wiedergeben, 
wonach kriminelle Jugendliche aus schlimmen sozialen Verhältnissen kommen 
und angeblich eine schreckliche Kindheit hinter sich haben, hieß es in der Kölner 
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Studie, die »... polizeibekannten Jugendlichen kommen meist aus Familien ohne 
eklatante soziale Not«. Schlimmer noch – die Studie beschreibt den Tätertyp 
für kriminelle Jugendbanden eher unvorteilhaft als tumbe, bildungsresistente 
Zuwanderer-Kids. Der General-Anzeiger berichtet: »Dass Gewalt im Stadtteil 
durch junge Ausländer und Jugendliche mit Migrationshintergrund verstärkt 
wird, bestätigt sich. Auch, dass ein geringer Bildungsstand eine Rolle spielt.«

Allerdings sind viele der Studien, in denen Meinungsforscher und Wissen-
schaftler zu angeblich schockierenden Ergebnissen über die angeblich steigende 
Zahl deutscher Rechtsextremisten kommen, das Papier nicht wert, auf dem sie 
gedruckt wurden. Das ist nicht etwa die politisch unkorrekte Auffassung des Au-
tors – das berichtet uns vielmehr die Tageszeitung Die Welt. Sie überschreibt 
einen entsprechenden Bericht mit den Worten: »Den Deutschen wird Rechtsext-
remismus angedichtet.«300

Die Welt analysierte eine von der Friedrich-Ebert-Stiftung in Auftrag gegebene 
Untersuchung zweier Leipziger Medizinpsychologen, die zum Ergebnis kamen, 
dass knapp zwei Drittel der Deutschen irgendwie rechtsextremistisch eingestellt 
seien. Und sie analysierte eine Langzeitstudie des Bielefelder Sozialwissen-
schaftlers Wilhelm Heitmeyer, der die Deutschen als ein Volk von Menschen-
feinden porträtierte, in dem eine wachsende Zahl vor allem ausländerfeindlich 
und islamophob sei. Die Welt schreibt zudem: »Beide Studien gehen indes nach 
dem gleichen Strickmuster vor, indem sie den Befragten ihr eigenes Welt- und 
Menschenbild zur Beurteilung aufzwingen wollen, ihren Untersuchungsge-
genstand – Rechtsextremismus bzw. gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit 
– durch fragwürdige Inhalte operationalisieren und künstlich Zusammenhänge 
herstellen, die es nicht gibt oder die zumindest nicht erwiesen sind.«301 Mit der 
Art der Fragestellung programmieren die Autoren der Studien die Ergebnisse. 
Durch wissenschaftlich nicht haltbaren Humbug suggerieren die Autoren, dass 
der »Rechtsextremismus« in der Mitte der Gesellschaft angekommen sei. Die 
Welt schreibt zur Studie des linken Soziologen Heitmeyer, dieser konstruiere 
»ein gesellschaftliches Konstrukt, das mit der realen Welt wenig gemein hat«302. 
Die Autoren solcher Studien fordern letztlich »nicht mehr und nicht weniger als 
eine weitgehende Veränderung der Gesellschaft«303 Man kann es auch deutli-
cher sagen: Sie unterstützen die Herausbildung eines multikulturellen Primaten, 
der jeden Freudenjubel über ein Tor der eigenen Mannschaft bei einer Fußball-
Weltmeisterschaft im Keim unterdrückt, um bloß ja nicht als nationalistisch oder 
gar »rechtsextrem« zu gelten. Der neue Multikulti-Primat ist ein gefährlicher 
Mensch. Er ist ebenso gefährlich wie seine Züchter. Denn der neue Übermensch 
ist auf einem Auge blind – das ist ein »Zuchterfolg«. Linksextremisten darf er 
nicht sehen. Bei der von Linksextremisten verübten Gewalt muss man weg-
schauen.

Linksextremisten dürfen auf breite Sympathien in Teilen der Bevölkerung hof-
fen. Nur ein Beispiel: Im »multikulturellen« Berlin-Friedrichshein-Kreuzberg 
haben Linksextremisten, die sich selbst Autonome Stinktiere nennen, im Frühjahr 
2009 zahlreiche bessere Restaurants angegriffen und dort übelriechende Butter-
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säure ausgegossen. Die Reaktion darauf vonseiten der Polizei oder der Politik 
– nichts. Tote Hose. Viele Restaurantbesitzer sind wütend – unter ihnen auch Zu-
wanderer. Cengüz Turnagöl (32), Inhaber des Restaurants Mirsham an der Box-
hagener Straße in Friedrichshain, wurde im März 2009 ein Opfer der Chaoten. Er 
sagte der Bild-Zeitung: »Ich habe mir das hier alles in drei Jahren hart erarbeitet. 
Aber die Buttersäureanschläge haben meine Gäste vergrault. Die Toiletten müs-
sen komplett neu gefliest und gestrichen werden – das kostet 4000 Euro!«304

Der Berliner FDP-Vorsitzende Markus Löning forderte vom Bezirksbürger-
meister von Friedrichshain-Kreuzberg, Franz Schulz (Grüne), eine Verurteilung 
der von Linksradikalen verübten Buttersäureanschläge. Er sehe keinen Unter-
schied zwischen der Gewalt von Neonazis und den linksradikalen Anschlägen 
auf Gastwirte im Simon-Dach-Kiez, schrieb Löning in einem offenen Brief an 
den Bezirksbürgermeister. Während sich alle zu Recht über rechtsextreme Ge-
walt aufregten und sich mit den Opfern solidarisierten, werde linksradikalen Tä-
tern offensichtlich »klammheimliche Sympathie auch aus Ihrer Partei zuteil«, 
betonte Löning. Er hätte erwartet, dass Schulz die Anschläge öffentlich verurteilt 
und den Wirten seine Solidarität ausspricht. Die Täter hätten inzwischen weitere 
Anschläge angekündigt. In Gesprächen hätten die Wirte beklagt, dass sie weder 
durch die Polizei noch durch das Ordnungsamt unterstützt oder geschützt wür-
den.305

Doch wirklich gefährlich sind Linksextremisten nicht nur für die Eigentümer 
»besserer« Restaurants. Der Verfassungsschutz konstatiert auch eine Zunahme 
von Anschlägen deutscher Linksextremisten gegen Unternehmen und wirtschaft-
liche Institutionen. In einem vertraulichen Bericht heißt es:

»Vor diesem Hintergrund sind gegenwärtig vor allem folgende Wirtschaftsbe-
reiche als potenziell gefährdet anzusehen:

•	 Firmen und Banken, die in Großstädten und Ballungszentren an Projekten 
zur Stadtsanierung und Strukturverbesserung beteiligt sind (Schwerpunkt 
Berlin als Regierungs- und Parlamentssitz);

•	 Unternehmen, die mit der Versorgung, Unterbringung oder Rückführung von 
Asylbewerbern beauftragt sind (z. B. Fluggesellschaften), private Wach- und 
Sicherheitsdienste sowie der Frankfurter Rhein-Main-Flughafen (vor allem 
im Zusammenhang mit der Abschiebung von Flüchtlingen);

•	 Firmen und Einrichtungen, die in den Bereichen Nutzung von Kernenergie 
sowie Lagerung und Transport von Atommüll tätig sind;

•	 Betriebe und Einrichtungen aus dem Bereich Bio- und Gentechnologie;
•	 Rüstungsbetriebe (z. B. wegen Waffenlieferungen in die Türkei, aber auch 

wegen logistischer Unterstützung bzw. Ausrüstung der Bundeswehr für Aus-
landseinsätze);

•	 Transport- und Reiseunternehmen, die Rechtsextremisten oder vermeintli-
che Rechtsextremisten zu Veranstaltungen fahren, sowie Betriebe aus dem 
Hotel- und Gaststättengewerbe, die diesem Personenkreis oder seinen Verei-
nigungen Räume für Veranstaltungen zur Verfügung stellen.«
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Im Visier der Extremisten stehen laut Verfassungsschutz unter anderem Mer-
cedes-Benz, DASA, Eurocopter, Krauss-Maffei, Blohm & Voss, Lürssen Werft, 
Howaldtswerke Deutsche Werft AG, Rheinmetall, STN Atlas Elektronik sowie 
Heckler & Koch.

Linksextremisten wie die genannten Berliner Autonomen Stinktiere sind emsi-
ge Förderer der neuen multikulturellen Primatenzucht und werden als Vorboten 
einer neuen Zeit hofiert. Sie haben nichts zu befürchten. Sie weisen einen gewal-
tigen Vorteil gegenüber allen anderen auf: Sie genießen schon jetzt vielfältige 
Sonderrechte. Flankiert werden die Förderer der Multikulti-Primatenzucht von 
»fortschrittlichen« Medienvertretern. Sie lügen, fälschen und türken so lange, bis 
das Weltbild der neuen Rassenzucht politisch korrekt ist.

Ein Beispiel dafür ist der vorsätzliche Betrug am Zeitungsleser bei der Prä-
sentation von Fällen aus den Polizeiberichten. Damit deutsche Leser bloß nicht 
den Eindruck bekommen, dass zugewanderte Mitbürger aus bestimmten Kultur-
kreisen irgendwie kriminell sein könnten, werden die Namen der Täter in immer 
mehr Redaktionsberichten verändert. Da wird eiskalt aus dem tatsächlichen Täter 
Mohammed A. für den Leser Hans. B. – dazu ein Beispiel aus Ostwestfalen: Dort 
hat ein türkischer Mitbürger in Zusammenhang mit einem Versicherungsbetrug 
ein Fahrzeug vorsätzlich gegen einen Baum gefahren. Die Zeitung Neue Westfä-
lische berichtet korrekt: »Den lauten Knall, mit dem sein türkischer Kompagnon 
das Auto vor einen Baum fuhr, habe er noch hören können, erzählte der Ange-
klagte.«306 In dem Bericht wird mehrfach die türkische Nationalität des Täters 
erwähnt. Ganz anders das Konkurrenzblatt Westfalen-Blatt. Dort heißt es zum 
gleichen Fall: »Der 27-jährige Löhner Thomas F. (alle Namen geändert) musste 
sich gestern vor Gericht verantworten, weil er den 23-jährigen Daniel K. dafür 
bezahlt hatte, sein Auto vor einen Baum zu fahren und zu fliehen.« Offenkundig 
aus Gründen der politischen Korrektheit hat die Zeitungsredaktion den Türken 
für die Leser schnell noch eingedeutscht.

Ein weiteres Beispiel: Da hat im multikulturellen Berlin-Wedding im Frühjahr 
2009 ein sieben Jahre alter bosnischer Junge, den seine Eltern schon in diesem 
zarten Alter auf unglaubliche 60 Kilogramm hochgemästet haben, eine zierliche, 
nur 36 Kilogramm schwere Joggerin überfallen. Wie eine Kampfmaschine hat 
der kleine Bosnier, der in Berlin-Mitte mit seinem niedrigen Intelligenzquoti-
enten eine Sonderschule besucht, auf die 17 Jahre alte Joggerin eingetreten und 
ihr dann das Mobiltelefon geraubt.307 Der Berliner Tagesspiegel macht aus dem 
kleinen fetten Bosnier »Goran« einen kleinen armen »Luigi« – und schürt damit 
Vorurteile gegen Italiener.308 Politisch korrekt vermittelt das Blatt seinen Lesern 
dann auch noch, der arme kleine »Luigi« habe eigentlich nur »spielen« wollen. 
In diesem Zusammenhang darf die Mutter der Großfamilie den Lesern mitteilen: 
»Luigi hat nur einen Spaß gemacht. Er hat das Mädchen nur aus Witz an der 
Wange berührt, nicht geschlagen.«. Mit »Luigi« ist natürlich wieder der sieben-
jährige schwergewichtige bosnische Sonderschüler gemeint, der eben nur »spie-
len« wollte. Früher nannte man so etwas Volksverdummung. Heute jedoch ist 
Volksverdummung politisch korrekt.
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Um die Absurdität weiter zu verdeutlichen, hier noch einige wahre Begeben-
heiten aus der letzten Märzwoche 2009: Wahr ist, dass der 29 Jahre alte Türke 
Cengiz K. im März 2009 von der Polizei in Berlin-Kreuzberg verhaftet wurde. 
Er hatte seine im achten Monat schwangere 27 Jahre alte Frau mit einem Messer 
erstochen – und das Baby im Bauch gleich mit.309 Zeitgleich stand in Hannover 
der 54 Jahre alte iranische Mitbürger Masoud M. vor Gericht. Er hatte mitten in 
der Stöckener Straße in Hannover einen elf Monate alten Säugling mit einem 
Herzstich ermordet. Danach versuchte der Mitbürger auch, die Mutter des Säug-
lings, die 39 Jahre alte Manuela P., mit seinem Messer zu ermorden.310 In einem 
anderen Fall hat im März 2009 in Frankfurt am Main ein 17 Jahre alter Deutsch-
Algerier seiner Mutter mit einer Axt den Kopf abgeschlagen. Wäre es ein Deut-
scher gewesen – er hätte es auf alle Titelseiten der Boulevard-Blätter geschafft. 
Aber als Deutsch-Algerier? »Frau mit Axt geköpft« kam nur als kleine Meldung 
in der Bild-Zeitung, alle anderen Medien haben es ganz verschwiegen.311 Ist es 
wirklich politisch korrekt, in allen Fällen die Täter »Rudolf K.«, »Hans M.« und 
»Roland W.« zu nennen? Warum muss aus dem türkischen Kindermörder Cengiz 
K. heute politisch korrekt ein Täter »Rudolf K.« und aus dem iranischen Säug-
lingsmörder Massoud M. ein »Hans M.« werden?

Die Integrationsbeauftragte der Bundesregierung, Maria Böhmer (CDU), un-
terstützt mit ihren Äußerungen die Zucht von Multikulti-Primaten. In den Au-
gen vieler Wähler machte sie sich allerdings lächerlich, als sie nüchtern und im 
Vollbesitz ihrer geistigen Kräfte folgenden Ausspruch von sich gab: »Die 2,7 
Millionen Menschen aus türkischen Familien, die in Deutschland leben, gehören 
zu uns, sie sind ein wichtiger Teil unserer Gesellschaft. Diese Menschen mit ihrer 
vielfältigen Kultur, ihrer Herzlichkeit und ihrer Lebensfreude sind eine Berei-
cherung für uns alle.«312 Diese unglaubliche Bereicherung müssen wir angeblich 
nach Kräften fördern. Und deshalb gibt es inzwischen in Europa für bestimmte 
Menschengruppen Sonderrechte. Die Rechtsgleichheit ist längst Vergangenheit.

Wir werden täglich dazu aufgerufen, toleranter zu sein. Wir sollen gegenüber 
Zuwanderern tolerant sein und Vorleistungen erbringen – ohne Gegenleistungen 
zu erwarten. Das wäre ja sonst »rechtsextremistisch«. Toleranz steht auf jenen 
Plakaten, hinter denen sich faule und bequeme Weicheier verstecken – Men-
schen, die eine billige Alternative zum aufrechten Gang mit gestärktem Rück-
grat suchen. Das Toleranzgebot kommt eben nicht den Schwachen, sondern den 
Rücksichtslosen zugute. Sie sind es, die mit der Toleranzkeule um sich schlagen 
und Rechte einfordern, die sie anderen verweigern. Bei genauerem Hinschauen 
sind nämlich nicht mehr alle Menschen gleich – vor allem nicht vor dem Gesetz. 
Linksextremisten und Zuwanderer dürfen in Europa immer mit der ganzen Milde 
ihrer Umgebung rechnen. Vor allem Moslems greifen bei Sonderrechten gern 
mal kräftig zu.
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Zuwanderer bevorzugt – »Wenn Braut  
kaputt, dann Umtauschrecht«

In Deutschland genießen zugewanderte Mitbürger besonderen Rechtsschutz. 
Etwa jene, die in der hierzulande verbotenen Vielehe leben. Der Wissenschaft-
liche Dienst des Deutschen Bundestages hat sich 2008 im Auftrag der Bundes-
tagsabgeordneten mit der Frage der Vereinbarkeit der islamischen Scharia und 
deutscher Gesetze befasst. Darüber hinaus hat er für die Abgeordneten ein Falt-
blatt erarbeitet, das den bezeichnenden Titel »Die Anwendung der Scharia in 
Deutschland« trägt.313 Dort erfahren wir: »In Deutschland können Vorschriften 
der Scharia nach dem deutschen Internationalen Privatrecht (IPR) zur Anwen-
dung kommen.«

Man geht beim Wissenschaftlichen Dienst des Deutschen Bundestages zu-
nächst einmal von der Gleichwertigkeit aller Rechtsordnungen der Welt aus. Zur 
islamischen Vielehe (Polygamie) heißt es dort für die Bundestagsabgeordneten 
schwarz auf weiß: »Nach der Scharia ist die Mehrehe mit bis zu vier Frauen er-
laubt. In Deutschland ist es verboten, eine Mehrehe zu schließen. Im Sozialrecht 
ist sie insofern anerkannt, als eine im Ausland wirksam geschlossene Mehrehe 
Ansprüche mehrerer Ehegatten auf Witwenrente oder Witwerrente nach dem So-
zialgesetzbuch begründet.«314

Ein in einem islamischen Land mit mehreren Frauen verheirateter Mann kann 
somit in Deutschland damit rechnen, dass alle seine Frauen nach seinem Ableben 
eine Witwenrente bekommen. Die Fürsorgepflicht des deutschen Steuerzahlers 
ist eben inzwischen multikulturell. Multikulti-Primaten genießen Sonderrechte. 
Umgekehrt haben die Geliebten eines deutschen Ehemannes mit traditionellem 
Wertegefüge allerdings auch weiterhin keinen Anspruch auf Witwenrente nach 
dem Ableben des Mannes.

Im April 2008 erfuhren auch die britischen Leser aus der Zeitung, wie üppig 
die Gelder für verbotenerweise in Vielehe verheiratete Moslems in ihrem Land 
aus den Steuertöpfen sprudeln: Für jede weitere Frau hat ein Moslem eben auch 
in Großbritannien Anspruch auf zusätzliche staatliche Finanzförderung. Ethni-
sche Briten, die diese Rechte nicht haben, kamen da ins Staunen.315

Auch im Arbeitsleben gab es im Jahre 2008 interessante Entwicklungen. 
Manchmal hat man einfach Lust auf Urlaub. Was aber tut man, wenn der Chef 
keinen Urlaub gewährt – einfach eigenmächtig handeln und den Urlaub antreten? 
Vorsicht: Ein eigenmächtiger Urlaubsantritt stellt grundsätzlich einen Grund für 
eine fristlose Kündigung dar (BAG, 22.01.1998, 2 ABR 19/97, NZA 1998, 708). 
Das gilt auch für den Fall, dass man den Urlaub eigenmächtig verlängert. So 
wurde einer Frau Anfang 2008 fristlos gekündigt, die den ursprünglich für zwei 
Wochen genehmigten Urlaub in ihrem Heimatland um zwei weitere Wochen 
überzogen hatte. Ihr Vater habe einen Schlaganfall erlitten, und kurze Zeit spä-
ter sei die Tochter krank und reiseunfähig geworden. Das alles interessierte die 
Richter nicht – die Kündigung war wirksam.316 Ein Fachanwalt für Arbeitsrecht 
mahnt deshalb im Internet: »Auf keinen Fall sollten Sie den Urlaub eigenmächtig 
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antreten! Das Gleiche gilt, wenn Ihr Arbeitgeber den bereits genehmigten Urlaub 
kurz vor dessen Antritt widerruft.«317

Eine Urlaubsreise mal eben so zum Papst nach Rom? Das geht also nicht – 
wenn es der Arbeitgeber nicht will. Nun gibt es den Gleichheitsgrundsatz. Und 
das Recht sollte eigentlich für alle Menschen gleich sein. Jeder sollte in einem 
Rechtsstaat erwarten dürfen, genauso wie ein anderer in einem vergleichbaren 
Fall behandelt zu werden. Das Gleichbehandlungsgebot soll ungerechtfertigte 
Benachteiligungen aus Gründen der Rasse, der ethnischen Herkunft, des Ge-
schlechts, der Religion, der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder 
der sexuellen Identität verhindern oder beseitigen. Halten wir fest: Man darf also 
als Christ nicht einfach so Ostern oder Weihnachten nach Rom fahren, wenn es 
der Arbeitgeber nicht will.

Umgekehrt ist es allerdings anders. Man kann nämlich einem muslimischen 
Mitbürger nicht fristlos kündigen, wenn der Arbeitgeber sein Einverständnis 
etwa zu einer Pilgerfahrt nach Mekka verweigert hat. Das Arbeitsgericht Köln 
teilte am 3. November 2008 mit: »Keine fristlose Kündigung einer bei der Stadt 
Köln beschäftigten Busbegleiterin, die gläubige und praktizierende Muslima ist, 
wegen Teilnahme an einer Pilgerreise nach Mekka trotz verweigerter Urlaubser-
teilung. Obwohl nicht genehmigter und gleichwohl eigenmächtig angetretener 
Urlaub an sich geeignet ist, einen wichtigen Grund für eine fristlose Kündigung 
abzugeben, führte die erforderliche Interessenabwägung hier zur Unwirksam-
keit der Kündigung.« Die Muslima arbeitete als Betreuerin schwerbehinderter 
Kinder bei Schulbusfahrten. Und Urlaub, so musste ihr als Arbeitnehmerin in 
der schulischen Einrichtung klar sein, konnte sie nur während der Schulferien 
nehmen. Für eine Muslima ist das allerdings eine besondere Härte. Daher hat 
es in Deutschland vor Gericht keinen Bestand, wenn sie einfach so den Urlaub 
antritt und der Arbeitgeber ihr dann kündigt (Quelle: Arbeitsgericht Köln, Urteil 
Az. 17 Ca 51/08). Ein Urlaub einer Behinderten-Betreuerin für eine islamische 
Mekka-Pilgerfahrt verdient somit in Deutschland besonderen Rechtsschutz. Und 
die behinderten Kinder müssen Rücksicht auf die privaten Interessen der Mus-
lima nehmen.

Diese wachsende Rechtsungleichheit gibt es inzwischen überall in Europa. Seit 
September 2008 etwa müssen muslimische Anwälte in den Niederlanden nicht 
mehr – wie bislang überall in Europa üblich – aufstehen, wenn Richter in den 
Gerichtssaal einziehen. Diese Respektsbekundung kann man muslimischen An-
wälten nicht länger zumuten, das beleidigt ihren islamischen Glauben. Geklagt 
hatte der muslimische Anwalt Mohammed Enait – und er hat recht bekommen.313

In Großbritannien müssen Polizisten, die mit Suchhunden etwa in der Woh-
nung eines Verdächtigen nach Rauschgift fahnden, seit 2008 bei muslimischen 
Tatverdächtigen besonderen Anweisungen folgen: Die Hunde bekommen vor 
dem Betreten der Wohnung Schuhe angezogen – und die Polizisten müssen ihre 
Schuhe ausziehen.319 Das alles dient der Rücksicht auf die Befindlichkeiten der 
Mitbürger aus dem islamischen Kulturkreis. Bei ethnischen Briten müssen die 
Polizisten natürlich auch weiterhin keine Rücksichten nehmen.
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In Großbritannien dürfen sich muslimische Angestellte seit 2008 sogar wei-
gern, Christen eine Bibel zu verkaufen.320 Christen dürfen sich allerdings nicht 
weigern, Muslimen den Koran zu verkaufen. Der Grund: Die Bibel ist aus isla-
mischer Sicht ein »unreines Buch«, der Koran aus der Sicht der Christen aber ein 
heiliges Buch. Das akzeptiert auch die Rechtsprechung.

Überall im westlichen Kulturkreis findet auch im weniger bekleideten Zustand 
der Menschen eine erstaunliche Veränderung statt: im Schwimmbad. Vor we-
nigen Jahren noch galt es als selbstverständlich, dass Frauen im Schwimmbad 
einen Badeanzug oder einen Bikini trugen. Nur an den Stränden oder in einigen 
öffentlichen Parks war »oben ohne« gestattet. In Australien wird »oben ohne« an 
Stränden nun mehr und mehr verboten – den zugewanderten oder urlaubenden 
Muslimen zuliebe. Die könnten nämlich durch den Anblick weiblicher Brüste 
erregt oder gar »beleidigt« werden.321 Und während überall in mit Steuergeldern 
finanzierten öffentlichen Schwimmbädern Schwimmzeiten nur für Muslime ein-
geführt werden, regt sich kaum noch öffentlicher Protest, wenn Nicht-Muslime 
während der islamischen Schwimmzeiten einfach vor die Tür gesetzt werden.322 
Während »oben ohne« vielleicht schon bald verboten wird, führen wir eine neue 
islamische Badekleidung ein: den Burkini. In Berlin dürfen Frauen jetzt komplett 
verhüllt ins Schwimmbad gehen.323 Das soll angeblich der Integration dienen. 
Zuvor hatten in Schweden zwei Muslimas vor Gericht umgerechnet jeweils 3000 
Euro Schmerzensgeld zugesprochen bekommen, weil man sie in einem öffentli-
chen Schwimmbad nicht im Ganzkörper-Stoffkäfig ins Wasser lassen wollte. Das 
sei »diskriminierend«, befanden die Richter 2008.324 Das Urteil hat sich schnell 
herumgesprochen – bis nach Berlin.

Über eine ganz besondere Rechtsungleichheit sollte man besser nicht zu laut 
sprechen. Es kommt vor allem bei den Ordnungsämtern nicht gut an. In immer 
mehr europäischen Städten weisen die Leiter der Ordnungsämter inzwischen 
ihre Mitarbeiter an, in mehrheitlich islamischen Stadtvierteln nach Möglichkeit 
bei Ordnungswidrigkeiten einfach wegzuschauen. Der Ärger, den eine Meute 
per Mobiltelefon herbeigerufener Verwandter schnell etwa nach der Ausstellung 
eines Strafmandates provozieren können, stehe in keinem Verhältnis zum Schut-
ze der Rechtsgüter. Die britische Stadt Bury war die erste europäische Stadt, die 
Muslimen deshalb ganz offiziell das Falschparken etwa im Umfeld einer Mo-
schee gestattet hat.325 Christen, die vor dem Kirchgang nach einem Parkplatz su-
chen, können davon nur träumen. Aber das ist eben typisch für die Entwicklung 
der Rechtsunsicherheit, die eines klar erkennen lässt: Sonderrechte für Muslime.

Nicht erst seit 2008 kennen wir ein anderes Sonderrecht für diese Mitbürger: 
den Migrationsbonus vor Gericht. Insbesondere französische Gerichte haben uns 
im Jahre 2008 mit einer neuen Erkenntnis bereichert: Wenn Braut kaputt, dann 
Umtauschrecht.326 Weil eine muslimische Braut in Lille bei der Eheschließung 
keine Jungfrau mehr war, annullierte das Gericht die Ehe des muslimischen Paa-
res. Vielleicht wusste die Frau ja nicht, dass es in vielen europäischen Staaten 
inzwischen bei den gesetzlichen Krankenversicherungen ganz normal ist, dass 
dort vaginale Schönheitsoperationen für Muslimas bezahlt werden, damit die-
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se bei der Eheschließung dem Moslem in der ersten Nacht die Jungfräulichkeit 
vortäuschen können, weil ihnen sonst möglicherweise der Ehrenmord droht. Für 
Nicht-Muslimas gibt es solche vom Steuerzahler finanzierten Operationen na-
türlich nicht, denn die müssen ja schließlich auch keinen Ehrenmord fürchten.

Nun gibt es gerade im islamischen Kulturkreis Menschen, die von Ehre und 
Schande andere Vorstellungen haben als ein durchschnittlicher Europäer des 21. 
Jahrhunderts. In Norwegen läuft seit Anfang 2008 eine Debatte darüber, ob Men-
schen aus dem islamischen Kulturkreis, die noch einen traditionell-archaischen 
Ehrbegriff haben, dafür vor Gericht – etwa bei einem »Ehrenmord« – nicht einen 
größeren Strafbonus bekommen sollten. Tor Erling Staff sitzt im norwegischen 
Verfassungsgerichtshof. Er fordert ganz offiziell die »Ehrenrettung« als Milde-
rungsgrund bei schweren Straftaten ein. Insofern ein Mann seine Frau »nur« er-
morde, weil er seine »Ehre« damit retten und Schande von sich nehmen wolle, 
dann müsse der Täter dafür mindestens zwei Jahre weniger Haft bekommen als 
ein Mann, der seine Frau nicht aus Gründen der »Ehrenrettung« ermorde. An 
jenem Tag, als Erling Staff mildernde Umstände für Ehrenmörder einforderte, 
hatte in Pakistan gerade ein Vater seine Tochter mit der Axt in Stücke zerhackt 
– der »Ehre« halber. Er hatte die Tochter zuvor auf der Straße im Gespräch mit 
einem Jungen gesehen, der ihm nicht genehm war. Solche »Ehrenmorde« sind 
im islamischen Kulturkreis ganz »normal«. Wenn sich Mörder also künftig in 
Norwegen auf ihre »Ehre« berufen und einen satten Strafnachlass bekommen 
werden, dann können sie sich für die multikulturelle Initiative bei Erling Staff 
bedanken.

Was kaum bekannt sein dürfte: Seit April 2008 gibt es in Norwegen für Eh-
ren-Straftäter auch die »Ehren«-Haft. Wie in jedem Kulturkreis gibt es auch in 
Norwegen Menschen, die sich an Kindern vergehen. Das hat nichts mit einer 
Religion oder einem bestimmten Kulturkreis zu tun. Aber es gibt Fälle, bei denen 
religiöse Führer – wie etwa manche Imame – sexuellen Missbrauch von Kindern 
(etwa Imam Chomeni in seinen Schriften) decken. Darüber hinaus gibt es Fälle, 
bei denen Kinderschänder sich mit Berufung auf den Islam der Strafverfolgung 
zu entziehen suchen. In Norwegen gab es im April 2008 den Fall eines 59 Jahre 
alten Mitbürgers, der über viele Jahre hinweg seine zwei minderjährigen Töchter 
sexuell missbraucht haben soll. Das allein wäre schon schlimm genug, aber der 
Kurde sieht sich durch die Aussagen seiner Kinder in seiner Ehre gekränkt – und 
will diese nun ermorden. Sobald er aus der Untersuchungshaft frei ist, will er 
sie nach eigenem Bekunden töten. Denn schließlich sei er Moslem – und ein 
Moslem sei ein »Rechtgläubiger« und könne nichts Unrechtes tun, nur – fälsch-
licherweise – unrechter Dinge bezichtigt werden. Zudem müssen die Töchter 
eines muslimischen Vaters nach seiner kulturellen Auffassung diesem immer 
gehorchen – und dürfen ihn nicht unrechter Dinge bezichtigen. Weil man auf 
Behördenseite den kulturellen Hintergrund des Mannes ernst nimmt und glaubt, 
dass dieser seine Töchter tatsächlich »ehrenhalber« ermorden werde, sobald er 
aus der U-Haft entlassen werde, ließ man ihn »ehrenhalber« lieber schon vor der 
Urteilsverkündung in U-Haft – das ist schließlich jetzt eine »Ehrensache«.
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Wer diese Entwicklung in den westlichen Rechtsstaaten aufmerksam verfolgt, 
dem wird auch nicht entgangen sein, dass europäische Juristen inzwischen ganz 
offiziell die Einführung von Teilen der islamischen Scharia in Europa fordern – 
zuletzt im Dezember 2008 der Schweizer Jura-Professor Christian Giordano.327 
Die Entwicklung kennt eben offenkundig dank der grenzenlosen westlichen To-
leranz nur eine Richtung. Und daran wird sich auch 2009 sicher nichts ändern. 
Die westlichen Rechtsstaaten werden weiter erodieren.

Es existieren auch Sonderrechte, die eigentlich keine Bevölkerungsgruppe ha-
ben möchte – in den Niederlanden wurden im Jahre 2008 etwa Ausgangssperren 
verhängt, und zwar nur für junge Marokkaner. Wegen deren Kriminalität. Aber 
dazu später mehr.

Justiz-Apartheid – das Ende der Rechtsgleichheit in Europa

Glauben Sie noch an die Rechtsgleichheit? Da bekommt Thüringens Minister-
präsident Dieter Althaus (CDU) nach seinem Skiunfall 2009 einen Blitzprozess. 
Die Pistensau, die ein Menschenleben auf dem Gewissen hat, muss ja schließ-
lich schnell wieder Politik machen. Wie lange aber wartet ein Normalbürger auf 
einen Gerichtsprozess, wenn er Gerechtigkeit einfordert? Unglaublich: Die, die 
großen Schlamassel verursacht und andere mit ins Unglück gerissen haben, sind 
sich nicht nur keiner Schuld bewusst – die werden in Deutschland auch noch mit 
Samthandschuhen angefasst und haben einen Promi-Bonus. Unternehmer Fran-
jo Pooth (40), Ehemann von Verona Feldbusch, legte mit seinem Unternehmen 
Maxfield eine Millionenpleite hin. Er wurde wegen Bestechung und Insolvenz-
verschleppung verurteilt. Nur: Der Mann muss nicht einmal ins Gefängnis. Ex-
Post-Chef Klaus Zumwinkel (65) hinterzog fast eine Million Euro Steuern, wur-
de verurteilt, musste nicht ins Gefängnis – und ließ sich noch stolze 20 Millionen 
Euro Pension auf einen Schlag auszahlen. Während die ehrlichen Bürger um 
jeden Cent kämpfen müssen, zeigt Zumwinkel nicht die geringste Einsicht. Sein 
Vertrauen in den Rechtsstaat habe gelitten, sagte der Steuerhinterzieher dreist 
dem Bonner General-Anzeiger. Kann man in einen europäischen Rechtsstaat, der 
solche Verfahrensweisen zulässt, überhaupt noch Vertrauen haben?

Rechtsstaat hat fertig. Sie glauben das nicht? Sind Sie im Besitz eines Rasens? 
Und mähen Sie manchmal diesen Rasen? Was tun Sie dann mit dem geschnit-
tenen Gras? Versuchen Sie bloß nicht, Gras als Gras zu verkaufen. In Wien hat 
ein Bürger Gras aus dem Garten verkauft. Er hat es auch als Gras angeboten. 
Vor Gericht wurde er 2009 wegen Betruges verurteilt – denn wer auf der Straße 
als Ausländer »Gras« verkauft, der muss Rauschgift anbieten. Alles andere sei 
Betrug, befanden die Richter.328 Wer also künftig seinen Gartenabfall günstig 
entsorgen möchte, der sollte geschnittenen Rasen keinesfalls als »Gras« verkau-
fen. Der 28 Jahre alte Zuwanderer Branimir P. versteht das alles nicht. Er stand 
2009 vor dem Wiener Landgericht, weil er auf der Straße »Gras« zum Verkauf 
angeboten hatte. Das »Gras« war heimischer Rasenschnitt. Branimir P. sagte zu 
Kaufinteressenten im Wiener Stadtpark, es handele sich um »Gras aus Albani-
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en«. Und die Käufer, die sich für das »Gras« und dessen angebliche Qualität 
interessierten, köderte er mit der Aussage: »Schau mir in die Augen, Kleiner«. 
Für 18 Euro verkaufte Branimir P. den Wiener Rasenschnitt, den er fein in Folie 
eingepackt hatte. Auch ein verdeckter Ermittler kaufte ein Tütchen für 18 Euro. 
Anschließend ließ er Branimir P. auffliegen. Denn im Rasenschnitt waren kei-
ne verbotenen Substanzen enthalten. Das war eindeutig Betrug, fand auch das 
Landgericht und verurteilte Branimir P. zu neun Monaten Haft. Wahrscheinlich 
hätte Branimir P. besser Haschisch verkauft. Dann nämlich hätte er wohl nur eine 
Bewährungsstrafe bekommen.

Viele Kriminelle verstehen die Welt nicht mehr, einer von ihnen ist der zuge-
wanderte Mitbürger Mirnes H. (22). Als Wachmann hatte er einer Commerzbank-
Filiale mehr als 107 000 Euro geklaut, hatte die Beute im Ausland verzockt. Bis 
zu zehn Jahre Haft stehen auf solche Delikte. Doch der Hamburger Amtsrichter 
Björn Jönsson hat ihn beim Prozess im Mai 2009 nur zur Bewährung verurteilt 
und ihn gleich wieder auf die Straße gelassen. Er fand, ein so mildes Urteil reiche 
doch völlig aus.329

Früher, da gab es Rechtssicherheit für Bürger in Europa. Heute gibt es rundum 
Rechtsunsicherheit. Man kann sich in Deutschland heute sogar strafbar machen, 
wenn man einen Straftäter anzeigt. Wer Opfer einer Straftat wird, der hat ja ei-
gentlich ein Interesse an der Strafverfolgung. Doch es gibt Berufsgruppen, die 
dürfen mutmaßliche Straftaten nicht anzeigen. Denn sie haben eine Schweige-
pflicht. Das musste ein baden-württembergischer Zahnarzt erfahren. Die Neu-
Ulmer Staatsanwaltschaft ermittelt gegen den Mann, weil er den Strafverfol-
gungsbehörden die Namen zweier Betrüger offenbart hatte.

Eingehungsbetrug nennen Juristen eine Straftat, bei der ein Täter beim Ge-
schäftsabschluss weiß, dass er die Leistung gar nicht bezahlen kann. Wer etwa 
in einer Gaststätte reichlich schlemmt und wissentlich kein Geld und auch keine 
Aussichten auf Geld hat, der begeht einen »Eingehungsbetrug«. Der Betrüger 
täuscht einen anderen, weil er weiß, dass er kein Geld hat. Wer eine Wohnung 
mietet, und dabei schon weiß, dass er gar kein Geld für die Wohnung hat, der 
begeht ebenfalls einen Eingehungsbetrug. Dieser Straftatbestand ist also eine der 
Formen des Betruges. Wer nicht krankenversichert ist, aber beim Zahnarzt neue 
Zähne bestellt – auch der begeht einen Eingehungsbetrug. Und solche Betrüger 
zeigt man eigentlich an. Denn die sollen ja für ihr schändliches Tun bestraft wer-
den.

Ein baden-württembergischer Zahnarzt hat im Mai 2008 zwei Patienten we-
gen Eingehungsbetrugs angezeigt. Eigentlich erwartete er, dass die Staatsan-
waltschaft gegen die mutmaßlichen Täter ermittelt. Stattdessen aber geriet der 
Zahnarzt selbst ins Visier des Staatsanwaltes. Er bekam einen Strafbefehl über 
20000 Euro (100 Tagessätze je 200 Euro). Der Staatsanwalt befand, mit der 
Strafanzeige vom Mai 2008 gegen zwei seiner zahlungsunwilligen Patienten 
habe der Zahnarzt gegen seine berufliche Schweigepflicht verstoßen. Er hätte 
der Staatsanwaltschaft die Namen der mutmaßlichen Täter gar nicht nennen dür-
fen. Angeklagt wird der Zahnarzt unter Berufung auf den Strafrechtsparagraphen 
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203, in dem es zur »Verletzung von Privatgeheimnissen« heißt: »Wer unbefugt 
ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persönlichen Lebensbereich gehö-
rendes Geheimnis oder ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, offenbart, das 
ihm als (...) Arzt, Zahnarzt, Tierarzt, Apotheker oder Angehörigen eines anderen 
Heilberufs, der für die Berufsausübung oder die Führung der Berufsbezeichnung 
eine staatlich geregelte Ausbildung erfordert, (...) anvertraut worden oder sonst 
bekannt geworden ist, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geld-
strafe bestraft.« Der Zahnarzt wird nun allen Ernstes wegen der Nennung der 
Patientennamen des »Verrats eines fremden Geheimnisses« bezichtigt. Der 48 
Jahre alte Mann versteht die Welt nicht mehr. Und er will die 20 000 Euro Strafe 
nicht zahlen. Er fragt: »Dürfen Ärzte, Zahnärzte, Rechtsanwälte und Notare ei-
gentlich keine Strafanzeigen gegen Betrüger erstatten?«

Die Rechtslage in Europa verstehen heute viele Menschen nicht mehr. Alle 
Menschen sind angeblich gleich, und alle Menschen werden vor Gericht angeb-
lich gleich behandelt. Das gehört(e) zu den Grundsätzen europäischer Demo-
kratie und Freiheiten. Das war einmal – inzwischen werden selbst Polizisten-
mörder und Kinderschänder sofort wieder auf freien Fuß gesetzt, wenn sie einer 
bestimmten ethnischen Gruppe angehören. Jetzt gilt der neue Rechtsgrundsatz: 
Alle sind gleich – manche sind gleicher.

Stellen Sie sich einmal vor, ein mutmaßlicher Rechtsextremist würde einen 
Menschen an einem Bahnhof auf das Gleisbett stoßen und in Lebensgefahr brin-
gen. Natürlich würden alle Medien sofort darüber berichten. Wenn die gleiche 
Tat aber von einem Anhänger der politischen Linken verübt wird – dann schauen 
alle vereint weg. Dann ist die Tat »politisch korrekt«. Ein Beispiel von vielen für 
solche Verbrechen, basierend auf einer Berliner Polizeimeldung aus dem Jahre 
2008: »Unbekannte Täter stießen am vergangenen Samstag einen 34-Jährigen in 
ein Gleisbett des S-Bahnhofes Ostkreuz in Friedrichshain. Der Mann hatte gegen 
6 Uhr 10 auf dem unteren Bahnsteig den Zug in Richtung Bahnhof Lichtenberg 
erwartet. Er wurde dort aus einer Gruppe von vier bis fünf Männern heraus an-
gesprochen und um Feuer gebeten. Der 34-Jährige, der eine ›Bomberjacke‹ trug, 
entsprach dieser Bitte. Vor den Augen zahlreicher Fahrgäste wurde er dann aus 
dieser Gruppe heraus plötzlich als ›Dumme Nazisau‹ beschimpft, ins Gesicht 
geschlagen, getreten und anschließend in das Gleisbett der S-Bahn gestoßen. 
Die Täter flüchteten anschließend auf den oberen Bahnsteig der Ringbahn. Der 
34-Jährige, der nicht der ›rechten Szene‹ zuzuordnen ist, konnte selbstständig das 
Gleisbett verlassen. Er erlitt Verletzungen im Gesicht, an den Armen und Beinen. 
Die Angreifer waren etwa 20 bis 25 Jahre alt und hatten teilweise Bierflaschen 
in der Hand. Einer von ihnen trug ein schwarzes T-Shirt  mit der Aufschrift ›Ge-
gen Nazis‹. Die Polizei bittet in diesem Zusammenhang Zeugen, die Angaben 
zum Tatgeschehen machen können, sich beim Landeskriminalamt Berlin unter 
der Rufnummer 030/4664 90 90 40 oder bei jeder anderen Polizeidienststelle zu 
melden.«

Die überregionale Berichterstattung in den Medien zu diesem Fall? Null. Zero. 
Nichts. Stellen Sie sich nun weiterhin vor, deutsche Skinheads hätten einen far-
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bigen Zuwanderer vor einen Zug gestoßen. Was dann? Schauen die Medien dann 
auch weg? Nun, zeitgleich zu dem obigen Fall gab es eine Frau, die in Berlin 
einen Farbigen vor die S-Bahn gestoßen hatte. Und es gab eine lange Reportage 
über die Ängste des Zuwanderers. Ein Auszug aus der Berliner Zeitung: »Zwei 
Passanten haben Mikailo F. in letzter Minute gerettet. Der 19-jährige Berufs-
schüler war jedoch nicht lebensmüde. Er wurde vor die Bahn gestoßen.«330 Medi-
en messen mit unterschiedlichem Maß. Wenn ein Opfer so etwas Unanständiges 
wie eine »Bomberjacke« trägt, dann ist er augenscheinlich selbst schuld, wenn 
er vor den Zug »gefallen wird«.

Überall in Europa darf man heute das Recht brechen, schwere Straftaten ver-
üben, Kinder schänden, auf Polizisten schießen und Menschen mit Ermordung 
drohen – und wird dafür unter den gütigen Augen der Richter nicht nur milde, 
sondern auch zuvorkommend behandelt. Eines der Zauberworte für eine solche 
zuvorkommende Behandlung heißt »Migrationsbonus«. Auf den können ethni-
sche Europäer vor Gericht nicht hoffen, den bekommen nur unsere zugewan-
derten Mitbürger. Die zweite Zauberformel heißt »Kampf gegen Rechts« – wer 
gegen »Rechts« kämpft, der hat fast Narrenfreiheit.

Man könnte ein ganzes Buch über die Rechtsungleichheit von Deutschen in 
ihrem eigenen Heimatland schreiben. Zuwanderer bekommen beinahe immer ei-
nen Migrationsbonus und werden mit Samthandschuhen angefasst. Sie glauben 
das alles nicht? Dann lesen Sie zunächst einmal einige typische Urteile mit »Mi-
grationsbonus«, die den bundesweiten Trend widerspiegeln.

Fall 1: Da hat der 35 Jahre alte Erkan S. in Engelskirchen (bei Köln) einen 
acht Jahre alten Jungen brutal sexuell missbraucht. Erkan S. wurde vom Kölner 
Landgericht zweifelsfrei überführt, den kleinen Justin missbraucht zu haben. Das 
Urteil? Erkan S. läuft frei herum – kein Gefängnis, keine Psychiatrie. Erkan S. ist 
schwachsinnig. Erkan S. hat einen Intelligenzquotienten von 40. Weil er dreifa-
cher Familienvater ist, muss er weder ins Gefängnis noch in die Psychiatrie. Die 
Staatsanwaltschaft forderte Haft und danach Unterbringung in einer geschlos-
senen Einrichtung – der Richter befindet, all das würde die »soziale Existenz« 
des Mitbürgers vernichten, und lässt ihn frei herumlaufen.331 Erkan S. darf wei-
ter Kinder schänden. »Im Namen des Volkes« segnen Richter so etwas ab. Das 
gleiche Landgericht verurteilte einen ethnischen deutschen Kinderschänder zeit-
gleich zu fünf Jahren und fünf Monaten Haft.332

Fall 2: Vor dem Essener Landgericht musste sich im April 2009 der 70 Jahre 
alte Türke Ibrahim Y. verantworten, der in einer türkischen Teestube in der Hu-
bertstraße in Essen-Kray versucht hatte, seinen 46 Jahre alten Schwiegersohn zu 
ermorden. Er stach mehrfach hinterrücks in Tötungsabsicht auf seinen Schwie-
gersohn ein, weil dieser sich von seiner Tochter getrennt hatte und die Ehe in die 
Brüche gegangen war.333 Die Zeitung WAZ berichtete unter der Überschrift »Mil-
de Strafe für 70-Jährigen«: »Vor allem das Lebensalter des Angeklagten veran-
lasste das Essener Schwurgericht, milde zu urteilen.«334 Das milde Urteil lautete 
auf zweieinhalb Jahre Haft. Zwei Wochen zuvor wurde in Stuttgart ein deutscher 
Rentner zu acht Jahren Gefängnis verurteilt, der einmal mit einem Messer auf 
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seine Frau eingestochen hatte, weil diese sich von ihm trennen wollte. Beide Fäl-
le waren von den Umständen her vergleichbar – nur wird der ethnische Deutsche 
fast vier Mal länger im Gefängnis sitzen müssen als der Türke. »Acht Jahre für 
Messerattacke« lautete die Überschrift in Bezug auf das Urteil für den deutschen 
Rentner in den Stuttgarter Nachrichten.335

Fall 3: In München hat der türkische Mitbürger Orcung Y. (22) einem Beamten 
mit dem Ellbogen gegen die Unterlippe geschlagen. Sein Freund, der farbige 
Franzose David M., sprang einem Beamten der Bundespolizei mit ausgestreck-
ten Beinen in den Rücken. Beide wollten in der U-Bahn ihre Fahrscheine nicht 
kontrollieren lassen. Die Strafe: Orcung Y. muss 500 Euro zahlen, David M. 60 
Stunden Sozialarbeit leisten.336 Die beiden erhalten also keine Gefängnisstrafe. 
Zeitgleich wurden in Köln zwei deutsche Jugendliche, die Schüler geschlagen 
hatten, zu sechs und sieben Monaten Haft (auf Bewährung) verurteilt.337

Fall 4: Der 21 Jahre alte türkischstämmige Mitbürger Gökhan T. hatte seinen 
Vater in Hamburg im Juni 2007 mit 31 Messerstichen ermordet. Die Hamburger 
Richter verurteilten ihn im Oktober 2007 mit Rücksichtnahme auf einen ihm in 
der Türkei möglicherweise drohenden »Ehrenmord« zu nur 35 Monaten Haft 
– und er wird danach nicht abgeschoben.338 Die Familie des ermordeten Vaters 
hatte in der Türkei schon die Blutrache angekündigt. Darauf nahm das Gericht 
natürlich Rücksicht. Bei 36 Monaten Haft hätte zwingend die Abschiebung des 
Kriminellen erfolgen müssen. Der türkischstämmige Mitbürger lächelte bei der 
Urteilsverkündung. Auch seine Verwandten freuten sich. Möglicher Ehrenmord 
im Ausland ist also inzwischen ein Strafmilderungsgrund in Deutschland.

Fall 5: 28 Platzwunden am Kopf, einen Riss in der Schädeldecke und viele 
schwere Verletzungen am Oberkörper – das war das Ergebnis eines Reparatur-
versuches eines 56 Jahre alten Iraners an einem Orientteppich. Der seit 34 Jahren 
angeblich unbescholten in Deutschland lebende Iraner war von einer Dame in 
Darmstadt-Viernheim darum gebeten worden, ihren Orientteppich zu reparie-
ren. Plötzlich schlug der Mann in ihrer Wohnung in Tötungsabsicht mit einem 
Hammer zu. Er kannte die Frau nicht, er hatte sie zuvor noch nie gesehen – er 
wollte sie einfach nur ermorden. Lediglich mit viel Glück überlebte die Frau die 
Wahnsinnsattacke des Iraners. Das Urteil für diesen kaum vorstellbaren Mord-
versuch fiel äußerst milde aus: drei Jahre und neun Monate Gefängnis. Da war 
wohl selbst der Iraner erstaunt. Das Darmstädter Echo berichtete baff unter der 
Überschrift »Keine Gnade – doch ein mildes Urteil«.339

Fall 6: Im April 2008 wurden im multikulturellen Brüsseler Stadtteil Ander-
lecht zwei Polizeifahrzeuge von Mitbürgern aus dem islamischen Kulturkreis 
unter Beschuss genommen. Als die Polizisten einen der Angreifer festzunehmen 
versuchten, wurden sie zusammengeschlagen. Andere Polizisten nahmen dann 
einige Tatverdächtige fest, woraufhin viele hilfsbereite Mitbürger aus dem is-
lamischen Kulturkreis auf die Polizeiwache kamen und mit Hasstiraden die so-
fortige Freilassung ihrer Gesinnungsgenossen forderten. Die Lage eskalierte, es 
drohten Zuwanderer-Unruhen in Brüssel – und der Busverkehr in Anderlecht 
wurde aus Angst vor Übergriffen der Mitbürger wieder einmal eingestellt. Drei 
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der Rädelsführer, die immerhin Polizisten erschießen wollten, wurden dem Haft-
richter vorgeführt. Und der entschied, jene Mitbürger, die auf Polizisten geschos-
sen und andere Polizisten zusammengeschlagen hatten, sofort auf freien Fuß zu 
setzen. Schließlich wolle man in der europäischen Hauptstadt keine Unruhen 
unter den Mitbürgern aus dem islamischen Kulturkreis haben. Was ist da denn 
schon ein versuchter Polizistenmord, wenn es um eine multikulturelle Zukunft 
geht? Der belgische Justizminister und der Bürgermeister von Anderlecht wag-
ten es, die Entscheidung des Richters öffentlich zu kritisieren. Wie der Richter 
wohl im Falle der versuchten Polizistenmorde entschieden hätte, wenn die An-
greifer ethnische Belgier gewesen wären?

Keine Gnade – aber dank »Migrationsbonus« milde Urteile. Das ist ein Trend, 
den man überall in Europa erkennen kann, sofern die Täter aus Zuwanderergrup-
pen stammen. Die milden Urteile scheinen Ansporn für die Täter zu sein, weitere 
schwere Straftaten zu begehen. Das musste beispielsweise der Kölner Haftrich-
ter Hans-Werner Riehe erfahren, der einen Koma-Schläger hatte laufen lassen. 
Koma-Schläger Erdinc S. wurde bald wieder straffällig.340 Junge, zugewanderte 
Gangster – milde Richter. Solche Überschriften liest man immer häufiger. Des-
halb entstehen nun immer auch mehr »Angsträume«, in denen einheimische 
Europäer nur noch mit Furcht auf die Straßen gehen. »Polizei geht Streife im 
Angst-Raum« berichtete etwa die WAZ-Zeitungsgruppe über Polizeieinsätze in 
Duisburg.341

Die Folgen sind für jeden sichtbar – nur die Medien schauen weg. Man will 
sie nicht zur Kenntnis nehmen. Sie stören die Idylle. Betrachten wir nur einmal 
Straftaten, die sich während 24 Stunden ereignet und im Polizeibericht Bremen 
niedergeschlagen haben. Wir beschränken uns dabei nur auf Raubdelikte, die in 
Bremen in der Nacht vom 6. auf den 7. September 2008 stattfanden.342

Fall 1: In der Nacht zu Sonntag befand sich eine 21 Jahre alte Bremerin in 
Begleitung von zwei 22 und 23 Jahre alten Delmenhorstern auf dem Nachhause-
weg, als sie am Sankt-Pauli-Deich unvermittelt von vier jungen Männern ange-
griffen wurden. Dabei traten und schlugen die unbekannten Täter sofort auf die 
Männer ein und raubten anschließend unter Vorhalt eines Messers Bargeld. Die 
21-Jährige wurde ebenfalls mit einem Messer bedroht, kam aber mit dem Schre-
cken davon. Gesucht werden zwei Südländer.

Fall 2: Der zweite Überfall ereignete sich am Sonntagmorgen gegen sechs 
Uhr. Ein 28-jähriger Mann aus Neuenkirchen saß im Bahnhofsgebäude an ei-
nem Treppenaufgang zum Gleis 7 an der Nordseite, als ihn die späteren zwei 
Täter nach seinem Befinden befragten. Einer der Männer nahm den Mann mit 
nach oben zum Bahnsteig, während sein Komplize an der Treppe »Schmiere« 
stand. Anschließend schlug der Täter mit einer auf dem Bahnsteig liegenden 
Metallstange auf den Oberkörper seines Opfers ein. Durch den Schlag ging der 
28-Jährige zu Boden, seine Brille zerbrach und sein Handy fiel aus der Hosen-
tasche. Der Angreifer ergriff das Handy und flüchtete mit seinem Begleiter. Der 
28-Jährige hatte blutende Verletzungen und Prellungen im Gesicht und an den 
Armen bzw. Händen erlitten. Eine ärztliche Betreuung erfolgte am Folgetag. Tä-
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terbeschreibung: südländisches Aussehen.
Fall 3: Am Sonntagabend befand sich ein 38-Jähriger gerade im Gustav-Deet-

jen-Tunnel, als ihn ein Radfahrer überholte, das Rad abstellte, eine schwarze Pis-
tole auf den Bremer richtete und alles forderte, was dieser bei sich führte. Zwei 
weitere Mittäter hatten sich zwischenzeitlich bedrohlich hinter den Mann gestellt. 
Der so Bedrohte händigte seine Geldbörse und sein Handy an den Haupttäter aus. 
Dieser nahm das Portemonnaie an sich, warf jedoch das Mobiltelefon gegen eine 
Wand, da es ihm offensichtlich nicht wertvoll genug erschien. Das Trio flüchtete 
anschließend in Richtung Innenstadt. Täterbeschreibung: drei Südländer.

Das Wort »Südländer« steht inzwischen in vielen deutschen Polizeiberichten 
für Täter aus dem arabischen oder türkischen Kulturkreis. Die Medien sollten 
das tunlichst nicht schreiben, denn das wäre politisch nicht korrekt.

Wenn in Hamburg-Harburg drei »Südländer« einen 18 Jahre alten Schüler 
mit einem Totschläger zum »Spaß« so lange am Bahnhof schlagen, dass die-
ser stationär ins Krankenhaus muss343, wenn »Südländer« in Berlin-Tiergarten 
Homosexuelle »zum Spaß« ins Koma prügeln344 oder wenn »Südländer« Poli-
zisten durch Messerstiche lebensgefährlich verletzen345, dann klingt das Wort 
»Südländer« nach einer schmackhaften Südfrucht und mildert die Schwere der 
Straftaten. »Südländer« – das klingt doch wie »Zitrusfrüchte«, eine dicke Schale 
und ein weicher schmackhafter Inhalt; eine Bereicherung eben. Wenn also ein 
»Südländer« am 8. Februar 2009 in Paderborn-Delbrück mitten in der Innen-
stadt um 13.30 Uhr eine 86 Jahre alte Rentnerin überfällt und ausraubt346 oder 
in Mönchengladbach in jenen Tagen »Südländer« einen 14 Jahre alten Schüler 
ausrauben347, dann klingt das fast schon wie eine kulturelle Bereicherung.

Das Kuriose dabei: Werden solche Südländer bei einer kulturellen Bereiche-
rungsaktion gefasst, dann findet sich immer wieder ganz schnell ein verständ-
nisvoller Richter, der sie sofort auf freien Fuß setzt – es gibt ja schließlich den 
»Migrationsbonus«. Nehmen wir nur die »Südländer« Fiart B. (18), Onur B. 
(18), Majed Z. (17), Marem L. (17) und Abdullah S. (19). Sie alle sind Inten-
sivtäter. Im Februar 2009 haben sie in Hamburg-Ohlsdorf einen 35 Jahre alten 
Deutschen zusammengeschlagen, weil dieser ihnen keine Zigaretten geben woll-
te. Sie beschimpften den Deutschen als »Fascho« und sprühten ihm aus nächster 
Nähe Pfefferspray ins Gesicht. Die Polizei nahm die fünf Schläger bald darauf 
fest. Und der Haftrichter? Der ließ die »Südländer« sofort wieder frei, weil an-
geblich kein Haftgrund vorlag.348 Solche Milde gibt es für ethnische deutsche 
Schläger und Zigarettenräuber nicht: Das Landgericht Saarbrücken verurteilte 
einen 23 Jahre alten Deutschen, der in drei Fällen unter Vorhaltung eines Messers 
Lebensmittel geraubt und in einem weiteren Fall einen Passanten, der ihm keine 
Zigarette geben wollte, zusammengeschlagen hatte, zu fünf Jahren und zehn Mo-
naten Gefängnis.349 Am 20. September 2008 hatte der Deutsche die Lebensmittel 
geraubt und auch den Passanten brutal geschlagen. Was unterscheidet den 23 
Jahre alten Deutschen von unseren als Intensivtätern bei der Polizei bekannten 
Mitbürgern Fiart B. (18), Onur B. (18), Majed Z. (17), Marem L. (17) und Abdul-
lah S. (19), die ebenfalls geraubt und einen Menschen wegen einer Zigarette zu-
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sammengeschlagen haben? Der Deutsche kann nun viele Jahre in der Haftanstalt 
darüber nachdenken – die Mitbürger müssen sich dank des »Migrationsbonus« 
keine Gedanken machen und dürfen weiter auf Raubtour gehen. Schürt das nicht 
den Hass in der Bevölkerung?

Dank Migrantenbonus wurde im August 2008 in Berlin der 63 Jahre alte Adnan 
I. freigesprochen. Der aus dem Libanon stammende Mann hatte seine jüngste 
Tochter über viele Jahre hin brutal misshandelt – weil sie kein Kopftuch tragen 
und sich der Zwangsheirat widersetzen wollte. Wegen ihrer Weigerung habe Ad-
nan I. sie bis zur Bewusstlosigkeit geschlagen und getreten, sagte die junge Frau 
bei ihren Vernehmungen aus. Der Mann wurde freigesprochen.350

Der Migrantenbonus wird vor deutschen Gerichten ganz offen benannt. Be-
trachten wir nur einmal den Fall der Hinrichtung der Türkin Aysin T. In Hamburg 
hatte der Türke Ali U. (37) vor den Augen ihres gemeinsamen Sohnes Durganai 
seine Lebensgefährtin erschossen, weil sie sich von ihm getrennt hatte. Aysin T. 
war zuvor über Monate hinweg von Ali U. mit dem Tode bedroht worden. Sie 
wandte sich an die Kripo, doch die riet ihr, die Lage zu »deeskalieren«. Bei einer 
solchen Deeskalation erschoss Ali U. dann kaltblütig die Mutter seines Sohnes. 
Das war abzusehen gewesen. Ali U. hatte es ja zuvor oft genug angekündigt.351 
Nun folgte nach seiner Verhaftung die Gerichtsverhandlung – und dann der Mi-
grantenbonus: Zwar erklärte der Vorsitzende Richter Wolfgang Backen vor Ge-
richt: »Es war eine Hinrichtung.« Aber es war wohl die erste Hinrichtung in 
Deutschland ohne Mordmerkmale – dank Migrantenbonus. Das Gericht konnte 
im November 2008 einfach keine Mordmerkmale feststellen. Der türkische Mit-
bürger habe doch nur aus verletztem Stolz gehandelt. Es sei Ali U. nicht nach-
zuweisen gewesen, dass er einen langgehegten Plan zur Tötung seiner früheren 
Lebensgefährtin verfolgte, sagte Richter Backen. Zu seinen Gunsten habe man 
daher von einer »Spontantat« ausgehen müssen.352 Dank des kulturellen Hin-
tergrundes gab es bei einem zugewanderten Mitbürger, der einen Mord immer 
wieder ankündigte, ein Urteil, das ein ethnischer Deutscher in vergleichbarer 
Lage nicht erhalten hätte: ein Kuschelurteil mit Migrationsbonus. Denn verur-
teilt wurde der Türke nur wegen Totschlags – nicht wegen Mordes.

Genauso freuen durfte sich im Januar 2009 ein 33 Jahre alter arbeitsloser Tür-
ke, der seiner nur 1,38 Meter großen deutschen Frau vorsätzlich einen Halswirbel 
brach und sie dann in der Toilettenschüssel ersäufte. Die Deutsche hatte den Tür-
ken aus Mitleid geheiratet, um ihm eine Aufenthaltsgenehmigung für Deutsch-
land zu verschaffen. Die lieblose Scheinehe endete dann tödlich. Die Richter in 
Münster verurteilten den Türken nicht wegen Mordes – auch sie konnten bei dem 
kulturell bereicherten Hintergrund des Türken nur Totschlag erkennen.353

Doch wehe, wenn deutsche Richter es wagen, einen mordlüsternen Zuwan-
derer so zu bestrafen, wie es das Gesetz vorsieht – und den Migrantenbonus 
wegfallen lassen. Da hat es doch das Hamburger Landgericht Mitte Februar 2009 
gewagt, den 24 Jahre alten Deutsch-Afghanen Ahmd Obeidi wegen Mordes an 
seiner Schwester Morsal Obeidi, die er erstochen hatte, zu lebenslanger Haft zu 
verurteilen. Ahmed Obeidi fand das ungerecht, nahm bei der Urteilsverkündung 
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einen Aktenordner, warf ihn nach dem Staatsanwalt und rief ihm zu: »Du Huren-
sohn, ich ficke deine Mutter.«354 Unmittelbar danach riefen Zuwanderer vor dem 
Gerichtssaal dazu auf, Staatsanwälte und Richter zu ermorden.

Deutsche Richter scheint so etwas zu beeindrucken. Jedenfalls kuschen sie 
immer häufiger vor Migranten und loben bei Urteilssprüchen deren kulturelle 
Besonderheiten. In Hannover hat ein Richter im Januar 2009 einen Muslim in 
Schutz genommen, der mit seiner 46 Jahre alten deutschen Frau eine 17 Jahre 
alte Tochter hat. Die Tochter wurde vergewaltigt. Und der Vater wollte sie des-
halb der Ehre halber ermorden. Die Frau rief die Polizei und reichte die Schei-
dung ein. Der Richter urteilte am 21. Januar 2009, eine Vergewaltigung habe im 
islamischen Kulturkreis einen anderen Stellenwert als im europäischen. Die Frau 
müsse für das Verhalten ihres Gatten Verständnis haben und werde nicht – wie 
von ihr gewünscht – sofort geschieden.355

Am 12. Februar 2009 entschied in einem anderen Fall ein Dortmunder Richter 
unter Berufung auf die Scharia, ein Muslim, der seine Tochter mit Schlägen dazu 
bringen wollte, den islamischen Schleier zu tragen, dürfe dafür in Deutschland 
nicht bestraft werden. Schließlich habe er ja in Einklang mit seiner Religion ge-
handelt.356 Das alles sind deutliche Beispiele dafür, dass auch die Scharia inzwi-
schen ganz offen in Europa Einzug hält. Im Übrigen nehmen deutsche Gerichte 
immer öfter die islamische Scharia in ihre Urteilsbegründungen auf: Da können 
Frauen in Deutschland dann ruhig geschlagen werden, ihre Zeugenaussage ist 
nur die Hälfte der Aussage von Männern wert, ihnen wird verboten, alleine zu 
reisen, sie können nur die Hälfte dessen erben, was ihr männlichen Verwandten 
bekommen. Frauen mangelt es danach angeblich an Intellekt. Sie können nicht 
ohne Erlaubnis ihrer Ehemänner fasten usw. All diese Gebote bringt die Scharia 
mit sich. Und immer mehr deutsche Richter sind von der Scharia fasziniert und 
nehmen diese als »multikulturelle Bereicherung« in Urteilsbegründungen auf.

Wen verwundert es denn da noch, wenn selbst Winfried Hassemer – ein ehe-
maliger Richter am Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe, wo er von 1996 bis 
2008 tätig war – heute dafür plädiert, bei »Ehrenmorden« auch »den sozialen 
Kontext und die Sozialisation des Täters« stärker zu berücksichtigen. Da der Tä-
ter in »anderen sozialen Mustern« lebe, müsse man auch einen sogenannten Ver-
botsirrtum in Erwägung ziehen. »Ehemaliger Bundesverfassungsrichter plädiert 
für Freisprüche bei Ehrenmorden« lautete die Überschrift, mit der die Nachricht 
verbreitet wurde.357 Wen störte es?

Angesichts solcher Zustände weicht die Rechtsordnung in Europa auf. Zwar 
haben wir angeblich ein Rechtssystem, das für alle Menschen gilt. Dennoch emp-
finden wir es als »kulturelle Bereicherung«, wenn neue extralegale Gerichtshöfe 
entstehen. Im Jahre 2008 wurde in Großbritannien der erste »legale« islamische 
Scharia-Gerichtshof eingeweiht und von den Medien umjubelt.358 Inzwischen 
gibt es in Großbritannien zwölf weitere (illegale) Scharia-Gerichtshöfe – doch 
das interessiert niemanden.

Die Erosion des europäischen Rechtssystems nimmt bisweilen gar groteske 
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Züge an: In Großbritannien wurden im September 2008 sechs Straftäter frei-
gesprochen, weil die von ihnen verübten Straftaten angeblich durch den dro-
henden »Klimawandel« gerechtfertigt seien. Greenpeace-Aktivisten hatten bei 
einer ihrer Aktionen randaliert und Schäden in Höhe von 35 000 Pfund (44 000 
Euro) angerichtet. Sie waren nach den Gesetzen eindeutig Straftäter – das sahen 
auch die Richter so. Aber der »Klimawandel« rechtfertige es, dass Greenpeace-
Aktivisten das Recht brechen, so das Urtei1.359 Werden wir demnächst also in 
Europa auch Straftäter haben, die all jenen, die den angeblichen Klimawandel als 
mediale Hysterie und völlig natürliche Entwicklung betrachten, einfach so den 
Schädel einschlagen dürfen? Schließlich rechtfertigt die drohende Gefahr des 
»Klimawandels« nach Auffassung britischer Richter sogar schwere Straftaten.

Wie überall im westlichen Kulturkreis haben auch die Briten vor wenigen Jah-
ren die Resozialisierung von Verbrechern in den Vordergrund gestellt – und ver-
urteilen diese immer seltener zu Gefängnisstrafen und dafür immer öfter zu so-
zialen Arbeitseinsätzen. So sollen die Gefängnisse leerer und die Straftäter ganz 
schnell wieder auf den rechten Weg gebracht werden. So weit die Theorie der so-
zialen Arbeitsdienste, die für Straftäter 2005 als »Ersatzhaft« eingeführt wurden. 
Die Fachjuristen vom Londoner King’s College haben im Frühjahr 2009 einmal 
nachgeprüft, was denn aus der schönen Theorie geworden ist. Dummerweise 
war das Ergebnis eher weniger gut – um nicht zu sagen schlecht. Die Hälfte der 
Kandidaten, die soziale Dienste statt Strafe leisten sollten, machte sich schnell 
aus dem Staub und lachte nur über die milde Strafe. Die Londoner Zeitung Daily 
Mail schrieb am 2. März 2009: »Criminals ›laughing‹ at community sentences 
which have failed to cut prison population« – die Straftäter lachen also herzlich 
über solche Strafen.360

Neben dem Ende der Rechtsgleichheit schürt auch die extreme medizinische 
Ungleichbehandlung den Hass vieler Europäer. Vor dem Hintergrund der Welt-
wirtschaftskrise werben immer mehr Kliniken um wohlhabende Patienten im 
Ausland. Besonders willkommen sind arabische Patienten.

»Verwöhn-Station für Scheichs« überschrieb etwa die Hamburger Morgenpost 
2009 einen Bericht über den Luxus, den manche Kliniketagen in Deutschland 
reichen Arabern bieten.361 Da musste man als Durchschnittsbürger beim Lesen 
erst einmal die Luft anhalten. Waren Sie schon einmal in einem Krankenhaus? 
Haben Sie dort uniformierte Kellner gesehen, die mit Silberhauben abgedeckte 
Menues in die Zimmer tragen? Waren alle Räume ganz frisch gestrichen, standen 
überall üppige Blumendekorationen und strömte ein verführerischer Duft durch 
die Flure? Und hatten Sie einen Gebetsraum gleich auf dem Flur? Gab es ein 
Bett für Ihren Ehepartner im Zimmer und auch noch ein zusätzliches für Ihre(n)/
Geliebte(n)? Nein, das alles haben Sie nicht gehabt? Kein Platz im Zimmer für 
die Zweitfrau/den Zweitmann? Dann verfügen Sie wohl auch nicht über das »in-
ternationale Flair«, das arabische Patienten haben. Mehrere deutsche Kliniken 
reißen sich mit Sonderbehandlungen um arabische und auch um russische Pati-
enten. Allerdings kommen die nicht nach Deutschland, um hier wie ein normaler 
Mensch behandelt zu werden – nein, die bekommen Sonderbehandlungen. Es 
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sind eben in Zeiten der Wirtschaftskrise »Menschen Erster Klasse«.
Deutsche Kliniken gewähren arabischen Scheichs also absolute medizinische 

Vorzugsbehandlung – die Mitbürger sind ja schließlich »reich« und verdienen 
eine bevorzugte Behandlung vor deutschen Kassenpatienten. Sie spülen angeb-
lich viel Geld in die Finanzierung deutscher Kliniken. Dafür muss man als deut-
scher Kassenpatient Verständnis haben. Dummerweise sind viele der »reichen« 
Scheichs, die sich in Deutschland fürstlich behandeln lassen, nichts als Betrüger. 
Deutsche Kliniken sitzen nämlich auf 100 Millionen Euro Forderungen, die die 
»reichen« Scheichs einfach nicht bezahlen.362 Im April 2009 berichteten deut-
sche Medien unter der Überschrift »Deutsche Kliniken klagen über säumige 
Scheichs« wahrlich unschöne Details über die bevorzugte Klientel. Die Klini-
ken haben ein gewaltiges Finanzproblem mit den umworbenen Menschen Erster 
Klasse. Nun soll die deutsche Botschaft beim Eintreiben der Gelder helfen. Und 
wenn das nicht klappt, dann legt man die Verluste auf die Durchschnittsbürger 
um. Irgendwer muss ja letztlich für die fürstlichen Sonderbehandlungen bezah-
len.

Wo die Rechtssicherheit ein historisches Relikt ist und im Gesundheitswesen 
die Menschen in Klassen eingeteilt werden, da ist auch für jene Platz, die sich 
als Zuwanderer fleißig auf den kommenden Bürgerkrieg zwischen verschiedenen 
ethnischen Gruppen freuen.

Gerhard Schröder und die Moslembrüder

Die Mitläufer des sich abzeichnenden Bürgerkrieges in Deutschland, der von 
islamischen Zuwanderern gefördert wird, haben prominente Unterstützung. Aus 
Dummheit oder Unfähigkeit wurden sie in der Vergangenheit sogar von Politi-
kern hofiert.

Im Oktober 2003 war ein gewisser Gerhard Schröder (SPD) Bundeskanzler. 19 
Abgeordnete des Deutschen Bundestages stellten seiner Regierung damals insge-
samt 50 unbequeme Fragen. Es ging um zugewanderte Muslime in Deutschland. 
Die Abgeordneten fragten nach kriminellen Handlungen islamischer Vereine. 
Es waren bekannte Vereine darunter – und Gesprächspartner des Kanzleramtes. 
Schröders Regierung stand unter Druck. Damals wurde bekannt, wie einige mus-
limische Verbände und deren Führer sich angeblich auf den kommenden Bürger-
krieg in Europa vorbereiten. Wie sie insgeheim Kriegswaffen beschaffen, wie sie 
Jugendliche im Gewehrschießen unterrichten lassen, wie sie ganze Gruppen Ju-
gendlicher dazu ermuntern, Alte, Wehrlose und Schwache mit Messern anzugrei-
fen oder ihnen vor den Kopf zu treten, um sich so Kampferfahrung zu sichern. 
Das alles schien ungeheuerlich. Damals gab es die vielen täglichen Übergriffe 
auf Rentner und Schüler, auf Busfahrer und Polizisten noch nicht. Im Jahre 2003 
galt es als Affront, so etwas an die Öffentlichkeit zu bringen. Darüber hinaus 
gab es andere Berichte, denen zufolge einige bekannte muslimische Führer der 
islamistischen Muslimbruderschaft angehören. Die Bundesregierung musste auf 
solche Vorwürfe antworten. Das alles hatte der Bundeskanzler zufälligerweise 
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dem Autor dieses Buches zu verdanken (dazu gleich mehr). Bei ihm gab es an-
schließend sechs Hausdurchsuchungen wegen angeblichen »Geheimnisverrats«.

Viele Jahre später wurde allerdings durch Ermittlungen von Staatsanwälten 
klar, wie sehr die Schröder-Regierung die Abgeordneten des Deutschen Bundes-
tages damals im Oktober 2003 aus Gründen der politischen Korrektheit betrogen 
hatte. Kriminelle Handlungen bei deutschen Moslemführern? Da muss man doch 
den Kopf in den Sand stecken. Alles andere wäre politisch nicht korrekt, oder?

Im März 2003 erschien vom Autor dieser Zeilen das Buch Der Krieg in unse-
ren Städten – Wir radikale Islamisten Deutschland unterwandern363. Das ist eini-
ge Jahre her. Der Autor hatte seit dem Jahre 2002 immer wieder unaufgefordert 
aktuelle Ermittlungsergebnisse von Staatsschützern und Mitarbeitern westlicher 
Geheimdienste zu islamistischen Gruppen im deutschsprachigen Raum in sei-
nem Briefkasten gefunden und diese dann unter anderem zu dem 2003 veröf-
fentlichten Manuskript verarbeitet. Im Visier der Staatsschützer waren demnach 
schon damals islamistische Gruppen, wie etwa die türkische Gruppe Milli Görüs 
und die Islamische Gemeinschaft in Deutschland (IGD), gegen die man seit 2009 
offiziell in München wegen Bildung einer kriminellen Vereinigung ermittelt.364 
All das war den deutschen Behörden und auch der Bundesregierung allerdings 
in den Details schon mindestens sieben Jahren früher bekannt, denn das Manu-
skript des 2003 erschienenen Buches wurden sieben Jahre vor den staatsanwalt-
schaftlichen Ermittlungen des Jahres 2009 geschrieben. Das Manuskript beruhte 
im Übrigen beinahe ausschließlich auf Unterlagen deutscher Ermittler, die dem 
Autor auch schon 2002 zugespielt worden waren.

Das Buch schlug 2003 ein wie eine Bombe. Daraufhin gab es im September 
2003 eine Anfrage von 19 Bundestagsabgeordneten, die gemeinsam 50 Fra-
gen an die damalige Schröder-Regierung zum Inhalt des Buches Der Krieg in 
unseren Städten stellten. Man kann diese Bundestagsanfrage auch heute noch 
leicht im Internet finden und nachlesen.365 Am 23. Oktober 2003 antwortete die 
Schröder-Regierung. Auch diese Antworten stehen komplett im Internet.366 Die 
Bundesregierung wusste angeblich fast nichts von den in dem Buch zusammen-
getragenen Fakten über mutmaßliche kriminelle Aktivitäten bekannter Muslim-
führer in Deutschland. Die im Buch genannten Mitbürger waren schrecklich 
liebe Menschen, die uns umgebende multikulturelle Welt völlig heil und intakt. 
Mit kriminellen Aktivitäten wie der planmäßigen angeblichen Unterwanderung 
der Bundesrepublik durch muslimische Verbände – so erweckte die Bundes-
regierung den Anschein – hätten die in dem Buch erwähnten Muslimführer in 
Deutschland wirklich nichts zu tun. Und falls möglicherweise doch, dann sollte 
es besser geheim bleiben.

Nehmen wir als Beispiel nur einmal die Frage der Abgeordneten Nr. 27 zum 
Ulfkotte-Buch: »Ist der Bundesregierung bekannt, dass die wegen ihrer extre-
mistisch-islamistischen Ausrichtung beobachtete Gruppierung Milli Görüs in 
mehreren ihrer Moscheen – so etwa in München – die Anschläge des 11. Sep-
tember mit unverhohlener Freude (Ulfkotte, S. 61) aufgenommen hat?«
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Die Antwort der Bundesregierung lautete: »Auf die Antwort zu Frage 2 Satz 
2 wird verwiesen.« Die Antwort zu Frage 2 Satz 2 lautete: »Über Einzelheiten 
kann die Bundesregierung nur den für die Kontrolle der Nachrichtendienste be-
stellten Gremien des Deutschen Bundestages berichten.« Im Klartext würden 
Kinder im Kindergarten an dieser Stelle wohl einfach sagen: »Sag ich nicht! 
Ätsch!« Die Bundesregierung sagte den Abgeordneten damals oft »Ätsch – sag 
ich nicht!« Denn all das war ja entweder schrecklich geheim oder aber angeblich 
völlig unbekannt. Oder es stimmte, ebenso angeblich, nicht. Doch warten wir es 
ab.

Deutsche Journalisten, die im Gegensatz zum Buchautor keine Verschlusssa-
chen über die im Kanzleramt ein- und ausgehenden Muslimführer zugespielt 
bekommen hatten, griffen damals den Autor an und behaupteten, er schüre »Bür-
gerkriegsängste«.367 Mehrere muslimische Verbände klagten gegen die in dem 
Buch aufgestellten und anhand von Ermittlungsberichten belegbaren Fakten. 
Manche von ihnen bekamen sogar teilweise recht, denn die Bundesregierung 
ließ die Ermittler vor Gericht nicht als Zeugen gegen die Aktivitäten von Mos-
lemgruppen auftreten.

In Kreisen der Bundesregierung wurde man jedoch zusehends nervös, denn in 
dem Buch standen viele angeblich streng geheime unschöne Erkenntnisse über 
jene Muslime, die gemeinsam mit der Bundesregierung an »Dialog-Foren« teil-
nahmen und sich in der Öffentlichkeit geschickt als »moderate« Mitbürger prä-
sentierten.

Was macht man also, wenn angebliches Herrschaftswissen an das Wahlvolk 
durchsickert? Insgesamt sechs Hausdurchsuchungen wegen des »Verdachts auf 
Verrat von Dienstgeheimnissen« beim Autor und an seinem damaligen Arbeits-
platz an der Universität Lüneburg im Fachbereich Betriebswirtschaft (alle Er-
mittlungen wurden später eingestellt) waren die Folge.368 Mehr noch: Der Autor 
des Buches wurde in staatlichen Publikationen wegen der veröffentlichten In-
formationen im Bestseller Der Krieg in unseren Städten als Rassist beschimpft. 
Schließlich leisteten die vielen Informationen und deren Bewertungen ja angeb-
lich dem »Rassismus gegen Muslime Vorschub«.

Sieben Jahre lang ließ die Bundesregierung die angeblich völlig unschuldigen 
Moslemführer in Ruhe. Das half bestimmt, den Rassismus gegen Moslemfunk-
tionäre abzubauen. Merkwürdigerweise gab es dann im Jahre 2009 auf einmal 
gleich 14 Durchsuchungen bei eben jenen angeblich so netten Mitbürgern, die 
in dem Buch namentlich unter Berufung auf die Ermittlungen der Sicherheitsbe-
hörden schon damals als mutmaßliche Islamisten genannt worden waren.369 Die 
Durchsuchungen betrafen jene, über die der Autor sieben Jahre zuvor so unvor-
teilhaft und »rassistisch« berichtet hatte: etwa Ibrahim al Zayat, seine Freunde 
und die Islamische Gemeinschaft in Deutschland. In einem Bericht der Münch-
ner Abendzeitung heißt es dazu: »Die Ermittlungen richten sich gegen Ahmad 
al-Kalifa und sechs weitere Beschuldigte, darunter auch den Vorsitzenden der 
Islamischen Gemeinden in Deutschland (IGD), Ibrahim el Zayat. Ihnen werden 
enge Kontakte zum islamistischen Terror nachgesagt.«
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Am 19. März 2009 veröffentlichte auch der Kölner Stadt-Anzeiger einen Be-
richt. In der dazu verbreiteten Pressemeldung des Kölner Stadt-Anzeigers heißt 
es370: »Die Münchener Staatsanwaltschaft ermittelt gegen Spitzenfunktionä-
re deutscher Islam-Vereine. Wie der Kölner Stadt-Anzeiger (Freitag-Ausgabe) 
berichtet, steht der Generalsekretär der Islamischen Gemeinschaft Milli Görüs, 
Oguz Üçüncü, im Verdacht, zusammen mit dem Vorsitzenden der ›Islamischen 
Gemeinschaft in Deutschland‹ (IGM), Ibrahim El-Zayat, und fünf weiteren Ver-
dächtige an der Bildung einer kriminellen Vereinigung beteiligt zu sein. Die 
Gruppe habe durch Straftaten Geld einnehmen wollen, um ›politisch-religiöse 
und letztlich islamistische Ziele‹ zu verfolgen. Mit dem Geld könnten islamis-
tische Gruppen im Raum München und Ulm unterstützt worden sein, sagte der 
Behördensprecher, Oberstaatsanwalt Anton E. Winkler, der Zeitung. Den Ver-
dächtigen wird unter anderem Geldwäsche und Betrug vorgeworfen. Üçüncü 
und El-Zayat wiesen auf Anfrage der Zeitung alle Vorwürfe zurück. Die Ermitt-
ler halten El-Zayat, der von Köln aus seine weltweiten Geschäfte organisiert und 
unter anderem arabische Investoren berät, für den ›Kopf der Gruppierung‹. Ihm 
und den von ihm vertretenden Gruppierungen werfen die Ermittler ›direkte Be-
züge zur Muslimbruderschaft und zu einer auch in Deutschland agierenden tür-
kischen Islamistengruppierung‹ vor. Die Muslimbruderschaft strebt die (gewalt-
same) Errichtung islamischer ›Gottesstaaten‹ an. El-Zayat gilt als Strippenzieher 
hinter den Kulissen des ›Koordinierungsrats der Muslime in Deutschland‹. Als 
Generalbevollmächtigter der ›Europäischen Moscheebau- und Unterstützungs-
gesellschaft‹ verwaltet er mehr als 600 Moscheen in Europa und betreut die Im-
mobilien von Milli Görüs. Dieser Verein ist die dominierende Kraft im ›Islam-
rat‹, der an der Islamkonferenz von Bundesinnenminister Wolfgang Schäuble 
(CDU) teilnimmt. Wie der Kölner Stadt-Anzeiger weiter berichtet, ermittelt die 
Kölner Staatsanwaltschaft gegen drei vertretungsberechtigte Vorstandsmitglie-
der der großen Migrantenorganisation außerdem wegen Steuervergehen und fal-
scher Bilanzen für die Jahre 2001 bis 2005.« So weit die Meldung aus Köln.

Verdacht also auf kriminelle Aktivitäten im islamistischen Milieu. All das war 
für die Bundesregierung angeblich völlig neu. Wenn die Bundesregierung schon 
im Jahre 2003 den Inhalt des Buches Der Krieg in unseren Städten selbst den 
Abgeordneten des Deutschen Bundestages vorenthalten wollte, dann hätte sie 
doch zwischenzeitlich wenigstens in andere Länder schauen können.

In Ägypten wurde der als deutscher Staatsbürger registrierte und angeblich so 
liebreizende Ibrahim al-Zayat im Jahre 2008 in Abwesenheit wegen seiner Ak-
tivitäten zu immerhin zehn Jahren Haft verurteilt.371 Herr al-Zayat ist natürlich 
völlig unschuldig und wird zu Unrecht verdächtigt – zumindest behauptet er das.

Im September 2008 berichtete die niederländische Zeitung De Telegraaf372 
über die große türkische Moslemorganisation Milli Görüs und den aus Deutsch-
land heraus in ihrem Umfeld agierenden Moslemrepräsentanten Ibrahim alZayat 
höchst Unerfreuliches: Da wurden Geheimdienstberichte veröffentlicht, nach 
denen Ibrahim al-Zayat und Milli Görüs angeblich keineswegs so ungefährlich 
und moderat sein sollen, wie sie sich gern in der Öffentlichkeit präsentieren.373 
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Darüber hatte der Autor dieser Zeilen ja eben schon 2003 unter Berufung auf 
deutsche Geheimdienstunterlagen im Buch Der Krieg in unseren Städten be-
richtet. Deutsche Journalisten – etwa die der Zeit – fanden das damals einfach 
ungeheuerlich und nannten das Buch »ein Ärgernis«374. Ibrahim al-Zayat und 
Milli Görüs dürften sich über den damaligen Zuspruch aus den Reihen deutscher 
Journalisten gefreut haben. Heute aber könnten sie aktuelle Berichte über Milli 
Görüs und Ibrahim al-Zayat in der renommiertesten niederländischen Zeitung 
De Telegraaf lesen. Die niederländischen Geheimdienstberichte und die Berichte 
der Journalisten vom De Telegraaf kommen den deutschen Journalisten wohl 
eher ungelegen – man verschweigt sie lieber. Man kann es eben drehen und wen-
den, wie man will – die Bundesregierung hat dem Volk schlicht die Wahrheit 
vorenthalten.

Unsere Volksvertreter treten das eigene Volk eben bisweilen beim Thema kul-
turelle Bereicherung gern mit Füßen. Doch nicht nur Volksvertreter haben sich 
zu jener Zeit so verhalten. Auch Banken und Konzerne haben Menschen un-
terstützt, die aus der Sicht eines durchschnittlichen Europäers nichts Gutes im 
Schilde führen.

Die Commerzbank und der Judenhass

Als im Frühjahr 2004 ein Buch mit dem Titel Die Commerzbank und die Ju-
den/1933-1945 in den Handel kam, da war man in der Vorstandsetage des zweit-
größten deutschen Bankhauses glücklich. Auf 444 Seiten hatten mehrere seriöse 
Autoren mit großzügiger finanzieller Unterstützung der Commerzbank eine Auf-
tragsarbeit über die Verstrickungen des Bankhauses in die rassistische und men-
schenverachtende Vernichtungsmaschinerie der Nationalsozialisten angefertigt. 
In einer Zeit, in der jüdische Verbände viele deutsche Unternehmen bedrängten, 
die eigene Geschichte aufzuarbeiten, wollte das international renommierte deut-
sche Geldhaus ein positives Zeichen setzen: Die Commerzbank verurteilte den 
nationalsozialistischen Terror, und sie bekannte sich zu ihrer Geschichte. Nie 
wieder – so konnte ein aufmerksamer Leser den begleitenden Pressemitteilun-
gen entnehmen – würde eines der weltweit bekanntesten deutschen Geldhäuser 
aktiv die Judenvernichtung und den Terror unterstützen. Das klang seriös und 
ehrlich – und es kam sowohl bei den jüdischen Verbänden als auch bei den Kun-
den gut an. Doch während die Medien die Pressemitteilungen der Commerzbank 
und ihrer bezahlten Autoren veröffentlichten, finanzierte die Commerzbank zeit-
gleich eine Gruppe von Männern, die sich die Vernichtung »der jüdischen Ras-
se« zum Lebensinhalt gemacht hat; Männer, die Adolf Hitler glühend verehren 
und Terroranschläge verherrlichen. Einer von ihnen tritt auch als Buchautor in 
Erscheinung. Er verfasst Aufrufe zu Terroranschlägen ebenso wie Anleitungen 
zum Schlagen von Frauen. Vor dem Hintergrund seiner Radikalität warnen Ge-
heimdienste öffentlich vor dem Mann. Die Commerzbank aber machte ihn zu 
einem ihrer Chefberater.

Zur Klarstellung: Wir befinden uns hier nicht in der Zeitspanne 1933 bis 1945. 
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Wir sprechen von den Jahren 2000 bis 2006. Die Commerzbank brauchte da-
mals diese bekennenden radikalen Judenhasser. Immerhin erhoffte man sich mit 
ihrer Hilfe Milliarden neuer Anlagevermögen. Der Anführer der von der Com-
merzbank engagierten Männer hatte und hat wegen seiner Verwicklungen in den 
islamistischen Terrorismus schon seit 1999 Einreiseverbot in die Vereinigten 
Staaten. Genau jener Mann wurde vom Jahre 2000 an zu einem Hoffnungsträger 
der Commerzbank. Sein Name: Scheich Yussuf Al Qaradawi. Seine Funktion: 
Vorsitzender des Rates der Commerzbank für Scharia-konforme Geldanlagen.

Wer die Islamisierung westlicher Gesellschaften und die Vorbereitungen auf 
den Bürgerkrieg nur unter religiösen oder politischen Gesichtspunkten betrach-
tet, der vergisst einen anderen entscheidenden Kampfplatz: die Finanzmärkte 
und das westliche Wirtschaftssystem. Weltweit gehört »Islamic Banking« zu 
den Finanzmärkten mit den höchsten Zuwachsraten. Weil die Scharia Wucher 
und angeblich auch Zins verbietet, wurde ein eigenes islamisches Banken- und 
Finanzsystem entwickelt. Es waren führende Köpfe aus den Reihen der radikal-
islamistischen Muslimbruderschaft (allen voran Scheich Yussuf Al Qaradawi), 
die Islamic Banking in seiner gegenwärtigen Erscheinungsform als dritten Weg 
zwischen sozialistischem und kapitalistischem Wirtschaftssystem entwickelten. 
Wie alle »Erfindungen« der radikal-islamistischen Muslimbruderschaft dient 
auch Islamic Banking dem langfristigen Ziel, das islamische »Königreich Allahs 
auf Erden« zu schaffen – das »Kalifat«, eine Religionsdiktatur.

Die stetig steigende Zahl der strenggläubigen Muslime in der Welt verlangt 
nach »halal« (»reinen«) Produkten. Der Koran unterscheidet zwischen »reinen« 
und »unreinen« (»haram«) Produkten. Die Bandbreite der »unreinen« und somit 
verbotenen Produkte ist groß. Sie reicht vom Schweinefleisch und Gummibär-
chen bis zu bestimmten Investitionen. Scheich Yussuf Al Qaradawi ist ein isla-
mischer Gelehrter, dem viele Muslime folgen. Und er kann Fatwen (religiöse 
Gutachten) erlassen. In seinem Bestseller Erlaubtes und Verbotenes im Islam375 
beschreibt er, was »halal« und was nicht »halal« ist. Dahinter stehen dann auch 
wirtschaftliche Interessen: Scheich Al Qaradawi verkauft über befreundete Un-
ternehmen die Halal-Plaketten, die bestimmen, was Muslime essen, was sie kau-
fen und wo sie investieren dürfen. Wer so viel Macht hat, der hat die Lizenz 
zum Gelddrucken. 80 Prozent der neuseeländischen Lammfleischexporte sind 
als »halal« deklariert. Scheich Al Qaradawi und seine Freunde bestimmen, was 
in Neuseeland »halal« ist und was nicht. In Kapstadt, Südafrika, kann man kaum 
noch Hühnerfleisch kaufen, das nicht als »halal« deklariert wurde. Bei Kentucky 
Fried Chicken in Malaysia ist das Fleisch ebenso »halal« wie bei Church’s Chi-
cken, einer Kette, die weltweit 1500 Läden betreibt. Es war der 1926 geborene 
Scheich Al Qaradawi, der die »halal«-Industrie als persönliches Geschäftsfeld 
entdeckte.

An den großen Finanzplätzen der Welt hat Scheich Al Qaradawi seine Nieder-
lassungen. Dort, wo islamisches Geld in London oder in Dublin etwa in westli-
che Banken fließt, werden wie selbstverständlich Scharia-Gremien gegründet, in 
denen einflussreiche muslimische Gelehrte vom Schlage Al Qaradawis den Ton 
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angeben.
Um die künftigen Auswirkungen des islamischen Finanz- und Wirtschaftssys-

tems einordnen zu können, muss man sich immer seine Zielrichtung vor Augen 
halten: Die weltweiten ökonomischen Ressourcen (etwa Finanzmittel) möglichst 
vieler Muslime der Welt sollen zusammengebracht werden, um die Kontrolle 
eines Großteils der Finanzströme wie auch der Ressourcen durch eine nicht ge-
wählte religiös-diktatorische Leitung (Scharia-Berater) auf der Basis des Korans 
zu erreichen. Mit dieser wirtschaftlichen Rückendeckung sollen die »Gegner« 
des Islams (etwa Israel und Amerika) vernichtet, »Ungläubige« zum Islam be-
kehrt und das Kalifat (die Religionsdiktatur) wiedererrichtet werden.

Man kann nun ein Befürworter oder ein Gegner Scharia-konformer Geldanla-
gen sein. Das gehört zur Freiheit in einer Demokratie. Doch die Grenzen dieser 
Freiheit sind überschritten, wenn bekennende Extremisten einbezogen werden. 
Und die Commerzbank hat diese rote Linie übertreten.

Um die unglaubliche Geschichte der Einbindung von Terrorunterstützern in 
das höhere Beratermanagement der Commerzbank aufzuzeigen, benötigt man 
keine Geheimakten. Jede einzelne nachfolgende Aussage ist mit offen zugängli-
chen Quellen belegbar. Nun wird in Zeiten von Basel II jeder einfache Kunde auf 
seine Kreditwürdigkeit hin bis ins letzte Detail durchleuchtet. Nur in den obe-
ren Etagen des Bankunternehmens scheint sich niemand dafür zu interessieren, 
mit welcher Art von Menschen man sich umgibt. Das aber wäre dann noch die 
angenehmere Erklärung. Was aber, wenn man all das gewusst hätte? Fanatische 
Judenhasser und Terrorunterstützer als Berater – warum hat man das zugelassen 
und unterstützt? Vor dem Hintergrund der umfangreichen und leicht einsehbaren 
Quellenlage wird die Commerzbank jedenfalls nicht umhinkommen, eine halb-
wegs glaubwürdige Erklärung für ihre Personalentscheidungen zu liefern. Die 
lapidare Aussage »Wir haben das alles nicht gewusst« würde wohl vor jedem 
Gericht dieser Welt nur zur Erheiterung der Geschworenen führen.

Die Geschichte ist spannend, sie führt uns in den Orient. Gleichwohl ist es 
keine Geschichte aus Tausendundeinernacht, sondern die Realität. Ein Jahr vor 
den Terroranschlägen des 11. September 2001 konstruierte die Commerzbank 
den ersten islamisch ausgerichteten Fonds in Deutschland. Der Al-Sukoor-Fund 
(zu Deutsch »Jagdfalke«) wurde geschaffen, um Muslime und ihr Geld anzu-
ziehen.376 Wie bei »islamischen« Fonds üblich, wachte beim Al-Sukoor der 
Commerzbank ein sogenanntes Scharia-Board über den Anlageprozess. In dem 
Gremium saßen von der Commerzbank handverlesene Scharia-Gelehrte, die den 
Muslimen der Welt die Übereinstimmung der Commerzbank-Anlagen mit dem 
islamischen Recht (Scharia) garantieren sollten. Als zusätzlicher Partner konnte 
auch die saudi-arabische Dallah-Al-Baraka-Gruppe gewonnen werden: »Deren 
konservativere Ausrichtung war uns wichtig, damit nicht der Vorwurf auftaucht, 
der Fonds sei zu wenig islamisch«, sagte ein Mitarbeiter des Unternehmens im 
Gespräch mit der Zeitung Die Welt. Der Mitarbeiter heißt Ulf Hollstein und ar-
beitet für die International Capital Management GmbH (CICM), ein Unterneh-
men der Commerzbank.377 Die Commerzbank legte also Wert auf eine besonders 
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»konservative« islamische Gruppe, mit der man gemeinsam über die Anlagen 
wachen wollte. Wie wir im Folgenden sehen werden, waren die ausgewählten 
Partner nicht nur »konservativ«, sondern islamistisch, um genau zu sein: radikal-
islamistisch. Die erwähnte Dallah-Al‑Baraka-Gruppe wurde vom saudischen 
Geschäftsmann Saleh Abdullah Kamel gegründet. Er leitet Dallah-Al-Baraka 
bis heute. Saleh Abdullah Kamel und seine Unternehmen haben in der Vergan-
genheit nach offiziellen amerikanischen Angaben Usama Bin Laden finanziert. 
Darüber berichtet etwa die Jamestown Foundation.378

Die CICM wurde von der Commerzbank in Dublin, Irland, gegründet. Dort hat 
auch der Europäische Fatwa-Rat seinen Sitz. Und so engagierte die Commerz-
bank die führenden Mitglieder des Europäischen Fatwa-Rates für jenes Gremi-
um, das im Al-Sukoor-Fonds über die Einhaltung der Scharia-Regeln wachen 
sollte. Zu den von der Commerzbank für diese Aufgabe bezahlten Personen ge-
hörten: Scheich Muhammad Al-Mokhtar Al Salami, Mohammed Taqi Al-Usma-
ni, Scheich Abdullah bin Suleiman Al-Manai, Scheich Dr. Abdul Sattar Abdul 
Kareem Abu Ghuddah und Scheich Dr. Yussuf Al Qardawi.

Sofern die Commerzbank ihre Erfahrungen aus der Zeit von 1933 bis 1945 
wirklich ernst genommen hat, warum hat sie sich dann nicht über die zuvor ge-
nannten muslimischen Berater und Manager, die man einstellte, erkundigt? Jeder 
einfache Kassierer hätte einen nachprüfbaren Lebenslauf vorweisen müssen.

Man muss ja nicht unbedingt die Auffassung der jüdischen Anti-Defamation 
League teilen, die auf ihrer Internetseite eine Biografie des Commerzbank‑Scha-
ria-Beraters Scheich Dr. Yussuf Al Qardawi mit den Worten überschreibt: »Sheik 
Yusuf al-Qaradawi: Theologian of Terror« – Qaradawi, der Theologe des Ter-
rors.379

Bleiben wir bei Scheich Yussuf Al Qaradawi. Der Mann ist Mitglied der ra-
dikal-islamistischen Muslimbruderschaft, zu deren Ablegern viele berühmte 
radikal-islamistische Terrorgruppen gehören: Die Bandbreite reicht von der pa-
lästinensischen Hamas bis zur Terrorgruppe Al Qaida. Commerzbank-Berater 
Qaradawi war und ist der Chefideologe dieser radikal-islamistischen Muslimbru-
derschaft. So hat Herr Qaradawi etwa im Jahre 2004 eine Fatwa erlassen, in der 
er die Enthauptung von westlichen Geiseln im Irak rechtfertigt. Zeitgleich war 
der Mann Vorsitzender des Scharia-Rates der Commerzbank für den Al-Sukoor-
Fonds. Doch es kommt noch schlimmer.

Al Qaradawis Bedeutung in radikalen Islamistenkreisen kann kaum überschätzt 
werden. Der langjährige Leiter des Institute of Islamic Political Thought in Lon-
don, Azzam al Tabibi, umschrieb Al Qaradawis Bedeutung schon vor vielen Jah-
ren mit den Worten: »Wenn man von Scheich Qaradawi spricht, dann spricht 
man von einem Publikum von Hunderten von Millionen von Muslimen in der 
ganzen Welt, von einem, der wirklich die öffentliche Meinung formt. (...) Wenn 
Scheich Qaradawi eine Fatwa ausspricht, dann wird diese Fatwa am nächsten 
Tag in Hunderten von Orten rund um die Erde anerkannt.«380 Al-Qaradawi ist 
der Urheber von annähernd 150 Fatwen, und einige von diesen sind von großer 
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Relevanz für Selbstmordattentäter. Al-Qaradawi hat in mehreren seiner Fatwen 
alle erwachsenen Juden in Palästina als »Okkupanten« und »Krieger« bezeichnet 
und sie damit zu legitimen Kriegszielen erklärt. In seinen Fatwen heißt es, wenn 
Selbstmordattentäter sich bei Aktionen gegen Israelis selbst töten, dann sei das 
eben nicht Selbstmord, sondern die Aufopferung im Heiligen Krieg. Und solche 
Selbstmordattentäter seien glorreiche Märtyrer.

Scheich Qaradawi sieht sich als Frauenbefreier. Er gestattet in seinen Fatwen 
nämlich nicht nur Männern, sondern auch Frauen, Selbstmordattentäter(in) zu 
werden. Qaradawis diesbezügliche Fatwa zeichnet sich dadurch aus, dass das 
als religiöse »Märtyrertat« gepriesene Sich-in-die-Luft-Sprengen auch Frauen 
erlaubt wird, die in diesem Fall nicht einmal ihre Väter, Brüder oder Ehemänner 
um Erlaubnis fragen müssen – und die bei dieser Gelegenheit sogar ihr Kopftuch 
abnehmen dürfen.

Yussuf Al Qaradawi, der seit 1999 mit einem Einreiseverbot in die Vereinig-
ten Staaten belegt ist, hat bei seinen Reisen durch Europa stets Terroranschläge 
gerechtfertigt, zumindest wenn diese gegen israelische Staatsbürger gerichtet 
sind. So sagte Al Qaradawi im Juli 2003 bei einer vom Europäischen Fatwa-Rat 
in Stockholm organisierten Konferenz mit dem Titel Der Dschihad hat keine 
Verbindungen zum Terror: »Die Märtyreroperationen von Palästinensern gegen 
die zionistische Besatzung gehören keinesfalls in den Bereich des verbotenen 
Terrors, auch wenn unter den Opfern Zivilisten sein sollten.«381 Zu jener Zeit 
stand Herr Al Qaradawi in den Diensten der Commerzbank. Jeden anderen Be-
rater hätte man nach solchen Äußerungen sofort gefeuert. Herr Al Qaradawi aber 
durfte auch nach den übelsten Äußerungen weiterhin mit seiner Tätigkeit für die 
Commerzbank werben.

Auf der genannten Veranstaltung wurde etwa ein von Al Qaradawi erarbeitetes 
Papier verteilt, in dem es hieß: »Wer Märtyreraktionen widerspricht und behaup-
tet, es handele sich dabei um Selbstmord, der begeht einen großen Fehler. Die 
Ziele dessen, der Märtyreraktionen ausführt, und dessen, der Selbstmord begeht, 
sind vollständig andere. (...) Wer Selbstmord (begeht), tötet sich selbst für sich 
selbst, weil er im Beruf, in der Liebe, einer Prüfung oder Ähnlichem versagt hat. 
Er war zu schwach, die Situation zu meistern, und hat sich entschieden, vor dem 
Leben in den Tod zu fliehen. Wer dagegen eine Märtyreraktion ausführt, denkt 
nicht an sich. Er opfert sich zugunsten eines höheren Zieles, vor dem alle (ande-
ren) Opfer ihre Bedeutung verlieren. Er verkauft sich selbst an Allah, um als Ge-
genleistung dazu sich das Paradies zu erkaufen. Allah sagte: ›Allah hat die See-
len und Eigenschaften der Gläubigen gekauft, damit sie das Paradies ererben.«‹

Nun kann man von Commerzbank-Mitarbeitern nicht unbedingt erwarten, dass 
sie die Flugblätter des Herrn Al Qaradawi lesen. Aber die Newsweek ist eine 
international verbreitete Zeitschrift, und in der September-Ausgabe des Jahres 
2004 gab es dort einen Bericht über Herrn Al Qaradawi. Darin stand, dass dieser 
die Iraker auffordere, amerikanische Soldaten zu töten. Zudem sammelte Herr 
Al Qaradawi Geld für Terroranschläge gegen amerikanische Soldaten im Irak.382 
Herr Al Qaradawi befürwortet und finanziert offen die Ermordung von israeli-
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schen Zivilisten. Und er fordert die Ermordung amerikanischer Soldaten und 
unterstützt die Enthauptung westlicher Geiseln im Irak. Völlig offen. Trotz all 
dieser Tatsachen ließ ihn die Commerzbank als Islam-Manager für sich arbeiten. 
Jahr für Jahr, von 2000 bis 2006.

Die Quellen zu Al Qaradawis Verherrlichungen von Selbstmordanschlägen in 
seinen Fatwen sind zahlreich. Qaradawi selbst behauptet jedoch, der Widerstand 
etwa der Palästinenser gegen die israelischen Besatzer habe mit Terrorismus 
nichts zu tun. Das sei legitimer Befreiungskampf, meint er und fügt hinzu: »... 
Diese Operationen sind die höchste Form des Dschihad nach dem Willen Got-
tes, die nach der Scharia [islamisches Recht] erlaubt sind.«383 »Das sind keine 
Selbstmörder, das sind ›Märtyrer‹ im Namen Gottes.« Und wenn unschuldige 
Frauen und Kinder die Opfer sind? »Israelische Frauen sind nicht wie die Frauen 
in unserer Gesellschaft, denn sie sind militarisiert. Außerdem hat Allah in sei-
ner unendlichen Weisheit den Schwachen etwas gegeben, was die Starken nicht 
besitzen, nämlich die Fähigkeit, ihre Körper zu Bomben zu machen, wie die 
Palästinenser.«384

Darin ist Scheich Al Qaradawi klar und eindeutig: Wenn es um jüdische Staats-
bürger geht, darf man nicht zimperlich sein, es darf »zurückgeschlagen wer-
den«. Zitat: »Folglich ist es uns erlaubt, jeden (!) Israeli zu töten, bis sie mit der 
Massentötung und ihrem Heidentum (!) aufhören. Nur dann können wir unsere 
Attacken auf israelische Zivilisten beenden.« Bei so viel Geringschätzung indi-
viduellen Lebens drängt sich die Frage auf, wie viel Menschlichkeit ein politisch 
wiedererstarkter Islam à la Qaradawi wohl dem einzelnen Menschen entgegen-
bringen würde.

Der langjährige Commerzbank-Berater Al Qaradawi rief offen zum Dschihad 
gegen die »Ungläubigen« auf. Nun könnte die Commerzbank behaupten, davon 
nichts gewusst zu haben. Doch man benötigt – wie schon dargestellt – keine 
Geheimdokumente, um das Gegenteil zu belegen. Man muss nur einige der vie-
len Bücher Al Qaradawis lesen. Etwa das Buch Fiqh az Zakhat (zu Deutsch: 
Islamisches Recht und Spendengebot) – eine vergleichende Studie.385 Das Buch 
widmet sich einem der Grundpfeiler des Islam, der »Zakat-Abgabe«. Diese zu 
den fünf Säulen des Islam gehörende »Armenabgabe« beträgt 2,5 Prozent des 
Einkommens. Ihre Verwendung soll nach Al Qaradawi vor allem dem Dschihad 
zugute kommen: »Die ehrenwerteste Form des Dschihad ist es, muslimisches 
Land von der Vorherrschaft der Ungläubigen zu befreien. (...) Heute ist muslimi-
sches Land besetzt in Palästina, Kaschmir, Eritrea, Äthiopien, Tschad, Somalia, 
Zypern, Samarkand, Bukhara, Taschkent, Usbekistan, Albanien und an einigen 
anderen Orten. Es ist eine islamische Pflicht, den heiligen Krieg zur Errettung 
dieses muslimischen Landes zu führen, und der Krieg für dieses Ziel in den be-
setzten Gebieten ist nach dem Willen Allahs das, wofür Zakat aufgewendet wer-
den muss.«

Es sind viele Milliarden Euro, die Jahr für Jahr von Muslimen als Zakat-Abgabe 
gesammelt werden. Dieses Geld dient also auch der Kriegsführung zur »Befrei-
ung« von Gebieten, die die radikal-islamistische Muslimbruderschaft des Herrn 
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Al Qaradawi als dem Islam zugehörig betrachtet. Der islamische Staat, der dort 
nach ihrer Auffassung errichtet werden muss, heißt im Klartext: das Kalifat, also 
eine Religionsdiktatur. Will die Commerzbank ernsthaft behaupten, davon nichts 
gewusst zu haben? Al Qaradawi verbirgt diese Auffassung in seinen Schriften 
keineswegs. Nur machte sich offenkundig kein Mitarbeiter der Commerzbank 
die Mühe, die Bücher eines Herrn Qaradawi zu lesen. Es ist überall offen ein-
sehbar, wie umstritten Herr Al Qaradawi ist. Aber es ist eben viel bequemer, dies 
alles zu verdrängen. Die Commerzbank engagierte also den radikalen Islamisten 
und entlohnte ihn fürstlich.

Scheich Al Qaradawi predigt offen blinden Hass gegen die Vereinigten Staaten. 
Er ist darin kompromisslos: Qaradawi ruft offen zum Mord an Kindern und an 
US-Zivilisten im Irak auf – »während gleichzeitig zwei seiner Töchter im si-
cheren Großbritannien ihren Studien nachgehen, im Vereinigten Königreich der 
Ungläubigen«, wie der Direktor des Fernsehsenders Al-Arabiya, Abdel Rahman 
Al-Rashid, meint. Er fügt hinzu: »Wie können wir solch einem Scheich glauben, 
wenn er uns verkündet, der Islam sei eine Religion der Gnade und Vergebung, 
und ihn doch selbst in eine Religion des Blutvergießens verkehrt?«386

Man kann blind sein. Man kann taub sein, aber irgendwann wird es einfach 
peinlich und extrem unglaubwürdig. Denn sogar der Verfassungsschutz hat offen 
vor Herrn Al Qaradawi gewarnt.

Das baden-württembergische Landesamt für Verfassungsschutz warnt – wie 
alle deutschen Verfassungsschutzbehörden – seit Jahren schon vor Herrn Al Qa-
radawi. Das ist im Internet für jedermann – auch für die Mitarbeiter der Com-
merzbank – offen einsehbar.387 Das hessische Landesamt für Verfassungsschutz 
schreibt, die Fatwen und politischen Botschaften des Herrn Al Qaradawi seien 
mit westlicher Demokratie nicht vereinbar, einen wirklichen Dialog zwischen 
verschiedenen Religionen könne es mit diesem Mann nicht geben: »Folgt man 
dem ägyptischen Islamgelehrten Yussuf Al Qaradawi, der mit seinen im Internet 
veröffentlichten Rechtsgutachten (Fatwas) seit Jahren großen Einfluss auch auf 
islamische Gemeinschaften in Deutschland nimmt und der Muslimbruderschaft 
nahesteht, so ist der Dialog mit den ›Schriftbesitzern‹, nur erlaubt, sofern er nicht 
an die fundamentalen Grundlagen des Islam rührt.«388

Commerzbank-Berater Al Qaradawi verehrt offen jene Ideologen, die Usama 
Bin Laden zum Top-Terroristen gemacht haben. Das thüringische Landesamt 
für Verfassungsschutz berichtet im Internet: »Qaradawi ist übrigens ein islami-
scher Akademiker, der islamistische Denker wie Abu l-Ala alMawdudi, Hasan 
Al-Banna, Sayyid Qutb, Said Hawwa u. a. als ›gemäßigte Gelehrte‹ bezeichnet, 
mit einer ›humanistischen‹ Botschaft, hohen moralischen Standards und univer-
seller Ausrichtung.«389 Nun muss man wissen, dass die genannten islamistischen 
Denker jene Männer sind, die aus Bin Laden mit ihren radikal-extremistischen 
Schriften den Menschen gemacht haben, der heute von den westlichen Geheim-
diensten steckbrieflich gesucht wird.

Mit dem westlichen Demokratieverständnis sind die Ideale des Herrn Qarada-
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wi also nicht wirklich in Einklang zu bringen. Falls Herr Al Qaradawi, der Vor-
denker der radikal-islamistischen Muslimbruderschaft, befindet, wer vom Islam 
abfalle oder konvertiere, der könne getrost getötet werden, dann bedarf diese 
Auffassung keiner weiteren Diskussion. Wie konnte dieser Mann nur von der 
Commerzbank zum Vorsitzenden des Scharia Advisory Boards ihres Al Sukoor 
Funds ernannt werden? Wie war es möglich, dass dieser bekennende Judenhas-
ser und Terrorunterstützer Jahr für Jahr bei der Commerzbank entlohnt wurde?

Die Commerzbank witterte offenkundig ein Milliardengeschäft und stellte sich 
auf das lukrative Neugeschäft mit Muslimen ein. Sechs Jahre lang bezahlte die 
Commerzbank radikale Scheichs, um mit ihren Gutachten (Fatwen) möglichst 
viele Anleger aus dem Reiche Allahs anzulocken. Genutzt hat ihr das alles nichts: 
Von 40 Millionen Euro im Jahre 2000 fiel das Fondsvermögen bis 2005 auf nur 
noch vier Millionen Euro. Der Al-Sukoor-Fonds wurde geschlossen. Scheich Al 
Qaradawi hatte gemeinsam mit seinen radikalen Gesinnungsgenossen regelmä-
ßig die Aktienauswahl des Al-Sukoor-Fonds geprüft und mittels seiner Fatwen 
den göttlichen Segen für das Investment verteilt. Geholfen hat das der Commerz-
bank nicht wirklich.

Nun ist Scheich Dr. Yousuf Al Qardawi nur einer von fünf Mitgliedern des 
Scharia Advisory Boards der Commerzbank gewesen. Die anderen sind, um sie 
noch einmal zu nennen: Scheich Muhammad Al-Mokhtar Al Salami, Moham-
med Taqi Al-Usmani, Scheich Abdullah bin Suleiman Al-Manai und Scheich Dr. 
Abdul Sattar Abdul Kareem Abu Ghuddah. Man benötigt nicht sonderlich viel 
Zeit, um in offen zugänglichen Quellen nachzurecherchieren, welche Auffas-
sung diese Männer haben: Sie eifern ihrem Chefideologen Scheich Dr. Yousuf 
Al Qardawi nach. Auch sie alle standen sechs Jahre lang auf den Gehaltslisten 
der Commerzbank.

Der Vorstand der Commerzbank hatte vor Jahren die Auftragsarbeit Die Com-
merzbank und die Juden/1933-1945 finanziert. Nun müsste der Vorstand eigent-
lich ein anderes Kapitel seiner Firmengeschichte aufarbeiten. Ein deutsches 
Bankhaus, das in seiner Gier nach Milliardeneinnahmen Terrorunterstützer, 
Judenhasser und Frauendiskriminierer als Berater engagiert. Aber das ist ja in 
der heutigen Zeit offenkundig »politisch korrekt«. Die Commerzbank hat die 
Zusammenarbeit mit dem Terror-Scheich viel Geld gekostet. Und viel Geld der 
Anleger wurde in den Kamin gejagt. Man sieht, wohin das alles geführt hat: Die 
Anhänger der Multikulti-Globalisierungs-Primaten-Ideologie haben die einst 
renommierte Bank völlig heruntergewirtschaftet. Sie ist heute teilverstaatlicht. 
Inzwischen ist der Wahnsinn zur Normalität geworden. Denn heute umarmen wir 
sogar Völkermordleugner öffentlich und schütteln ihnen die Hände.

Kölsche Klüngel: Herr Schramma und die Völkermordleugner

Können Sie sich vorstellen, dass führende europäische Politiker demokratischer 
Parteien bekannten Völkermordleugnern heute begierig in der Öffentlichkeit die 
Hände schütteln? Können Sie sich weiterhin vorstellen, dass Völkermordleugner 
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im Bundeskanzleramt ebenso gern gesehene Gäste sind wie in der europäischen 
Hauptstadt Brüssel? Sie halten das für einen Scherz? Dann werden Sie wahr-
scheinlich auch nicht glauben wollen, dass man Völkermordleugnern überall in 
Europa bereitwillig Gebäude errichten lässt, in denen sie ganz offen bestialische 
Massenmorde leugnen dürfen. In Köln wird die Zentrale dieser Völkermordleug-
ner gebaut. Politiker (fast) aller Parteien umjubeln das Projekt. Zugleich wird 
allerdings ein Rahmenbeschluss der EU-Justizminister umgesetzt, wonach das 
Leugnen eines Völkermordes mit bis zu drei Jahren Haft bestraft werden kann. 
All jene Politiker, die jetzt auch in Deutschland den Völkermordleugnern noch 
begeistert auf die Schultern schlagen, sollten vielleicht schon einmal ihren Straf-
verteidiger aufsuchen und sich beraten lassen, ob sie sich der fortgesetzten Bei-
hilfe beim Leugnen eines Völkermordes strafbar gemacht haben.

Am 19. April 2007 hatten sich unter dem Vorsitz der deutschen Justizministerin 
Brigitte Zypries (SPD) die Justizminister der 27 EU-Staaten auf einen Rahmen-
beschluss gegen »Rassismus und Fremdenfeindlichkeit« geeinigt. Danach soll 
etwa das Leugnen eines Völkermordes mit Gefängnis von bis zu drei Jahren 
bestraft werden.390 Die Fakten sind somit klar.

Im September 2007 wurde in der europäischen Hauptstadt Brüssel eine Groß-
demonstration von 20 000 Juden, Christen, Atheisten, Hindus und Ex-Muslimen 
gegen die »schleichende Islamisierung Europas« verboten. Der Brüsseler Bür-
germeister Freddy Thielemans, ein Sozialdemokrat, erklärte die Kundgebungs-
teilnehmer aus allen EU-Staaten pauschal zu »Kriminellen«.391 Herr Thielemans 
ist sozialistischer Herr über eine Stadt, in der auch Völkermordleugner viel zu 
sagen haben: Ein interessanter Mitbürger in der Umgebung des Bürgermeisters 
ist Herr Emir Kir. Der Mann sorgt für Aufsehen: Der in der Türkei geborene 
Muslim war in Brüssel zuständig für öffentliche Monumente. Herr Emir Kir war 
»Staatssekretär für Stadtreinigung, Müllentsorgung und Denkmalschutz der Re-
gion Brüssel-Hauptstadt«. Und eben dieser den Sozialisten angehörende Emir 
Kir trat öffentlich dafür ein, ein Monument, das zum Gedenken an den Genozid 
an den Armeniern (1915 ermordeten muslimische Türken bis zu 1,5 Millionen 
christliche Armenier) in Brüssel errichtet wurde, abzureißen, weil er den Völker-
mord an den Armeniern392 leugnet. Das Leugnen eines Völkermordes ist indes 
auch in Belgien – eigentlich – eine Straftat. Im Mai 2004 hatte Emir Kir sogar 
an einer muslimischen Demonstration in Brüssel teilgenommen, bei der man den 
Abriss des Völkermord-Denkmals forderte.

Solche Demonstrationen, bei denen Völkermorde geleugnet werden, werden 
in Brüssel auf dem sozialistischen Bürgermeisteramt genehmigt. Sie sind angeb-
lich eine »kulturelle Bereicherung«. Herr Emir Kir hat im Juli 2007 seine Klage 
gegen Journalisten, die ihn als »Völkermordleugner« tituliert hatten, zurückge-
zogen. Der Völkermordleugner ließ sich zeitgleich wieder von den belgischen 
Sozialisten wählen.393 Sie applaudieren dem Völkermordleugner bereitwillig. 
Nochmals: Der Bürgermeister der europäischen Hauptstadt fördert Völkermord-
leugner – und erklärt zugleich friedliche Demonstranten aus 27 EU-Staaten, die 
alle Religionen, Hautfarben und verschiedene demokratische politische Auffas-
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sungen repräsentierten, pauschal zu »Kriminellen«.
Ein Jahr später – am 19./20. September 2008 – prallten in Köln Rechtsextreme, 

die das Thema Islam für ihre propagandistischen Ziele entdeckt hatten, und mul-
tikulturelle Bürger aufeinander. Und wieder wurde eine Demonstration – dieses 
Mal vom CDU-Oberbürgermeister – verboten. Sowohl der Brüsseler SPD- als 
auch der Kölner CDU-Bürgermeister haben rein zufällig wahrlich merkwürdige 
Freunde – Völkermordleugner. Nicht ein europäischer Journalist hat es bislang 
gewagt, die merkwürdigen Ergebenheitsbekundungen europäischer Spitzenpoli-
tiker gegenüber solchen Völkermordleugnern einmal näher zu betrachten.

Der langjährige Kölner Bürgermeister Fritz Schramma (CDU), der 2009 nach 
vielen schweren Vorwürfen aufgeben musste394, hat für den Bau der DITIB-Groß-
moschee in Köln-Ehrenfeld gestimmt. Auf den ersten Blick ging es ja nur um die 
Frage der Religionsfreiheit. Und eine Religion muss doch das Recht haben, Ge-
betshäuser errichten zu dürfen. Der Bauherr DITIB ist die Türkische-Islamische 
Union der Anstalt für Religion (türkisch DITIB) und untersteht der dauerhaften 
Leitung, Kontrolle und Aufsicht durch das staatliche türkische Religionsminis-
terium. Überall will DITIB in Deutschland Moscheen errichten. Dummerweise 
besteht DITIB aus lauter Völkermordleugnern. Man muss in diesem Zusammen-
hang wissen, dass alle DITIB-Imame vor ihrer Entsendung nach Deutschland in 
der Türkei darin geschult werden, den türkischen Völkermord an den christli-
chen Armeniern zu leugnen. In Köln-Ehrenfeld wird also eine Großmoschee von 
einer muslimischen Organisation entstehen, die im Leugnen eines barbarischen 
Völkermordes an Christen geschult ist.

Auch der Holocaust-Überlebende Ralph Giordano berichtete in der Frankfur-
ter Allgemeine Zeitung vom 12. August 2007, die DITIB-Imame würden darin 
geschult, den Völkermord an den Armeniern als »Mythos« zu erklären. Nicht 
ein Politiker hat Ralph Giordano damals widersprochen. Man weiß also auf po-
litischer Seite längst schon, mit wem man es bei DITIB zu tun hat. Angenom-
men, Deutsche würden solche Thesen etwa über Auschwitz verbreiteten, wäre 
ihnen allerdings (zu Recht) die staatliche Strafverfolgung ganz sicher. Wir haben 
also längst schon zweierlei Recht im gleichen Land. Völkermordleugner werden 
staatlich hofiert und unterstützt, wenn es denn politisch korrekt ist.

Nun gibt es in den DITIB-Moscheen Koranunterricht. In diesem Unterricht 
wird vor den jungen türkischen Schülern der Völkermord an den christlichen 
Armeniern geleugnet. Das Europäische Parlament hat mit den Beschlüssen vom 
18. Juni 1987 und vom 15. November 2001 die Anerkennung des Völkermordes 
durch den heutigen türkischen Staat zu einer Voraussetzung des EU-Beitritts der 
Türkei erklärt und am 28. Februar 2002 in einer weiteren Beschlussfassung die 
Türkei zur Einhaltung dieser Vorgabe gemahnt.395

Die staatlich geschulten Völkermordleugner von DITIB sind unterdessen im 
Kanzleramt gern gesehene Gäste und wurden etwa zum Integrationsgipfel einge-
laden. Auch bei der Deutschen Islamkonferenz sitzt mit Sadi Arslan der DITIB-
Chef (er ist zugleich auch Botschaftsrat für religiöse Angelegenheiten der türki-
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schen Botschaft in Berlin) mit am Tisch.
Ganz sicher wissen unsere Politiker auch, dass die staatliche türkische Religi-

onsbehörde, der die DITIB untersteht, den Christen in der Türkei den Bau selbst 
von kleinen Kirchen verbietet. Johann Kardinal Meisner fragte diesen Punkt be-
treffend in Zusammenhang mit dem Kölner Moscheebau: »Oder warum tritt die 
DITIB, die Türkisch-Islamische Union der Anstalt für Religion, die eine gro-
ße Moschee in Köln bauen will, nicht hilfreich zugunsten der Christen bei ih-
ren Glaubensbrüdern in der Türkei ein, denen permanent der Bau von kleinen 
Kirchen in der Türkei verboten wird? Wie soll denn dieses Schweigen gedeutet 
werden?«396 Solche Fragen sind höchst unerwünscht in Deutschland. Sie hinter-
lassen nämlich ekelige Schmutzflecken auf den angeblich so weißen Westen der 
DITIB-Vertreter.

In Deutschland, das über Jahrzehnte hin nach dem barbarischen Holocaust zu 
Recht dazu aufgerufen hatte, Völkermorde überall in der Welt zu ächten, sind 
Völkermordleugner heute unter den Planern der neuen Multikulti-Primaten-Ras-
se im Kanzleramt wieder gern gesehene Gesprächspartner – man verdrängt, was 
man halt nicht sehen will. Man stelle sich nur einmal vor, in Israel gäbe es einen 
Integrationsgipfel, an dem auch Deutsche teilnehmen würden. Und als Vertreter 
dieser Deutschen säße dann eine Organisation am Tisch, die den Holocaust leug-
nen und für einen »Mythos« erklären würde. Ob die Israelis das wohl freudig 
hinnehmen würden? Was sollen die vielen in Deutschland lebenden Nachkom-
men der ermordeten Armenier eigentlich von deutschen Politikern halten? War-
um schauen wir bei Völkermordleugnern weg, statt mit der Faust auf den Tisch 
zu hauen und Klartext zu reden?

Deutsche Politiker sind eben Duckmäuser und windelweiche Feiglinge. Statt 
Klartext zu sprechen, gibt es Lobeshymnen für die Völkermordleugner. So hat 
der nordrhein-westfälische Ministerpräsident Jürgen Rüttgers (CDU) im Okto-
ber 2008 in Duisburg-Marxloh die größte Moschee Deutschlands eingeweiht. 
Auch sie gehört zum Völkermordleugner-Verbund von DITIB. Der angeblich 
christliche Politiker Rüttgers sprach den Völkermordleugnern nach dem Mund. 
Den Bauauftrag hatte DITIB an den Solinger Holocaustleugner Günter Kissel397 
vergeben.398 Deutsche Spitzenpolitiker Seite an Seite mit Völkermordleugnern399 

und Holocaustleugnern – das wird von der Bevölkerung geschluckt, solange es 
nur um die angebliche kulturelle »Bereicherung« durch den Islam geht. Mehr 
noch: Die EU und das Land Nordrhein-Westfalen schossen dem Bau der Räum-
lichkeiten, in denen sich die Völkermordleugner bewegen, insgesamt 3,2 Millio-
nen Euro aus Steuermitteln zu. Damit werden Seminarräume finanziert, in denen 
die Völkermordleugner aus den Reihen von DITIB ihre Sicht der Geschichte 
präsentieren können.

Dieses Verdrängen der Realität hat System – und wird neben der Politik auch 
von den Medien unterstützt. Betrachtet man die Geschehnisse der vergangenen 
Monate um Köln in Bezug auf das Thema Moscheebau, dann geht es in deutsch-
sprachigen Medien nie um die Inhalte, sondern nur um politische Korrektheit. 
Die Frage, ob es die vermeintliche »Islamisierung« Europas und die angebliche 
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kulturelle Bereicherung durch muslimische Mitbürger tatsächlich gibt, wird nicht 
gestellt. Man müsste dann ja auch der Realität in die Augen schauen. Stattdessen 
wird jeder, der diese Frage zu stellen wagt, sofort in die rechtsextremistische 
Ecke gestellt. Dabei gibt es Beispiele, die nachdenklich machen.

Als der Brüsseler Bürgermeister Freddy Thielemans, der den Völkermordleug-
ner Emir Kir an seiner Seite unterstützt, im September 2007 eine Großdemons-
tration gegen die »schleichende Islamisierung« Europas verbot, da bestritt der 
Mann öffentlich, dass es auch nur die geringsten Anzeichen für eine solche »Isla-
misierung« in Europa gebe. In der europäischen Hauptstadt Brüssel sind heute – 
je nach Stadtbezirk – 20 bis 33 Prozent der Einwohner muslimischen Glaubens. 
57 Prozent der Neugeborenen sind Muslime. Und Mohammed ist inzwischen der 
häufigste Vorname der männlichen Neugeborenen in Brüssel. Nach Angaben bel-
gischer Universitäten wird diese Entwicklung in nur etwa zwölf Jahren Folgen 
haben: Dann nämlich wird Brüssel nach den Prognosen der Wissenschaftler eine 
islamische Stadt sein.

Nun kann man Prognosen Glauben schenken – oder sie verdammen. Man kann 
aber auch einen Blick in die Realität der Gegenwart werfen. Wie überall auf der 
Welt halten sich auch in Brüssel fast alle Muslime an die Fastenregeln des Rama-
dans. Von Sonnenauf- bis Sonnenuntergang essen und trinken sie nicht. In einer 
toleranten Umgebung sollte das eigentlich kein Problem sein. Anders in Brüssel, 
in einem Stadtbezirk, in dem viele Mitbürger muslimischen Glaubens sind: In 
der Rue Blaes wollten fastende Muslime einen Belgier aus religiösen Gründen 
auf der Straße erschlagen. Das Opfer verlor zwei Liter Blut und wird wohl nur 
noch mit Krücken gehen können. Der Mann ist allerdings so arm, dass er sich 
Gehhilfen nicht leisten kann. Warum aber wollten ein älterer Muslim und sein 
21 Jahre alter Sohn den Belgier auf der Straße töten? Nun, der Belgier hatte es 
gewagt, ein Bier auf der Straße zu trinken. Die Täter bekannten im Polizeiverhör, 
vollkommen richtig gehandelt zu haben. Es habe sich doch um »legitime Not-
wehr« gehandelt – schließlich sei das Trinken im Fastenmonat Ramadan tagsüber 
in der Öffentlichkeit doch eine Beleidigung ihrer religiösen Gefühle gewesen.400

Man könnte dieses Beispiel wieder einmal für einen isolierten Einzelfall halten, 
wäre nicht eine Studie veröffentlicht worden, nach der 62 Prozent der befrag-
ten Muslime wünschen, dass allen Nicht-Muslimen in islamischer Umgebung 
während des Fastenmonats Ramadan ebenfalls das Essen und Trinken verboten 
werden sollte.401 Die Umfrage fand in mehreren arabischen Ländern statt. Und 
die sind weit entfernt – so glaubt man zumindest in der europäischen Öffentlich-
keit. Tatsache aber ist, dass es hier vor unseren Haustüren in Europa eben nicht 
anders ist. Da berichtet beispielsweise die norwegische Zeitung Nettavisen im 
Ramadan 2008 über die Wünsche weiter Teile norwegischer Muslime, in Disko-
theken und Restaurants den Alkoholausschank zu verbieten, damit Muslime sich 
nicht länger durch den Anblick Alkohol trinkender Norweger in ihren religiösen 
Empfindungen beleidigt fühlen.402 Das Alkoholverbot soll natürlich nicht nur im 
Ramadan gelten.

Betrachten wir ein anderes europäisches Land, Dänemark. Der Ramadan hat 
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dort interessante Auswirkungen, denn in Dänemark gibt es wie in vielen euro-
päischen Ländern Schulspeisungen. In immer mehr Schulklassen sind viele Kin-
der Muslime. Sie fasten im Ramadan und üben gewaltigen Druck auch auf ihre 
nicht-muslimischen Mitschüler aus, ebenfalls im Ramadan tagsüber nichts zu 
essen und zu trinken. Anstelle von Toleranz gibt es in dänischen Schulen im Ra-
madan nur noch einseitigen Druck.403 Die Folgen sind nach Angaben dänischer 
Schulen nicht zu übersehen: Die Schüler sind den ganzen Tag über hungrig und 
absolut lernfaul. In der dänischen Stadt Odense sind die Schulbehörden mit die-
ser Erkenntnis an die Öffentlichkeit gegangen und appellieren an muslimische 
Eltern, ihre Kinder nicht länger im Ramadan hungern und dürsten zu lassen.404

Es gibt also unbestreitbar Dinge, die sich in Europa verändern. Man könnte 
Tausende weitere Beispiele dafür aufzeigen. Wer es wagt, auf diese überall in 
Europa anzutreffende Entwicklung aufmerksam zu machen, der gilt heute als 
»Rassist« oder »Rechtsextremist«. Interessanterweise behaupten das genau jene, 
die sich ungeniert an der Seite von Völkermordleugnern in der Öffentlichkeit 
präsentieren. Viele Menschen sind vor diesem Hintergrund im September 2008 
nach Köln gefahren und haben unfreiwillig auch die Völkermordleugner von 
DITIB unterstützt. Denn sie haben zugleich Wasser auf die Mühlen all jener ge-
gossen, die für den Bau weiterer Großmoscheen eintreten.405

Wir erleben den schleichenden Niedergang der Meinungsfreiheit in Europa, 
die Etablierung von islamischen Rechtssystemen, das zwangsweise Aufzwingen 
islamischer Werte gegenüber Nicht-Muslimen an europäischen Schulen. Aber 
einen Mann, den Muslime im Ramadan in der europäischen Hauptstadt Brüssel 
wegen einer Bierflasche fast tot schlagen, den nehmen wir nicht einmal mehr 
zur Kenntnis. Wir haben eine Schere im Kopf. Unsere Freiheit ist längst schon 
beschnitten worden.

Wegschauen ist offenkundig in Deutschland der neue Trend – man kennt das 
ja aus der Geschichte. Wenn der Kölner Holocaust-Überlebende Ralph Giordano 
von Muslimen mit dem Tode bedroht wird – wen stört’s denn noch? Wenn Mina 
Ahadi, die Vorsitzende des Zentralrats der Ex-Muslime, von Moslems mit dem 
Tode bedroht wird – was soll’s? Wenn der Autor dieser Zeilen von Muslimen 
mit dem Tode bedroht wird – so ist das unerheblich. Seit 2008 wird auch der 
Islam-Professor Mohammed Kalisch, ein Muslim, von Muslimen mit dem Tode 
bedroht. Er hatte es gewagt, seine eigene Religion, den Islam, zu kritisieren. 
Dafür soll er nun sterben. Kalisch musste aus Sicherheitsgründen umziehen.406 
Auch das kümmert niemanden. Wegschauen ist doch viel einfacher. Unsere Kin-
der werden uns ganz sicher einmal fragen, warum wir Völkermordleugner hofiert 
und deren Kritiker als »Extremisten« geschmäht haben. Was werden wir ihnen 
dann nur antworten? Die Schlacht um unsere Werte hat längst schon begonnen. 
Perverserweise schalten wir die Kanäle frei für jene Sender, die in Radio und 
Fernsehen zum offenen Kampf gegen uns »Ungläubige« aufrufen.
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Dschihad-TV – Herr Schäuble und die Terrorsender

Wie macht man aus jungen Mitbürgern schlimme Kriminelle und Vorkämpfer 
für den Bürgerkrieg? Ganze Heerscharen von Soziologen verfassen dazu teure 
Gutachten. Dabei müssten sie nur einmal die Fernsehprogramme in den Kinder-
zimmern zugewanderter Mitbürger in Deutschland einschalten. Bundesinnenmi-
nister Wolfgang Schäuble (CDU) schaut dabei untätig zu.

Darf man einen Rollstuhlfahrer ausrauben? Wann darf man wem ein Messer in 
den Bauch stechen? Darf man Frauen, die kein Kopftuch tragen, vergewaltigen? 
Und kommt man ins Paradies, wenn man einen Bus voller Zivilisten in die Luft 
sprengt? Es gibt Radio- und Fernsehsender, die beantworten solche Fragen. Mit-
ten in Europa. Es sind ziemlich böse Fernsehsender – zumindest aus der Sicht 
des westlichen Kulturkreises. Doch in den Kinderzimmern unserer aus dem isla-
mischen Kulturkreis zugewanderten Mitbürger haben Fernsehsender wie etwa Al 
Manar einen festen Platz. Kein anderer islamischer Sender hat ein ansprechen-
deres Kinderprogramm als Al Manar. Und kein anderer verbreitet mehr Hass in 
den Köpfen junger Menschen.

Al Manar – das ist ein Kampfsender der Heiligen Islamischen Krieger, die den 
Kampf gegen die »Ungläubigen« in die Welt tragen wollen. Gegründet wurde 
er 1991 von der pro-iranischen Terrorgruppe Hizbullah. Seit dem 18. Dezem-
ber 2004 steht er auf der US-Liste der Terrororganisationen. Aber in deutschen 
Kinderzimmern ist er der Bundesregierung weiterhin willkommen. Wolfgang 
Schäuble sieht keinen Grund, ihn dort zu verbieten. Schließlich ist er Teil der 
»freien Meinungsäußerung«. Würden rechte Gruppen einen ähnlichen Sender 
betreiben – der Innenminister hätte längst medienwirksam alle Sondereinheiten 
dagegen aufmarschieren lassen.

Volksverhetzung, Gewaltverherrlichung und Judenhass sind fester Pro-
gramminhalt von Al Manar. Über die Satelliten Arabsat und Nilesat ist er pro-
blemlos in deutschen Kinderzimmern zu empfangen. Der Verfassungsschutz 
findet den Brutalo-Sender einfach nur grauenvoll. Alexander Ritzmann von der 
Europäischen Stiftung für Demokratie407 in Brüssel wird mit den Worten zitiert: 
»Denn der Hisbollah-Sender trägt mit seinen antidemokratischen, antiwestlichen 
und antisemitischen Programminhalten unzweifelhaft zur Radikalisierung von 
Muslimen in Deutschland bei.«

Al Manar heißt übersetzt »Der Leuchtturm«. Bundesinnenminister Schäuble 
scheint klammheimlich Sympathien für den Sender zu hegen. In einem weithin 
beachteten Schritt hat er nämlich die Ausstrahlung des Senders zum 1. Dezem-
ber 2008 in Deutschland verbieten lassen – allerdings nur in Hotels und Cafés. 
Welches arabische Kind schaut schon Al Manar in einem Hotelzimmer? Die 
Arabsat- und Nilesat-Satellitenschüsseln hängen weiterhin an den Wohnblocks 
in den Ballungsgebieten. Al Manar unterhält die Jüngsten mit Zeichentrickfil-
men über erfolgreiche Selbstmordattentäter und Ältere mit Quizsendungen, die 
etwa Fragen beinhalten wie: »Ist es richtig, dass der Märtyrer Amar Hamoud 
den Spitznamen ›Das Schwert aller Märtyrer‹ hatte?« Auch Fragen zur Franzö-
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sischen Revolution, wann die Vereinigten Staaten eine Medikamentenfabrik im 
Sudan bombardierten oder um wen die britische Queen mehr getrauert hat, um 
ihren Hund oder die Erdbebenopfer im Iran, sollen die Jüngsten bei der Hasser-
ziehung gegen »Ungläubige« fortbilden.

Al Manar ist nicht der einzige Hasssender, der in deutsche Wohnzimmer isla-
mischer Zuwanderer strahlt – auch Al Aqsa TV, der Sender der palästinensischen 
Terrorgruppe Hamas, ist problemlos in deutschen Kinderzimmern zu empfan-
gen. Das Wall Street Journal fragt, warum europäische Politiker wie Bundes-
innenminister Wolfgang Schäuble Dschihad-TV in den Kinderzimmern zulas-
sen.408 Würden die Sender in einer europäischen Sprache berichten, man hätte 
ihnen längst den Saft abgedreht. Aber so werden sie offenkundig als »kulturelle 
Bereicherung« betrachtet. Die Sender zeigen, wie man Bomben baut und wie 
man »Ungläubige« ermordet oder zusammenschlägt und ihnen ein Messer in den 
Bauch rammt. Zeitgleich befassen sich europäische Soziologen mit der Frage, 
woher denn nur der Hass der jungen Zuwanderer auf die »Ungläubigen« in Euro-
pa stammt. Mögen die Damen und Herren »Experten« doch einmal die richtigen 
Fernsehsender anschauen, dann finden sie sehr schnell die Antwort.

Die radikalen Fernsehsender zeigen den Kindern auch immer wieder, wie man 
»richtig« mit einem Messer kämpft und sich gegenüber »Ungläubigen« vertei-
digt oder diese bedroht. Und oh Wunder: Die Hassfantasien unserer zugewan-
derten Mitbürger werden seither vor allem mit dem Messer ausgelebt. Allein in 
Berlin stieg die Zahl der Messerattacken von 1135 im Jahre 2006 auf 1566 in 
2007. Das war eine Zunahme von 37,9 Prozent. Deshalb hat der Bundestag im 
Frühjahr 2008 das Waffenrecht verschärft – gefährliche Messer müssen seither 
zu Hause bleiben. Wenig zufrieden mit den vielen Ausnahmeregelungen zeigte 
sich die Gewerkschaft der Polizei (GdP). Der GdP-Vorsitzende Konrad Freiberg 
bemängelte das Verbot des Führens großer Messer als Beruhigungspille, weil ge-
waltbereite Kriminelle jederzeit in der Lage seien, sich rasch andere Stichwaffen 
zu beschaffen. Jeder Angler darf ja weiterhin ein Anglermesser, jeder Jäger ein 
Jagdmesser, jeder Taucher ein Tauchermesser, jeder Trachtenträger ein Trachten-
messer usw. mit sich führen. Das geplante Trageverbot von Messern sei, so Frei-
berg, »ein gesetzliches Deckmäntelchen für den langjährigen Personalabbau bei 
der Polizei und eine Beruhigungspille für die Bürgerinnen und Bürger«. Strafta-
ten werde das Gesetz nicht verhindern. »Dieses Verbot geht an der Wirklichkeit 
vorbei. Es sind nicht die Messer, die Straftaten begehen, sondern eine bestimmte 
Gruppe gewaltbereiter Menschen.«409

Das Messerverbot hat denn wohl bislang auch nicht eine Messerstecherei ver-
hindert. Zudem dürfen Polizisten das Messerverbot zwar kontrollieren, aber 
nicht ohne konkreten Anlass eine Person durchsuchen. So können auch auf der 
Straße Messer eigentlich gefahrlos für die Täter direkt am Körper getragen wer-
den. Polizisten dürfen eine Kontrolle nur an vordefinierten »Gefahrenorten« vor-
nehmen. Das sind in Hamburg etwa bestimmte Straßen und Plätze, wie beispiels-
weise in Hamburg-Harburg und St. Georg, sowie eine 930 Meter lange Zone um 
die Reeperbahn. Nur dort darf es verdachtsunabhängige Kontrollen geben. Aber 
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auch bei solchen verdachtsunabhängigen Kontrollen darf die Polizei selbst an 
den vordefinierten Gefahrenorten nicht nach Belieben vorgehen. Denn sie darf 
lediglich »mitgeführte Sachen« durchsuchen. Darunter fallen eine Tasche oder 
ein Rucksack, sogar eine über die Schulter gehängte Jacke. Handelt es sich aber 
um Kleidung, die jemand trägt, ist diese für die Beamten tabu. Die Polizei behilft 
sich mit forschem Auftreten. »Jemanden aufzufordern, die Taschen zu leeren, 
ist erlaubt«, sagt ein Beamter. Die Kontrollierten können es aber ablehnen. Das 
Messerverbot ist also eine weitgehend stumpfe Waffe.

Noch etwas sollten Sie wissen (sagen Sie es aber bloß nicht weiter): Zeitgleich 
mit der Einführung des neuen Waffengesetzes wurde in Deutschland erstmals 
ein völlig neuartiges unscheinbar wirkendes Messer unter unseren Mitbürgern 
zum Kauf angeboten. Es wird aus den Vereinigten Staaten importiert und findet 
sich leicht im Internet, wenn man dort nach den Produkten des Messerherstellers 
WASP sucht: Im Griff des kleinen Messers befindet sich eine (nachladbare) Gas-
kartusche, die auf Knopfdruck ihren Inhalt in einen Getroffenen entleert. Man 
kann sich leicht vorstellen, was mit den Organen eines Opfers passiert, wenn 
auch nur ein Teil des Kartuscheninhalts in den Körper gelangt. Das »Wasp-Injec-
tor Knife« hat inzwischen Kultstatus unter jugendlichen Zuwandererkindern. Es 
ist eine Kriegswaffe, die in Deutschland noch niemand kennt – und sie ist über 
das Internet kinderleicht zu beschaffen.410

Narrenfreiheit für Linksextremisten: Rent-a-mob

Berlin ist die nördlichste Stadt Somalias. Manche Teile Berlins stellen sich im-
mer wieder einmal wie ein Vorposten der Hölle dar – zumindest aus der Sicht 
der Einwohner. Die Rechtsordnung gilt längst schon nur noch in manchen 
Stadtteilen, in Kreuzberg werden Nacht für Nacht Fahrzeuge in Brand gesetzt. 
Sicherheitskräfte, Rettungssanitäter und Feuerwehrleute werden von zugewan-
derten Mitbürgern in der Bundeshauptstadt nach Lust und Laune angegriffen. 
Zu verdanken haben die Berliner die schlimmen Zustände neben Zuwanderern 
aus dem islamischen Kulturkreis, die vor den Gerichten bei jeder Straftat einen 
Migrationsbonus bekommen, vor allem gewalttätigen Linksextremisten. Auch 
sie genießen in Stadtteilen wie Kreuzberg gern die pure Lust an sinnloser Ge-
walt und Zerstörung. Auch sie bekommen deshalb Sonderrechte. Auch sie haben 
weitgehend Narrenfreiheit.

Am 1. Mai 2009 haben Linksextremisten in Berlin zum ersten Mal in der Ge-
schichte der Bundesrepublik Deutschland Dutzende Polizisten bei einer »De-
monstration« mit Giftgas angegriffen. Sie haben richtig gelesen. 47 Polizisten 
wurden am 1. Mai 2009 Opfer eines Chemiegasangriffes in Berlin. Sie haben 
das in den Medien nicht mitbekommen? Kein Wunder – Medien haben in jenen 
Tagen auch gar nicht darüber berichtet. Es gab nämlich eine Nachrichtensperre. 
Man wollte Sie damit nicht belasten. Man hat das der Öffentlichkeit, wie so 
vieles andere auch, einfach vorenthalten. Erst vier Wochen später – genau ei-
nen Tag vor dem langen sonnigen Pfingstwochenende, als sich weite Teile der 
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Bevölkerung auf den Autobahnen des Landes zum alljährlichen Pfingststau ver-
sammelten –, da gab es eine kleine Meldung in einer Berliner Zeitung. Da hieß 
es im Internet in der Berliner Morgenpost online am 29. Mai 2009 um 18.09 Uhr 
unter der Überschrift »Polizisten erstmals mit Chemie-Bombe attackiert« zu den 
über Wochen verschwiegenen schlimmen Giftgasangriffen auf die Einsatzkräfte 
vom 1. Mai 2009 in Berlin: »... (...) setzte innerhalb von wenigen Sekunden 47 
Beamte außer Gefecht. Alle mussten ihren Dienst beenden. Wie Morgenpost On-
line aus Sicherheitskreisen erfuhr, wurde die Granate den Beamten in der Nähe 
des Kottbusser Tores vor die Füße geschleudert. ›Sie zündete zunächst wie eine 
dieser eher harmlosen Nebelgranaten, wie man sie vom Fußball kennt‹, sagt ein 
Polizist. In unmittelbarer Umgebung der Beamten habe sich schnell ›gelber, ge-
ruchloser Nebel‹ verbreitet. Dieser sei von den Kollegen zum Teil eingeatmet 
worden. ›Wenige Sekunden später führte diese Substanz bei den Beamten augen-
scheinlich zu einem Orientierungsverlust‹, so der Polizist weiter. Einige konnten 
sich nur noch kriechend bewegen, andere mussten auf der Stelle erbrechen.«

Nun glauben Sie nicht, dass die Berliner Polizeiführung die Journalisten vier 
Wochen nach dem Vorfall endlich über die Giftgasangriffe auf die Polizisten 
unterrichtet hätte. Nein, das Berliner Landeskriminalamt fahndete einen Mo-
nat lang heimlich, still und leise bundesweit nach Hinweisen darauf, an wel-
chen weiteren Orten es solche Giftgasangriffe auch schon gegeben hatte. Das 
war nicht einfach, wenn man versucht, so etwas überall geheim zu halten. Die 
Bevölkerung könnte ja beunruhigt reagieren. Das Berliner Landeskriminalamt 
kannte jedoch weder das Gas noch die Gasgranate – das war den Berliner Fach-
leuten völlig neu. Daher gab es eine bundesweite »Erkenntnisanfrage« an andere 
Dienststellen. Nur so wurde überhaupt bekannt, dass es diesen Giftgasangriff 
auf Polizisten mitten in der Bundeshauptstadt gegeben hatte. Natürlich wollte 
man es sich mit den Linksextremisten auf Behördenseite auch nicht verscher-
zen. Man will ja nicht, dass Polizisten in Städten wie Berlin künftig regelmäßig 
aus »Demonstrationszügen« heraus mit Giftgasgranaten angegriffen werden und 
sich danach reihenweise nur noch kriechend und orientierungslos auf dem Boden 
fortbewegen können. Fotos oder Videos davon im Internet würden die Polizisten 
wie die letzten Deppen aussehen lassen. Also auf Behördenseite immer schön 
lächeln und Zuversicht verbreiten. Und der Bevölkerung immer schön sagen, 
man habe eigentlich alles im Griff. Schauen Sie zwischendurch ruhig einmal im 
Internet nach, da findet sich jetzt in einer renommierten Berliner Zeitung sogar 
ein Foto mit der Bildunterschrift »Nicht nur Brandsätze, sondern auch Granaten 
mit giftigem Gas flogen bei den diesjährigen Mai-Krawallen auf Polizisten«. Das 
sagt doch eigentlich alles über die Lage in der Bundeshauptstadt.410a

In der Bundeshauptstadt Berlin gilt inzwischen der Rechtsgrundsatz: Alle sind 
gleich – manche sind gleicher. Zuwanderer und Linksextremisten werden mit 
Samthandschuhen angefasst. Sie dürfen all das, wofür Durchschnittsbürger ins 
Gefängnis gehen würden. Selbst Politiker ziehen vor Zuwanderern und Links-
extremisten kleinlaut den Schwanz ein. Die Erfahrung machte auch der für den 
Axel-Springer-Verlag arbeitende renommierte Journalist Gunnar Schupelius. Er 
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erlebte am eigenen Leib, wie der Berliner Innensenator Körting (SPD) kleinlaut 
samt seinen Personenschützern vor Linksextremisten aus einem Restaurant floh 
und Schupelius einfach sitzen ließ. Anschließend flehte das Ministerbüro Schu-
pelius an, bloß nichts darüber zu schreiben. Gunnar Schupelius hat dennoch im 
Mai 2009 über seine Erfahrung mit Minister Körting und Linken in der Bundes-
hauptstadt berichtet: »Ich hatte Innensenator Körting zu einer Diskussion mit 
Wirten in Friedrichshain geladen, die Mitte März Opfer linksradikaler Übergriffe 
geworden waren. Wir saßen am Dienstag, den 28. April, um 18.40 Uhr, vor dem 
Lokal Euphoria in der Simon-Dach-/Ecke Grünberger Straße, als kleine Grüpp-
chen von Autonomen um uns herum wie Pilze aus dem Boden schossen.«411 Sie 
seien schwarz gekleidet gewesen, hätten Bier getrunken und auf Körting gedeu-
tet, schreibt Schupelius. Körting habe die Wirte dann gefragt, ob die Täter, die 
ihre Lokale Mitte März überfielen, so ähnlich aussahen wie die Pöbler auf der 
Straße. Die Wirte sagten sofort: »Ja, genau so.« Körting sprang auf und rief Schu-
pelius zu, er müsse jetzt gehen. Der Journalist Gunnar Schupelius schlug vor, die 
Autonomen abzuschütteln und mit dem Auto an einen anderen Ort zu fahren. Der 
Innensenator lehnte jedoch feige ab. Er müsse hier weg, sagte er immer wieder. 
Und Schupelius sah, dass der Politiker offenbar Angst hatte. Körting lief mit sehr 
schnellen Schritten und offenbar kopflos in die falsche Richtung, nicht zu seinem 
Dienstwagen. Der drehte dann um und folgte ihm. Die Personenschützer folgten 
Körting und hinterher liefen etwa 20 schwarz gekleidete Autonome. Schupelius 
blieb mit den Wirten zurück, sein Mobiltelefon klingelte und eine Mitarbeiterin 
Körtings bat ihn, das Geld für die Cola auszulegen, die der Senator getrunken 
hatte. Später meldete sich Körting auf dem Telefon von Schupelius und erklärte, 
er habe mit seiner Anwesenheit die Wirte nicht länger gefährden wollen. Auf die 
Frage von Schupelius, warum keine Polizei vor Ort war, um alle zu schützen, 
sagte Körting, das hätte »diese Leute nur provoziert«. Schupelius erklärte, er 
habe sich nach dem schnellen Abschied unsicher gefühlt. Körting entgegnete, 
Zivilbeamte hätten die Szene beobachtet, der Journalist sei nicht gefährdet gewe-
sen. Im Notfall hätte er ja einfach die 110 wählen können ... In der Abendschau 
schilderte Körting den Vorfall dann so: »... da waren zwölf Jugendliche, die mich 
über längere Zeit angeglotzt haben, wie der Berliner sagen würde. Daraufhin 
habe ich gesagt, ich gehe jetzt in aller Ruhe nach Hause.« Das aber hat Körting 
nach Angaben von Schupelius eben so nicht gesagt, und er ist wohl auch nicht 
»in Ruhe« gegangen. Am nächsten Morgen ließ Körting bei Schupelius mit der 
Bitte anrufen, nicht über die Erlebnisse zu berichten.

Und was passierte danach? Nichts – man verzieh Körting. Unter Körtings Herr-
schaft durfte dann Mitbürger Kirill Jermak (20), Mitglied der Linkspartei, die 
»Revolutionäre 1.-Mai-Demo« anmelden. Der linke Mitbürger gab vorbeugend 
allen Krawallmachern einen Persil-Schein: »Ich stehe hinter den Zielen der De-
monstration. Sonst hätte ich sie nicht angemeldet.«412 Ein Markus Bernhardt vom 
Klassenkämpferischen Block erklärte: »Wir wollen soziale Unruhen. Wir werden 
alles tun, sie zu erreichen. Das System ist gewalttätig. Ich kann nur sagen, wie es 
in den Wald ruft, so schallt es zurück.« Ein Jonas Schiesser von der Antifaschis-
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tischen Revolutionären Aktion Berlin steckte sein Ziel noch weiter: »Wir stehen 
in der Tradition des Blutmai, brauchen einen revolutionären Umsturz, um die 
Probleme zu lösen.« Schiesser rief damit zu Provokation und Gewalt auf. Als 
Blutmai werden die Unruhen vom 1. bis 3. Mai 1929 in Berlin bezeichnet, bei 
denen durch die Härte der Polizei zahlreiche Demonstranten und Unbeteiligte 
getötet oder verletzt wurden. All das wurde von Körtings Innenbehörde abgeseg-
net. Die Chaoten durften mit polizeilichem Einverständnis in Berlin randalieren 
– die »Demonstration« der Gewalt wurde ordentlich genehmigt, die Polizisten 
mussten die Knochen hinhalten. Es geht ja schließlich um die multikulturelle 
Primatenzucht. Das war die eine Seite.

Zeitgleich meldete ein Kreuzberger CDU-Politiker einen Informations- und 
Aufklärungsstand der CDU mit kleinem Demonstrationszug gegen extremisti-
sche Gewalt bei der Berliner Innenbehörde an. In der Oranienstraße sollte eine 
kleine Kundgebung der CDU stattfinden. Was geschah danach? Die von Herrn 
Körting geleitete Innenbehörde verbot die CDU-Veranstaltung zum 1. Mai. Das 
sogenannte Revolutionäre 1.-Mai-Bündnis hatte mitgeteilt, es könne »für die Si-
cherheit nicht garantieren«, so die kaum verhohlene Drohung. Eine konserva-
tive Partei habe beim Arbeiterkampftag in Berlin nichts zu suchen, verkündete 
ein Autonomen-Sprecher: »Die CDU weiß, dass sie in Kreuzberg unerwünscht 
ist.«413 Man muss kein Konservativer oder CDU-Wähler sein, um den Nieder-
gang des Rechtsstaates in der Bundeshauptstadt zu erahnen. Ein SPD-Innense-
nator, der mitten in Berlin vor linksextremen Autonomen flieht, genehmigt de-
ren Gewaltorgien und verbietet der CDU zugleich eine Kundgebung. »Ich frage 
mich, wie weit die Maßstäbe in unserer Stadt schon verrutscht sind, dass die blo-
ße Anwesenheit einer demokratischen Partei als ›Provokation‹ gewertet wird, die 
in bestimmten Kreisen gewalttätige Aktionen hervorrufen«, schrieb der Berliner 
CDU-Partei- und Fraktionsvorsitzende Frank Henkel in einem Brief an Innen-
senator Erhart Körting (SPD). Henkel warnte zudem vor No-Go-Areas für An-
gehörige demokratischer Parteien. »Wir dürfen nicht vor linken Schlägertrupps 
weichen, die meinen, mit Gewalt Andersdenkende von den Straßen Kreuzbergs 
vertreiben zu können.«

Politische Schlappmacher zogen vor Linksextremisten in Berlin immer mehr 
den Schwanz ein. Und dann kam der 1. Mai. Mit ihm kamen die linken und die 
zugewanderten Chaoten und verwüsteten die multikulturellen Berliner Stadtbe-
zirke. Da war Herr Körting dann wieder jener Mann, der den Medien gern Rede 
und Antwort stand. Jener feige Körting, der einige Tage zuvor vor Linksextre-
misten geflohen war, rechtfertigte nun deren Gewaltorgien. Am Nachmittag des 
1. Mai sagte Körting über das Verhalten enthemmter Randalierer: »Das ist wie 
bei Sexualdelikten: Ist die Frau erst mal ausgezogen und vergewaltigt, dann fällt 
es anderen leichter, auch mitzumachen.«414 Vergewaltigungsopfer fühlten sich 
verhöhnt – viele Bürger waren entsetzt. Doch ein Herr Körting musste danach 
weder seinen Hut nehmen noch seinen Stuhl räumen. In einer Gesellschaft, in der 
die Werte ohnehin schon verfallen sind, wird das aufgezeigte Verhalten bestimm-
ter Personengruppen halt als Bereicherung gern hingenommen.
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Viele Stunden lang wurden Polizisten am 1. Mai 2009 in Berlin von Links-
extremisten mit Steinen, Flaschen und Molotow-Cocktails angegriffen. 273 
Polizeibamte wurden dabei verletzt. Der Vorsitzende der Deutschen Polizeige-
werkschaft im Beamtenbund, Rainer Wendt, forderte im NDR-Info-Radio »ver-
schärfte Strafen« für Gewalt gegen die Polizei. »Was wir gesehen haben, sind 
Mordanschläge auf Polizisten«, sagte er.

Bodo Pfalzgraf, Chef des Berliner Landesverbandes der Deutschen Polizei-
gewerkschaft, sprach in Hinblick auf die Ereignisse in Berlin sogar direkt von 
einem »Mordanschlag« auf zwei seiner Kollegen. Diese hätten jeweils allein und 
ungeschützt in ihren Fahrzeugen gesessen, als Linksextremisten sie unvermittelt 
angriffen, »mit allem, was ihnen in die Finger kam«. Nur mit Mühe hätten sich 
die Polizisten retten können.

Nach Angaben von Polizisten wurde in der Polizeiführung in erster Linie da-
rauf geachtet, dass sich die Einheiten zurückhaltend und möglichst unauffällig 
verhalten sollten, um Linksextremisten und Zuwanderer bloß nicht zu provo-
zieren. »Wir sollten uns sogar in Hauseingängen verstecken, damit ja nichts 
passiert«, berichtete ein Polizist. »Es hieß, jede Uniform an diesem Tag sei im 
Kiez eine Provokation. Und das von unseren eigenen Vorgesetzten.« Der Ham-
burger Landesvorsitzende der Deutschen Polizeigewerkschaft, Joachim Lenders, 
warf Innensenator Erhart Körting vor, die in Berlin eingesetzten Einheiten der 
Hamburger Bereitschaftspolizei »zum Steinigen freigegeben« zu haben. Zudem 
berichteten Bereitschaftspolizisten, dass ihnen das Tragen feuerhemmender Ge-
sichtsmasken untersagt worden sei, weil ihr Anblick dadurch zu martialisch hätte 
wirken können. Ferner sei – ebenfalls um eine Deeskalation nicht zu gefährden 
– befohlen worden, gegenüber Gewalttätern keine Wasserwerfer einzusetzen. 
Also: freie Bahn für freie Randalierer. Ziel der Randale: deutsche Polizisten. De-
nen darf man immer wieder am 1. Mai nach Lust und Laune die Fresse polieren. 
Die müssen die Knochen hinhalten. Und die Polizeiführung schreibt den Polizis-
ten »deeskalierende« Haltung vor. Wenn sie angespuckt werden, dann müssen 
sie lächeln. Und wenn man mit Pflastersteinen auf sie wirft, dann müssen sie 
auch lächeln.

Wer fühlt sich aufgerufen, Polizisten zu bespucken, mit Steinen zu bewerfen 
und Brandsätze auf sie zu schleudern – und in lächelnde Gesichter zu schauen? 
Der Berliner Polizeipräsident Dieter Glietsch erwähnte, dass unter den Gewalt-
tätern neben Linksextremisten nach seinen Worten auch viele »Jugendliche mit 
Migrationshintergrund« waren, die bis in die frühen Morgenstunden immer wie-
der die Polizei angriffen. Inoffiziell nennen Berliner Polizisten die Kreuzberger 
Krawallmacher jetzt nur noch die »Kiez-Taliban«.

Es sind im Übrigen keineswegs nur jugendliche Zuwanderer, die darum wettei-
fern, deutsche Polizisten zu ermorden. Die Berliner Morgenpost berichtete 2009: 
»Ein 57-jähriger Mann aus Friedrichshain, der am 1. Mai dieses Jahres zwei 
Flaschen auf Polizisten geworfen hatte, ist vom Amtsgericht Tiergarten zu einem 
Jahr und zwei Monaten Haft verurteilt worden. Die Strafe wurde zur Bewährung 
ausgesetzt. Selahatdin K. war nach der Tat verhaftet worden. Bei dem Haftprü-
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fungstermin am Freitag, der unter Ausschluss der Öffentlichkeit stattfand, räum-
te er die Attacke gegen die Polizisten ein. Das Verfahren ging dann sofort in 
einen ordentlichen Strafprozess über. Nach den Feststellungen des Gerichts hatte 
sich Selahatdin K. in der Walpurgisnacht im Bezirk Friedrichshain in einer Grup-
pe gewalttätiger Randalierer aufgehalten, die versucht hatten, Räumungs- und 
Löschmaßnahmen der Polizei zu verhindern. Er selbst hatte am 1. Mai gegen 
0.55 Uhr aus etwa 20 Metern Entfernung zwei leere Flaschen in Richtung der 
Beamten geworfen.«415 Verurteilt wurde er nur wegen Verstoßes gegen das Um-
weltgesetz. Schließlich hatte er mit Pfandflaschen geworfen. Die gehören norma-
lerweise in den Recycling-Kreislauf. Im vorliegenden Fall waren sie allerdings 
nicht leer, sondern mit Benzin gefüllt. Das alles sollte die Öffentlichkeit natürlich 
nicht mitbekommen. Und die Strafe wegen Verstoßes gegen das Umweltgesetz 
wurde selbstverständlich zur Bewährung ausgesetzt – Migrantenbonus nennt 
man den Strafmilderungsgrund beim versuchten Polizistenmord.

Nach bewährtem französischem Banlieue-Vorbild wurden bei den 1.-Mai-Kra-
wallen auch Müllcontainer angezündet. Zudem wurden viele Brandsätze auf Po-
lizisten geworfen. Von Jahr zu Jahr wird es schlimmer. Von Jahr zu Jahr werden 
die »Jugendlichen« gewalttätiger und brutaler. In Frankreich sprengte sich 2009 
eine 24-jährige Linksextremistin in der Nähe von Chambéry in Savoyen beim 
Bombenbasteln für den 1. Mai in einer stillgelegten Fabrik versehentlich selbst 
in die Luft.416 Der Sprengsatz war eigentlich für die Polizei bestimmt. Ein 25-jäh-
riger Mitbürger, der der jungen Anarchistin beim Bombenbau geholfen hatte, 
wurde schwer verletzt ins Krankenhaus in Lyon gebracht. Nicht eine deutsche 
Zeitung berichtete darüber.

Auch im Hamburger Schanzenviertel gab es am 1. Mai 2009 schwere Kra-
walle zwischen Linksautonomen und der Polizei. Etwa 20 Randalierer wurden 
vorläufig festgenommen. Die Linksextremisten bewarfen die Beamten über 
mehrere Stunden hinweg mit Flaschen und Steinen. Sie zündeten Fahrzeuge an. 
Mehrfach versuchten Linksextremisten in mehreren deutschen Städten am 1. 
Mai 2009, Polizisten zu ermorden. Konrad Freiberg von der Gewerkschaft der 
Polizei (GdP) sagte dazu: »Die Menschenverachtung und Brutalität, mit der die 
Gewalttäter in Berlin, Ulm, Hamburg, Dortmund und anderswo zugeschlagen 
haben, zeigt, das wir der Verrohung der Gesellschaft in den letzten 24 Stunden 
ein Stück nähergekommen sind.« Polizeibeamte wurden mit Molotow-Cocktails, 
Gehwegplatten und Pflastersteinen angegriffen. Freiberg: »Das waren straff or-
ganisierte linksautonome Kriminelle. Während Vermummte Mordanschläge auf 
meine Kolleginnen und Kollegen verübten, ließen sich unweit daneben Tausende 
die Partylaune nicht trüben.«

An die rohe Gewalt haben wir uns längst gewöhnt. Der 1. Mai ist eben ein 
Krawalltag. Da dürfen Linksextremisten nach Herzenslust Polizisten verprügeln, 
Scheiben einschlagen und Fahrzeuge in Brand setzen. Es gibt Journalisten, die 
scheinen innerlich zu jubeln, wenn mordlüsterne Linksextremisten und Zuwan-
derer mit Pflastersteinen und Brandsätzen gemeinsam auf Polizisten losgehen. 
Die Süddeutsche Zeitung hat die Krawalle zum 1. Mai 2009 mit Worten beschrie-
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ben, bei denen man nicht lange nachdenken muss, wer Freund und wer Feind ist: 
»Megakrass erwischt, wa« heißt ein Artikel, der einen Aufmarsch brutaler Straf-
täter am 1. Mai 2009 zur kunterbunten Mai-Party stilisiert.417 Während Gewerk-
schaftsführer Angst davor haben, dass bei solchen Gewaltexzessen Polizisten 
getötet werden, sorgen sich linke Journalisten um Straftäter, die von Polizisten 
mit Reizgas auf Distanz gehalten werden.

Erstaunlicherweise berichtete das ehemalige Nachrichtenmagazin Der Spiegel 
im Mai 2009 zum ersten Mal, dass gewalttätige Linksextremisten und gewalt-
tätige Migrantenkinder nun gemeinsam randalierend durch die Straßen ziehen: 
»Auch Jugendliche, die nicht unbedingt der linksradikalen Szene zuzurechnen 
sind, unter ihnen viele Migranten, mischten sich unter die Krawallmacher.«418 
Darüber hinaus hieß es im Spiegel: »Nach Ende der Demonstration und mit Ein-
bruch der Dunkelheit randalierten hier in den vergangenen 20 Jahren immer wie-
der vermummte Autonome, betrunkene Gewalttäter und türkische oder arabische 
Jugendliche.« Diese Hinweise suchte man in vielen deutschen »Qualitätsmedi-
en« vergeblich. Sie fielen aus Gründen der politischen Korrektheit meist weg.

Hauptakteure des brutalen Straßenkampfes sind am 1. Mai selbsternannte 
»Antifa-Kämpfer«. Es sind Menschen, die das Gewaltmonopol des Staates nicht 
anerkennen und für einen linken – verfassungsfeindlichen – Totalitarismus wer-
ben. Jungsozialisten und die Grüne Jugend bilden häufig Bündnisse mit den vom 
Verfassungsschutz beobachteten militanten Antifa-Gruppen. Wer im Internet die 
Stichworte »Antifa« und »Jusos« in eine Suchmaschine eingibt, der wird schnell 
fündig. Zum 1. Mai gehen solche Organisationen häufig gemeinsam mit gewalt-
bereiten jungen Migranten auf die Straßen und hinterlassen in den Großstädten 
Schneisen der Verwüstung. Bei den Steinewerfern können sie auf große Vorbil-
der in ihren Reihen zurückblicken, die es – wie der frühere Taxifahrer Joseph 
Martin Fischer – später bis in höchste Staatsämter gebracht haben.

Doch inzwischen gibt es diese Krawalle leider nicht nur am 1. Mai. Nehmen 
wir nur den Vormonat. »Spur der Verwüstung« lautet die Überschrift über einem 
Bericht der Berliner Zeitung vom 8. April. Darin heißt es: »Linke Randalierer 
haben in Mitte eine Spur der Verwüstung hinterlassen. (...) Mehrere geparkte 
Autos wurden mit Eisenstangen demoliert, fahrende Autos mit Gegenständen 
beworfen. Ein Autofahrer wurde leicht verletzt, als er von einem geworfenen 
Stuhl getroffen wurde. Er war ausgestiegen, weil Vermummte einen Tisch aus 
einem Lokal gegen sein Auto geworfen hatten.«419 Doch es blieb nicht bei ge-
wöhnlichen Gegenständen, die geworfen wurden. Auch Brandsätze – Molotow-
Cocktails – wurden auf Fahrzeuge und gegen Hausfassaden geschleudert.

Die hinter diesen Handlungen stehenden Täter sind für unser Land angeblich 
eine Bereicherung. Wie nennen Berliner Journalisten liebevoll jene Verbrecher, 
die Brandsätze auf das Eigentum anderer werfen? »Zündler aus der linken Sze-
ne« beispielsweise. Tag für Tag stecken die linken »Zündler« in Berlin Fahrzeu-
ge in Brand. Ein typischer Kurzbericht über linksextremistische Brandstifter liest 
sich dann etwa so: »In der Nacht zu Mittwoch wurden in Berlin wieder Autos 
angezündet. In der Weddinger Hochstraße brannten ein Audi sowie ein BMW 
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fast vollständig aus. Knapp eine Stunde später gingen nur ein paar Straßen weiter 
in der Sprengelstraße erneut ein Audi und ein Renault in Flammen auf. Die Täter 
konnten unerkannt fliehen. Die Polizei geht von einem politischen Motiv aus. 
Deshalb hat der Staatsschutz die Ermittlungen übernommen.«420

Eine der vielen linksextremistischen Brutalo-Gruppen nennt sich beispielswei-
se militante gruppe (mg). Extremisten der mg haben im multikulturellen Berlin-
Neukölln beispielsweise das Finanzamt Neukölln-Süd in Brand gesetzt. Wären 
die Täter Rechtsextremisten gewesen, es hätte wahrscheinlich Sondersendungen 
zur neuen Gewaltbereitschaft der Rechten im Fernsehen gegeben. Bei Linksex-
tremisten aber werden Terror und Gewalt von den Medien naiv ignoriert. Of-
fenkundig scheinen viele Journalisten klammheimliche Sympathien für solche 
Gruppen zu hegen. Allerdings ärgert es die Linksextremisten, wenn ihre Brand-
anschläge nicht gebührend in den Medien gefeiert werden. Deshalb hat die mi-
litante gruppe im Internet eine Mitteilung veröffentlicht, in der sie sich über das 
Verhalten deutscher Journalisten beschwert. Darin heißt es allen Ernstes: »Der 
erfolgreich verlaufene Anschlag gegen das Finanzamt Neukölln-Süd ist im Ge-
gensatz zu unserem weitgehend folgenlos gebliebenen Anschlag auf Büroräume 
des Sozialamtes in Reinickendorf vom Februar 2002 von der Presse fast voll-
ständig unterschlagen worden. Lediglich in der Jungen Welt und in der Berliner 
Morgenpost gab es zwei kleine Artikel (...) Vielleicht ist die Aktion auch deshalb 
relativ untergegangen, weil es einer von 500 Bränden in der Neujahrsnacht war. 
(...) Nun neigen wir nicht dazu, unsere bisherigen Aktionen in ihrer materiellen 
Wirkung zu überhöhen (...). Wir haben aber verständlicherweise auch kein Inter-
esse daran, dass sie medial ignoriert oder als in ihrer Wirkung geringfügig einge-
stuft werden. Der lichterlohe Brand (einige Liter Benzin) in dem im Erdgeschoß 
liegenden Aktenraum des Finanzamtes Neukölln-Süd hat größeren Schaden an 
Einrichtungsgegenständen und Schriftgut verursacht. Nach dem Maßstab, was 
militante Aktionen in der Regel für einen Sachschaden produzieren (Stichwort: 
ständiges Abfackeln von Autos), können wir diese Aktion hinsichtlich ihrer ma-
teriellen Wirkung als Erfolg werten. Es bleibt die alte Gewissheit, dass Veröf-
fentlichungen in den (bürgerlichen) Medien weder vorhersagbar sind noch den 
realen Ablauf einer militanten Aktion wiedergeben. Umso mehr sind wir darauf 
angewiesen, eigene Medien zu erhalten und perspektivisch auszubauen, um ei-
nen Informationsfluss in unserem Sinne zu gewährleisten.«421

Linksextremisten beschwerten sich also, wenn man über ihre Brandanschläge 
nicht in großen Aufmachern berichtete. Der Wunsch wurde sofort respektiert. 
Kaum war die Erklärung veröffentlicht, da gab es einen weiteren Brandanschlag 
– dieses Mal auf Fahrzeuge der Bundeswehr in Berlin-Eggersdorf. Die militante 
gruppe schickte ein Bekennerschreiben an die Berliner Zeitung. Einen Tag später 
schon war die linksextremistische Terrorgruppe in den Schlagzeilen. »Bekenner-
brief nach Anschlag auf Bundeswehr« hieß es da etwa.422

Die militante gruppe ist nur eine von vielen linksextremistischen Gewalttäter-
Gruppen, die die Bundeshauptstadt mit Anschlägen überzieht. Wären die Täter 
Skinheads – jeder würde sie kennen, aber die militante gruppe? Schauen Sie 
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sich nur einmal einige Höhepunkte der Attentats-Bekennerschreiben zu Straf-
taten423 dieser mit Zuwanderergruppen verbündeten Berliner Organisation an: 
Versendung von Drohbriefen und scharfer Munition an den Regierungsbeauf-
tragten für die Entschädigung der Zwangsarbeiter und an die Repräsentanten 
der Stiftungsinitiative der Deutschen Wirtschaft (Juni 2001); Brandanschlag 
auf ein Fahrzeug der Daimler-Benz-Niederlassung in Berlin-Marienfelde (Juni 
2001); Brandanschlag auf das Sozialamt in Berlin-Reinickendorf sowie Versen-
dung eines Bekennerbriefes, einer scharfen Patrone und eines Messers an den 
Sozialstadtrat von Reinickendorf, Frank Balzer (CDU), der im Bekennerbrief 
als »Personifizierung des alltäglichen Sozialamtsterrors« bezeichnet wird (Feb-
ruar 2002); Brandanschlag auf Fahrzeuge der Daimler-Chrysler-Niederlassung 
in Großziethen (April 2002); Brandanschlag auf das Finanzamt Berlin-Neukölln 
(Januar 2003); Brandanschlag auf zwei Bundeswehr-Fahrzeuge in Petershagen 
(Februar 2003); Brandanschlag auf das Oberlandesgericht Naumburg (Saale) und 
ein Fahrzeug der Außenstelle der Staatsanwaltschaft Halle (Saale) in Naumburg 
(September 2003); Brandanschlag auf Fahrzeuge der ALBA AG in Berlin-Reini-
ckendorf (Oktober 2003); Brandanschlag auf den Sitz des Deutschen Instituts für 
Wirtschaftsforschung (DIW) in Berlin (Januar 2004); Brandanschlag gegen das 
»MoZArT«-Projekt des Arbeitsamtes Berlin-Nord und des Sozialamtes Berlin-
Pankow (März 2004); Brandanschlag auf Fahrzeuge der Deutschen Telekom AG 
in Berlin-Wedding (Mai 2004); Brandanschläge auf eine Verwaltungseinrichtung 
des Asylbewerberleistungsgesetzes im Bezirksamt Berlin-Reinickendorf sowie 
auf das Sozialamt Berlin-Tempelhof-Schöneberg (September 2004). Darüber hi-
naus: Brandanschlag auf einen Neubau des Discounters Lidl in Berlin (Januar 
2005); Brandanschläge auf Fahrzeuge des Ministeriums für Ländliche Entwick-
lung, Umwelt und Verbraucherschutz (MLUV) in Potsdam und ein Privatfahr-
zeug eines Polizeibeamten in Berlin-Reinickendorf (April 2005); Brandanschlag 
auf das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) in BerlinSteglitz (No-
vember 2005); Brandanschlag auf eine Renault-Niederlassung in Berlin-Reini-
ckendorf (Februar 2006); Brandanschlag auf ein Fahrzeug des Centre Français 
de Berlin in Berlin-Wedding (Februar 2006); Brandanschlag auf den Fuhrpark 
des Ordnungsamtes Berlin Treptow-Köpenick (März 2006); Brandanschlag auf 
ein Polizeipräsidium in Berlin (April 2006); Brandanschlag auf zwei Dienstfahr-
zeuge der Berliner Polizei in Berlin-Lichtenrade (Mai 2006); Brandanschlag auf 
das Sozialgericht in Berlin-Mitte (Mai 2006); Brandanschlag auf ein Autohaus in 
Berlin-Mitte (Juli 2006); Brandanschlag auf zwei Dienstfahrzeuge der Bundes-
polizei in Berlin-Lichtenberg (September 2006); Brandanschlag auf vier Dienst-
fahrzeuge des Ordnungsamtes Berlin-Reinickendorf (September 2006); Brand-
anschlag auf Garagen einer Arztpraxis in Dessau und Farbanschlag auf das Haus 
eines leitenden Polizeibeamten in Wolfen (Dezember 2006); Brandanschlag auf 
Fahrzeuge der Bundespolizei in Oranienburg (Januar 2007). Außerdem noch: 
Brandanschlag auf einen Bürokomplex der Italienischen Handelskammer für 
Deutschland e. V. in Berlin (März 2007) und Brandanschläge auf zwei Einsatz-
fahrzeuge der Polizei in Berlin-Spandau (Mai 2007).
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So geht das seit dem Jahre 2001 im Raum Berlin Woche für Woche, Monat für 
Monat weiter. Nur eines hat sich seither geändert – Medien erwähnen bei Brand-
anschlägen den Namen militante gruppe nicht mehr. Aus den Extremisten wur-
den »Unbekannte« – Beispiel März 2009. Da heißt es nach einem Brandanschlag 
in der Zeitung: »Unbekannte haben am frühen Freitagmorgen ein Fahrzeug der 
Bundeswehr in Berlin-Niederschöneweide in Brand gesetzt. Das auf dem Gelän-
de des Bundeswehr-Kreiswehrersatzamtes in der Oberspreestraße geparkte Fahr-
zeug brannte nach Angaben der Polizei aus. Passanten hatten das Feuer bemerkt 
und Feuerwehr und Polizei alarmiert. Verletzt wurde niemand. Der Staatsschutz 
habe die Ermittlungen aufgenommen.«424

Wer nun glaubt, einzig in Berlin sei die militante linksextremistische Feuer-
teufel-Bewegung aktiv, der irrt gewaltig. In anderen Städten nennen sich die 
Brandstifter nur anders. In Karlsruhe firmieren sie etwa unter dem Decknamen 
Militante Anti-Militaristen. Sie wollen Sachwerte brennen sehen und freuen sich 
dann wie kleine Kinder bei der Weihnachtsbescherung, wenn es wirklich lodert. 
Mitte März 2009 verübten die Militanten Anti-Militaristen beispielsweise auf 
dem Freigelände des DHL-Logistikzentrums in der Rüppurrer Straße in Karls-
ruhe drei Terroranschläge auf Transportfahrzeuge. Der Schaden: 120 000 Euro. 
Laut Polizeibericht brannten zwei Fahrzeuge vollständig aus, während ein drittes 
Fahrzeug noch durch die Berufsfeuerwehr Karlsruhe gelöscht werden konnte. 
Bei einigen Lokalmedien ging dann ein Selbstbezichtigungsschreiben der Feuer-
teufel-Bewegung ein.424

Das sind – wie ausgeführt – nur einige der Schandtaten der letztgenannten 
Extremisten, die sich mit ihren Brandanschlägen für den unbegrenzten Zuzug 
von Migranten und für die Tötung von Bundeswehrsoldaten und von Polizisten 
einsetzen. Diese Extremisten-Gruppe verfügt sogar über ein offen auftretendes 
Unterstützerkommitee. Alles, was diesen Menschen nicht passt, soll in Flammen 
aufgehen. Es sind die Speerspitzen der neuen 68er-Multikulti-Primaten, die kei-
ne anderen Meinungen neben sich dulden. Inzwischen ist aus diesem Feuerteu-
fel-Mob eine leicht entzündliche Bewegung geworden.

Car-B-Cue – Linksautonome brennen sich ins Gedächtnis

Als die Berlinerin Simone Klostermann aus dem Urlaub zurückkehrte, da war ihr 
Mercedes-SLK einfach weg. Sie dachte, das Fahrzeug sei abgeschleppt worden. 
Doch die Polizei teilte der 34 Jahre alten Berlinerin bald mit, das 35 000 Euro 
teure Fahrzeug sei »abgebrannt worden«. Willkommen im Club! Simone Klos-
termann steht in dieser Situation nicht alleine da. Im Zeitraum vom 1. Januar bis 
28. Februar 2009 wurden in Berlin 34 Fahrzeuge mithilfe von Brandbeschleuni-
gern – so nennt man in Polizeikreisen etwa Benzin – abgefackelt. Porsche, Mer-
cedes und BMW sind am beliebtesten bei den jugendlichen Tätern. Während sich 
in Athen Jugendliche Straßenschlachten mit der Polizei lieferten, in Frankreich 
Jugendliche Barrikaden in den Straßen errichteten und in Lettland Jugendliche 
mit Eiern auf die Polizei werfen, stecken sie in Berlin Nobelkarossen an. Die 
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militanten Jugendlichen bekennen sich in Schreiben, die in linken Internetfo-
ren veröffentlicht werden, zu den Brandanschlägen. Sie wollen damit angeblich 
gegen Globalisierung, gegen hohe Mieten und gegen die Gehälter der Banker 
demonstrieren.

Es begann im November 2005. Als damals muslimische Jugendliche franzö-
sische Vorstädte in Schutt und Asche zu legen versuchten und zehntausende 
Fahrzeuge in Brand setzten, da wurden auch in Berlin muslimische Jugendliche 
hellhörig – und im »multikulturellen« Berlin-Kreuzberg und im Migrantenviertel 
Berlin-Moabit brannten die ersten Fahrzeuge.426 In Berlin hatte es bis dahin Jahr 
für Jahr nur zum 1. Mai Brandanschläge von Linksautonomen auf Fahrzeuge 
gegeben. Bei den ersten brennenden Fahrzeugen Ende 2005 in Moabit ermittelte 
dann noch der polizeiliche Staatsschutz. Seither sind Jahre vergangen. Und die 
Berliner Feuerteufel sind zu einer politischen Bewegung geworden. Linksauto-
nome und junge Muslime haben zueinandergefunden und illuminieren nun ge-
meinsam mit brennenden Fahrzeugen die Berliner Nächte.

Man kann lange darüber spekulieren, weshalb die hochpreisigen Fahrzeuge 
in bestimmten Stadtvierteln immer wieder nächtens in Brand gesetzt werden. 
Soziologen werden das wahrscheinlich auf eine angebliche schlimme Kindheit 
und vermeintliche schlimme soziale Umfelder der Täter zurückführen. Für die 
Wahrheit braucht man allerdings keine Soziologen: Die Täter wollen den Zuzug 
von – aus ihrer Sicht – »Neureichen« in ihre Stadtviertel verhindern. Wenn Per-
sonen, die sich einen neueren Audi, Mercedes oder BMW leisten können, in ihre 
Stadtviertel ziehen, dann könnten dort die Mieten steigen – so ihre Vorstellung. 
Deshalb zünden sie die Fahrzeuge dieser Personengruppe eben so lange an, bis 
diese die Nase voll hat und wegzieht. Die Jugendlichen haben einer bestimm-
ten Gesellschaftsschicht innerlich den Krieg erklärt. Brett Neely, Berlin-Korre-
spondent der amerikanischen Nachrichtenagentur Bloomberg, hat das erkannt. 
Er zitiert auch den Berliner Polizeipräsidenten, der schon im Sommer 2008 etwa 
Porsche-Fahrer öffentlich davor warnte, im multikulturellen Berlin-Kreuzberg 
zu parken. Polizeichef Dieter Glietsch sagte: »Dass man Schätze im Wert von 
100 000 Euro und mehr nachts nicht unbedingt dort auf die Straße stellen sollte, 
wo trotz aufwendiger polizeilicher Maßnahmen auch künftig mit Brandanschlä-
gen gerechnet werden muss, rät nicht nur die Polizei, sondern auch der gesunde 
Menschenverstand.«427 Die Berliner Zeitung TAZ fragte den Polizeipräsidenten: 
»Was raten Sie dem Porsche-Besitzer in Kreuzberg?« Der Gefragte antwortete: 
»Man kann ihm nur abraten, sein Auto nachts auf der Straße zu parken.«428

Tumbe linke Chaoten und multikulturelle Zuwanderer haben einen Heiden-
spaß daran, angeblichen »Neureichen« viel Ärger zu bereiten. Für die beiden 
Jungmediziner Lisa B. und Gyde S., die gerade in Hamburg ihr Medizinstudium 
abgeschlossen hatten und in Berlin Fuß fassen wollten, endete der merkwürdige 
»Spaß« der Chaoten in einer Katastrophe. Die 25 und 28 Jahre alten Frauen woll-
ten in einem Klinikum in Berlin arbeiten, hatten ihr gesamtes Hab und Gut in 
ein Fahrzeug gepackt: Mobiliar, Studienunterlagen, Fachbücher, Computer, TV 
und Radio sowie die Kleidung. An einem Freitagabend im August 2008 kamen 
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sie um 23 Uhr aus Hamburg in Berlin an. Sie waren müde und wollten das Fahr-
zeug am nächsten Morgen entladen. In Berlin-Friedrichshain parkten sie in der 
Simplonstraße und legten sich in einer Wohngemeinschaft schlafen. Was sollte 
in dieser multikulturellen Straße schon passieren? Am nächsten Morgen dann 
der Schock: Das Fahrzeug war in Brand gesetzt worden. Das gesamte Hab und 
Gut der beiden Frauen war ein Raub der Flammen geworden. Ihr Umzugswa-
gen trug den Aufdruck eines Catering-Unternehmens. Das reichte den Chaoten 
wahrscheinlich, um ihn in Flammen aufgehen zu lassen. Zwei Existenzen wur-
den zerstört. Einfach so. Die beiden Frauen wussten, dass in Berlin Fahrzeuge 
angesteckt werden. Doch niemals wären sie auf die Idee gekommen, dass auch 
sie das Opfer dieser Chaoten werden würden.429

Die »Bonzen« sollen eben weg aus den multikulturellen Wohnvierteln. Diesbe-
züglich ist unseren Mitbürgern und den Chaoten jedes Mittel recht. Im Februar 
2009 brannte das »Bonzenauto« des 43 Jahre alten Harald-Fritz Goile in Berlin-
Friedrichshain. Goile fährt zwar einen teuren Geländewagen, ist aber alles andere 
als ein »Bonze«. Der Immobilienkaufmann stammt aus einfachen Verhältnissen, 
sieht sich nicht als »Kapitalist«. Die wirklich Reichen würden doch bekannt-
lich in anderen Stadtteilen leben, sagt er – und nicht in Friedrichshain oder in 
weiteren von Anschlägen betroffenen Innenstadtbezirken. Goile empfindet den 
Anschlag auf sein älteres Auto eines Nobelherstellers als persönlichen Angriff.430 
Denn im Fahrzeug lagerten deutlich sichtbar ein Babysitz und ein Kinderwagen 
– seine Frau hatte gerade erst ein Baby bekommen. Das alles wurde ebenfalls ein 
Raub der Flammen. Das tat der jungen Familie natürlich besonders weh.

Inzwischen baut man in Berlin-Kreuzberg eine völlig neue Art von Wohnun-
gen: »Carlofts«. Das sind Wohnungen, bei denen man sein Auto nicht mehr auf 
der Straße oder in der Tiefgarage parkt, sondern dieses in einen Fahrstuhl fährt, 
der es bis in die Wohnung bringt. Die »Carlofts« sind extrem teuer – sie kosten 
bis zu 1,6 Millionen Euro pro Wohnung. Und das mitten im sozial schwachen 
Berlin-Kreuzberg! Die Folgen sind klar. Nach den Anschlägen auf die Fahrzeuge 
der angeblichen »Bonzen« gibt es nun immer wieder auch Anschläge auf die 
ersten »Carlofts«.431

Im Internet existiert inzwischen eine Website, auf der die vielen Brandanschlä-
ge der Feuerteufel dokumentiert werden: www.brennende-autos.de. Tag für Tag 
werden hier die abgefackelten Fahrzeugtypen mitsamt den Straßen aufgelistet, in 
denen die Anschläge erfolgen. Für die Politik ist das peinlich. Schließlich erhöht 
das den Fahndungsdruck. Trotzdem hat die Berliner Polizei seit November 2005 
in noch nicht einem einzigen Fall einen der Brandstifter ermitteln, geschweige 
denn verhaften und aburteilen lassen. Auto-Bild berichtete in der Januarausgabe 
2009, der Berliner Innensenator Erhart Körting (SPD) ignoriere Interviewanfra-
gen zu dieser Thematik.
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Höhere Gewalt – Versicherungen müssen in  
Problembezirken nicht für Schäden aufkommen

Man will ganz offenkundig nicht, dass die Thematik in das Bewusstsein der Öf-
fentlichkeit dringt. Dann gäbe es nämlich ein winziges Problem – die Versiche-
rungen müssten für die Schäden nicht mehr aufkommen. Teilkaskoversicherun-
gen ersetzen zwar die Folgen von Kabelbränden, elektrischen Kurzschlüssen, 
Blitzschlag oder Explosion, nicht jedoch das vorsätzliche Entflammen von Fahr-
zeugen mithilfe von Benzinkanistern und Streichhölzern. Sobald klar ist, dass 
die Brandschäden aus bürgerkriegsähnlichen Motiven heraus entstanden sind, ist 
die Versicherung außen vor und muss nicht bezahlen. Alle Versicherungen haben 
Schäden, die durch bürgerkriegsähnliche Ereignisse entstehen, in ihren Bedin-
gungen unter der Rubrik »höhere Gewalt« ausdrücklich bei der Schadensregulie-
rung ausgeschlossen. Gemeint sind damit im konkreten Fall »Krieg, Bürgerkrieg 
oder auch Unruhen«. Die Eigentümer müssen in solchen Fällen selbst für die 
Schäden der Feuerteufel aufkommen. Pech gehabt!

Wann aber haben wir in Deutschland nach Auffassung der Versicherungsbran-
che bürgerkriegsähnliche Zustände? Die Versicherer haben die »Kriegsklausel«, 
nach der Kriegs-, Bürgerkriegs- und Unruheschäden nicht ersetzt werden, nicht 
generell definiert. Es wird im Einzelfall entschieden. Bei den Chaos-Tagen und 
bei den gewalttätigen multikulturellen Mai-Unruhen stehen die Versicherer seit 
vielen Jahren schon vor der Versuchung, die Klausel »Zustände innerer Unruhe« 
anzuwenden, haben aber dann doch – unter politischem Druck – bislang immer 
noch entstandene Sachschäden reguliert. Doch heute sind die meisten Versiche-
rer wegen der Finanzkrise fast pleite. Falls sich solche Sachschäden häufen, müs-
sen die Versicherer umdenken. Immerhin ruhen in ihren Schubladen Urteile über 
Präzedenzfälle aus der Zeit der 68er-Studentenunruhen. Diesen zufolge müssen 
Schäden nicht ersetzt werden, wenn Bürger randalierend durch eine Stadt ziehen. 
Ein einmaliger Brandanschlag auf ein Fahrzeug ist ganz sicher noch kein Zei-
chen für einen Bürgerkrieg, und auch eine vereinzelte gewaltsame Demonstrati-
on schafft noch keinen Zustand innerer Unruhe. Was aber, wenn – wie in Berlin – 
Hunderte Fahrzeuge brennen und die Sicherheitsbehörden die Kontrolle verloren 
haben? Das sind aus Sicht der Versicherungen Belege für instabile Verhältnisse 
und zudem Anzeichen dafür, dass die öffentliche Ordnung außer Kraft gesetzt ist 
und die Vollzugsorgane die Kontrolle verloren haben.

Schaut man sich auf der Intemetseite www.brennende-autos.de die mehr als 
300 abgefackelten Fahrzeuge in Berlin an, dann konzentrieren sich die Taten 
vor allem auf die Stadtteile Berlin-Mitte, Prenzlauer Berg, Friedrichshain und 
Kreuzberg. Das erfüllt nach Auffassung der Versicherungen schon heute ein-
deutig die Ausschlussbestimmung der »inneren Unruhe«. Heißt es doch in den 
Handbüchern der Versicherer: »Innere Unruhe liegt vor, wenn ein zahlenmäßig 
nicht unerheblicher Teil des Volkes in einer die öffentliche Ruhe und Ordnung 
störenden Weise Gewalttätigkeiten gegen Personen und Sachen ausübt.«

Da die Polizei nach mehr als 300 Bränden noch nicht einen Täter hat schnap-
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pen können, haben die Versicherer dort inzwischen Privatdetektive engagiert. 
Die haben Täter fotografiert, verfolgt und die Erkenntnisse an die Polizei weiter-
gegeben. Dort liegen sie seither unter Verschluss. Es besteht kein Zweifel: Die 
Versicherer könnten schon jetzt die Schadensregulierung der Fahrzeugbrände 
ablehnen, doch dann sähe sich die Politik damit konfrontiert, dass Teile der Bun-
deshauptstadt jetzt offiziell »Unruhegebiete« darstellen. Verständlicherweise hat 
daran in der Politik und auch in den Medien niemand ein Interesse.

Wann also gibt es »innere Unruhen«? In der Schweiz ist die Versicherungsrege-
lung eindeutig, da lautet die Definition von sogenannten inneren Unruhen: »Ge-
walttätigkeiten gegen Personen oder Sachen anlässlich von Zusammenrottung, 
Krawall oder Tumult«. Versicherungen schließen daraus entstandene Schäden 
und auch solche, die im Zusammenhang mit dagegen ergriffenen Maßnahmen 
passiert sind, von der Deckung aus. Einzige Ausnahme: Der Versicherungsneh-
mer kann glaubhaft darlegen, alle zumutbaren Vorkehrungen zur Vermeidung 
des Schadens getroffen zu haben. Seit den regelmäßig stattfindenden Krawallen 
am 1. Mai kennt auch die Schweiz »innere Unruhen« – zumindest aus der Sicht 
der Versicherungen. In solchen Fällen zahlen die Versicherungen nicht. Denn 
jeder Schweizer weiß, dass es zum 1. Mai an bestimmten Orten innere Unruhen 
gibt. Wer das weiß und dennoch dort parkt oder fährt, der hat keinen Versiche-
rungsschutz.432 Auch in Österreich gibt es bei Massenversammlungen mit Kra-
wallen im Schadensfall garantiert Probleme mit der Versicherung.433

Übrigens: Wer mit einem deutschen Versicherungsschutz nach Frankreich fährt 
und sein Fahrzeug in einem Vorort einer Trabantenstadt abstellt, der handelt grob 
fahrlässig und verliert seinen Versicherungsschutz. Zumindest in jenen Gebie-
ten, die die französische Regierung offiziell als »Problemzonen« definiert hat. 
Die französische Regierung veröffentlicht regelmäßig aktuelle Listen mit jenen 
Problemzonen, in denen ständig Fahrzeuge abgefackelt werden. Das sind dann 
eindeutig Gebiete, in denen es »innere Unruhen« gibt – und keinen Versiche-
rungsschutz.434 Unwissenheit schützt da nicht. Wer sein Fahrzeug dort abstellt, 
der muss für die möglichen Folgen eben selbst aufkommen.

Die gleichen Regelungen, nach denen die Versicherten häufig auf ihren Schä-
den sitzen bleiben, gelten allerdings auch, wenn das eigene Auto gar nicht das 
eigentliche Ziel einer Zerstörung war. Und zwar im Falle von Vandalismus. Da 
zahlen Teilkaskoversicherungen meist nicht. Werden also – wie in Berlin mitt-
lerweile fast jede Nacht – ein Luxusauto mutwillig abgefackelt und der daneben 
parkende Kleinwagen mitbeschädigt, dann bleibt auch der Kleinwagenbesitzer 
meist auf seinem Schaden sitzen. Selbst wenn der Schädiger von der Polizei 
gefasst werden sollte, dürfte das kaum die Lage verbessern – bei den Mitbürgern 
und Chaoten wäre wohl im Regelfall schlicht nichts zu holen.

In Berlin hat sich im Jahre 2004 ein Handwerker öffentlich eine Kugel in den 
Kopf gejagt, nachdem Chaoten am 1. Mai seinen Laden verwüstet hatten. Die 
Versicherung wollte für den Schaden nicht aufkommen. Auch der Senat zeig-
te dem Mann die kalte Schulter. Immer mehr Versicherungen gehen dazu über, 
Schäden dann nicht mehr zu regulieren, wenn die Behörden den Tatbestand des 
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»Landfriedensbruchs« verwirklicht sehen. Wegen Landfriedensbruchs ermittelt 
die Polizei nicht nur regelmäßig zum 1. Mai und bei gewalttätigen Demonstrati-
onen gegen G-8-Gipfel oder bei anderen Großereignissen, sondern immer öfter 
auch bei Vorkommnissen, die wir lieber aus dem Bewusstsein verdrängen – denn 
da gibt es keinen Versicherungsschutz mehr. Einige Beispiele: Wegen Landfrie-
densbruchs ermittelte die Berliner Polizei im Februar 2009 etwa gegen 40 Kin-
der, die auf den Straßen in Berlin-Reinickendorf randalierten.435 Gleichzeitig gab 
es vor dem Tübinger Landgericht einen Prozess wegen schweren Landfriedens-
bruchs.436 Landfriedensbruch wurde 2009 auch beim Kölner Karneval437 regist-
riert, zeitgleich bei Übergriffen von Rechtsextremisten auf Jusos in Dresden438 
oder – im Februar 2009 – bei einer Massenschlägerei von Fußballfans in Düssel-
dorf439. Das ist nur ein kurzer Ausschnitt von Ermittlungen wegen Landfriedens-
bruchs in einem sehr kurzen Zeitraum. Es handelt sich um Fälle schwerer innerer 
Unruhen. Schäden, die in Zusammenhang mit Landfriedensbruch entstehen, sind 
in Deutschland vom Versicherungsschutz ausgeschlossen.440 Sie sind den »inne-
ren Unruhen« gleichgestellt.
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Teil III  
Werteverfall und Zerfall der staatlichen Macht

Es gibt Menschen, die wünschen sich die Wiederentdeckung vergessener Werte. 
Manche Werte, die wir unter dem Einfluss unserer »Eliten« achtlos über Bord 
geworfen haben, werden zwangsweise wiederkommen – die Sparsamkeit etwa. 
Sparsamkeit galt über viele Jahre hin als »spießbürgerlich«. Nur noch das Leben 
auf Pump wurde in Zeiten der durchgeknallten multikulturellen Spaßgesellschaft 
als »fortschrittlich« angesehen. Sparsamkeit und Bescheidenheit werden wir nun 
wieder lernen müssen. Arbeiten und sparen waren vor einer Generation noch 
die das Leben eines Europäers prägenden Maximen. Es gab Bedürfnisaufschub 
und »Vorfreude« darauf, dass man sich etwas leisten konnte. Es existierten in 
Deutschland Werte wie Disziplin, Dienst und Pflichterfüllung. Die 68er haben 
weitere tradierte Werte in Frage gestellt und systematisch in der Gesellschaft 
zerschlagen. Dazu gehören:

–– Bindung der Menschen an Religion und Kirche;
–– Ablösung der bürgerlichen Leistungsethik durch Freizeitorientierung;
–– Bedeutungsverlust von Tugenden wie Höflichkeit, Benehmen, Ordentlich-

keit, Sauberkeit, Pünktlichkeit, Verlässlichkeit, Vertrauen und Glaubwürdig-
keit;

–– Auflösung der Akzeptanz der Beschränkung bürgerlicher Freiheitsrechte 
durch Autorität, Normen und Hierarchie;

–– Zerschlagung des Gemeinschaftssinns;
–– Wegfall der Fähigkeit der Bindung der Menschen an bewährte Gemeinschaf-

ten.

Das alles waren Werte, die einst zum Aufstieg Zentraleuropas beigetragen haben. 
Es waren die Ordensregeln unserer abendländischen Zivilisation. Sie wurden be-
wusst zerschlagen und durch neue Regeln der ethnoneutralen, klimareligiösen, 
multikulturellen, politischen Korrektheit ersetzt. Gemündet haben sie in einen 
beispiellosen sozialen Werteverfall und den unaufhaltsamen Niedergang Euro-
pas.

Wer heute als Politiker in der Beliebtheitsskala ganz oben rangieren will, der 
sollte möglichst oft geschieden sein. Eheliche Treue, vor wenigen Jahren noch 
unabdingbare Voraussetzung beim politischen Aufstieg, gilt heute als Aufstiegs-
hindernis. Je öfter man in der Vergangenheit im Privatleben – etwa mit Ehen 
– komplett gescheitert ist, umso höher kann man nun im politischen Leben stei-
gen: Joseph Martin Fischer und Gerhard Schröder sind typische Beispiele dafür. 
Sex und Balla-Balla sind heute feste Bestandteile der neuen politisch korrekten 
Leitkultur.

Dieser Niedergang unserer Werte und der Verfall ganzer Landstriche haben 



185

wie überall in Europa auch in Deutschland schlimme Folgen. Egal ob wir nach 
Duisburg-Marxloh, Berlin-Marzahn, Hannover-Sahlkamp, Frankfurt-Bonames, 
Offenbach-Kaiserlei oder Köln-Chroweiler schauen: Wo einstmals Sozialwoh-
nungen das Symbol staatlicher Fürsorge für die wirklich Bedürftigen waren 
und Menschen in Zeiten finanzieller Not vorübergehend ein Leben in Würde 
ermöglicht haben, da gilt heute nur noch das Gesetz der Straße, verbunden mit 
Armut, Perspektivlosigkeit und Zukunftsangst. Gewalt und Hass haben landauf, 
landab eine gefährliche explosive Mischung entstehen lassen. Die gewaltsame 
Entladung des aufgestauten Frusts ist eine Frage der Zeit. Mitunter kommen 
Bürger auf ungewöhnliche Ideen, um ihren Frust loszuwerden. In Aschaffen-
burg sammelte ein 45 Jahre alter Arbeitsloser in großen Eimern seinen Urin. Die 
Eimer deponierte er anschließend in der Aschaffenburger Innenstadt. An einem 
Samstag freuten sich nichtsahnend Politiker an Wahlkampfständen dort auf das 
Wahlvolk. Die SPD, die CSU, die FDP und andere Parteien hatten dort ihre In-
formationsstände aufgebaut. Da tauchte der wütende Arbeitslose auf, nahm sich 
die ersten zwei Eimer voller stinkendem Urin und kippte sie über den Stand der 
SPD. Die SPD-Bundestagskandidatin Karin Pranghofer und Oberbürgermeister 
Klaus Herzog (SPD) wurden ebenso besudelt wie Wahlhelfer der Partei, Pas-
santen sowie das ausliegende politische Werbematerial. Auch der nebenan auf-
gebaute CSU-Stand bekam eine volle Urin-Ladung ab. Das 65 Jahre alte SPD-
Mitglied Jürgen Becker wollte den Arbeitslosen daran hindern, weitere Eimer 
mit Urin über die wenig begeisterten Politiker zu entleeren – doch dazu kam 
er nicht mehr. Becker regte sich so auf, dass er vor dem SPD-Stand tot zusam-
menbrach. Die Zeitung Main-Echo berichtete: »Karin Pranghofer hat den Mann 
kommen sehen, in jeder Hand einen Plastikeimer. ›Dann ging alles blitzschnell.‹ 
Minuten nach dem Anschlag ringt die SPD-Bundestagskandidatin um Fassung. 
Literweise Urin hat ein 45-Jähriger am Samstag auf die Wahlkämpfer geschüttet. 
Einer von ihnen wird die Attacke nicht überleben: Jürgen Becker (65) bricht bei 
der Verfolgung des Täters zusammen und stirbt wenig später.«

Die Urinaktion mit dem tragischen Ausgang wurde von den Aschaffenburger 
Medien (der Zeitung Main-Echo und dem Radiosender Radio Primavera) später 
als »verzweifelte Antwort auf erlittene Demütigungen« des Arbeitslosengeld-
II-Empfängers beim örtlichen Arbeitsamt gewertet. Am gleichen Tag schoss in 
Sinsheim ein Mann mit einem Gewehr auf einen CDU-Wahlkampfstand. Er gab 
zehn Schüsse ab. Ein Wahlhelfer der CDU wurde bei dieser Aktion getroffen. 
Das sind nur zwei von vielen ähnlichen Vorfällen an einem Tag, über die bis 
heute nicht überregional berichtet wurde. Sie zeigen deutlich, dass immer mehr 
Bürger auf immer mehr Politiker nicht mehr sonderlich gut zu sprechen sind. 
Ohnmacht, Frustration und Hass – seit Jahren schon braut sich vor und hinter 
unseren Haustüren etwas zusammen.

Unzufriedenheit, Desillusionierung und immer größeres soziales Ungleichge-
wicht zerstören vor dem Hintergrund des Werteverfalls jeglichen gesellschaftli-
chen Zusammenhalt wie ein Krebsgeschwür. Die Revoluzzer von morgen sind 
arbeitslose, aber gut ausgebildete Eliten, die sich nicht mehr für, sondern ge-
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gen die Gesellschaft einsetzen werden. Das Millionenheer der Arbeitslosen, die 
zunehmende Verarmung weiter Teile der Gesellschaft, der Niedergang der Mit-
telschicht – diese Faktoren sind die Vorboten eines unruhigen Zeitalters. Wäh-
rend Politiker in der Öffentlichkeit nur über die Bedrohung durch islamistischen 
Terror schwadronieren, verschweigen sie das hausgemachte Problem: Teile der 
Bevölkerung haben sich längst innerlich von der Demokratie verabschiedet und 
befürworten extreme Positionen. Und in immer mehr Ballungsgebieten verab-
schiedet sich das zivilisierte Recht und wird durch das Recht der Straße ersetzt. 
Gangs geben dort den Ton an.

Rohe Gewalt – der Rückfall in die Barbarei

Stellen Sie sich vor, Sie besuchen ein Volksfest, sagen wir ein Erntedankfest. Das 
ist in westlichen Kulturen eine traditionelle Feier nach der Ernte im Herbst, bei 
dem auch Gott für die Gaben der Ernte gedankt wird. Mit dem Erntedankfest soll 
an die Arbeit in Landwirtschaft und Gärten erinnert werden und daran, dass es 
nicht allein in der Hand des Menschen liegt, über ausreichend Nahrung zu ver-
fügen. Nach dem Gebet treffen sich die Menschen und feiern miteinander. Dabei 
wird auch Alkohol getrunken. Bis früh in die Morgenstunden sitzt man zusam-
men. Das alles ist im westlichen Kulturkreis ein uralter – christlicher – Brauch. 
Solche christlichen Bräuche gefallen jedoch in den neuen Zeiten nicht allen Mit-
bürgern. Immer häufiger gibt es allerorten in Europa Übergriffe auf christliche 
Sternsinger, auf den Nikolaus, auf Prozessionen oder auf eine Kirmes (für die 
Atheisten der Hinweis: Kirmes ist ein Kirchweih-Fest in Erinnerung an die Wei-
he einer Kirche). Im August 2008 hat es in Bad Sooden-Allendorf die Besucher 
eines Erntedankfestes getroffen.

Im Festzelt von Bad Sooden-Allendorf wurde an einem Wochenende der Ern-
tedank gefeiert. Während die Bürger an der Theke dem Alkohol zusprachen, 
bereiteten sich einige Mitbürger auf einen brutalen Kampfeinsatz vor. Sie leg-
ten Knie- und Beinschoner an, rüsteten sich mit Brustpanzern, nahmen Teles-
kopschlagstöcke, Baseballschläger und Holzlatten – und stürmten dann in das 
Festzelt. Es war etwa 1.30 Uhr am Morgen. Da begann der Krieg in Bad Sooden-
Allendorf. Es war eine blutige Schlacht, die die Deutschen völlig unerwartet traf. 
Nachfolgend ein Auszug aus dem Polizeibericht:

»... hatten sich dort mit Bein- und Knieschonern, Arm- und Brustpanzern ge-
schützt und waren dann, überwiegend schwarz gekleidet, mit schwarzen Hand-
schuhen gg. 01.20 Uhr in das Festzelt eingedrungen. Im Festzelt schlugen sie auf 
dem Weg zur Theke mit Teleskopschlagstöcken, Baseballschlägern bzw. arm-
langen Holzlatten mehrere Personen nieder. Einem Täter konnte eine Holzlatte 
entrissen werden, ein weiterer Täter verlor auf dem Rückzug eine Dose Pfeffer-
spray. Nach den bisherigen Ermittlungen wurden 13 Personen verletzt, davon 
wurden zwei erheblich verletzt mit Rettungswagen und Notarzt in verschiedene 
Krankenhäuser verbracht. Alle Täter wurden als ›südländisch‹ beschrieben und 
sollen ca. 18-22 Jahre alt sein.«441
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Der Autor dieser Zeilen hat am 19. August mit Vertretern nordhessischer Po-
lizeidienststellen gesprochen, beispielsweise mit Kriminalhauptkommissar 
Künstler. Der Mann arbeitet bei der Polizei in Eschwege. Er ist eine ruhige und 
besonnene Person. Nach seinen Angaben suchte die Polizei zu jenem Zeitpunkt 
als mutmaßliche Täter türkisch- und arabischstämmige Mitbürger. So weit die 
Realität.

Es gab auch ein Fahndungsfoto der Polizei, das einen der Täter zeigte. Und 
was machten die Medien aus dieser inländerfeindlichen Gewaltorgie gegen ein 
christliches Volksfest? Was im Morgengrauen beim christlichen Erntedankfest in 
Bad Sooden-Allendorf geschah, mutierte in deutschen Medien binnen weniger 
Stunden zu einem Überfall deutscher Neo-Nazis. So sprach Mareille Höppner in 
ihrer Anmoderation für das ARD-Magazin Brisant am Montagabend um 17.30 
Uhr von einem »Volksfest als Treff für rechte Schläger«. Da mutieren »Süd-
länder« in der ARD-Redaktion für den Zuschauer politisch korrekt zu »rechten 
Schlägern«. Und in der linken Publikation Indymedia hieß es: »In Nordhessen 
überfallen Neonazis, schwarz gekleidet und vermummt, ein Erntedankfest!«442 

– Aus »Südländern« wurden bei deutschen Qualitätsjournalisten sofort »Neona-
zis« – schlimmer kann man die Bürger wohl kaum noch belügen. Darüber hinaus 
gab es sogar Nachrichtenagenturen, die die von der Polizei gesuchten »Südlän-
der« aus ihren Berichten einfach herausgestrichen hatten und so der Polizei die 
Fahndungsarbeit erschwerten.443

Der Autor hat den für die Übergriffe zuständigen sachbearbeitenden Kriminal-
hauptkommissar Künstler bei der Polizei in Eschwege kontaktiert. KHK Künst-
ler sagte dem Autor am 19. August 2008 telefonisch: »Es ist noch nicht einmal 
das Wort ›rechts‹ in unseren Meldungen oder Interviews gefallen. Das ist eine 
Verdrehung der Tatsachen.« Die Polizei fahndete weiterhin nach Tätern türki-
scher oder arabischer Herkunft – doch selbst die öffentlich-rechtliche ARD be-
richtete weiterhin von einem »Volksfest als Treff für rechte Schläger«, statt sich 
öffentlich für die Lügengeschichte zu entschuldigen. Diese mediale Verbiegung 
der multikulturellen Realität verschlug selbst der Polizei die Sprache.

Im September 2008 wurden die Täter dann gefasst. Es war eine kleine Gang, 
gebildet aus Türken, Libanesen und einem Deutschen. Die Mitbürger wollten 
einfach nur Menschen schlagen, am liebsten erschlagen. Das war der einzige 
Grund für ihr brutales Handeln. Sie wollten einfach nur »Spaß« haben.

Die Polizei sprach damals von einer »neuen Dimension der Gewalt«. Diese 
»neue Dimension der Gewalt« gibt es allerdings Tag für Tag überall – land-
auf und landab. In Köln prügeln zum Beispiel türkische Mitbürger einen der 
rechtspopulistischen Gruppe Pro-Köln angehörenden Stadtratsverordneten in 
einer Fußgängerzone am helllichten Tage ins Koma. Das sind keine Einzelfälle. 
Solche Übergriffe häufen sich vielmehr. Man kann das alles im deutschsprachi-
gen Raum, geordnet Stadt für Stadt, aufzeigen.

Nehmen wir nur einmal Bonn – da sind im Stadtteil Godesberg die Koblen-
zer Straße, die örtlichen Spielotheken und der Stadtpark die Treffpunkte jener 
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Mitbürger, die sich im Alter zwischen 14 und 24 Jahren zu Jugend-Gangs zu-
sammenfinden und wahllos Bürger angreifen.444 In Bonn-Friesdorf treffen sich 
die brutalen Jugendbanden am Haribo-Gelände; am schlimmsten ist es in der 
Umgebung der Bonner Straße. Wer dort wohnt, der sollte möglichst schnell um-
ziehen – aber welcher Politiker kann das der Bevölkerung so offen sagen? In 
der alten Bundeshauptstadt Bonn haben sich »Konfliktherde« (so eine interne 
Bonner Polizeibezeichnung) gebildet, die – wie ein erfahrener Bonner Polizist 
wissen ließ – »garantiert zum Bürgerkriegsgebiet mit Toten werden«. Natürlich 
will das derzeit noch niemand hören. Betrachtet man die Entwicklung aus der 
Nähe, dann weckt sie ungute Erinnerungen.

Der französische Philosoph Voltaire sagte im 18. Jahrhundert: »Ich mag ver-
dammen, was du sagst, aber ich werde mein Leben dafür einsetzen, dass du es 
sagen darfst.« Millionen Menschen haben in Europa ihr Leben verloren, weil 
sie für die Redefreiheit, für die Freiheit der Meinungsäußerung eingetreten sind. 
Überall in Europa ist – auch in Erinnerung an Voltaire – die Rede- und Mei-
nungsfreiheit ein verfassungsrechtlich geschütztes Gut. Doch anstelle des Res-
pekts auch vor Bürgern, die eine andere Auffassung vertreten, gehört es inzwi-
schen in Deutschland – wie auch in allen anderen europäischen Staaten – zum 
Alltag, dass Menschen fast schon zu Tode geprügelt werden. Die Opfer haben 
entweder eine andere Hautfarbe als die Täter, eine andere Sprache, eine andere 
Kultur, eine andere Religion – oder aber eine andere politische Auffassung. Zu 
den Grundstandards zivilisatorischen Verhaltens gehört es, Konflikte mit friedli-
chen Mitteln auszutragen.

Mehr als sechs Jahrzehnte nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges weicht die-
ser eherne Grundsatz, der die Bürger Europas nach den grauenvollen Kriegsjah-
ren allmählich vereinte, einem neuen Faustrecht. Mehr noch: Es gibt Einwohner, 
die sich öffentlich über brutalste Gewaltattacken auf Bürger freuen. Stolz meldet 
die Kölner Antifa – der Unterstützertrupp der Mulitikulti-Primatenzüchter – am 
22. August 2008, ein Rentner habe sich einer »Gesichtstransformation unterzo-
gen«.

Der Rentner, der sich aus der Sicht der Antifa dieser »Gesichtstransformation« 
unterzogen hatte, ist ein Stadtratsabgeordneter der Stadt Köln. Er heißt Hans-
Martin Breninek und gehört der umstrittenen rechten Fraktion von Pro Köln an. 
Die politischen Auffassungen des Mannes mögen gewiss mehr als umstritten 
sein. In der Schildergasse in Köln haben ihn jugendliche türkische Mitbürger, die 
einer Gang angehörten und einen Kampfhund mit sich führten, vorsätzlich mit 
Faustschlägen zu Boden geschlagen. Sie prügelten so lange auf ihn ein, bis er das 
Bewusstsein verlor. Wären andere Bürger nicht eingeschritten – die türkischen 
Mitbürger hätten den Mann wohl erschlagen. Was folgte? Im Internet jubelten 
viele Menschen über die schweren Verletzungen des 67 Jahre alten Rentners. 
Das Erbe Voltaires scheint längst vergangenen Zeiten anzugehören. An die Stelle 
von Freiheit und einem Mindestmaß an Toleranz gegenüber Andersdenkenden 
tritt immer öfter das Faustrecht – ja brutalste archaische Gewalt.

Der Autor dieser Zeilen ist ganz bestimmt kein Anhänger von Pro Köln – aber 
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darf man inzwischen in Deutschland wieder ungestraft mit politischen Gegnern 
so umgehen? Darf man demnächst auch Anhänger der Linksfraktion oder der 
Antifa einfach so auf den Straßen zu erschlagen versuchen und sich dann auch 
noch über die Opfer lustig machen? Ist das die sich abzeichnende Zukunft eines 
Landes, das vor nicht einmal zwei Generationen erst dunkelste Jahre durchschrit-
ten hat? Doch dieser Rückfall in die Barbarei, bei dem jeder einen vermeint-
lichen Gegner statt mit Argumenten mit den Fäusten zu erschlagen versucht, 
scheint vorgezeichnet.

Das gilt für alle politischen Gruppierungen – mit Ausnahme der immer klei-
ner werdenden politischen »Mitte«. Verfolgt man die einschlägigen politischen 
Blogs der Rechten und der Linken, dann trifft man dort unverhohlen auf eine 
Erwartungshaltung nach einer neuen »Nacht der langen Messer«. Ebenso wie 
die jeweiligen politischen Gegner scheint man zu denken, man müsse nur einige 
Gegner ermorden, um endlich paradiesische Zustände zu schaffen. Man kennt 
dieses Denken aus der Geschichte. Es endet immer wieder schrecklich.

Der Philosoph Günter Rohrmoser hat 2008 unter dem Titel Kulturrevolution in 
Europa eine (leider) nicht einmal in Fachkreisen beachtete Schrift zu dieser The-
matik vorgelegt. Die geistige Situation unserer Zeit ist dieser Publikation zufolge 
vom Verfall der Werte unserer Vorfahren und vom Vormarsch neuer Ideologien 
bestimmt, die unser Wertegefüge nachhaltig verändern. Die bedrohlichste dieser 
neuen Ideologien ist auch für – den inzwischen verstorbenen – Rohrmoser der 
Islam.

Mord und Totschlag scheinen überall in Europa hoffähig und zum neuen Stil 
unseres Kulturkreises zu werden. In einer am 27. Juli 2008 publizierten Stu-
die haben 32 Prozent der repräsentativ befragten moslemischen Studenten in 
Großbritannien Morde und Tötungen im Namen des Islam als »gerechtfertigt« 
beurteilt.445 Es handelt sich nicht etwa um radikale Islamisten, sondern um die 
künftige Elite der Muslime in Europa. In Deutschland sehen die Zahlen nicht 
viel anders aus: 24 Prozent der jungen Muslime befürworten nach der letzten 
Studie der Bundesregierung (Titel Muslime in Deutschland446) Mord und Tot-
schlag gegen »Ungläubige« mitten in Europa. Wo muslimische Mitbürger eth-
nische Deutsche bei inländerfeindlichen Gewaltorgien als »Scheiß Deutsche« 
oder »Kartoffelnasen« bezeichnen und wie etwa beim christlichen Erntedankfest 
2008 in Bad Sooden-Allendorf »zum Spaß« fast zu Tode prügeln, da eskaliert 
die Gefühlslage. Immer mehr solcher Vorfälle schüren nicht nur an den Stamm-
tischen Rachegelüste und Bürgerkriegsstimmung.

Vor wenigen Jahren noch ging brutale Gewalt auf europäischen Straßen fast 
ausschließlich von Rechtsextremisten aus. Inzwischen ist das Bild facettenreicher 
geworden. Seitdem einstige Steinewerfer und Bastler von Molotow-Cocktails in 
Deutschland wie selbstverständlich Leiter des Außenministeriums werden, wird 
Gewalt offenkundig als typische »Jugendsünde« verziehen. Gewalt gegen Poli-
zei- und Sicherheitskräfte galt noch vor wenigen Jahren als nicht hinnehmbar. In-
zwischen finden der Bund deutscher Kriminalbeamter und die Gewerkschaft der 
Polizei parteiübergreifend kein Gehör mehr, wenn sie über die täglich wachsende 
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Zahl der Angriffe auf deutsche Sicherheitskräfte berichten. Der Respekt vor der 
Polizei scheint ein altertümliches Relikt aus einer angegrauten Generation zu 
sein – der Respekt vor dem Leben eines Andersdenkenden schwindet ebenfalls. 
Im Libanon, auf dem Balkan und zum Ende der Weimarer Republik hat man 
sehen können, wohin das führt: direkt in den Bürgerkrieg.

Erinnern wir uns noch einmal an die Worte Voltaires: »Ich mag verdammen, 
was du sagst, aber ich werde mein Leben dafür einsetzen, dass du es sagen 
darfst.« Und von Rosa Luxemburg stammt der Ausspruch: »Freiheit ist immer 
die Freiheit des Andersdenkenden.« Die marxistische Theoretikerin und Weg-
gefährtin von Karl Liebknecht würde sich wohl im Grabe umdrehen, hätte sie 
Kenntnis davon, wie sehr nun in Köln der fast zu Tode geprügelte Rentner Hans-
Martin Breninek im Namen ihrer ideologischen Freunde heute verhöhnt wird. 
Nochmals: Der Mann ist kraft seiner politischen Ausrichtung ganz gewiss um-
stritten, aber er hat in einer Demokratie verfassungsmäßig geschützte Rechte. 
Es besteht kein Zweifel – die Toleranz gegenüber Andersdenkenden schwindet, 
und wachsende Gewaltbereitschaft wird inzwischen als selbstverständlich hin-
genommen. Die Geschichte kennt solche Situationen hinlänglich. Und wer die 
Geschichtsbücher kennt, der weiß, wo sie mittelfristig enden.

Überall in Europa schießen Jugend-Gangs wie Pilze aus dem Boden, die vor 
nichts mehr Respekt haben und zum »Spaß« Krieg spielen wollen. Sie sind fes-
ter Bestandteil des überall zu beobachtenden Verrohungsprozesses. Wer Jugend-
Gangs immer noch für ein Problem amerikanischer Großstädte hält und keine 
Ahnung davon hat, was hier vor unseren Haustüren passiert, der sollte sich viel-
leicht zunächst einmal einen kurzen Film des Senders RTL zur Lage in Köln im 
Internet anschauen.447

Jugend-Gangs – Lasst Worten (Straf-)Taten folgen

Wie verkommen muss man eigentlich sein, um Hundewelpen lebend in ein La-
gerfeuer zu werfen und dabei als Jugendlicher auch noch Spaß zu empfinden? Im 
Februar 2009 hat eine Gruppe Jugendlicher genau das getan. Die Kids wollten 
Spaß. Alle waren zwischen zehn und 13 Jahren alt. Gemeinsam haben sie Hunde-
welpen in ein Lagerfeuer geworfen. Zwölf Kinder wollten die Hundekinder wie 
Grillfleisch rösten.448 Als das Fell der Welpen Feuer fing, da jaulten und kläfften 
die hilflosen Tiere in ihrer Todesangst. Immer wieder versuchten sie, aus dem 
Feuer zu springen. Doch die Jugendlichen traten unerbittlich auf sie ein und war-
fen sie immer wieder ins Feuer zurück.449 Das alles passierte an einem Kanalufer 
in der britischen Stadt Rochester. Die Tiere hatten Glück. Eine Passantin, Mela-
nie Johnson, hörte die Todesschreie der Welpen. Sie rettete den Mischlingen das 
Leben, riss sie mutig aus dem Lagerfeuer. »Guy« und »Cinders« wurden zwei 
der Tiere später im Tierschutzverein genannt. Die Kinder gehörten einer Jugend-
Gang an.

Jean Spencer, Sprecherin des britischen Tierschutzvereins, ist unfassbar dar-
über, wie brutal Jugend-Gangs heute mit Lebewesen umgehen: »Der Gedanke, 
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dass Kinder so grausam sein können, ist schrecklich.« Weshalb aber tun Kinder 
und Jugendliche so etwas? Warum werden sie immer brutaler?

Eine ganze Generation von Soziologen hat sich Gedanken darüber gemacht, 
wie brutale Jugend-Gangs entstehen und warum immer mehr von ihnen immer 
schneller in Europa wie die Pilze aus dem Boden schießen – eine vernünftige 
Antwort haben sie nicht gefunden. Angebliche schlimme soziale Verhältnisse 
im Elternhaus oder die Mär vom geringen Bildungsstand können eben nicht er-
klären, warum Gymnasiasten in den Jugend-Gangs genauso zu finden sind wie 
Zuwanderer und ethnische Europäer, die gemeinsam Rentner oder andere Kinder 
angreifen. Im Gegensatz zu der weitverbreiteten Soziologenmeinung, es handle 
sich bei den Mitgliedern von Jugend-Gangs durchweg um arme benachteiligte 
und chancenlose Kinder, vertritt der Autor dieser Zeilen die Auffassung, dass 
Gangs auch in Europa bestimmte soziale Strukturen darstellen. Die meisten Mit-
glieder haben keinen oder nur wenig familiären Rückhalt. Sie sind ganz einfach 
die Ergebnisse der ethnoneutralen Multikulti-Primatenzucht – kleine Monster. 
Da findet man Türken und Araber Seite an Seite mit ethnischen Deutschen oder 
Osteuropäern. Es sind die tumben Mutanten der 68er-Ideologie.

Hier zunächst ein erstes Beispiel für die ethnoneutralen Multikulti-Primaten 
aus dem Polizeibericht Weil am Rhein vom April 2009, in dem es heißt: »Am 
Freitag gegen 22 Uhr wurde von fünf Zeugen beobachtet, wie sich eine Gruppe 
von zirka sechs bis acht Jugendlichen in Weil-Friedlingen in der Hafenstraße 
an einem dort geparkten Lkw zu schaffen machten. Die Zeugen sprachen die 
Gruppe an, worauf sich diese entfernte. Kurze Zeit später erschienen sie jedoch 
mit Verstärkung. Es kam zu einer handfesten Keilerei. Nach Zeugenaussagen 
waren es ca. 15 Personen, die nun auf drei Geschädigte einschlugen, wodurch 
diese nicht unerheblich verletzt wurden. Als die Jugendlichen, bei denen es sich 
laut Zeugenhinweise um Türken, Albaner und Russlanddeutsche handeln soll, 
bemerkten, dass die Polizei gerufen wird, gingen sie flüchtig.«450

Türken, Albaner und Russlanddeutsche vereint Seite an Seite. Das finden 
deutsche Ermittler heute oft. Vor wenigen Jahren noch war das undenkbar. So 
berichtete der Focus im Jahre 1997 unter der Überschrift »Krieg im gelobten 
Land« über die Kämpfe rivalisierender türkischer und russischer Jugendbanden 
in deutschen Städten: »In den vergangenen Monaten lieferten sich rivalisieren-
de Gangs einige blutige Auseinandersetzungen: Vor einer Lemgoer Diskothek 
prügelten 80 Russlanddeutsche mit Eisenrohren und Zaunlatten auf ebensogut 
bewaffnete Türken ein. In Ibbenbüren stürmten 20 Jugendliche den Pausenhof 
einer Berufsschule. Mit Baseballschlägern und japanischen Schlaghölzern gin-
gen sie auf mehrere junge Türken los. In Siegen und Lüdenscheid kam es im ver-
gangenen Jahr wiederholt zu Ausschreitungen und Schlägereien. Mit schweren 
Holzlatten und Baseballschlägern prügelten mehrere Dutzend Russlanddeutsche 
und Türken auf der Euskirchener Maikirmes aufeinander ein. Fünf junge Männer 
landeten in Krankenhäusern, die Polizei nahm 28 Jugendliche fest. Knallharte 
Auseinandersetzungen um die Vormachtstellung auf dem Drogenmarkt und in 
der Straßenkriminalität stecken oft hinter den Rivalitäten.«451
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Inzwischen gibt es immer mehr multikulturelle Jugend-Gangs. Fast alle Mit-
glieder stammen aus Elternhäusern, in denen es – aus der Sicht eines Durch-
schnittsdeutschen – einen Werteverfall gibt. 68er würden die Versager-Familien 
allerdings wohl eher »progressiv« nennen. Nehmen wir nur einmal die Bundes-
hauptstadt Berlin. 60 Prozent der Einwohner sind dort Atheisten. Weniger als 20 
Prozent der Einwohner Berlins halten christliche Werte in der heutigen Zeit noch 
für wichtig. Familiärer Zusammenhalt? Altmodisch. Erziehung der Kinder, ori-
entiert an christlichen Werten? Für viele Berliner schlicht eine Lachnummer. Die 
katholische Zeitung Tagespost schreibt dazu: »Berlin, so der amerikanische So-
ziologe Peter Berger, sei die Welthauptstadt des Atheismus. Keine andere Groß-
stadt steht dem Glauben und der Kirche so fern wie die Spree-Metropole. Rund 
zwei Drittel der Berliner sind konfessionslos, im Ostteil der Stadt liegt dieser 
Anteil noch deutlich höher.«452

Im April 2009 scheiterte ein von der Initiative Pro Reli angestrebter Volks-
entscheid, der den Religionsunterricht zum Wahlpflichtfach an Berliner Schulen 
machen sollte. Nur 29,2 Prozent der Wahlberechtigten hatten sich in den Wahl-
büros gezeigt. Der Vorsprung der Religionsunterrichtsgegner vor der Initiative 
Pro Reli war eindeutig: 51,3 Prozent der Teilnehmer am Volksentscheid stimm-
ten mit Nein und damit gegen das Wahlpflichtfach Religion. 48,5 Prozent stimm-
ten mit Ja. Die Grünen und die Alt-68er hatten gewonnen – sie hatten gegen den 
Unterricht religiöser Werte in Berlin gekämpft.

Der Werteverfall greift unmittelbar auf die Jugendlichen durch. In Berlin sieht 
man ihn an jeder Straßenecke. Das aber ist nicht nur typisch für Berlin, man 
findet es bundesweit. Selbst die ländliche baden-württembergische Leonberger 
Kreiszeitung stellt in der Umgebung fest: »Der Werteverfall der Jugendlichen 
nimmt zu.« Und auch die Hemmschwelle zu töten lässt bei Jugendlichen nach.

Abzocken, Spaß haben, erniedrigen und quälen – das sind die Werte einer nach-
wachsenden Generation. Ihre Opfer müssen ihnen weit unterlegen sein, denn 
Risiken wollen die Mitglieder der Gangs meist nicht eingehen. So überfallen 
Gang-Mitglieder gern Mädchen. Beispiel Marl: Der Polizeibericht vermeldete 
im April 2009 unter der Überschrift »Jugendliche von Jugendgruppe zusammen-
geschlagen«: »Am Dienstag (07.04.) gegen 18 Uhr hielt sich eine 15-jährige 
Marlerin im Treppenhaus des Marler Sterns auf. Hier sprachen sie fünf Jugendli-
che südländischen Aussehens im Alter von 14 bis 15 Jahren an und forderten von 
ihr Bargeld. Nachdem die Jugendliche angab, dass sie kein Bargeld dabeihätte, 
schlugen und traten die fünf Jugendlichen auf sie ein. Die Täter flüchteten in 
unbekannte Richtung. Die 15-Jährige musste zur ambulanten Behandlung ins 
Krankenhaus gebracht werden.«453

Gern vergreift man sich etwa auch an wehrlosen Rollstuhlfahrern. Beispiel 
Bielefeld: Da hatte ein Rollstuhlfahrer Türken darum gebeten, ihm auf eine Be-
hindertentoilette zu helfen und auf seine Wertsachen aufzupassen. Was dann pas-
sierte, steht im Polizeibericht: »(...) der andere versprach, in der Zwischenzeit 
auf den Rollstuhl und die darin befindliche Umhängetasche samt Portemonnaie 
aufzupassen. Diese Gelegenheit nutzte er offensichtlich, um aus der Geldbörse 
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100 Euro zu stehlen. Das Geld hatte der Geschädigte kurz vorher in einer Spie-
lothek gewonnen.«454

Rollstuhlfahrer, Gehbehinderte, Blinde und sichtlich schwer erkrankte Tie-
re sind bei Jugend-Gangs als Opfer besonders beliebt. Und das nicht nur in 
Deutschland. Beispiel Großbritannien: »Snoopy« heißt ein 14 Jahre alter weitge-
hend blinder Terrier, der mit seinem 66 Jahre alten Herrchen gern seine Runden 
im Milnshaw Park in Accrington dreht. Doch der Park ist nun das Revier zuge-
wanderter Kinder aus dem islamischen Kulturkreis. Gleich 18 der Jugendlichen 
haben den kleinen hilflosen »Snoopy« im März 2009 in »ihrem« Park angegrif-
fen, in Tötungsabsicht erst in die Luft und dann auf den Boden geschleudert. Als 
der Hund bewegungslos auf der Seite am Boden lag, da griffen sie auch sein 66 
Jahre altes gehbehindertes Herrchen an, traten dem Rentner in die Rippen und 
beleidigten den weißen Briten rassistisch.455 Die Kinder-Gang wurde durch diese 
skrupellose »Heldentat« in ganz Großbritannien bekannt.

Damit in der deutschen Kriminalstatistik bloß nicht zu viele Zuwandererkin-
der aus Gangs als Täter auftauchen, haben die Multikulti-Verbrecherkinder einen 
progressiven Ausweg gefunden – sie zwingen nun Deutsche zu Straftaten. Ein 
Beispiel: Bielefeld März 2009, im Polizeibericht heißt es: »Am 16.3. erstattete 
ein 16-jähriger Bielefelder bei der Bundespolizei eine Anzeige wegen räuberi-
scher Erpressung und gab dort den nachfolgenden Sachverhalt an. Am 16.3., 
gegen 19.00 Uhr, befand sich der 16-Jährige auf dem Jahnplatz, als er von drei 
ihm unbekannten Jugendlichen angesprochen wurde. Diese Gruppe forderte ihn 
auf, sich in den nahe gelegenen Kaufhof zu begeben, um dort Parfüm für sie zu 
stehlen. Hierbei drohten sie ihm mit Gewalt, falls er sich weigern würde. Aus 
Angst begab sich der Jugendliche in das oben genannte Geschäft. Das Trio blieb 
vor der Tür stehen und beobachtete ihn. Im Kaufhof sprach dann der 16-Jährige 
eine Kassiererin an und schilderte ihr den Sachverhalt. Da sie ihm aber nicht 
helfen konnte, ging er zu dem Trio zurück, ohne etwas gestohlen zu haben. Nun 
wurde er unter Androhung von Schlägen zur Herausgabe seines MP3-Players 
(Marke Samsung) sowie zur Herausgabe von zehn Euro genötigt. Da sich der 
Junge von den drei Unbekannten massiv bedroht fühlte und er Angst hatte, dass 
er die Täter zu einem späteren Zeitpunkt wiedersehen würde, gab er die Gegen-
stände heraus. Nachdem er ihnen die Sachen überreicht hatte, entfernte sich das 
Trio in unbekannte Richtung. Beschreibung: 1: Türke, ca. 17 bis 18 Jahre alt, 
stämmige Figur, Lederjacke mit Schriftzug PICALDI, trug zudem Jeanshose und 
eine schwarze Mütze. 2: Türke, ca. 17 bis 18 Jahre alt, trug einen schwarzen Pul-
li, Jeanshose. 3: Türke, ca. 17 bis 18 Jahre, trug eine Lederjacke, Jeanshose.«456

Hommage an Gesindel: Edel sei der Rapper, wortreich und gut

Es sind die Jugend-Gangs, die aus immer mehr Kindern Monster machen. Die 
entfesselten Multikulti-Primatenmonster gehen wie seelenlose Kampfmaschinen 
auf ihre Umwelt los. Das amerikanische Wort »Gang« bezeichnet eine Vereini-
gung von Kriminellen, eine kriminelle Bande. Doch im westlichen Kulturkreis 
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werden kriminelle Banden seit einigen Jahren romantisiert. Das Getto-Leben 
der kriminellen Banden erhält Vorbildcharakter für Multikulti-Jugendliche. Und 
das Leben in multikulturellen Straßenbanden wird im Gangsta-Rap glorifiziert. 
Gangsta-Rap ist gewaltorientiert und zeigt klischeehaft das Leben junger Krimi-
neller: Gewalt, Waffen, Drogenhandel und das brutale Leben in den Vororten der 
Großstädte, wo man auf niemanden Rücksicht nimmt und nur die eigene Clique 
schützt – darum kreisen die Texte im Gangsta-Rap. Europäische Journalisten ha-
ben dazu beigetragen, Gangs und den Gangsta-Rap einer kriminellen multikultu-
rellen Subkultur zum Mythos mit Vorbildcharakter für europäische Jugendliche 
zu machen. Die Süddeutsche Zeitung spricht von einer »interessanten Subkul-
tur«.457 Das öffentlich-rechtliche und mit Zwangsabgaben finanzierte ZDF macht 
Gangsta-Rap in der neuen Krimiserie Soko 5113 hoffähig, in der ein Gangsta-
Rapper in einer Folge sogar eine Hauptrolle bekommen hat.458 Kaum zu fassen: 
Auf der Berlinale 2009 wird ein krimineller Rapper, der Rauschgifthändler war 
und 1997 als Rapper »The Notorious B.I.G.« ermordet wurde, unter dem Beifall 
der Zuschauer gar mit einem Film geehrt.459 »Edel sei der Rapper, wortreich 
und gut«, schrieb die Berliner Morgenpost 2009 über diesen im Film verewig-
ten Gangsta-Rapper.464 Die tiefen medialen Verbeugungen vor dem kriminellen 
Mob haben schlimme Folgen: Kriminelle Jugendgangs haben im Herzen Euro-
pas inzwischen für viele Kinder und Jugendliche jene Vorbildfunktion, die sie im 
Elternhaus dank des von den 68ern geförderten Werteverfalls nicht mehr finden. 
Sie tun das, was in den heute auch von Erwachsenen beklatschten Rappertexten 
beschrieben wird – sie schlagen einfach so Menschen zusammen. Sie rauben. Sie 
morden. Und das alles ohne die geringsten Gewissensbisse.

Scheinheilig fragt das multikulturelle Wochenheftchen Die Zeit seine Leser: 
»Warum sind Rapper auch in Deutschland Vorbilder für eine Generation von 
Jugendlichen?«, obwohl ihre Texte frauenverachtend sind und zur Gewalt ge-
gen Andersdenkende aufgerufen wird.461 Die Killergesichter der Gangsta-Rapper 
hängen heute in den Kinderzimmern auf Postern an der Wand, weil die Killer-
gesichter von den Medien zu Vorbildern hochstilisiert wurden. Ohne medialen 
Feuerschutz wären die Gangsta-Rapper heute ganz sicher weiter da, wo sie her-
gekommen sind: in der Gosse.

Ehemalige Nachrichtenmagazine wie Der Spiegel lobpreisen Rapper. Man 
kann den Werteverfall deutscher Journalisten und Medien gut am Beispiel der 
Rapper darstellen. Da werden Verbrecher zu den neuen Idolen. Da werden 
Rauschgiftsüchtige zu Vorbildern. Und da werden Schwulenhasser und Frauen-
verprügler angehimmelt. »Rap-Superstar Eminem« ist eine triefende Spiegel-
Geschichte über einen solchen Rapper im Jahre 2009 überschrieben. Da heißt 
es über den amerikanischen Gossenjungen: »Eminem lebt in dieser Welt, und er 
kann von ihr erzählen wie kein anderer Rapper. Von ihren Abgründen, von den 
Phantasien, zu denen sie einlädt, von der Einsamkeit vor dem Fernseher, vom 
Hass und Selbsthass, die das Celebrity-Dasein bestimmen.«462 Zufälligerweise 
heißt der Autor der Geschichte »Rapp« mit Familiennamen. Dieser Herr Rapp 
ist sichtlich beeindruckt davon, dass ein bekennender Schwulenhasser und Ge-
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waltverherrlicher wie Eminem einem einfachen Spiegel-Lohnschreiber wie ihm 
in einem Schloss eine Audienz gewährt. Statt am Pranger steht Rapper Eminem, 
der nach eigenem Bekenntnis Frauen gern mal die Kehle durchschneiden wür-
de, deshalb bei Herrn Rapp vom Spiegel im Rampenlicht, wenn dieser schreibt: 
»Wer die Welt als Bühne wählt, bricht irgendwann zusammen – bei Eminem 
war es drastisch. Jetzt ist der Springteufel des HipHop mit einem neuen Album 
zurück und erzählt so düster wie brillant davon, wie er die letzten fünf Jahre 
verbracht hat: im Drogenrausch. (...) Eminem zu treffen, hat etwas von einer 
Audienz bei einem König. Nicht nur, weil er in einem Schloss untergebracht ist, 
dem Luxushotel Schloss Bensberg in der Nähe von Köln. Es stellt sich ja auch 
die Frage: Wie redet man ihn an? Guten Tag, Herr Mathers? Ist mir eine Ehre, 
Eminem? Wie geht’s, Slim Shady?«463 Der tief gesunkene Gossenjunge Rapper 
Eminem liebt das Luxusleben und hält gerne Hof bei Journalisten vom Schlage 
des Spiegel – wie alle Rapper.

Beinahe alle Rapper kommen aus der Gosse. Eines dieser in Deutschland 
aufgewachsenen Gossenkinder rappt heute unter dem Namen »Massiv«. Kein 
Schulabschluss, Lehre abgebrochen, Rauschgifthandel – heute fährt der Unter-
schichten-Star eine getunte Luxuskarosse mit Chromfelgen. Und wenn er vor 
einer Schule hält, dann sehen ihn die Kinder dort als Vorbild an. Der sich da 
»Massiv« nennt, heißt eigentlich Wasiem Taha. Das Wort »ficken« benutzt der 
Zuwanderersohn bei vielen Gelegenheiten. Er bewegt sich auf der Bühne, als 
leide er unter schrecklichen Blähungen und suche nach einer Toilette, weil der 
ständige Durchfall seine Gedankenwelt bestimmt. Der Gossenstar gesteht in sei-
nem Wortgestammel am Mikrofon ein, dass er sich selbst zumindest kulturell 
zum Bodensatz einer Unterschicht zählt. Und der gewichtige Mitbürger gehört 
wohl auch in das Umfeld des kriminellen Milieus. Das ehemalige Nachrichten-
magazin Der Spiegel schrieb jedenfalls 2008 über den Palästinenser Wasiem 
Taha alias »Massiv«, dieser habe, als er von Pirmasens nach Berlin gezogen 
sei, »bei einem der großen arabischen Clans der Hauptstadt Verbündete gesucht, 
die ihm einerseits Glaubwürdigkeit in der Szene verleihen, ihn aber auch ganz 
praktisch schützen sollten. Auch Bushido ist in solch einem Clan, den LKA-
Ermittler Großfamilie nennen, verwurzelt. Wie ernst es in diesen Kreisen, die 
ihre Geschäfte mit Drogen, Discos und Prostituierten machen, zugeht, hat sich 
vor ziemlich genau einem Jahr gezeigt. Da wurde auf einen von Massivs arabi-
schen Beschützern geschossen. Das LKA vermutete eine Verbindung zu Bushi-
dos Clan. Kasperletheater sieht anders aus; Deutschlands Star-Rapper spielen 
nicht nur Halb- und Unterwelt, sie sind in ihr tatsächlich verwurzelt.«464

Fernsehsender wie MTV und Viva sowie die ganze Palette der bunten Kinder- 
und Jugendzeitschriften haben Vorstrafen-Geprägte wie »Massiv« und »Bushi-
do« in der jüngeren deutschsprachigen Generation populär gemacht. Große Plat-
tenlabels wie Sony Music und internationale Verlagshäuser wie Random House/
Bertelsmann unterstützen den Sexismus und die Gewaltaufrufe der Unterschich-
ten-Vorbilder.

Anis Mohamed Youssef Ferchichi hat tunesische Vorfahren und nennt sich 
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in Deutschland vor den ihn vergötternden Jugendlichen »Bushido«. Er ist ein 
»Deutsch-Tunesier«. Der Gangsta-Rapper mit der kriminellen Vergangenheit 
(Rauschgift, Sachbeschädigung) wird von den deutschen Medien gern als »an-
tirassistisches Migrantenkind« präsentiert. Während die Bundesprüfstelle für 
jugendgefährdende Medien einzelne »Lieder« des »antirassistischen Migranten-
kindes« Bushido als »jugendgefährdend« einstuft, darf der gleiche Medienlieb-
ling Bushido an einer Bravo/Viva-Aktion gegen Gewalt an Schulen und an der 
Kampagne »Schau nicht weg« teilnehmen. Sexistisch und gewaltverherrlichend, 
schwulen- und frauenfeindlich – das ist Gangsta-Rapper Bushido. Er präsentiert 
Lieder, in denen kein Wort häufiger vorkommt als »Nutte«. Und er wird für den 
von ihm vorgelebten multikulturellen Werteverfall mit Preisen überhäuft: gol-
dene Schallplatten, der Bravo Otto, der MTV Music Award und Echo-Gewinner 
2008; der Gossenjunge ist zum Idol geworden. Schweizer Jugendliche sollen von 
Bushidos menschenverachtendem Liedgut gar zu einer Vergewaltigung inspiriert 
worden sein.465 In Deutschland wird seine am 8. September 2008 veröffentlich-
te Biografie schnell Platz eins auf der Spiegel-Bestsellerliste erreichen.466 Da 
präsentiert sich der harte Gangsta‑Rapper weich wie Nutella aus dem Küchen-
schrank. Er gesteht seinen jugendlichen Lesern, dass er seine Mutti lieb hat und 
eigentlich nur ein »Sex-Gangster« sei. In vielen Interviews ist sein Lieblingswort 
schlicht »ficken«. Im Frühjahr 2009 berichtete die Sat.1-Sendung Akte 09 über 
den harten Rapper mit der mutmaßlich bei Interviews oftmals eher weichen Bir-
ne, dem man vieles verzeiht. Es ging in dem Bericht über Bushidos Beziehung 
zu seiner Ex-Freundin Martina Bollinger (23). Bushido drohte den Sat.1-Repor-
tern: »›Ich fi... euch alle drei‹, ›Du weißt, dass ich solche Hurensöhne wie dich 
nicht zum ersten Mal sehe, ok?‹, ›Hättest du meine Mutter gesehen oder gefilmt, 
ich hätte deinen Kopf abgeschnitten.‹«467 Mit solchen Bekenntnissen wurde der 
Gossenjunge zum Gossenkönig. Was Bushido über seine Mitmenschen und über 
islamistischen Terror denkt, das wurde bei einem anderen Interview klar. Da er-
klärte er: »Ich sage Ihnen ganz ehrlich: Mir ist es völlig egal, was am 11. Septem-
ber in New York passiert ist. Genauso egal ist mir, ob jemand in Afrika hungert 
oder in Südamerika im Getto abgeknallt wird. Ich bin da nicht, ich lebe da nicht. 
Mir geht es gut. Ich brauche nicht aufgrund meines angeblich schlechten Ge-
wissens so zu tun, als hätte ich mit irgendeinem gottverdammten Menschen auf 
dieser Welt Mitleid.«468 Er spricht da auch von »Krüppeln«, »Scheiß Niggern« 
und »Negerkindern« – Medien und Politiker lieben Bushido dafür. Er ist schließ-
lich ihr multikultureller Liebling, ein Multikulti-Zuchterfolg, mit dem man bei 
der zugewanderten Jugend punkten kann. Falls ein ethnischer Deutscher »Scheiß 
Nigger« oder »Krüppel« sagen würde – in welche Ecke würden man ihn stellen? 
Bushido aber darf so etwas. Ja, man erwartet es sogar von ihm. Schließlich sind 
in Deutschland schon lange nicht mehr alle Menschen gleich. Manche sind glei-
cher.

In einer Stern-TV-Reportage trafen sich Rapper Bushido und Heinz Busch-
kowsky, SPD-Bürgermeister von Berlin-Neukölln, um über Migration zu spre-
chen. Rapper Bushido sagte zum Bürgermeister: »Das mal vorweg: Sie sind ’ne 
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coole Sau, Herr Buschkowsky, nur darum bin ich hier.«469 Der SPD-Bürgermeis-
ter tat so, als ob er das nicht gehört habe. Muss man sich angesichts solcher Äu-
ßerungen noch fragen, wie Jugendliche künftig Politikern gegenübertreten wer-
den? Ist ein Multikulti-Zögling, der einen Bürgermeister rotzfrech eine »Sau« 
nennt, nicht eigentlich ein verkommenes Schwein?

Einer wie Bushido, der hat viele Kumpels. Mohammed Ali-S. (22) ist so ein 
Bushido-Kumpel. Mohammed Ali-S. nennt sich selbst »King Zaza«, früher 
nannte er sich »Abu Sex«. Heute plärrt er auf einer Liedgut-Sammlung, die er be-
zeichnenderweise seinen Vorlieben entsprechend gleich Multikriminell genannt 
hat. Mit Bushido hat er den Song »Wolkenkratzer aus Beton« aufgenommen. 
Solche multikriminellen Mitbürger bekommen mitunter überraschend viel Be-
such. Im Mai 2009 etwa. Da haben sich auf einen Schlag etwa 200 Polizeibeamte 
und Mitglieder von Sondereinsatzkommandos um Mitbürger Mohammed Ali-S. 
und seine Freunde gekümmert. Der arabische Mitbürger, der von sich selbst be-
hauptet, seit seinem zwölften Lebensjahr kriminell zu sein, wurde verhaftet. Der 
Vorwurf: Geldfälschung.470 Er soll Freunden falsche 50-Euro-Noten zum Kauf 
angeboten haben. Der gute Mohammed hatte erst wenige Monate zuvor die letzte 
Wohnungsdurchsuchung. Für ihn, der mit 17 Jahren wegen Raubes und Körper-
verletzung zu zwei Jahren Haft verurteilt worden war, ist das alles eben ganz 
»normal«. Bushido hat wirklich interessante Kumpels.

Filmproduzent Bernd Eichinger, der schon die Terroristen der RAF auf die 
Kinoleinwand brachte, verfilmt nun zusammen mit Regisseur Uli Edel die Bio-
grafie von Bushido. Bushido soll sich in dem Film selbst spielen. Man darf auf 
die Monologe des Rappers gespannt sein. Wahrscheinlich wird er ständig sagen: 
»Ich f...cke euch alle.« Der harte Rapper mit der mutmaßlich eher weichen Birne 
muss sich dann auch nicht allzu viel Text merken.

Die Dauerverherrlichung von Gewalt hat sich offenkundig für Bushido gelohnt. 
Vom Kriminellen zum Multimillionär. Das wollen andere Kids auch. Und viele 
machen nach, was Idole wie Bushido ihnen vorsingen. Was können Gangsta-
Rapper schon dafür, wenn Kids das machen, was ihnen in den Songs vorgelebt 
wird?

In einem Zeitungsbericht heißt es unter der Überschrift »Jugendbanden ver-
breiten Angst und Gewalt« zu Rappern, Jugend-Gangs und Polizeiarbeit: »›Man 
braucht bei unserer Arbeit ein dickes Fell. Viele der Gang-Mitglieder scheuen 
sich nicht, uns auf das Äußerste zu provozieren. Doch nicht immer bleibt es bei 
verbalen Beleidigungen‹, so ein Zivilfahnder. Die Szene sei gewalttätiger ge-
worden; die Jugendlichen mit Migrationshintergrund hätten verlernt, Konflikte 
verbal zu lösen. Schuld geben die (...) Beamten dabei auch sogenannten Gangs-
terrappern, die mit Hip-Hop-Musik und aggressiven, teils obszönen Texten die 
Sprache, Denkweise und Umgangsformen der Jugendlichen prägen.«471

Für den Sender 3Sat hat Peter Schran in Köln eine Gruppe türkisch- und ara-
bischstämmiger Migranten mit der Kamera beobachtet, die sich zwar als mu-
sikalische Rapper geben, aber in Wahrheit nichts anders als Kriminelle sind. 
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Ende April 2009 strahlte 3Sat seine Dokumentation über die Kölner Westside 
Kanaken aus. Die meisten dieser selbst ernannten Kanaken verdienen ihr Geld 
mit Zuhälterei, Drogen, Hehlerware und anderen kriminellen Machenschaften. 
Ihr beträchtliches Vorstrafenregister verschafft ihnen Street Credibility – früher 
nannte man das altmodisch »Glaubwürdigkeit«. Westside Kanaken nennen sich 
die jungen Rapper aus Köln selbst – ihren türkischen oder arabischen Migrati-
onshintergrund setzen sie dabei bewusst als Marke ein. Ihren Eltern erzählen 
sie, dass sie ihr Geld mit Rap verdienen, in Wahrheit schicken sie Mädchen auf 
den Straßenstrich und handeln mit Rauschgift.472 Peter Schran antwortet auf die 
Frage, wie groß der Einfluss krimineller »Rapper« auf die Jugend sei, mit folgen-
der Formulierung: »Lokal ist der Einfluss riesig, vor allem auf die Unterschicht-
Kinder und -Jugendlichen. Schon die kleinen Jungs machen die bekannten Gang-
Zeichen nach, die sie aus den permanenten Internet-Auftritten kennen. Diese 
Kultur bildet sich ständig neu – aus einem Unterschicht-Feeling in Verbindung 
mit Migrationserfahrungen. Es gibt dazu keine relevante Konkurrenz.«473

Viele Gangsta-Rapper hat es wie den Palästinenser-Medienliebling Wasiem 
Taha alias »Massiv« nach Berlin gezogen. So wie auch den 19 Jahre alten Mo-
hammed H., der im Stadtteil Neu-Kölln lebt und sich als Gossenkönig »Momo-
Black« nennt.474 In seinen Gangsta-Rap-Songs ruft er zu Hass und Gewalt auf. 
Die Songs tragen Titel wie etwa »Lauf um dein Leben«. Sein Wohnungsnachbar, 
der 41 Jahre alte gehbehinderte Andreas H., konnte nicht um sein Leben laufen. 
In einem Altbau in der Berliner Boddinstraße wohnten viele Mieter neben Mo-
hammed H., der seine Rap-Songs mit ohrenbetäubender Lautstärke hörte. Immer 
wieder beschwerten sich die Mieter. Immer wieder kam die Polizei und nahm 
Mohammed H. sogar die Lautsprecherboxen ab. »Kommt mir nur nicht nah, be-
vor ich euch zerfetze«, heißt es in einem der Gossenlieder von Mohammed H. – 
das aber kannte sein gehbehinderter und an Epilepsie leidender Nachbar Andreas 
H. nicht. Der Deutsche wagte es, den libanesischen Gossenkönig Mohammed 
H. höflich um etwas mehr Rücksichtnahme zu bitten. Zweimal trat Mohammed 
H. ihm deshalb als Antwort die Tür ein. Als Andreas H. sich ein weiteres Mal 
beschwerte, da nahm der Namensvetter des Propheten der Muslime im Februar 
2009 sein Gangster-Messer und stach zu – 30 Mal. Der behinderte Andreas H. 
hatte keine Chance. Er verblutete in seiner Wohnung.475

Mörder-Rapper Mohammed H. ist einer der wirklich großen Stars der Berliner 
Rapper-Szene. Auf seiner Homepage schreibt er über sich: »Ich bin ein arabi-
scher Junge aus Berlin.« Nach eigenen Angaben ist er im Alter von 15 Jahren von 
der Schule geflogen.476 Er nennt sich gern »Nuttenficker« und hat schon immer 
gerne zugeschlagen. »HipHop-Terrorist killt braven Nachbarn«, überschrieb der 
Berliner Kurier Ende Februar 2009 eine Geschichte über den in Deutschland 
gezüchteten Multikulti-Primaten. Das Monster war noch nicht im Gefängnis, da 
bekam er von deutschen Richtern auch schon den Migrationsbonus: In U-Haft 
kam er nämlich nach den 30 tödlichen Messerstichen auf einen Behinderten nicht 
wegen Mordverdachts, sondern nur wegen Totschlages.477 Deutsche Medien ha-
ben das alles nicht einmal hinterfragt. Eine Zeitung schrieb in der Überschrift 
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vom »Blutrausch« des Rappers, der schon zweimal zuvor damit gedroht habe, 
seinen behinderten Nachbarn Andreas H. »in der Toilette zu ersäufen«478.

Kaum war der rappende Multikulti-Primat in U-Haft, da wurde er von dort in 
die Psychiatrie verlegt. MomoBlack – so stellte man nämlich schnell fest – habe 
»Wahnvorstellungen«.479 Für sein Tötungsdelikt wird man ihn vielleicht nie zur 
Rechenschaft ziehen können. Wie merkwürdig ist es doch, dass deutsche Medien 
den wahnsinnigen MomoBlack, der sich selbst den »arabischen Killer« in Berlin 
nannte, bis dahin vollkommen ernst genommen haben. Immerhin hatte er seine 
Wahnvorstellungen auf seiner Homepage penibel veröffentlicht.480 Die Medien 
feierten ihn lange Zeit dafür. Das ist nur möglich in einer Welt, in der es klas-
sische Werte nicht mehr gibt. Auch viele andere »Rapper« veröffentlichen ihre 
Wahnvorstellungen im Internet. Und Politiker sowie Medienvertreter verbeugen 
sich vor diesem Wahnsinn.

MomoBlack alias Mohammed H. hat weiterhin Vorbildfunktion für viele Ju-
gendliche. Bei seinem Tötungsdelikt ist er sich und den Grundsätzen der Ju-
gendgangs im Übrigen treu geblieben: immer nur schwächere und körperlich 
Unterlegene angreifen. Früher nannte man diese Bevölkerungsgruppe Gesindel. 
Heute sind es rappende »Kulturschaffende«, die von den Medien für die Jugend 
zu Halbgöttern stilisiert wurden und wohl vermutlich auch weiter werden.

Kriegserklärungen als »kulturelle Bereicherung«

Frank-Walter Steinmeier (SPD), immerhin ein deutscher Außenminister und 
SPD-Kanzlerkandidat, hat mit dem türkischstämmigen Vorzeige-Mitbürger 
Muhabbet im Herbst 2007 ein Liedchen aufgenommen. Herr Steinmeier war 
sichtlich stolz, dass er gemeinsam mit Mitbürger Muhabbet vors Mikrofon treten 
durfte. Muhabbet ist in den Augen junger Türken in Deutschland ein Star. Die 
gemeinsame Aktion sollte der SPD Wählerstimmen sichern. Doch dann wurde 
bekannt, dass sich der Vorzeige-Türke Muhabbet extremistisch über den Tod des 
niederländischen Islamkritikers und Filmemachers Theo van Gogh geäußert ha-
ben soll. Die Redakteurin beim Hessischen Rundfunk Esther Schapira behaup-
tete: »Er sagte, Theo van Gogh habe Glück gehabt, dass er so schnell gestorben 
sei.« Er hätte ihn zuvor in einen Keller gesperrt und gefoltert, zitiert sie den 
damals 23-jährigen Muhabbet weiter. Dieser wies die Vorwürfe zurück, und der 
deutsche Außenminister stellte sich hinter seinen Sangeskollegen. Steinmeier er-
klärte im November 2007, er habe keine Anhaltspunkte für das, was Muhabbet 
vorgeworfen worden sei. »Im Gegenteil: Ich hätte mir gewünscht, ... dass man 
sich vielleicht konkret mit dem beschäftigt, was Herr Muhabbet in den letzten 
zwei Jahren gemacht hat«, sagte der gewichtige Steinmeier und verwies auf Ko-
operationen mit der Bundesregierung.

Muhabbet war im Jahre 2006 mit Steinmeier in Istanbul und engagierte sich 
unter anderem für die Kampagne »Schau hin!«481 Folgen wir dieser Aufforde-
rung also einmal und schauen wir hin – aber genauer. Was halten Sie vom fol-
genden Liedtext? Er stammt vom Sänger Muhabbet und heißt »Im Westen«: »Wo 
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ich herkomm? Ich komm aus der Küche der Hölle! Den meisten von euch Fotzen 
ist der Ort bekannt als Kölle. Diese Stadt ist voller Schwuchteln und Schlampen, 
oberflächlicher Ottos und richtig linken Ratten. Denn ich weiß, der Hund, der 
bellt, ist der Hund, der niemals beißt. Ich bin der, der schweigt und dir das Mes-
ser zeigt. Nachdem ich zugestochen habe, warne dich: Geh nich zu weit! Kill 
dich – denn für Fotzengelaber hab ich keine Zeit.«

Sie finden das wundervoll multikulturell und noch nicht drastisch genug? 
Ein anderes Lied des türkischstämmigen Sängers heißt »Wolfszug«: »Schließe 
die Fenster, zieh die Gardinen auf oder willst du als Kanakenfutter dienen (...) 
Schieb deinen Arsch aus der Stadt, wer hat was, schweige, bevor du etwas Fal-
sches sagst. Eine Holzkiste hab ich für dich, ... reserviert (...), fürchtet euch um 
euer Hab, euer Gut, werdet brennen im Feuer (...), das Ende naht, rennst nackt 
über die Weide – fühlst den Tod an deinem Nacken. Du bist ein Heide.«482 Lieder 
wie diese kann man durchaus als Kriegserklärungen auffassen.

Der deutsche Außenminister fühlt sich in diesem Milieu offenbar wohl. Er 
nimmt Mitbürger Muhabbet mit nach Istanbul, er will von extremistischen Äu-
ßerungen des Mannes nichts wissen, und auch dessen Songtexte scheinen ihn 
nicht zu interessieren.483 Der Multikulti-Mitbürger Muhabbet wird von höchsten 
deutschen Politikern in Schutz genommen. Er darf sich vieles erlauben, Haupt-
sache, das multikulturelle Bild kommt in den Medien gut rüber. Muhabbet trat 
beim Sommerfest des Bundespräsidenten Horst Köhler vor rund 3800 Gästen 
auf. Der Mann kann noch so umstritten sein – er wird gefördert. Und die Medien 
lieben ihn. Mitbürger Muhabbet weist ständig alle Vorwürfe weit von sich. Doch 
das ARD-Magazin Kontraste recherchierte nach. Siehe da: Muhabbets Name 
fällt erstaunlich häufig im Umfeld der rechtsextremistischen türkischen Grauen 
Wölfe.484 Deren Zeichen: der Wolf und die drei Halbmonde. Ihre Mittel: Mord 
und Totschlag. Ihr Ziel: ein großtürkisches Reich. Graue Wölfe – das sind die 
rassistischen türkischen Ultrarechten. Muhabbet – ein türkisch-islamischer Ext-
remistenfreund, der an der Seite deutscher Politiker den Multikulti-Integrations-
primaten mimen soll? Sind Mitbürger wie Muhabbet wirklich eine »kulturelle 
Bereicherung« für das Abendland?

Kreuzberg und Neukölln – der Kiez- 
gewordene Albtraum der Bundesrepublik

Berlin ist die deutsche Hauptstadt der deutschen Multikulti-Primaten-Rapper. 
Und Berlin ist inzwischen auch die Bundeshauptstadt der Multikulti-Primaten-
Jugend-Gangs. Die Stadtteile Kreuzberg und Neukölln – da, wo die arabischen 
und türkischen Zuwanderer in ihren Gettos wohnen – sind die Berliner Schwer-
punkte für brutalste Raubzüge. Bei jedem vierten Raub werden dort inzwischen 
Waffen eingesetzt.

Kreuzberg und Neukölln – das sind typische multikulturelle Berliner Stadt-
teile, vor denen anständige Mütter ihre Töchter warnen. Berlin-Neukölln ist der 
Kiez-gewordene Albtraum der Bundesrepublik: Völlige soziale Verwahrlosung, 
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Kriminalität und die gescheiterte Integration von Menschen aus 163 Nationen 
prägen den Alltag im Südosten Berlins. 300 000 Menschen leben hier – mindes-
tens jeder Vierte ist arbeitslos, in manchen Gegenden liegt der Ausländeranteil 
bei 80 Prozent, vor vielen Schulen patrouillieren private Wachschützer. Gerichts-
vollzieher geben sich in den Hartz-IV-Wohnblocks die Klinke in die Hand, en-
gagierte Pädagogen treffen auf Zwölfjährige, die weder lesen noch schreiben 
können. Und als Vorbilder gelten hier jene Gangster-Rapper, die sich ihr Gehirn 
schon als Kinder weggesoffen haben. Hier ist es auch ein Kinderspiel, Kinder für 
Jugendbanden zu begeistern.

Die Jugendbanden werden nicht nur in Neukölln und Kreuzberg immer bru-
taler – nein, es entstehen darüber hinaus in Berlin immer mehr dieser Gruppen. 
Allein elf verschiedene große Jugendbanden kennt man beim Berliner Landes-
kriminalamt. Im Gegensatz zu amerikanischen Straßengangs haben sie keine 
festen Regeln. Sie tragen auch keine einheitliche Kleidung. In einem Berliner 
Bericht heißt es zudem: »Vor Jahren, erinnert sich ein Kreuzberger Polizist, habe 
die ›Simsek‹-Gang (türkisch für ›Blitz‹) noch Blitz-Symbole auf der Jacke ge-
tragen. Neu ist: Die Gruppen setzen sich aus den verschiedensten Nationen zu-
sammen. Kürzlich saßen nach gemeinschaftlichem Raub fünf Jugendliche in der 
Gefangenensammelstelle: ›Ein Iraker, ein Iraner, ein Libanese, ein Türke und 
ein Deutscher‹, sagt ein Beamter. ›Die haben damit überhaupt kein Problem.‹«485

Wer nicht wie der Berliner Gangsta-Rapper »MomoBlack« in der ihn schützen-
den geschlossenen Psychiatrie landet, der sucht sich seinen Schutz eben im Krei-
se gleichgesinnter Schwachsinniger. In Deutschland ist das Thema tabu. In den 
Niederlanden aber haben Polizeiführer und auch der Justizminister im Frühjahr 
2009 öffentlich geäußert, dass Jugendbanden vor allem auch ein Sammelbecken 
der Schwachsinnigen seien. In den Niederlanden gibt es nach Angaben der Zei-
tung NRC Handelblad vom 9. März 2009 440 000 schwachsinnige Jugendliche, 
Zitat: »Nederland telt ongeveer 440 000 zwakbegaafde jongeren.«486 Nach An-
gaben des vom Justizministerium geförderten Forschungs- und Dokumentations-
zentrums Wetenschappelijk Onderzoek- en Documentatiecentrum (WODC) sind 
viele von ihnen in Jugendbanden organisiert.487 In deutschen Medien umschreibt 
man das alles mit höflichen Worten. Die Berliner Morgenpost lässt uns etwa wis-
sen, in Berliner Jugend-Gangs lebten »die meisten Kids aus türkischen oder ara-
bischen Familien wie schizophren in zwei Welten«.488 Irgendwann landen diese 
vielen missverstandenen Mitbürger zunächst vor dem Jugendrichter, bekommen 
dann über Jahre hin immer wieder Bewährung, später geht’s ins Jugendgefängnis 
und zum Schluss in die Psychiatrie.

Beispielsweise sitzt der arabischstämmige »Chef« der Berliner Gang Neuköll-
ner Killer-Boys derzeit für sechseinhalb Jahre im Gefängnis. Verhaftet wurde 
er mit 14 Jahren, da hatte er schon Dutzende Menschen in Bussen und Bahnen 
überfallen und ausgeraubt. Verurteilt wurde er im Alter von 15 Jahren.489 Der 
Junge liebt Gangsta-Rapper. Das sind seine Vorbilder. Schließlich befindet er 
sich ja im Krieg mit seiner Umwelt. Und die Gangster-Rapper stehen auf dem 
gleichen geistigen Niveau wie er.
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Eine andere Berliner Jugend-Gang heißt 36 Boys. Die jungen Kriminellen ter-
rorisieren Gleichaltrige im Kreuzberger Naunynkiez. Sie rauben Kinder und Ju-
gendliche aus, vergewaltigen Mädchen. Und sie handeln mit Rauschgift. Kann 
man da noch in den Kreuzberger Naunynkiez in eine Wohnung ziehen, fragte 
eine Mutter mit zwei jugendlichen Töchtern vor dem Jugendtreff Naunynkiez 
den 24 Jahre alten Eko. Der antwortete der Mutter ganz ehrlich: »Hier ist nur 
Dreck. Nur Drogen. Deine Töchter haben hier nichts verloren.«. Eko, kurz ge-
schorenes Haar und gepflegter Vollbart, hat einen deutschen Pass und türkische 
Eltern.490 Eko war Mitglied der berüchtigten Jugendgang 36 Boys. Und er sagt 
der Mutter, wer in dem multikulturellen Stadtviertel jetzt den Ton angibt.

Seit fast einem Jahrzehnt schon berichten Berliner Zeitungen Monat für Monat 
über die immer schlimmer werdenden kriminellen Jugendbanden. Nehmen wir 
nur einmal einen Bericht des Berliner Tagesspiegel vom 14. Dezember 2004 mit 
der Überschrift »Ein Kuss, der ein Leben korrigierte«. Darin heißt es etwa über 
Berlin-Neukölln: »Mohammed El-Ahmad ist zwölf, als er eine Gang gründet. 
Nur wer zum festen Kreis gehört, 30 Jungen, darf das Erkennungszeichen der 
Arabischen Gangster Boys tragen: zwei rasierte schmale Streifen über dem rech-
ten Ohr. Die Bande steckt ihr Revier zwischen Thomasstraße, Körnerpark und 
Mittelweg ab, sie pflegt ihre Begrüßungsrituale und duldet keine Mädchen in den 
eigenen Reihen. Die Gangster Boys schlagen kaputt, was sich ihnen in den Weg 
stellt, sie stehlen und ziehen auf den Spielplätzen die Jüngeren ab. Es gibt aber 
auch Tage, wo es der Bande nur um Macht und Erniedrigung geht. Wenn Hamudi 
davon erzählt, klingt das so: Vier fremde Jugendliche laufen durch den Körner-
park. ›Ey, Deutsche! Das sind Opfer!‹, johlen die Gangster Boys da. Es endet in 
einer Schlägerei. Die Bande verbreitet Angst und Schrecken – und zählt doch zu 
den ganz kleinen Lichtern im Kiez. ›Wir haben in Neukölln-Nord und Kreuzberg 
zehn arabische Großclans von etwa 500 bis 1000 Menschen, die alle der orga-
nisierten Kriminalität nachgehen‹, sagt Bürgermeister Buschkowsky. ›Das sind 
Parallelgesellschaften, in denen unsere Gesetze nicht gelten.‹ Die Großfamilien 
regeln ihre Streitigkeiten häufig unter sich, Anzeige bei der Polizei zu erstatten 
widerspricht dem Ehrenkodex.«491

Außer warmen Worten ist trotz vieler solcher Berichte seither nichts passiert 
– oder anders gesagt: Es wird immer nur noch schlimmer. Im Oktober 2002 gab 
es eine Massenschlägerei unter arabischen Jugendlichen in der Bundeshaupt-
stadt. »Jugendgang treibt Schulden mit Eisenstangen ein«, lautete damals die 
Überschrift eines Berichts.492 Irgendwann in den folgenden Jahren konnte man 
die Gründe für die vielen Schlachten und Überfälle der Banden nicht mehr so 
genau erkennen. Im Juni 2004 berichtete die Berliner Zeitung über eine typi-
sche Straßenschlacht solcher Gangs: »Auf der Neuköllner Karl-Marx-Straße ha-
ben sich am Montagabend zwei Jugendcliquen eine Massenschlägerei geliefert. 
Nach Angaben eines Polizeisprechers gingen rund 40 türkische und arabische 
Jugendliche gegen 18 Uhr in Höhe der Richardstraße aufeinander los. Zunächst 
beobachtete eine Frau, dass sich in der Richardstraße etwa 20 junge Männer tra-
fen, wovon viele zu einer Neuköllner Gang gehören. Sie sammelten Holzlatten, 
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griffen sich Stühle eines Cafés und nahmen Zuckerstreuer von den Tischen.«493 
Anschließend schlugen sie brutal aufeinander ein. Man stach mit Messern aufei-
nander ein. Es gab viele Verletzte. Einige wurden festgenommen. Ein 16-jähriger 
Türke gehörte zur Richardstraßen-Gang.

Woche für Woche ging das so weiter. Im Februar 2006 beschrieb die Berliner 
Zeitung die Lage unter der Überschrift »Jugendgangs außer Kontrolle«. Es war 
schockierend, was die Zeitung berichtete. Politik und Polizei wollten indes die 
kriegerische multikulturelle Wahrheit geheim halten. In der Zeitung hieß es aber: 
»Von weiteren Vorfällen berichtete die Polizei jedoch erst auf Nachfrage: Am 13. 
Februar wollten sich im Märkischen Viertel Araber und Türken zu einer Massen-
schlägerei treffen, was die Polizei unterband. Am 16. Februar trafen sich in der 
Gropiusstadt in Rudow 200 arabische und türkische Schüler, um einer Schläge-
rei zuzuschauen. Zwei Polizeihundertschaften waren nötig, um das Ganze auf-
zulösen. Mindestens drei Schlägereien hielt die Polizei geheim: Am 25. Januar 
griffen vor der Röntgen-Schule am Neuköllner Richardplatz 30 Jugendliche mit 
Knüppeln fünf Schüler an. Die Polizei nahm einen 14-jährigen Polen und einen 
16-jährigen Türken fest. Am 11. Februar gingen auf einem Parkplatz in Siemens-
stadt 15 Russen und Tschetschenen mit Messern aufeinander los. Am 19. Februar 
bewarfen an der Joachimstaler Straße zehn Türken und Araber Discopersonal 
mit Steinen. Die Polizei nahm vier Täter im Alter von 17 und 23 Jahren fest. 
Für die Geheimniskrämerei der Behörde haben Polizisten selbst unter der Hand 
eine Erklärung: Vor der Fußball-WM und den Wahlen zum Abgeordnetenhaus 
solle den Berlinern vermittelt werden, dass die Hauptstadt besonders sicher sei. 
Die Polizeiführung betreibe gezielte ›Sicherheitsgefühlsverduselung‹, sagt ein 
Beamter aus Schöneberg.«494

Berlin sei eine der sichersten Hauptstädte der Welt – lügen Politiker und Po-
lizeiführung. Sie mögen recht haben, wenn man Berlin mit Kinshasa im Kongo 
oder der früheren Hauptstadt von Nigeria, Lagos, vergleicht. Selbst Grünen-Chef 
Cem Özdemir, der am Kottbusser Tor in Berlin-Kreuzberg wohnt, wünscht sich, 
dass die gefährlichen Straßen um das Kottbusser Tor entschärft werden495, wo 
Rauschgift und Kriminalität sich die Hand geben.

Deutschlands Zukunft? – »Ich scheiß auf deutsche Politiker«

Rams, Khaled und Hamad Sherif sind kurdische Libanesen, Sonu ist Deutsch-In-
der. Alle sind in Berlin geboren, um die 19 und gehören zu den jungen Männern, 
die oft die Schlagzeilen mit den Berliner Migrantenkindern beherrschen. Rams 
sagt im Gespräch: »Ich scheiße auf die deutschen Politiker.«496 Khaled meint: 
»Wenn du einen Kampf verlierst, bist du ein Hund.« Mitbürger Hamad Sherif 
hebt hervor: »Ich schwöre dir, ehrlich kommt man in Deutschland nicht weiter.« 
Sie sind Berliner Gangsta-Rapper. Sie sind Deutschlands Zukunft. Sie sind für 
vieles zu haben – nur in unsere Rentenkassen und in das Sozialsystem werden 
sie wohl kaum viel einbezahlen. Ihre einzige Beschäftigung: Raubüberfälle und 
Bedrohungen.
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Sandra W. (23) ist Mutter eines Kleinkindes und lebt in Berlin-Neukölln. Ganz 
allmählich entwickelt sie einen Hass gegen diese Mitbürger. Sie wurde schon 
öfter von solchen Jugendlichen überfallen. Als sie im siebten Monat schwanger 
war, traten ihr die Täter in den Bauch, bis sie ihnen Geld gab. Im März 2009 
ereignete sich erneut ein Überfall auf die junge Frau und ihre Kinder: »Ich hatte 
nur Angst um meine Mädchen«, sagt Sandra W., »deshalb habe ich ihnen alles 
gegeben.« Nachdem sie an der Rudower Straße in Neukölln gerade ihren Kinder-
wagen aus dem Bus gehievt hatte, sah sich die alleinerziehende Mutter plötzlich 
von Jugendlichen umringt. »Geld und Handy her«, hieß es wieder einmal. Die 
schockierte Frau drückte Töchterchen Julia (drei Jahre) an sich. Und die kleine 
Laura (ein Jahr) fing im Kinderwagen an zu weinen. Sandra W. gab ihnen alles 
– das ganze Geld für den Wocheneinkauf und ihr Mobiltelefon.497 Das aus gutem 
Grund. Sie kennt die Brutalität der Jugendbanden.

Auch Polizisten sind immer wieder schockiert, wenn sie die Opfer solcher 
Überfälle vor sich haben: »Es berührt einen schon, wenn so ein 18-Jähriger vor 
dir sitzt, dem man das Gesicht grün und blau geprügelt hat«, sagt ein Polizist. 
»Dessen Klamotten dreckig sind, weil er über den Boden geschleift wurde. Dem 
man das Handy geraubt und das Geld weggenommen hat und der dann weint und 
auf seine Eltern wartet, damit die ihn aus dem Krankenhaus oder von der Wache 
abholen.«498

Was aber kann man gegen diese um sich greifende grassierende Jugendgewalt 
unternehmen? Wie kann man Jugendliche frühzeitig daran hindern, zu prügeln-
den Schlägern und Räubern zu werden? Die Opferschutzorganisation Weißer 
Ring hat dazu schon im Jahre 2003 einen Maßnahmenkatalog für Schulen und 
Schüler vorgeschlagen – wirklich interessiert hat das seither niemanden. Nach-
folgend noch einmal die Punkte499:

»(1) Wir brauchen kleinere Schulen und kleinere Klassen, damit sich die Leh-
rerschaft in übersichtlichen Schulen wieder mehr um Problemkinder kümmern 
kann – maximal 20 Kinder pro Klasse. (2) Lehrkräfte müssen in ihrer Aus- und 
Fortbildung mit Gewaltpräventionsprogrammen vertraut gemacht werden. (3) 
Die Schulsozialarbeit sollte ausgebaut und die schulpsychologischen Bera-
tungssysteme (z. B. Schulpsychologe) mit den entscheidenden außerschulischen 
Einrichtungen vernetzt werden. (4) Lehrkräfte, die zur Pausenaufsicht einge-
teilt sind, dürfen nicht wegsehen, wenn sich Gewalt zeigt: Der aktuelle Anlass 
muss jeweils zum Thema der nächsten Unterrichtsstunde gemacht werden. Im 
Durchschnitt der Schulen fürchtet sich jeder dritte Schüler in der Pause, auf 
den Schulhof zu gehen. Betroffen sind vor allem Haupt-und Realschulen. (5) An 
Brennpunktschulen sollte die Monitor-Überwachung des Schulhofes, sofern die 
schulischen Gremien dies fordern, nicht mehr tabu sein. (6) Da sich nach neu-
eren Untersuchungen mehr als 30 Prozent der Schülerinnen und Schüler schon 
auf dem Weg zur Schule in überfüllten Bussen und Bahnen vor Gewalt fürchten, 
sollten nach ausländischem Beispiel spezielle Bahn- und Busbegleiter eingesetzt 
werden. (7) ›Anstand und Benehmen‹ auf die Stundentafel zu setzen, wie das 
Saarland das will, ist ein Ansatz, der unterstützt wird. Pünktlichkeit, Achtung vor 
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dem Nächsten, Ausreden lassen sowie weitere Umgangsformen gehören dazu. 
Allerdings ist dabei das Vorbildverhalten von Eltern und Lehrern unverzichtbar. 
(8) Hinsichtlich des Sports sollte entwicklungspsychologischen Erfordernissen 
im Lehrplan mehr Beachtung geschenkt werden: Mehr Sportstunden für Jungen 
zwischen 13 und 16 Jahren, die in besonderem Maße zu aggressivem Verhalten 
neigen. (9) Rückfällige Schulstörer und Gewalttäter, die oft zu den Leistungsver-
sagern gehören, sollten nach französischem Vorbild im Rahmen der Schulpflicht 
in handwerklich ausgerichteten ›Schnupperwerkstätten‹ eine Chance erhalten, in 
denen u. a. Leistungs- und Durchhaltevermögen gefördert werden und Erfolgs-
erlebnisse wahrscheinlicher sind. (10) Schulschwänzerprogramme sind ein Weg, 
Schüler von der Straße zu holen und zu vermeiden, dass sie sich ohne Schulaus-
bildung zu ›No-Future-Kids‹ entwickeln und kriminell werden. (11) Besondere 
Anstrengungen verlangt die schulische Integration jugendlicher Ausländer. Die 
Bemühungen mancher Bundesländer, den Schulbesuch von Sprachkenntnissen 
abhängig zu machen, ist der richtige Weg. Notwendige Voraussetzung dafür ist 
die Förderung im vor- und außerschulischen Bereich. (12) Der Erfolg aller Ei-
genaktivitäten der Schulen, die dem Opferschutz dienen, hängt nicht zuletzt von 
der Unterstützung durch die Elternschaft ab, denn Gewaltprävention muss in der 
Familie beginnen.«

Seit dem Jahre 2003 ist alles nur noch schlimmer geworden. In den Schul-
klassen gibt es immer mehr Zuwanderer. Kirsten Heisig ist Jugendrichterin am 
Amtsgericht Tiergarten in Berlin. Fast täglich hat sie mit Jugend-Gangs zu tun. 
Sie sagt: »Die Täter sind überwiegend türkisch-, arabischstämmiger Herkunft 
und die Opfer sind überwiegend Deutsche. Die Brutalität hat extrem zugenom-
men, besorgniserregend. Selbst ich, die ich das 16 Jahre lang mache, bin teilwei-
se besorgt darüber, in welcher Form da vorgegangen wird gegen die Opfer.«500 
Richterin Kirsten Heisig steht in der Kritik, weil sie Probleme anspricht, die 
viele Politiker nur ungern hören möchten. Unterstützung bekommt sie vom Bund 
deutscher Kriminalbeamter. Der bestätigt: Jugendliche Gewalttäter sind in Berlin 
zu mehr als 80 Prozent nichtdeutscher Herkunft.

Rolf Kaßauer vom Bund deutscher Kriminalbeamter in Berlin hebt hervor: 
»Die Politik ist derzeit dabei, es eigentlich unter den Teppich zu kehren, also im-
mer nur auf öffentlichen Druck wird dann mal darüber geredet, aber dann werden 
Probleme auch gerne mal verschwiegen.« Kirsten Heisig kennt die gewalttätige 
Musik aus Neukölln. Sie kennt Gangsta-Rap. Sie weiß, dass es in Berlin jetzt 
schick ist, Busfahrer zu überfallen und das Ganze auf dem Handy zu filmen. 
»Happy slapping« heißt das: Leute verprügeln, ausrauben, demütigen und fil-
men. Anschließend werden die Verbrechen ins Internet gestellt.

An nur einem Samstag im November 2008 traf es allein in Berlin sieben Bus-
fahrer. 17.45 Uhr in Berlin-Wittenau: Jugendliche beschmieren einen Bus mit 
Farbe, der Fahrer will das verhindern, wird zusammengeschlagen; kurz darauf 
besprüht ein Jugendlicher in Alt-Buckow das Heck eines Busses mit Farbe; um 
18.30 Uhr treten Jugendliche einem Busfahrer in Wedding mit Gewalt in den 
Rücken. Der nächste Vorfall ereignet sich um 21.20 Uhr in Friedrichshain, und 
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um 22.40 Uhr erfolgt ein Übergriff auf eine Straßenbahn in Marzahn.501

Happy slapping – aus Maulhelden werden Täter

»Happy slapping«? Sie haben das noch nie gehört? Der Begriff kommt aus Groß-
britannien. Dort haben ihn die multikulturellen Jugendbanden erfunden. Mehr 
oder weniger brutal schlagen sie völlig unerwartet zu – und filmen das Ganze 
auch noch. Im Dschungel der Großstädte oder auch auf dem Land sucht man sich 
körperlich unterlegene Opfer – und demütigt diese zutiefst. Arabische Jugend-
banden haben »happy slapping« (»lustige Watschen«) in Großbritannien erfun-
den in Anlehnung an das Vorgehen der Amerikaner im irakischen Häftlingslager 
Abu Ghraib. Die Videos der gedemütigten Opfer werden als Trophäen im World 
Wide Web um die Welt gejagt: Jeder soll sie sehen; so wie die Bilder der US-Sol-
daten aus Abu Ghraib. Im Februar 2005 warnte die britische Polizei vor »happy 
slapping«.502 Man schlägt etwa einer Frau an einer Bushaltestelle mit der Faust 
kräftig ins Gesicht – und wartet auf ihre Reaktion, wenn das Nasenbein gebro-
chen ist und das Blut in Strömen fließt.503 Das Ganze wird mit dem Mobiltelefon 
gefilmt und dann ins Internet gestellt. Das ist angeblich »cool« – und jeder kann 
es jederzeit im Internet sehen.

Schauen wir uns »happy slapping« einmal etwas genauer an – am Beispiel 
des Opfers Peter Ramsay. Der Künstler Peter Ramsay wartete vor einem Tesco-
Supermarkt im britischen Southampton auf seine Verlobte Victoria Lewis. Da 
kam ein Teenager und schubste ihn. Das war’s zunächst. Nachdem die Einkäufe 
getätigt waren, machten sich Peter Ramsay und Victoria Lewis auf den Nach-
hauseweg. Eine Gang Jugendlicher verfolgte die beiden und rief ihnen obszöne 
Dinge hinterher. Das ist im britischen Southampton inzwischen völlig normal. 
Niemand regt sich mehr darüber auf. Es ist an der multikulturellen Tagesord-
nung. Es sind doch nur Multikulti-Primaten-Kinder. Sie hängen doch nur vor 
den Geschäften herum und belästigen doch nur die Passanten. Also gingen Peter 
Ramsay und Victoria Lewis einfach weiter. Das Paar war jetzt nur noch 30 Meter 
von der gemeinsamen Wohnung entfernt, Victoris Lewis ging einige Meter vor-
aus. Dann hörte sie einen dumpfen Knall, drehte sich um und sah ihren Verlobten 
Peter Ramsay am Boden liegen. Die Kinder, die den Mann mit wuchtigen Hieben 
attackierten, hatten den Übergriff mit ihren Mobiltelefonen gefilmt. Als sie sich 
aus dem Staub machten, hatte Peter Ramsay geschwollene Lippen. In der Woh-
nung angekommen, fiel er in Ohnmacht. Er hatte innere Blutungen im Kopf. Im 
Krankenhaus von Southampton fiel er ins Koma. Am 13. Oktober 2006 wurden 
die lebenserhaltenden Maschinen abgestellt, nachdem der Hirntod festgestellt 
worden war. Die Polizei verhaftete fünf Jungen und ein Mädchen. Sie alle sind 
zwischen 13 und 15 Jahre alt. Der Kanadier Peter Ramsay war Opfer einer bruta-
len Jugend-Gang geworden. Alle Medien berichteten groß über den Strafprozess 
gegen die Kinderbande.504 Viele »Kids« finden so etwas heute offenbar einfach 
genial und »cool«. Genau so etwas preisen ja auch die Gangsta-Rapper in ihren 
Kriegsaufrufen an, die deutsche Spitzenpolitiker beklatschen.
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Es dauerte nur wenige Monate, und »happy slapping« wurde zum Mega-Trend 
auch in der deutschen Bundeshauptstadt Berlin; vor allem in den Zuwanderer-
vierteln. So hat denn das Berliner Jugendamt in den Migranten-Problemvierteln 
inzwischen sogar Broschüren in türkischer und arabischer Sprache herausgeben 
müssen, in denen man den »Kids« zu erklären versucht, dass es nicht »cool« und 
in Ordnung ist, einem »deutschen Kartoffelgesicht« in einem deutschen Bürger-
kriegsgebiet einfach so mit der Faust in die Fresse zu schlagen und sich darüber 
zu freuen. Zudem gibt es Projektwochen des Berliner Jugendamtes, innerhalb 
derer man versucht, jungen Multikulti-Primaten zu erklären, dass es (noch) ver-
boten ist, die Bilder der Opfer ins Internet zu stellen.505

Überall im deutschsprachigen Raum lieben Jugend-Gangs »happy slapping«. 
Da das Problem in den zunehmend unruhiger werdenden Gebieten immer 
schlimmer wird, hat das Landeskriminalamt Schleswig-Holstein inzwischen 
eine Aufklärungsbroschüre zur Thematik erarbeitet.506 Zweieinhalb Jahre lang 
hat man an Universitäten nach den Ursachen für diese Art der Jugendkrimina-
lität geforscht und dabei am Rande eine interessante Entdeckung gemacht: Die 
Jugendlichen wissen ganz genau, dass sie sich strafbar machen. Sie versuchen 
deshalb, die Spuren ihrer Straftaten schon so zu vertuschen, wie es erwachsene 
Kriminelle tun.507 Immerhin können Schüler, die so etwas machen, sofort von der 
Schule verwiesen werden. Das ist rechtens, entschied das Landgericht Lüneburg 
schon 2006.508

»Happy slapping« ist bei brutalen Jugend-Gangs beliebt. Jeder kann damit 
gegenüber den anderen Bandenmitgliedern dokumentieren, dass man nicht nur 
ein Maulheld, sondern tatsächlich ein fieses Brutalo-Schwein ist. So wie es die 
Gangster-Rapper auf der Bühne vormachen. Da heißt es in Berliner Polizeibe-
richten etwa: »In Kreuzberg ist ein 25-Jähriger von einer Jugendgang verprügelt 
worden. Am Donnerstagabend alarmierte der Mann die Polizei zur Ecke Tem-
pelhofer Ufer/Großbeerenstraße, wo er zuvor grundlos angegriffen worden war. 
Wenig später nahmen Beamte am Mehringplatz einen 15-jährigen Tatverdächti-
gen aus Kreuzberg fest. Bei dem jungen Araber fanden die Ermittler ein Handy, 
das sie beschlagnahmten.«509 Auf dem Handy war ein Film abgespeichert, der 
eine Prügelorgie zeigte.

Der Mann hatte Glück im Unglück – er wurde nicht so schwer verletzt wie das 
Opfer einer Londoner »happy slapping«-Jugend-Gang. Im Stadtteil South Bank 
trafen ihre Mitglieder zufällig auf den 37 Jahre alten Barkeeper David Morley. 
Daraufhin ging es gleich ohne Vorwarnung zur Sache, wobei alles mit der Ka-
mera des Mobiltelefons gefilmt wurde: »44 Schlagverletzungen, eine gerisse-
ne Milz und fünf gebrochene Rippen diagnostizieren die Ärzte später. Die zum 
Tatzeitpunkt 14-jährige Chelsea soll Morley den finalen Tritt verpasst haben. 
Wie gegen einen Fußball habe sie gegen seinen Kopf getreten, sagte ein Zeuge. 
Innerhalb der nächsten Stunde attackierten die Schläger noch sechs andere Men-
schen. Jedes der Opfer war absolut ahnungslos und wurde völlig überrumpelt 
(...).«510 Die Haupttäterin und Anführerin der Londoner Jugend-Gang war ein 14 
Jahre altes Mädchen. Man nennt sie das »Teufelsmädchen«. Sie sitzt nun wegen 
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solcher Angriffe auf arglose Passanten für acht Jahre im Gefängnis. Aber das 
fällt in London nicht auf. Es gibt auch dort einfach zu viele dieser Jugendbanden.

Wie Krebs-Metastasen breiten sich diese Gangs mit ihren Kriegserklärungen 
über ganz Europa aus – auch in den eher ländlichen Gebieten. Beispiel Bad 
Oeynhausen: Die Kurstadt am Südrand des ostwestfälischen Wiehengebirges 
liegt ruhig und beschaulich. Sie ist immerhin 40 Kilometer von Bielefeld ent-
fernt und 80 Kilometer sind es bis nach Hannover. Bad Oeynhausen hat eine der 
größten kohlesäurehaltigen Thermalsolequellen der Welt, eine Weserfähre, ein 
bekanntes Herz- und Diabeteszentrum – und gleich mehrere weithin gefürchtete 
Jugend-Gangs. Eine der typischen Polizeimeldungen der kleinen Kurstadt, die 
im Ort heute niemanden mehr schockieren, lautete etwa am 1. Februar 2009: 
»Nach einem brutalen Überfall auf einen 23-jährigen Studenten auf dem Bahn-
hof in Bad Oeynhausen Anfang Januar hat die Polizei die Täter, eine Jugend-
Gang, festgenommen. Bei ihren Ermittlungen stießen die Kripobeamten auf ein 
Mitglied einer weiteren Jugendgruppe. Gegen diesen, einen 17-Jährigen, lag ein 
Haftbefehl wegen verschiedener Raubdelikte sowie zahlreicher Sachbeschädi-
gungen vor.«511

Im hessischen Hanau trieb 2009 eine Mädchen-Gang ihr Unwesen. Im Poli-
zeibericht heißt es dazu: »Fünf Mädchen im Alter zwischen 15 und 17 Jahren 
wurden Karfreitag in Hanau festgenommen, nachdem sie einen Straßenraub 
begangen hatten. Bereits im Schlossgarten gingen die Fünf ihre beiden 16 und 
14 Jahre alten Opfer an und beleidigten diese mehrfach. Nachdem die beiden 
Verfolgten den Schlossgarten verlassen hatten, wurden die fünf Verfolgerinnen 
in der Heinrich-Bott-Straße handgreiflich und gingen gewaltsam gegen die aus 
Hanau und Bad Homburg stammenden Opfer vor. Hierbei wurde den Mädchen 
nicht nur ein Handy weggenommen, sondern diese wurden auch so schwer ver-
letzt, dass sie zur Untersuchung in ein Krankenhaus gebracht werden mussten. 
Nach kurzer Fahndung konnten die fünf schlagkräftigen Damen von einer Funk-
streifenbesatzung festgenommen und später ihren Eltern übergeben werden.«512

Richter – Schlappschwänze in Roben

Möglich ist das alles nur, weil kein anderes europäisches Land gegenüber den 
kriminellen Kindern zugewanderter Migranten so milde Strafen verhängt wie 
Deutschland. Wahrscheinlich hängt das mit der deutschen Geschichte zusammen 
und mit der Angst der Politiker, »rassistisch« zu sein. Schauen wir uns die Lage 
in einigen anderen europäischen Staaten an, dann wird der Unterschied schnell 
klar: In Frankreich werden jugendliche Straftäter von 13 Jahren an schwer be-
straft – wer dreimal dasselbe Delikt begeht, kommt ein Jahr in ein geschlossenes 
Erziehungsheim. Davon gibt es in Frankreich inzwischen mehr als 50. Kinder ab 
zehn Jahren können in den Erziehungsheimen untergebracht werden. Und wer 
im Alter zwischen 16 und 18 schwere Straftaten begeht, dem drohen nach dem 
neuen, im Jahre 2007 verschärften Jugendstrafrecht bis zu 15 Jahre Gefängnis. 
In Großbritannien ist man ab zehn Jahren voll strafmündig. Zweimal werden 
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Kinder in diesem Alter milde verwarnt, beim dritten Delikt geht’s gnadenlos ins 
Gefängnis. In den Niederlanden und in der Schweiz sind Kinder ab zehn Jahren 
strafmündig und in Griechenland und auf Zypern von sieben Jahren an.

Und in Deutschland? Milde Richter, milde Urteile – sie machen Strafprozesse 
unter Jugendlichen zu Auszeichnungen. Zehn, 20, 30 Bewährungsstrafen sind 
in Deutschland bei Intensivtätern aus Migrantenfamilien keine Seltenheit. Sie 
sind vielmehr die Regel. Die jungen Straftäter lachen über die Weichei-Richter. 
Einer von ihnen ist der Bremer Jugendrichter Bernd Meinders. Im Sommer 2008 
hatte der verständnisvolle Gutmensch Meinders drei Jugendliche mit Freispruch 
und Bewährungsstrafen wieder auf die Menschheit losgelassen, nachdem diese 
zuvor einen Studenten in die lebenslängliche Schwerbehinderung geprügelt hat-
ten. Dieser »Römerstraßen-Prozess« machte den weichen Richter bundesweit 
bekannt. Richter Meinders wurde zum Inbegriff eines Schmuserichters in Robe. 
In einem Zeitungsinterview rechtfertigte der Mann die Urteile mit den Worten: 
»Unser Jugendstrafrecht hat eine pädagogische Ausrichtung. Sollen wir die in 
diesem Fall aufgeben?«513 Das alles war einem Bürger zu viel. Es gab eine Straf-
anzeige wegen Rechtsbeugung gegen den Richter, der offenkundig seine Urteile 
zwar im Namen, aber nicht mit Rückendeckung des Volkes sprach. Immerhin 
tobten auch Politiker über Richter Meinders und Bürger schrieben in Leserbrie-
fen: Skandal! Doch die Strafanzeige wurde eingestellt – Richter Bernd Meinders 
kann weiter im Namen des Volkes, aber ohne dessen Rückendeckung milde Ur-
teile absetzen.

Die jungen Straftäter wissen ganz genau, dass sie nur eine angeblich schwere 
Kindheit vortragen müssen – und viele Richter sind dann zu Tränen gerührt. Der 
Kölner Jugendrichter Hans-Werner Riehe ist so ein verständnisvoller, lieber und 
ganz weicher Richter. Bei ihm scheint Täterschutz aus der Sicht vieler Bürger 
vor Opferschutz zu gehen, wenn man die öffentlich bekannt gewordenen Urteile 
betrachtet. Während der Kölner Polizeipräsident Klaus Steffenhagen öffentlich 
verlauten ließ, milde Urteile führten bei Jugendlichen nur zu »einem Lachen«, 
entließen Kölner Jugendrichter jemanden wie den 17-jährigen Koma-Schläger 
»Erdinc S.« alias Erdinc Hayriye aus Köln-Ostheim wieder ohne Sanktionen 
in die Freiheit – ohne Haftstrafe, Geldstrafe oder Sozialstundenpflicht. Wer es 
wagt, die milden Kölner Jugendrichter zu kritisieren, der wird von ihnen als »po-
pulistisch und archaisch-rachsüchtig« angegangen.514

»Kölle alaaf!« müssen junge Koma-Schläger bei solchen Urteilen wohl den-
ken – und geben danach ihr Bestes, um noch mehr Stimmung zu verbreiten. 
Erdinc S. verletzte am 23. Juni 2008, nur drei Wochen nach seinem Freispruch 
vor Gericht in Köln-Ostheim, bei einer Schlägerei einen 22-Jährigen. Am 10. 
August 2008 beschimpfte der Mitbürger im Bahnhof Deutz ein Männerpaar zu-
dem als »schwule Säue«, um es gleich darauf zu attackieren. Im Februar 2009 
stand Erdinc S. – wen wundert’s – also wieder vor den Kölner Jugendrichtern. 
Dort wollte man ihn am liebsten nach sechs Monaten in U-Haft sofort wieder 
laufenlassen. Zur allgemeinen Empörung merkte Jugendrichter Klein an, Erdinc 
S. sei zum »schlimmsten Verbrecher Kölns dämonisiert« worden und hätte als 



210

»Prügelknabe« und »Musterbeispiel für fehlende Integration« herhalten müssen; 
schon die Titulierung als »Koma-Schläger« sei unangemessen.515 Es gelte, so der 
Richter weiter, ihn »anständig und fair« wie jeden Angeklagten zu behandeln. Da 
fehlte zu einem »Kölle alaaf« wohl nur noch ein langer Tusch. Zur Erinnerung: 
Der 43 Jahre alte Kölner Waldemar W., den Erdinc S. grundlos ins Koma geprü-
gelt hatte, wird bis an sein Lebensende ein Pflegefall bleiben. Man muss Erdinc 
S. dennoch dankbar sein. Denn er ist ein »Aufklärer«. Mehr als 17 Mal war ge-
gen ihn ermittelt worden. Richter Hans-Werner Riehe attestierte ihm dennoch, er 
könne »beim Täter keine gefährlichen Neigungen erkennen«. Mit seinen ständig 
neuen brutalen Schlägen hat Erdinc S. vielen Deutschen einen aufklärerischen 
Erkenntnisschub verschafft.

Viele Urteile deutscher Jugendrichter waren und sind für Außenstehende nicht 
nachvollziehbar. Im Januar 2009 erklärte schließlich selbst ein Schöffe, dass er 
vieles nicht verstehe. Er sagte: »Ich musste bei den Jugendrichtern um härtere 
Urteile kämpfen.« Der Mann war viele Jahre für das Jugendgericht in Köln tätig. 
Er hatte Urteile zusammen mit einem zweiten Schöffen und einem Richter, der 
den Vorsitz innehatte, gefällt. Und er war gleichberechtigt an Urteilsentschei-
dungen auch mit Richtern wie Hans Werner-Riehe sowie Michael Klein, die den 
Fall von Komaschläger »Erdinc S.« alias Erdic H. verhandelten, beteiligt. Inter-
essanter Nebenpunkt: Es gab vor der ersten Verhandlung eine Fahrt mit dem Bus, 
die ins Jugendgefängnis führte. Dort teilten die Sozialarbeiter ihnen mit, dass es 
sehr schlimm für Jugendliche sei, in Haft zu sein. Viele kämen noch verdorbener 
als vorher raus. Schon wichtiger: Schöffen haben keine Akteneinsicht in frühere 
Fälle. Sie wissen also gar nicht, was die kriminellen Jugendlichen schon so alles 
angestellt haben. Das ist Deutschland. Ein Paradies für jugendliche Kriminelle, 
ein Paradies für Jugend-Gangs.

Allein in Berlin brütet die Polizei über den Akten von mehr als 1000 jungen 
Intensivtätern, die schon mehr als zehn schwere Straftaten verübt haben. Fast alle 
von ihnen laufen frei herum. Mehr als 80 Prozent von ihnen sind brutale Mul-
tikulti-Primaten und haben einen »Migrationshintergrund« – so wie Kaiser A., 
ein heute 18 Jahre alter Libanese. Er hatte im November 2005 in Berlin Gleich-
altrigen Mobiltelefone und einer 81-jährigen Frau die Handtasche geraubt. Die 
alte Frau wurde dabei verletzt. Seither wurde er immer wieder als Räuber auf-
gegriffen. Weil verweichlichte Richter ihn stets von der Haft verschonten, konn-
te er im Juni 2007 beispielsweise in Berlin-Marienfelde eine Schlecker-Filiale 
überfallen. Im Mai 2008 sollte der Libanese nach weiteren Raubüberfällen von 
der Polizei verhaftet werden. Was dann passierte, beschreibt die Berliner Zeitung 
folgendermaßen: »Aufgebrachte Türken und Araber haben in Wilmersdorf die 
Polizei attackiert. (...) Kriminalbeamte der Direktion 4 wollten dort den 17-jähri-
gen Araber Kaiser A. festnehmen. Gegen den mehrfach vorbestraften Serientäter 
lag ein Haftbefehl wegen Raubes vor. Die Beamten hätten den Jugendlichen fest-
genommen und in ihren Dienstwagen gesetzt, als vier seiner Freunde und danach 
ungefähr 20 weitere Personen hinzugekommen seien, teilte die Polizei mit. Diese 
hätten laut und zum Teil sehr aggressiv ihren Unmut über den Freiheitsentzug 
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geäußert und das Einsatzfahrzeug umringt, sodass die Polizisten am Wegfahren 
gehindert wurden. Beamte, die an dem Einsatz beteiligt waren, sprachen jedoch 
nicht von 25, sondern von bis zu 50 türkisch-arabischen Jugendlichen, die ver-
sucht hätten, die Festnahme zu verhindern. Erst als zehn weitere Streifenwagen 
und zwei Gruppenstreifen der 22. Einsatzhundertschaft eintrafen, konnte die 
Menge abgedrängt werden. Dabei setzten die Beamten Pfefferspray ein. Den Tu-
mult in Wilmersdorf hätte es wohl nicht gegeben, wenn die Richter bei Kaiser 
A. vorher durchgegriffen hätten. Der verhaftete 17-Jährige wird bei der Polizei 
wegen Gewalt- und Raubdelikten als sogenannter Intensivtäter geführt.«516

Hannes Spengler, Professor für Quantitative Methoden und Volkswirtschafts-
lehre an der Fachhochschule Mainz, und der Ökonom und Kriminologe Horst 
Entorf von der Frankfurter Goethe-Universität haben 2009 eine Studie vorgelegt, 
die politisch nicht korrekt sein dürfte. Sie haben die Auswirkungen der Straf-
rechtsreform aus dem Jahre 1969 untersucht. Mit ihrer Analyse der Statistiken 
zur Strafverfolgung und Kriminalität seit 1969 zeigen Spengler und Entorf, 
dass es einen direkten Zusammenhang zwischen der Intensität der Strafverfol-
gung und der Zahl der verübten Straftaten gibt. Auf Deutsch heißt das Ergebnis: 
Das Strafrecht wirkt nicht mehr abschreckend, weil immer mehr Straftäter in 
Deutschland ohne gerichtliche Verurteilung davonkommen. Richterliche Milde 
führt zu mehr Kriminalität. Immer mehr Strafverfahren werden schnell einge-
stellt. Bei schweren Diebstählen landen heute nur noch 35 Prozent der Tatver-
dächtigen vor Gericht – bei Körperverletzungen sind es gar nur noch 30 Prozent. 
Eine Zeitung schrieb 2009 dazu: »Dabei gibt es nach der Studie regional erheb-
liche Unterschiede: Die norddeutschen Bundesländer wie Schleswig-Holstein, 
Niedersachsen oder Bremen stehen für eine weiche Haltung in der Strafverfol-
gung; Bayern und Baden-Württemberg hingegen blieben auch nach der Reform 
bei einer harten Linie. Die Aufklärungs- und Verurteilungsquoten sind dort er-
heblich höher.«517 Somit gilt: Je weiter nördlich man in Deutschland kommt, 
desto weicher sind die Strafverfolger.

Nur im Süden greift man noch einigermaßen hart durch. Nach Auffassung der 
beiden Forscher kommt es weniger darauf an, wie Täter bestraft werden, son-
dern vor allem, dass sie überhaupt bestraft werden. Mit der seit 1969 zu be-
obachtenden Tendenz, immer mehr Verfahren einzustellen, habe die deutsche 
Justiz die Kriminalität im Norden nicht senken können. Wenn also das im Süden 
erscheinende Schwäbische Tagblatt berichtet: »Jugend-Gang beraubt Jugendli-
che«, dann schockiert das heute zwar im Schwabenland niemanden mehr518, aber 
die Täter werden wenigstens noch verfolgt. Auch im 50 Kilometer östlich von 
München im Isartal gelegenen beschaulichen Dorfen dürfen Jugend-Brutalos, 
die Jagd machen auf »happy slapping«-Opfer, nicht damit rechnen, ungescho-
ren davonzukommen. So heißt es in einem lokalen Zeitungsbericht: »Die Ju-
gendkriminalität hat in Dorfen eine neue Dimension erreicht. Eine Bande junger 
Türken im Alter zwischen 16 und 19 Jahren hat wahllos Passanten brutal zusam-
mengeschlagen und von den Gewalttaten per Mobiltelefon Videofilme gedreht. 
Kopf der Bande ist ein 16-jähriger Bäckerlehrling. Der junge Türke sieht sich 
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nach eigenen Aussagen als Chef von Dorfen. (...) Die Ermittlungsbeamten der 
Dorfener Polizei sind schockiert. Auf den Videofilmen ist in allen Einzelheiten 
zu sehen, wie die Jugendlichen ihre Opfer brutal zusammenschlagen und sogar, 
wenn diese am Boden liegen, noch mit den Füßen auf sie eintreten. Auf einem 
der Filme ist auch die Schlägerei zu sehen, bei der (...) ein Mechaniker schwer 
verletzt wurde. Der 20-Jährige erlitt dabei einen doppelten Kieferbruch und eine 
Durchtrennung des Trigemiusnerves. Im Krankenhaus Rechts der Isar wurde der 
Dorfener mehrere Stunden lang operiert. Er muss noch immer künstlich ernährt 
werden.«519

Es wäre unanständig und vermessen zu behaupten, die Jugendlichen würden 
nur in der Gegend herumlungern und auf Opfer für Prügelattacken warten. Nein, 
sie sorgen sich auch um ihre Zukunft.

Gang-Beruf mit Zukunft: Autobahn-Gangster

Immer mehr Mitbürger können sich immer weniger leisten. Und immer mehr 
nehmen sich in unserer Konsum- und Spaßgesellschaft einfach, was sie haben 
wollen. Alte Wertvorstellungen gelten nicht mehr. In Würzburg wurde im Früh-
jahr 2009 gar ein rheinland-pfälzischer Mönch verurteilt, der Dutzende Porno-
videos geklaut hatte. Seine »Rechtfertigung«: Er musste einfach klauen, weil 
er sich die Pornos anders nicht leisten konnte. Diebstahl und Raub werden für 
immer mehr Bürger zu einer ganz »normalen« Tätigkeit. Manche dieser Bürger 
bilden sogar Vereinigungen, die sich wie Raubritter verhalten. Die Opfer dieser 
modernen Wegelagerer werden immer häufiger Lkw-Fahrer.

Januar 2009: Angeblich hatte der Fahrer eines Lkw tief und fest geschlafen. Er 
machte Rast auf einem Rastplatz bei Mönchengladbach. Als er wieder erwachte, 
fehlten 600 nagelneue LCD-Fernseher von der Ladefläche seines Lkw.520 Wert: 
150 000 Euro. Wenige Stunden zuvor das gleiche Spiel auf einem Rastplatz an 
der A7 nahe Fulda. Ein Lkw-Fahrer schläft im Führerhaus, Diebe räumen der-
weilen die Ladefläche leer – die Beute in diesem Fall: 540 Computer im Wert von 
250 000 Euro.521 Die Fahrer können noch von Glück reden: In Aachen etwa hat 
ein Maskierter zeitgleich einem Lkw-Fahrer beim Raubzug sogar eine Pistole an 
den Kopf gehalten und dem Mann die Brieftasche geraubt.522 In der Regel verlau-
fen die Begegnungen zwischen Räubern und Lkw-Fahrern wie in dem folgenden 
Fall vom 20. Januar 2009523: »Auf dem Autobahnparkplatz ›Hackelberg‹ kurz 
vor der Abfahrt Hannoversch-Münden-Hedemünden haben Unbekannte in der 
Nacht zu Dienstag, 20. Januar, die Seitenplane eines Sattelaufliegers zerschnit-
ten und zwei Paletten mit 80 Monitorgehäusen von der Ladefläche gestohlen. 
Während sein Lkw ausgeraubt wurde, schlief der 31-jährige Brummifahrer in 
der Fahrerkabine. Er bemerkte den Diebstahl nicht. Von den Tätern fehlt bislang 
jede Spur.«

Raubüberfälle auf Lkw-Fahrer und Diebstähle von den Ladeflächen abgestell-
ter Brummis sind inzwischen für die Polizei ein ganz normales Tagesgeschäft. 
Wir scheinen uns daran zu gewöhnen, denn Journalisten berichten nicht darüber. 
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Anders ist es derzeit in Kanada und in den Vereinigten Staaten. Dort registrieren 
Medien sehr aufmerksam, dass die Zahl der Raubüberfälle auf Brummi-Fahrer 
von Woche zu Woche steigt. Die kanadische Zeitung National Post berichtet, 
dass es keine Ladung mehr gebe, die bei Dieben und Räubern kein Interesse 
wecke: von Hähnchenbrustfilets bis zu Kaugummi sei für die Lkw-Räuber alles 
interessant.524

Das amerikanische FBI schätzte schon 2006 die Schäden durch Highway-
Brummi-Diebstahl auf bis zu 30 Milliarden Dollar525 – und zwar im Jahr. Die 
sich mehrenden Übergriffe auf Lkw-Fahrer sind somit ein internationaler Trend. 
Es gibt sie weltweit. Dahinter stehen häufig straff organisierte Zuwandererban-
den, die zur Organisierten Kriminalität gehören. Viele von ihnen rekrutieren ihre 
Mitglieder aus Straßen-Gangs. Die haben Erfahrungen damit, Unterlegene und 
Wehrlose völlig überraschend in Gruppen anzugreifen.

In der Europäischen Union werden Jahr für Jahr etwa 90 000 Lkw-Fahrer über-
fallen526 – viele der Überfälle finden in Deutschland statt. Die Schäden belaufen 
sich auf mehr als acht Milliarden Euro. Aber die EU hat immer noch keine Kri-
minalstatistik, in der die wachsende Zahl der Frachtdiebstähle und Raubüberfälle 
auf Brummis erfasst würde. Die Fahrer sind auf sich allein gestellt. Und die 
Kosten dieser Raubzüge werden auf die Kunden umgelegt. Wir alle zahlen dafür.

Da es EU-weit keine Sonderermittler, keine Schwerpunkstaatsanwaltschaften 
und keine Fachleute gibt, die sich speziell mit den Raubzügen auf Brummis be-
fassen, werden es die Hintermänner in Europa wohl auch weiterhin leicht haben. 
In den Vereinigten Staaten ist man einige Schritte weiter und hat jetzt durch-
schlagenden Erfolg mit einem ganz einfachen Mittel: Es gibt mindestens drei 
Jahre Haft für den Diebstahl von Fracht im Wert von unter 1000 Dollar und min-
destens 15 Jahre Haft für den Diebstahl von Fracht im Wert von mehr als 1000 
Dollar. Da überlegt man sich seitens der Gangster wahrscheinlich zweimal, ob 
man wirklich einmal zugreift.

In Europa – vor allem in Deutschland – muss man derweil zunächst einmal 
eine andere akute Gefahr abwehren: die Übergriffe auf Polizisten. Immer mehr 
Mitbürger haben immer weniger Respekt vor den Sicherheitskräften.

Die Polizei – dein Feind und Gegner

Was Sie in diesem Kapitel lesen, das wird Ihnen wahrscheinlich wie ein April-
scherz vorkommen. Schauen wir einmal, wie am 1. April 2009 in Gelsenkirchen 
ein inzwischen alltäglicher Polizeieinsatz ausgesehen hat – der kein Aprilscherz 
war. In der Original-Polizeimeldung vom 1. April 2009 heißt es: »Am Diens-
tagabend, 31.03.2009, gegen 20:00 Uhr, fuhr eine Streifenwagenbesatzung der 
Polizei zur Tangastraße im Ortsteil Bismarck. Dort sollten mehrere Jugendliche 
an einem Wohnhaus randaliert und eine Anwohnerin mit einem Messer bedroht 
haben. Als die Polizisten eintrafen, kamen direkt ein 18-Jähriger und ein 17-Jäh-
riger in aggressiver Weise auf sie zu. Sie schrieen die Beamten mit den Worten 
›Verpisst euch, Scheiß-Bullen‹ an. Dabei führte der 18-Jährige in seiner Hosenta-



214

sche ein Klappmesser mit sich. Als er von einem Polizisten aufgefordert wurde, 
die Hand aus der Tasche zu nehmen, weigerte er sich und beleidigte den Beamten 
erneut. Um einen möglichen Angriff mit dem Messer abzuwehren, ergriff der 
Polizist den Arm des Mannes. Bei seiner anschließenden Fixierung bzw. Fesse-
lung leistete der Delinquent erheblichen Widerstand. Mehrfach trat er nach dem 
Beamten und beleidigte ihn dabei fortwährend aufs Übelste. Sein 17-jähriger 
Mitstreiter versuchte, ihn zu befreien, und wollte den Beamten mit der Faust 
gegen den Kopf schlagen. Dieses verhinderte jedoch der zweite Polizist. Beide 
Personen waren derart aggressiv, dass sie an Händen und Beinen gefesselt wur-
den. Selbst mit angelegten Fesseln versuchten sie weiter nach den Ordnungshü-
tern zu treten und setzten ihre Beleidigungen fort. Weitere zehn Personen, die 
offensichtlich zu den beiden jungen Männern gehörten, kamen nun ebenfalls in 
aggressiver Haltung auf die Beamten zu. (...) Bei seinem mitgeführten Messer 
handelte es sich um einen verbotenen Gegenstand nach dem Waffengesetz, der 
sichergestellt wurde. In den frühen Morgenstunden durften beide Personen das 
Gewahrsam wieder verlassen.«527

Das Beschriebene ist nicht nur in den Tagen um den 1. April Alltag für deut-
sche Polizisten. Der Lokalteil der Westdeutschen Zeitung berichtete am 17. März 
2009 unter einer Überschrift, die den Inhalt des Artikels trefflich zusammenfass-
te: »Mindestens einen Faustschlag pro Tag gegen einen Polizisten«528. Allerdings 
erschien der Artikel nur im Lokalteil des Blattes. Zudem bezog sich der eine 
Faustschlag pro Tag auch nur auf die Stadt Wuppertal.

Anlass für den Bericht war eine Massenschlägerei, die in Wuppertal für Aufse-
hen sorgte: »30 Anwohner gegen 30 Polizeibeamte: Der Abend des 26. Februar 
auf der Wiesenstraße in der Elberfelder Nordstadt sorgt weiter für Diskussions-
stoff – auch polizeiintern. Wie berichtet, war an jenem Donnerstagabend aus 
einem Familienstreit zwischen Vater (42) und Sohn (17) eine handfeste Mas-
senschlägerei auf offener Straße geworden. Die Bilanz: Sieben Festnahmen und 
vier Verletzte, drei davon aus den Reihen der Polizei.«529 Als Schlichter werden 
Polizeibeamte eben schon lange nicht mehr akzeptiert. Der Wuppertaler Polizist 
Dirk Bonsmann sagt: »Wenn wir erscheinen, heißt es nicht: ›Jetzt kommt einer, 
der ordnet‹, sondern: ›Jetzt kommt ein neuer Gegner‹.« Solche Schlachten mit 
Polizisten filmen immer mehr Jugendliche mit dem Mobiltelefon – und stellen 
die Filme mitunter stolz ins Internet.

Mehr als drei Millionen Mal wurde seit 2008 bei der Internetplattform YouTube 
die Video-Aufzeichnung eines Fernsehbeitrages angeklickt, in dem ganze Scha-
ren türkischer Mitbürger in einem Göttinger Wohnviertel deutsche Polizisten zu-
sammenschlagen.530 Es ist einer von jährlich 25 000 Fällen von Widerstand gegen 
Vollstreckungsbeamte – Tendenz stark steigend. Die Filmaufnahmen sind abso-
lut schockierend. Die inzwischen 15 000 Kommentare unter dem Video sprechen 
Bände in Bezug auf das, was der Mann auf der Straße von den Fausthieben in die 
Gesichter von Polizisten, die sich kaum wehren, denkt: »Ich als Polizist hätte mit 
Sicherheit meine Waffe gezogen und einem dieser Muselmänner den Schwanz 
weggeschossen«, lautet ein Kommentar vom 19. März 2009. Ein anderer Kom-
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mentator schrieb am gleichen Tag: »Gleich Knarre raus und hinrichten.« Viele, 
die ihre Meinung äußern, rufen nach dem Betrachten des Films ganz offen zur 
Gewalt gegen Türken auf – bemerkenswerterweise nachdem sie nur dieses eine 
Video gesehen haben. Und es gibt viele solcher Filmaufnahmen im Internet.

Ein anderer Film zeigt beispielsweise Kieler Polizisten, die Streit zwischen 
kurdischen und türkischen Jugendlichen schlichten wollen. Die höflichen Po-
lizeibeamten vereinen die Streithähne. Unter Rufen wie »Fick dich, du Huren-
sohn« und »Scheiß Wichser« prügeln unsere Mitbürger nun gemeinsam auf die 
Polizisten ein. Anderthalb Millionen Mal wurde dieser Film binnen kurzer Zeit 
im Internet angeschaut.531 Die meisten Kommentatoren wundern sich, warum 
die deutschen Polizisten sich das alles gefallen lassen, ein Kommentar lautet 
im originalen Worlaut: »wat denkt der bulle denn was er mit seinem ›ey ey ey‹ 
erreicht ... das sich alle die hände reichen und friedlich nach hause gehen ... man 
man man.« Ein Amerikaner schreibt: »HAHAHA ... German cops??? All I can 
say is that they are a JOKE!!!! They can’t even control those ›wannabe G’s‹??? 
Wow why don’t u try this shit here in Chicago, you would either end up dead or 
with a stick up your ass. This young dude is even cursing at the cop??? Wow ... 
According to the comments, I see there is still a lot of hate ›in der Mutterland‹ 
huh???? U.S. cops would beat the shit out of them and put them in a cell for 
years. PEACE.« – Nein, wir übersetzen das hier besser der drastischen Wortwahl 
wegen nicht. Zusammengefasst: Deutsche Polizisten sind inzwischen offenkun-
dig für viele nur noch eine Lachnummer. In den Vereinigten Staaten kämen sol-
che Angreifer für Jahre ins Gefängnis.

Eine Zeitung berichtet über den Kölner Polizeihauptkommissar Andreas Book 
und über seine Erfahrungen im multikulturellen Stadtteil Kalk: »Solche Macht-
spiele beginnen oft schon bei der Ausweiskontrolle. ›Meine Leute bekommen 
dann zu hören: Hier brauche ich mich nicht auszuweisen, hier ist mein Stadtteil. 
Wenn wir zu unserer Eigensicherung sagen: Zeigt eure Hände, heißt es: Was soll 
das! Es kommt schnell zu Handgreiflichkeiten‹, sagt Andreas Book. Als Polizis-
ten mehrere jugendliche Streithähne trennen wollten und sie fesselten, griffen 
die verbliebenen Jugendlichen die Beamten an, sechs wurden verletzt. Gehen die 
Beamten in Fällen häuslicher Gewalt gegen den prügelnden Mann vor, leisten 
mehrere Familienmitglieder Widerstand gegen die Polizei.«532

Polizisten zu schlagen ist für einen Teil der Bevölkerung in Deutschland in-
zwischen offenkundig zu einem Volkssport geworden. Unter einem Video, das 
eine solche Schlägerei zeigt, steht als Kommentar: »Respektlosigkeit ist eine 
eingeschleuste Seuche, die man hier in Deutschland nicht weiter dulden kann, 
sonst endet das mal ganz böse.« Diesen Satz hat ganz sicher nicht der Duisbur-
ger Polizist Thorsten G. geschrieben. Thorsten G. macht in seinem Duisburger 
Einsatzgebiet mit seinen Kollegen Tag für Tag die Erfahrung, wie es ist, grundlos 
als Polizist angegriffen und geschlagen zu werden. Thorsten G. hat sich seine 
wachsende Wut aus der Seele geschrieben – auch wenn es politisch vielleicht 
nicht korrekt war.

Im November 2008 erhielt der Dienstgruppenleiter der Düsseldorfer Polizei, 
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Dieter Höhbusch, einen Brief, der es in sich hatte. Thorsten G., einer seiner Poli-
zisten, beschrieb darin seinen Arbeitsalltag. Eigentlich war an der Beschreibung 
nichts Ungewöhnliches – dummerweise wurde der Brief aber in einer Zeitung 
abgedruckt. Nun konnten Bürger lesen, wie es etwa in einer ganz normalen 
Schicht der Polizei in Düsseldorf zugeht533:

»Sehr geehrter Herr Höhbusch,
nach unseren vergangenen Nachtdiensten von Freitag auf Samstag und Sams-

tag auf Sonntag möchte ich Ihnen im Rahmen meiner Beratungspflicht die Vor-
kommnisse, die uns in der Altstadt widerfahren sind, und die Erkenntnisse, die 
wir sammeln konnten, darstellen. (...) Ich schreibe dies hier unter anderem, weil 
ich zunächst nur subjektiv der Meinung war, dass sich die Situation, die sich 
ohnehin in den letzten Jahren permanent verschlimmert hat, seit dem Sommer 
ganz extrem und schnell weiter verschlechtert und nach meiner Prognose auch 
weiter verschlechtern wird. Die Gewaltspirale dreht sich immer schneller und in 
den letzten Monaten kommen objektive Momente hinzu, die das erträgliche Maß 
überschreiten. (...) Die Grundlage für beide Nächte stellte eine hohe Einsatzzahl 
dar. Freitagnacht 90 Einsätze und Samstagnacht 87 Einsätze. (...) Folgende Vo-
raussetzungen herrschten:

1.	 Kühles Wetter mit permanentem Nieselregen, was der Laune der Besucher 
nicht förderlich war, es hielten sich in der Altstadt auf:

2.	 ca. 50 Junggesellenabschiede,
3.	 ca. 280 Bayern-Fußballfans, davon 44 gewaltbereite auf der Suche nach 

Düsseldorfer Fortuna-Fans,
4.	 ca. ein Dutzend Fußball-Vereinsfahrten mit jeweils 40-50 Personen,
5.	 ca. 30 Dortmunder Fußballfans,
6.	 ca. 200 Ringer in sechs oder sieben Gruppen (es musste in der Nähe einen 

Wettkampftag gegeben haben),
7.	 eine unbestimmte Anzahl an Migranten libanesischer Abstammung (dar-

unter mutmaßliche Straftäter, Anmerkung der Redaktion),
8.	 Schließen einer Bar nach Willen des Betreibers, was einige hundert Mig-

ranten, in erster Linie nordafrikanischer Abstammung, sehr schlecht ge-
launt auf die Straße brachte, zzgl.

9.	 üblicher Erlebnis- und Sauftourismus aus ganz Deutschland, zzgl.
10.	 Tausende der üblichen Altstadtbesucher, die ›etwas erleben wollten‹, zzgl.
11.	 eines auffällig hohen Anteils an jugendlichen und heranwachsenden Mig-

ranten, größtenteils marokkanischer und türkischer Abstammung, und
12.	 ab etwa 3 Uhr ca. 30 Fortuna-Fans.
Jeder Einsatz war geprägt von höchster Aggression und Gewaltbereitschaft. 

Die Luft in der Altstadt hatte das sprichwörtliche »Knistern«. Wenn die Polizei-
beamten einschreiten mussten, ging dies fast nie ohne Zwangsmaßnahmen. Be-
teiligte und Unbeteiligte attackierten die Beamten verbal und auch durch Angrif-
fe. Einmischen, Beleidigen (›Rassist‹ und ›Nazi‹ waren die ›Renner‹ der Nacht), 
Flaschenwürfe aus der zweiten Reihe, körperliche Attacken durch Schläge und 



217

Tritte. Beleidigungen erfolgten auch regelmäßig ohne konkreten Einsatzanlass 
im Vorbeigehen, wenn für die Beleidiger erkennbar war, dass die Beamten auf 
dem Weg zu einem Einsatz waren. Es wurde mehrfach ›Unterstützung‹ gerufen, 
weil Beamte in arge Bedrängnis gerieten.

Die Spitze der Nacht stellte ein Einsatz auf der Straße im Bereich Kurze Straße/
Mertensgasse gegen 3.55 Uhr dar. Zwei heranwachsende Migranten, die jeweils 
in Gruppen à 30 bis 50 Personen unterwegs waren, prügelten sich und wur-
den von ca. 30 weiteren Migranten dabei lautstark angefeuert. Als die Beamten 
vor Ort eintrafen, wollten sich die Streithähne nicht trennen lassen und leisteten 
extremen Widerstand gegen die Maßnahmen. Die vier Beamten wurden dann 
zusätzlich von zehn weiteren Personen angegriffen, geschlagen, getreten und mit 
Flaschen beworfen. Da sie lautstark kundtaten, dass sie die Beamten nun ›töten‹ 
würden, nahm ein Beamter die Waffe aus dem Holster und in Sicherheitshaltung 
und ein zweiter Beamter nahm sein Pfefferspray in Anschlag. Nachdem weite-
re Kräfte dem Ruf um ›Unterstützung‹ gefolgt waren, befanden sich inzwischen 
knapp 200 jugendliche und heranwachsende Migranten am Einsatzort, die die 
weiteren Maßnahmen und den Abtransport der Straftäter verhindern wollten. Sie 
schrien uns an, beleidigten uns, bespuckten uns, warfen mit Flaschen etc. Es kam 
hinzu, dass nach meiner Übersicht sicherlich 30 Personen mit ihren Handys oder 
ähnlichen Geräten die Gesamtsituation aufnahmen. Nachdem die Frontlinie ge-
klärt war und immer mehr Polizeikräfte eintrafen, zerstreute sich der Menschen-
auflauf umgehend. Im Schutze dieser Auflösung konnten die Aggressoren, die 
uns zunächst zurückdrängen und vom Ort wegzwingen wollten, unerkannt das 
Weite suchen. Dann kam eine Welle von schreienden, anfassenden Menschen auf 
uns zu, die die polizeilichen Maßnahmen nicht guthießen und sich wichtig tun, 
beschweren oder sonst etwas wollten.

Es war seltsam, dass knapp zehn Minuten nach alledem aber auch gar nichts 
mehr darauf schließen ließ, was kurz zuvor stattgefunden hatte. Wir mussten 
danach noch weitere Male in den Bereich, weil es sich zuzuspitzen drohte. Die 
gesamte Nacht war geprägt von Hektik und Stress. Die Polizei hetzte hin und her 
und von Einsatz zu Einsatz. Dies blieb den Besuchern nicht verborgen und sie 
lebten sich entsprechend aus. Es konnte ebenfalls nicht verborgen bleiben, dass 
die Beamten jeweils nur in der Lage waren, den unmittelbaren Einsatzanlass zu 
lösen, aber nicht das Chaos darum herum.

Ich bin stolz auf uns, dass wir die jeweiligen Grundanlässe regeln konnten. 
Dies war stellenweise auf der Kippe und nicht von vornherein klar. Es tut mir 
allerdings jetzt noch weh, dass wir als Beamte der Altstadtwache mehrfach zu 
Statisten des Sauf- und Erlebnistourismus degradiert wurden, man sich unge-
straft an uns reiben durfte, und bespucken und beleidigen konnte und wir nichts 
dagegen machen konnten.

Der Eindruck in der Öffentlichkeit ist da. Ich wurde mehrfach darauf ange-
sprochen, warum sich die Polizei so etwas bieten lässt. Von anderer Seite wurde 
ich mehrfach gefragt, ob ich denn merken würde, dass mehr ›Vorort‑Migranten‹ 
denn je in der Altstadt wären. Als ich dies bejahte, erfuhr ich, dass es derzeit 
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und seit mehreren Wochen ein Wettbewerb sei, sich an der Polizei zu reiben, 
um uns in der Altstadt das Zepter aus der Hand zu nehmen und Erlebnisfilme 
aufzunehmen. Da dies seit nunmehr knapp drei Monaten auch gut funktionieren 
würde, kämen immer mehr Leute auf den Geschmack. Es sei bei jugendlichen 
und heranwachsenden Migranten das neue, aktuelle Hobby, die ›Bullen aufzumi-
schen‹. Positive Rückmeldung erhielt ich von zwei Gastwirten. Traditionell bzw. 
politisch sind/waren die Personen nicht unbedingt Fans der Polizei, sagten mir 
aber übereinstimmend, dass sie den Einsatz der Polizei toll fanden und sich in 
ihrem Bereich mehr Polizeieinsätze wünschen würden.

Zusammengefasst darf ich aber feststellen, dass unser Ansehen in der Öffent-
lichkeit zusehends sinkt und erhebliche Auswirkungen bei der Durchführung un-
serer Maßnahmen hat.

Zu 2. Ich persönlich habe an diesem Wochenende einige hundert Straftaten 
feststellen müssen, die ich nicht verfolgen konnte. Ich/Wir konnten lediglich in 
erster Linie im Rahmen der Gefahrenabwehr tätig werden. Menschen trennen, 
damit kein schlimmerer Körperschaden entsteht, und das war’s. Der Einsatz ei-
nes BeSi-Trupps sollte überlegt werden.

Zu 3. Ich denke, bevor wir an einem der nächsten Wochenenden tatsächlich 
einmal einen Einsatz aus der Hand geben werden und die Chaoten damit glau-
ben, die Altstadt übernommen zu haben, müssen weitere Maßnahmen erfolgen. 
Sollten die Chaoten das einmal geschafft haben, werden es immer mehr werden, 
die es immer öfter probieren werden.

Wenn wir als Polizei der Entwicklung keinen Einhalt gebieten und sich die Ge-
walt wie in den letzten Wochen ansteigend entwickelt, sehe ich für Silvester und 
Karneval absolut schwarz. Sollten die Störer, die dieselben sind wie in unseren 
Nachtdiensten, bis dahin nicht begriffen haben, dass wir, die Polizei, das Gewalt-
monopol in der Altstadt haben, werden wir die Einsätze verlieren. (...)

Ich bin an diesem Wochenende von Menschen aller Altersklassen bespuckt, 
beleidigt, mit Flaschen beworfen und sonstwie angegriffen worden. Komischer-
weise augenscheinlich durchweg von Migranten. Ich musste einen ehemaligen 
Footballspieler und Türsteher mit geschätzt 205 cm Körpergröße und einem 
geschätzten Gewicht von 160 kg, der meine Meinung nicht teilte und meine An-
weisungen nicht akzeptierte, in Gewahrsam nehmen und habe mich dabei total 
nass- und durchgeschwitzt. (...) Ich war bisher ein guter Dienstgruppenleiter und 
möchte auch gut bleiben können.

Ich habe an diesem Wochenende Mitarbeiter erlebt, die länger in der Altstadt 
sind, länger heißt in unserem Falle leider Gottes mindestens ein Jahr, aber auch 
Berufsanfänger, die ihre ›Feuertaufe‹ erleben mussten. Ich musste in den Gesich-
tern stellenweise Angst sehen und habe sie in Gesprächen zum Teil auch erlebt. 
Einige sprechen nicht darüber, weil dies nicht ›cool‹ ist.

Ich weiß, dass es krank macht, sich auf der Straße bespucken, beleidigen und 
sonstwie angreifen zu lassen. Ihre Mitarbeiter haben an diesem Wochenende zum 
wiederholten Male ihre Jacken reinigen müssen und haben Splitter von bersten-
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den Bierflaschen über sich spritzen lassen müssen. Meine Mitarbeiter werden so 
krank.

Zur Belohnung einer eigentlich mit unseren Möglichkeiten gelungenen Nacht 
durften sie nach dem normalen Dienstende dann noch bis zu zwei oder drei Stun-
den Vorgänge fertigen.

Ich arbeite in einer motivierten Dienstgruppe. Wir nennen uns die Caesaren, 
damit wir das Chaos da draußen gemeinsam ertragen. Ich kämpfe seit Jahren 
mit Abgängen wegen des Objektschutzes oder wenn Mitarbeiter die volltrunke-
nen Chaoten nicht mehr aushalten. Bisher habe ich damit argumentieren können, 
dass es ›da draußen im Einzelfall‹ schon einmal hart zugeht, es aber nicht die 
Regel ist.

Das hat sich geändert. Es ist die Regel und diese Regel muss wieder gebrochen 
werden. Ich befürchte, dass die Mitarbeiter ihre Motivation gegen eine Vermei-
dungstaktik unserer Dienststelle eintauschen und uns den Rücken kehren wer-
den.«

So beschreibt ein ganz normaler Polizist seinen ganz normalen Arbeitsalltag. 
Was, glauben Sie, ist nach diesem Brief passiert? Glauben Sie, dass man um-
gehend die Lage der Polizisten verbessert und die dargestellte Situation ernst 
genommen hat? Glauben Sie das wirklich? In welcher Traumwelt leben Sie ei-
gentlich? Der Autor dieses Buches kennt den Verfasser des abgedruckten Brie-
fes. Passiert ist Folgendes: Der Polizist hat seither dienstliche Schwierigkeiten 
– Vorgesetzte und vor allem Politiker machen ihm das Leben zur Hölle. Man darf 
doch der Öffentlichkeit in der Multikulti-Primatenzuchtwelt solche Dinge nicht 
wahrheitsgemäß sagen. Das Volk könnte ja sonst noch nachdenklich werden ...

Schimpfen, spucken, schlagen –  
die importierte Respektlosigkeit

Das soeben Geschilderte gibt es (leider) nicht nur in Düsseldorf. Düsseldorf ist 
heute überall. Machen Sie nur einmal die Augen auf. Die aus der rheinischen 
Metropole berichteten Zustände sind kein Einzelfall, sondern inzwischen die 
Regel in deutschen Ballungsgebieten. Schimpfen, spucken, schlagen – das ist 
die Welt, die Polizisten in ihrem Arbeitsleben täglich erwartet. Jene, die sie 
anspucken, sind in der Regel Zuwanderer, die außer Schimpfen, Spucken und 
Schlagen nichts anderes im Leben leisten. Das behauptet nicht der Autor dieses 
Buches. Das erklärt der Aachener Polizeisprecher Paul Kemen. Er ist sichtlich 
verärgert und sagt: »Früher waren die härtesten Ausdrücke, die Polizisten zu hö-
ren bekamen, Arschloch, Penner, Drecksack. Das prallte in vielen Situationen 
ab.« Heutzutage würden seinen Kollegen »Ausdrücke entgegengeschleudert, die 
weh tun«. Gängig sei etwa: »Bastard: Ich f... deine Frau, ... deine Kinder. Dei-
ne Alte ist eine ...« Derartige Angriffe kämen oftmals von Menschen, »die für 
dieses Land noch nichts, aber auch gar nichts getan haben«, äußert Kernen sein 
Unverständnis. »Und dass genau diese Menschen hier so leben können, haben 
sie denen zu verdanken, die sie auf schäbigste Art und Weise beschimpfen.«534 
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In Nordrhein-Westfalen haben sich die Übergriffe auf Polizeibeamte in den letz-
ten zehn Jahren verdoppelt. In einer Stadt wie Aachen registrierte man allein 
zwischen März 2008 und März 2009 17 Prozent mehr Übergriffe auf Polizisten.

Bei fast allen zugewanderten Angreifern ist nichts zu holen. Werden sie ange-
zeigt, dann passiert ihnen nichts. Das wissen die Täter – und werden daher immer 
dreister. Inzwischen bedrohen sie Polizisten und deren Familien: »Ich weiß, wo 
du wohnst. Wenn ich dich kriege, dann kriegst du, was du brauchst«, zitiert die 
Aachener Zeitung aus einem Polizeibericht unter der Überschrift »Beschimpft 
und bespuckt: Polizei steckt mehr ein«535 In Aachen haben 2009 auch ein ag-
gressiver Kampfhund und sein nicht minder beißwütiges Herrchen die Polizei 
beschäftigt. Im April rückten die Beamten aus, weil ein Pitbull in einem Park 
ohne Maulkorb und Leine unterwegs war und dort schon zwei Fußbälle von spie-
lenden Kindern zerbissen hatte. Als der 24-jährige Hundebesitzer, ein zugewan-
derter Mitbürger, von den Polizisten aufgefordert wurde, das Tier anzuleinen, da 
rastete der Mann aus. Er beleidigte eine Polizeibeamtin und biss ihrem Kollegen 
in den Oberschenkel. Der Zuwanderer wurde überwältigt. Und der Hund kam 
ins Tierheim.

Landauf, landab das gleiche Bild: Zuwanderer sehen Polizisten als Partner für 
Boxkämpfe oder Freizeitbelustigung. Beispiel Dietzenbach im Rhein-Main-Ge-
biet. In einem Bericht des Hessischen Rundfunks heißt es: »Steine und Flaschen 
gegen Polizisten – in der südhessischen Stadt Dietzenbach kommt es immer 
wieder zu Rangeleien mit den Ordnungshütern.«536 Der Bericht fährt fort: »Die 
Beamten wurden wie ihre Kollegen von der Feuerwehr mit Steinen beworfen, 
als sie ein brennendes Auto löschen wollten. Die Polizei nahm in der Nacht zum 
Mittwoch im Spessartviertel die Personalien von 21 mutmaßlich Beteiligten auf. 
Ein 21 Jahre alter ›hinreichend polizeibekannter‹ Mann wurde festgenommen. 
Die Feuerwehr war alarmiert worden, weil ein Wagen auf einem Parkdeck in 
Flammen stand. Als die Helfer den Brand bekämpften, flogen aus einer Men-
schenansammlung immer wieder Steine.«537 Der Leser erfährt beiläufig: »Bereits 
in der vorhergehenden Nacht war es in derselben Gegend zu Zusammenstößen 
mit der Polizei gekommen. Zwei Polizeistreifen hatten ein Auto und dessen In-
sassen kontrolliert. Als die Beamten einen 19 Jahre alten Türken mit auf die 
Wache nehmen wollten, hatten sich gut 80 Anwohner lautstark gewehrt und die 
Polizeiwagen mit Steinen und Flaschen beworfen.«538

Unterwegs auf Streife in Duisburg-Marxloh. In der Nähe der Pollmann-Kreu-
zung treffen sich viele Jugendliche, die aus dem Libanon, aus Kurdistan und 
der Türkei stammen. Die Gruppen mögen sich untereinander nicht. Aber sie 
alle eint die Abneigung gegen die deutsche Polizei. Jugendliche liefern sich auf 
den Straßenbahnschienen Schaukämpfe. Sie halten dann eine Straßenbahn auf. 
Kommt anschließend die Polizei und will die Personalien aufnehmen, werden 
die Beamten im Nu umzingelt und schaffen es nicht mehr zurück zum Wagen. 
Fahrgäste der Straßenbahn dürfen dann per Mobiltelefon die Kollegen der Po-
lizisten zu Hilfe rufen – derweilen verprügeln die Jugendlichen die Polizisten 
und lachen über sie. Die Zuwandererkinder haben von ihren Eltern das Bild ver-



221

mittelt bekommen, wonach nur jene zu respektieren sind, die auch Härte zeigen 
können. Doch deutsche Polizisten dürfen – anders als in den Herkunftsländern 
der Migranten – keine Härte zeigen. Also werden sie als »Penner«, »Pisser« und 
»Scheißbulle« verhöhnt – den Migranten passiert ja ohnehin nichts.

Der Vorsitzende der Bundespolizei, Matthias Seeger, hebt hervor, der Respekt 
vor Polizeibeamten sei »allgemein gesunken, insbesondere bei Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund«. Weit häufiger als noch vor wenigen Jahren eskalierten 
mittlerweile selbst Alltagssituationen: »So kann beispielsweise die Aufforde-
rung, die Zigarette zu löschen, zu gewalttätigen Auseinandersetzungen führen«, 
beklagte Seeger. Die Aussagen sind erdrückend. Und die Politik beschwichtigt 
und interpretiert die Fakten so lange, bis am Ende dann irgendwann die Polizis-
ten die wahren Übeltäter sein werden. Während sich die Polizeiführung immer 
lautstärker zur dargelegten Entwicklung äußert, plädiert etwa der Berliner Innen-
senator Erhart Körting (SPD) dafür, »die Zahlen zurückhaltend zu interpretie-
ren«539. Er fährt fort: »Es wäre falsch zu sagen, da wächst eine Generation von Ju-
gendlichen mit Migrationshintergrund heran, die überwiegend kriminell wird.«

Der Autor dieses Buches hofft inständig, dass der Berliner Innensenator Kör-
ting nicht vergesslich ist. Möge Herr Körting sich dereinst an seine eigenen Worte 
erinnern – und die »Fakten zurückhaltend interpretieren« –, wenn er von unseren 
Mitbürgern vielleicht einmal auf der Straße bespuckt, geschlagen und beschimpft 
wird – so wie seine Polizisten das täglich hinnehmen müssen. Vielleicht ergeht es 
Herrn Körting ja auch so, wie es dem ehemaligen Berliner Bürgermeister Walter 
Momper in Berlin-Kreuzberg in einem Geschäft beim Einkaufen in Gegenwart 
zugewanderter Mitbürger ergangen ist. Es wäre dann nach Auffassung von In-
nenminister Körting falsch zu sagen, das habe etwas mit den Personen zu tun. Er 
sollte die Fakten dann ganz ruhig und zurückhaltend interpretieren und seine Wut 
herunterschlucken – so wie seine Polizisten das auch tun müssen.

Die sich in Berlin als Integrationsbeauftragte für die Rechte rücksichtsloser 
Zuwanderer einsetzende CDU-Politikerin Maria Böhmer hat uns mit folgender 
Erkenntnis über ihre Klientel bereichert: »Diese Menschen mit ihrer vielfältigen 
Kultur, ihrer Herzlichkeit und ihrer Lebensfreude sind eine Bereicherung für uns 
alle!« Die Klientel von Frau Maria Böhmer (CDU) sagt nach Polizeiangaben zu 
Polizisten regelmäßig Sätze wie: »Bastard: Ich ficke deine Frau, ich ficke deine 
Kinder. Deine Alte ist eine Hure.« Empfindet es Frau Maria Böhmer wirklich als 
»Bereicherung« und »Lebensfreude«, wenn ihre Klientel Richterinnen, Staatsan-
wältinnen, Polizistinnen und Lehrerinnen immer häufiger als »Huren« bezeich-
net und überall ständig »fi...en« will?

Schauen wir uns einmal die Lage dort an, wo Herr Innensenator Körting und 
Frau Maria Böhmer für ihre Arbeit von der Bevölkerung mit Steuergeldern üppig 
entlohnt werden. Und schauen wir, ob sie uns die Wahrheit sagen und gute Arbeit 
für die Steuergelder leisten. Tauchen wir ein in die »Lebensfreude«, in die »Be-
reicherung« – und interpretieren wir die Fakten wie von Innenminister Körting 
gewünscht »zurückhaltend«.
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Auch die Berliner Ordnungshüter sehen sich mit eskalierender Gewalt durch 
Ausländer und Täter mit »Migrationshintergrund« konfrontiert, selbst wenn sie 
nur zu harmlosen Einsätzen wie etwa kleineren Verkehrsunfällen oder Diebstäh-
len gerufen werden. Immer häufiger werden nach Angaben der Gewerkschaft der 
Polizei (GdP) Polizeibeamte, die einen mutmaßlichen Straftäter mit Migrations-
hintergrund festnehmen wollen, von dessen Verwandten oder Landsleuten ange-
griffen. In einem Polizeibericht heißt es dazu: »Im Zuge der Bearbeitung dieser 
Einsätze bildeten sich jeweils größere Gruppen von Menschen mit Migrations-
hintergrund. Bei beiden Einsätzen wurde durch einzelne ›Schaulustige‹ versucht, 
die jeweiligen Tatverdächtigen zu befreien.« Doch die politisch Verantwortli-
chen verweisen auf die Kriminalstatistik, wonach in den vergangenen Jahren 
kein Anstieg beim Delikt »Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte« festgestellt 
werden konnte. Vertuschen, lügen, wegschauen – das ist die offizielle Devise. In 
der Arbeitsumgebung von Innensenator Körting herrschen chaotische Zustände, 
die die Berliner weitgehend ihren Migranten verdanken.

Silvester 2008. Millionen Deutsche freuen sich auf den Jahreswechsel. In 
Berlin aber rotten sich 1000 Jugendliche zusammen, um eine Polizeiwache zu 
stürmen. Im Stadtteil Prenzlauer Berg stecken sie zuerst einen Polizeiwagen in 
Brand, dann werfen sie die Scheiben einer Polizeiwache ein, schießen Feuer-
werkskörper in das Gebäude und wollen die Wache stürmen. Mehrere Polizisten 
werden verletzt. 200 Beamte sind im Einsatz, um den Jugendlichen Einhalt zu 
gebieten. Erst gegen drei Uhr am Morgen beruhigt sich die Lage.540 Vor wenigen 
Jahren noch wäre das alles undenkbar gewesen – Jugendliche, die Polizeiwachen 
stürmen. Jugendliche, die schon mal für den Bürgerkrieg proben.

Vor 20 Jahren hätte es das ganz sicher nicht gegeben – Jugendliche schlagen 
brutal auf Polizisten ein. Mehr noch: Sind Polizisten in Zivil und geben sich als 
Polizisten zu erkennen, dann trifft es sie heute sogar noch härter als »Durch-
schnittsbürger«. Beispiel Berlin: Am S-Bahn-Hof Prenzlauer Allee steigt Ende 
2008 ein Polizist aus der S-Bahn aus. Gegenüber vier jungen Männern gibt er 
sich als Polizist zu erkennen. Die Reaktion? Sie schlagen auf den 31-Jährigen 
ein und stoßen ihn auf die Schienen.541 Passanten rufen die Polizei, die ihn rettet. 
Polizisten leben heute eben gefährlich.

Im Februar 2008 berichtete die Berlin-Ausgabe der Bild-Zeitung, was für In-
nensenator Körting und andere Multikulti-Freunde sicherlich mehr als blamabel 
war. In Berlin-Neukölln fallen die Kiez-Polizisten jeden vierten Arbeitstag aus. 
Sie sind dem Stress und den Anfeindungen auf der Straße nicht mehr gewachsen, 
schrieb Bild Berlin als Aufmacher auf der Lokalseite. 428 Polizisten sind für die 
Migranten-Hochburg Neukölln zuständig. Sie werden bedroht, geschlagen und 
bespuckt – und krank.

Was macht man nur, wenn die Polizisten den Anforderungen an den brutaler 
werdenden Arbeitsalltag nicht mehr gewachsen sind? Man lässt sie in Rollen-
spielen und Diskussionsrunden mit Migranten stressresistenter werden. Berliner 
Polizisten müssen nun auf der Polizeischule lernen, mehr Pöbeleien und mehr 
Demütigungen durch Migranten einzustecken. Das ist die Lösung des Problems. 
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Der Berliner Tagesspiegel berichtete darüber unter der Überschrift »Fremde 
Spielregeln: Polizisten üben den Kontakt mit Migranten«542. Nicht die Migranten 
müssen sich anpassen, sondern die Polizisten.

Polizisten sind dennoch nirgendwo mehr vor plötzlichen Übergriffen sicher. 
Mit Eisenstangen haben zwölf bis 15 türkische und arabische Jugendliche ei-
nen Kripobeamten angegriffen und schwer verletzt. Tatort: das Berliner Georg-
Büchner-Gymnasium in Lichtenrade. Der 42 Jahre alte Kriminalhauptkommis-
sar wollte auf dem Schulgelände den Schläger Yahya Y. festnehmen. Mit Gürteln 
und Gerüstbaustangen schlugen die Angreifer in Tötungsabsicht auf den Polizis-
ten ein. Immer wieder traten sie ihm vor den Kopf. »Die wollten den Polizisten 
totschlagen«, sagt der Schuldirektor.543

»Deeskalation« – selbst Verfassungsschützer  
dürfen bei Straftaten nicht mehr einschreiten

Polizisten totschlagen – das scheint zu einem Volkssport unter unseren zugewan-
derten Mitbürgern zu werden. Schlimme Strafen haben sie jedenfalls erstaunli-
cherweise nicht zu fürchten. Beispiel Bremen.

März 2009. In Bremen wird ein Observationsteam des Bundesamtes für Ver-
fassungsschutz (BfV) von vier jungen Muslimen angegriffen. Die Täter keilten 
bei der Attacke im Stadtteil Gröpelingen ein ziviles Einsatzfahrzeug des BfV ein 
und zerstachen alle Reifen des Wagens.544 Die massiv bedrohten Verfassungs-
schützer hatten zuvor das Wohnumfeld des Bremer Muslimführers René S. ob-
serviert. Auf den 28 Jahre alten Mitbürger wartete ohnehin schon ein Verfahren 
wegen Widerstands gegen Polizeibeamte. Dann aber wurden auch seine Freunde 
aktiv. Und wie reagierte das Bundesamt für Verfassungsschutz? Man schaute 
seelenruhig zu und ließ die Täter beim Zerstechen der Reifen gewähren. Man 
wollte sie nicht noch weiter provozieren. »Deeskalieren« – lautete das Gebot 
der Stunde. Mehr noch: Es gab nicht einmal eine Strafanzeige. So etwas brachte 
der Sicherheitsbehörde in der Vergangenheit nur Ärger. Zugewanderte Mitbürger 
müssen daher in Bremen nicht mehr fürchten, von der Polizei belästigt zu wer-
den, wenn sie an einem Staatsfahrzeug die Reifen zerstechen. Einzig der Focus 
berichtete im März 2009 in wenigen Zeilen über den »Vorfall« – das war’s denn 
auch schon.

350 Mal wurden Polizisten in Bremen im Jahr 2008 angegriffen.545 350 Mal 
wurden sie krankenhausreif geschlagen, getreten, verprügelt oder geohrfeigt. 
Beispiel Züricher Straße: Dort sprang ein Deutschtürke (22) einer Polizistin mit 
einem gezielten Kung-Fu-Tritt in den Rücken. Die Polizistin wollte nur helfen 
und einen Familienstreit schlichten. Sie erlitt starke Prellungen, musste ärztlich 
behandelt werden. Immer häufiger sind die Polizistenhasser Jugendliche mit Mi-
grationshintergrund. Polizeisprecherin Franka Haedke (31): »Unsere Gegenüber 
werden immer respektloser und aggressiver.«

Die Angst fährt mit auf Streife. In Bremen gibt es viele Stadtteile, da haben 
Polizisten heute Angst. Bremen-Gröpelingen ist ein am Hafenrand gelegener, 
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ehemals kommunistisch geprägter Arbeiterstadtteil. Doch wo früher arbeitsame 
Menschen lebten, bietet sich heute ein Bild des Niedergangs. An vielen Stellen 
sammelt sich der Müll an den Straßenrändern, eine nach dem türkischen Chris-
tenhasser Fatih benannte Moschee und herumlungernde muslimische Jugendli-
che prägen das Bild eines Gettos.

Die Wochenzeitung Zeit schreibt über den Bremer Versagerstadtteil Gröpelin-
gen, in dem mehr als 60 Prozent der Einwohner Migranten sind: »Wer in der 
Straßenbahn nach Gröpelingen Platz nimmt, fährt von der hübschen historischen 
Altstadt in eines der elendsten Viertel der Hansestadt – es ist eine Reise aus der 
gemütlichen Mitte der Gesellschaft an ihren ungastlichen Rand, ins Zuhause der 
Mühseligen und Beladenen. Auf der Fahrt kann man den allmählichen Verfall an 
sich vorüberziehen sehen. Wenn es auf die Endstation zugeht, sitzen nur noch 
die Menschen mit den ärmlichen Jacken und den müden Gesichtern im Waggon. 
Gröpelingen ist einer von Tausenden sozialen Brennpunkten in Deutschland.«546

Mit der Verwahrlosung des einst ehrenwerten Stadtteils kamen auch die Ju-
gend-Gangs. Eine typische Polizeimeldung aus Gröpelingen lautet heute etwa 
so: »Gleich zwei Mal trat gestern Abend ein Trio in Bremen-Gröpelingen in Ak-
tion, indem es Passanten mit einem Messer und Reizgas bedrohte, um Beute 
zu machen. Gegen 18.30 Uhr wurde ein 38 Jahre alter Bremer von den Dreien 
im Grünzug West in Höhe Schwarzer Weg angesprochen und nach der Uhrzeit 
gefragt. Einer der drei Angreifer hielt dem Opfer ein Messer an den Hals und ein 
zweiter bedrohte es mit Pfefferspray. Der 38-Jährige rief sofort lauthals um Hil-
fe, sodass die drei Täter die Flucht ergriffen. Nur wenige Minuten später trafen 
die Drei in der Basdahler Straße auf einen 42 Jahre alten Radfahrer. Mit identi-
scher Vorgehensweise forderten sie von dem Mann Bargeld. Der Mann übergab 
wenige Euro, verweigerte aber die Herausgabe der gesamten Geldbörse. Dar-
aufhin sprühte einer der Männer Pfefferspray in die Augen des Opfers. Die Räu-
ber flüchteten zu Fuß auf der Hafenrandstraße in stadtauswärtige Richtung. Sie 
wurden wie folgt beschrieben: Jugendliche im Alter zwischen 16 und 20 Jahren. 
Einer von ihnen war ein Schwarzafrikaner mit breitem Gesicht. Alle drei trugen 
Kapuzenpullis. Hinweise auf die Tätergruppe an den Kriminaldauerdienst unter 
der Tel.-Nr: 835-44 88.«547

In Gröpelingen geht es Tag für Tag so zu. Nachfolgend eine weitere typische 
Polizeimeldung vom Januar 2009: »Eine schmerzhafte Armfraktur, die einen 
mehrtägigen Krankenhausaufenthalt mit anschließender häuslicher Pflege nach 
sich zieht, fügte ein unbekannter Mann gestern Abend einer 77 Jahre alten Rent-
nerin zu, um ihre Handtasche zu rauben. Die Frau kam mit ihrem Einkauf gera-
de vor ihrer Haustür an, als ein Unbekannter ihr zunächst einen ›Guten Abend‹ 
wünschte. Plötzlich riss dieser Mann dann heftig an ihrer schwarzen Umhänge-
tasche, in der sich ihre Einkäufe befanden. Die Frau kam zu Fall und zog sich 
neben dem Armbruch noch Gesichtsverletzungen und eine Knieprellung zu. Der 
Angreifer flüchtete ohne nennenswerte Beute. Vermutlich auch deshalb wurde er 
wenig später erneut aktiv. In der Gröpelinger Heerstraße nahe des dortigen Stra-
ßenbahndepots entwendete er einer 81 Jahre alten Radfahrerin die Handtasche 
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aus dem Fahrradkorb und flüchtete auf einem Rad in Richtung Schwarzer Weg. 
Beide Opfer gaben eine gleichlautende Täterbeschreibung ab. Jüngerer Mann, 
170 cm groß, war bekleidet mit einem Parka und einer Strickmütze. Hinweise 
auf die Person an den Kriminaldauerdienst unter der Tel.-Nr: 835-44 88.«548

Immer mehr Überfälle, immer mehr Jugend-Gangs und immer mehr Kampf-
hunde. Das ist Gröpelingen. Und bald sollten in den verwahrlosten Stadtteil auch 
immer radikalere Ideen einziehen.

Der Verfassungsschutz teilte 2009 mit, dass auch in Bremen-Gröpelingen von 
muslimischen Mitbürgern Terroranschläge geplant werden. Das Bundesinnenmi-
nisterium bestätigte entsprechende Terrordrohungen für Bremen.549 In Bremen-
Gröpelingen versammelten sich auch jene Zuwanderer, die im April 2008 Teil-
nehmer eines Christenfestes – des Bremer Christivals – mit Gewalt angriffen. 
Ein in Gröpelingen wohnendes CDU-Mitglied schrieb dazu im Internetforum der 
Bremer CDU: »Sicherheit ist relativ, leider fühlt sich ein großer Teil der Bevöl-
kerung (im Viertel) vom Rest der Menschheit bedroht. Gerade die Ausschreitun-
gen zum Christival haben gezeigt, wie der Hase hier läuft.«550 Angegriffen wer-
den in Bremen allerdings nicht nur Christen und ethnische Deutsche. Vor allem 
auch auf Polizisten haben es die neuen Mitbürger von Gröpelingen abgesehen.

In Bremen-Kattenturm wurden im Februar 2007 Polizisten von etwa 20 Ju-
gendlichen »mit Migrationshintergrund« in einem Drogeriemarkt angegriffen. 
Mit Gürtelschnallen schlugen die Heranwachsenden auf die Polizisten ein, die 
blutige Kopfverletzungen erlitten. Die Haupttäter: 15 und 16 Jahre alte Libane-
sen.551 Und im Oktober 2008 lockten in Bremen vier 15 und 16 Jahre alte Türken 
einen Streifenwagen in einen Hinterhalt. Sie wollten die Polizisten mit Benzin 
übergießen und lebendig rösten. Einer der Türken setzte einen Notruf ab, weil 
seine »Mutter im Park von einem Penner belästigt« werde. Als ein Streifenwagen 
in dem Grünzug im Stadtteil Gröpelingen eintraf, sprang ein Maskierter aus ei-
nem Gebüsch, schlug mit einem Baseballschläger auf die Fahrertür ein und rann-
te dann davon. Die Polizisten konnten den Angreifer jedoch festnehmen. Dabei 
stellte sich heraus, dass sein Angriff nur der Ablenkung dienen sollte, damit der 
Rest der Gruppe mit einem Gullydeckel die Heckscheibe zertrümmern und einen 
Molotow-Cocktail in das Fahrzeuginnere werfen konnte. Anschließend sollten 
offenbar die beiden Beamten angegriffen, die Dienstwaffen gestohlen und die 
Polizisten ermordet werden.552

Sie haben richtig gelesen: Im Oktober 2008 lockten junge Migrantenkinder 
zwei Polizisten per Notruf in Bremen-Gröpelingen in eine Falle. Anschließend 
wollten sie die Polizisten mit Benzin im Streifenwagen anzünden. Sie wollten 
die Polizisten töten. Sie wollten sie brennen sehen. »Mordanschlag auf Polizis-
ten« titelte die Bild-Zeitung am 13. Oktober 2008.553 Jedes der mordlüsternen 
Kinder hatte bis zu 22 Vorstrafen. Der Grund für den Mordanschlag: »Die Ju-
gendlichen waren in der Vergangenheit wegen Schulschwänzens von Polizisten 
zum Unterricht gebracht worden. Sie hätten sich deshalb von der Polizei genervt 
gefühlt und wollten ihr den Kampf ansagen, sagte eine Polizeisprecherin. Sie 
seien den Ermittlern durch bis zu 22 Eigentums- und Gewaltdelikte bekannt.«554 
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Wie bestraft man diesen Wahnsinn? Nun, im März 2009 kam das Urteil der Bre-
mer Richter: Drei Täter erhielten wegen »Brandstiftung« eine kleine Bewäh-
rungsstrafe.555 Man hatte sie ohnehin sofort wieder auf freien Fuß gesetzt. Die 
Jugendlichen wollten ja schließlich mit den Polizisten nur ein wenig »spielen«. 
Nur einer der Täter wurde zu zwei Jahren Haft verurteilt und wird somit bald 
wieder frei herumlaufen. Obwohl die Jugendlichen den Polizeiwagen mitsamt 
den Polizisten in Brand setzen wollten, sahen die Richter den Tötungsvorsatz 
nicht als mit letzter Sicherheit erwiesen an. Die Gewerkschaft der Polizei kriti-
sierte die Urteile als »zu mild«.

Das war jedoch nicht der einzige Fall des versuchten Polizistenmordes in jenen 
Monaten. In Köln standen im März 2009 drei junge Zuwanderer vor Gericht, die 
im September 2008 per Notruf in Köln-Rondorf Polizisten in einen Hinterhalt 
gelockt hatten und diese dort ermorden wollten. Die zwei jungen Türken und 
ein Iraner gaben bei den Verhören an, den Dschihad nach Deutschland bringen 
zu wollen. Zwei der islamischen Gotteskrieger wurden sofort wieder auf freien 
Fuß gesetzt und der dritte türkische Mitbürger musste auch keine große Angst 
haben – immerhin sollte die Öffentlichkeit von diesem Verfahren möglichst we-
nig mitbekommen, denn es fand hinter verschlossenen Türen unter Ausschluss 
der Öffentlichkeit statt.556 Gehen wir einmal zeitlich zurück zur Tatzeit in den 
September 2008. Damals berichtete der Kölner Stadt-Anzeiger über die mord-
lüsternen Migrantenkinder: »In Vernehmungen sprechen sie vom heiligen Krieg, 
sie sehen sich als Märtyrer und wollten mit ihrer Tat zum Dschihad beitragen. 
Die drei Jugendlichen, die am Dienstag in Rondorf Polizisten in einen Hinter-
halt gelockt haben, wollten die Beamten offenbar töten und mit den erbeuteten 
Dienstwaffen US-Einrichtungen angreifen. Die Tatverdächtigen sind 15, 16 und 
17 Jahre alt, zwei von ihnen haben einen deutschen Pass. Ihre Eltern stammen 
aus der Türkei und dem Iran. Die Jugendlichen hatten gehofft, im Streifenwagen 
Maschinenpistolen zu finden. Am Mittwoch waren die Verdächtigen festgenom-
men worden. Wegen des Verdachts der versuchten Tötung sitzen sie nun in Un-
tersuchungshaft.«557

Die Kölnische Rundschau überschrieb einen Artikel, der sich mit dem Ereignis 
beschäftigte, mit den Worten: »Sie wollten die Polizisten töten«558. Nur wenige 
Tage später gab es den Migrantenbonus und man berichtete, bei den Tätern habe 
es sich ja nur um »leicht beeinflussbare Jugendliche« gehandelt.559 Aytac K., 15, 
Ismael, 15, und Emre S., 17 hießen die »leicht beeinflussbaren« Jugendlichen, 
die es auf die scharfen Dienstwaffen der Polizisten abgesehen hatten. Mit den er-
beuteten Waffen wollten sie amerikanische Soldaten ermorden. Und sie wollten 
»Märtyrer« werden.560

Die Kölner und auch die Bremer Mitbürger sind inzwischen im Internet zu 
Helden unter jungen Zuwanderern avanciert. Sie wollten ja alle nur für unter-
drückte Muslime kämpfen. Sie wollen darüber hinaus nur den Bürgerkrieg nach 
Deutschland bringen. Das macht sie zu Helden. Dafür muss man schließlich Ver-
ständnis haben. Für die Polizisten sind die milden Richtersprüche wie ein Schlag 
ins Gesicht. Man stelle sich nur einmal vor, die frei herumlaufenden Bremer und 
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Kölner Polizistenverfolger wären ethnische Deutsche gewesen und sie hätten ei-
nen kahl rasierten Schädel und eine Bomberjacke gehabt. Ob die Richter bei der 
Haftprüfung dann wohl auch so entschieden hätten? Junge Zuwanderer haben 
in Deutschland eben Narrenfreiheit. Und davon machen sie reichlich Gebrauch.

Hetze, Hass und nackte Gewalt

Nirgendwo in Deutschland schlagen so viele zugewanderte Mitbürger auf Poli-
zisten ein und leisten Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte wie in Berlin. Am 
schlimmsten geht es dabei in den multikulturellen Stadtteilen Neukölln, Kreuz-
berg und Wedding zu. Sage und schreibe 3371 Mal haben sich Menschen im 
Jahre 2008 mit roher Gewalt gegen Berliner Polizeibeamte gewehrt; 924 Mal 
wurden Berliner Polizisten dabei verletzt.561 »Angriffe auf Berliner Polizisten 
steigen dramatisch«, titelte die Berliner Morgenpost am 2. März 2009. Es war 
schockierend, was die Berliner da aus der Zeitung erfuhren: Allein 21 Mal hat-
te sich 2008 in der Bundeshauptstadt eine Menschenmenge zusammengerottet, 
um Polizisten anzugreifen. Bei den Tätern handelte es sich nach Angaben der 
Zeitung »meist um Jugendliche oder junge Männer aus Einwandererfamilien in 
Neukölln, Wedding oder Kreuzberg«562. Der Berliner Vorsitzende der Gewerk-
schaft der Polizei (GdP), Eberhard Schönberg, beklagte in der Berliner Morgen-
post, in vielen Fällen gehe es brutaler zu als früher: »Alles, was Uniform trägt, 
Polizei, Feuerwehr, BVG, ist Objekt des Hasses. Teile der Gesellschaft haben 
sich längst daran gewöhnt.« Schlimm ist es in Berlin auch für Rettungssanitäter 
und Feuerwehrleute. Innensenator Erhart Körting (SPD), der ja stets dafür ein-
tritt, die Fakten zurückhaltend zu interpretieren, sprach von sinkendem Respekt 
vor der Feuerwehr. Die Aggressivität habe sich deutlich verstärkt. Die Statistik 
gibt allerdings ganz offenkundig nur einen kleinen Teil der Realität wieder. Viele 
Beleidigungen und Bedrohungen würden inzwischen gar nicht mehr angezeigt, 
weil sie sich so gehäuft hätten, sagt der Berliner Innensenator.563

Die Medien verharmlosen die Übergriffe auf Polizisten. Bisweilen hat man 
wegen der Wortwahl der Berichterstattung schon fast den Eindruck, sie erklärten 
eine gewisse Solidarität mit den Gewalttätern, Beispiel Berliner Zeitung vom 
15. März 2009: »Bei einem Protestzug der linksautonomen Szene gegen soziale 
Verdrängung haben Demonstranten am Samstagabend in Friedrichshain einen 
Polizeiwagen umgekippt sowie Beamte mit Steinen und Flaschen beworfen.«564 
Die Worte »Protestzug« und »soziale Verdrängung« umschmeicheln das Ohr des 
geneigten Lesers. Muss man nicht auch gegen »soziale Verdrängung« protestie-
ren, fragt das Unterbewusstsein? Man stelle sich vor, die Täter wären mutmaßli-
che Rechtsextremisten gewesen.

In Berlin-Neukölln ist Stefanie Vogelsang (42) stellvertretende Bezirksbür-
germeisterin. Sie spricht Klartext über das, was im Unruhegebiet Neukölln vor 
sich geht. Seitdem im Februar 2009 eine Beamtin bei einer Prügelattacke eines 
Mitbürgers im Neuköllner Bürgerbüro einen Kieferbruch erlitt, steht selbst vor 
dem Bürgerbüro inzwischen ein Wachmann.565 Die Vizebürgermeisterin ist im 
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Jahre 2002 wegen ihres Kindes von Neukölln nach Buckow gezogen. Sie sagt 
über Neukölln heute: »Ich würde mir auch überlegen, ob ich als Frau in der Karl-
Marx-Straße nachts allein im Dunkeln auf die Straße gehe.« Sie hat den Verfall 
des multikulturellen Stadtteils über Jahre hinweg aus der Nähe mitbekommen. 
Früher, da hatte sie dort keine Angst. Früher, das war 1995. Und heute? Sie sagt: 
»Die Hemmschwellen sind immer weiter zurückgegangen, die Aggressivität 
ist extrem gestiegen. (...) Es gibt eine Gettoisierung. Hier versammeln sich die 
Chancenlosen.« Sie beobachtet Hetze, Hass, nackte Gewalt. Ganz offen spricht 
Bürgermeisterin Vogelsang über den Hass vieler Muslime: »Gehen Sie in die 
Moscheen! Da wird radikalisierend gepredigt. Gegen Juden, Amerikaner. Diens-
tags zur Einbürgerung kommen Männer ins Rathaus, die Probleme damit haben, 
ihre Urkunde von einer Frau entgegenzunehmen. Ich kann denen nicht einmal 
Herzlichen Glückwunsch sagen.« Vogelsang fügt hinzu: »Ordnung muss man 
wieder durchsetzen. Ich bin für erheblich mehr Polizeipräsenz und schnellere 
Urteile. Strafe muss der Tat wieder auf dem Fuß folgen.«566

Den Polizisten und Beamten geht es nicht nur in Berlin so. Die Polizei – dein 
Feind und Gegner. Das scheint das neue Motto unter europäischen Jugendlichen 
zu sein. Im Oktober 2008 griffen Jugendliche auch im berüchtigten Frankfurter 
Ausländergetto Gallus Polizisten an und schlugen zu.567 Das kommt im Übrigen 
immer öfter vor – ja, wird im Gallus inzwischen zum Regelfall. »Jugend-Gang 
mischte Stadtteil auf«, lautete im Mai 2009 eine der Überschriften eines Bericht 
von vielen, in dem darüber informiert wurde, dass türkische und marokkanische 
Jugendliche wahllos Menschen angreifen und auf zu Hilfe eilende Polizisten 
einprügeln.567a

Massive Übergriffe gegen Polizeibeamte gehören in Deutschland eben längst 
zum Alltag. In Nordrhein-Westfalen war es 2008 besonders schlimm. Dort gab 
es mehr als 6000 Fälle von »Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte«. Seit dem 
Jahre 1998 (damals ereigneten sich in NRW 3200 Übergriffe auf Polizisten) hat 
sich die Zahl der tätlichen Angriffe in NRW fast verdoppelt. Auch in Hamburg 
schnellte die Zahl seit 1999 um 40 Prozent auf 1153 in die Höhe. In anderen 
Bundesländern gibt es eine ähnliche Entwicklung: In Schleswig-Holstein wurde 
laut Innenministerium 2008 die Rekordzahl von 713 Widerstandshandlungen al-
lein gegen Polizisten registriert, im Vorjahr waren es noch 545 gewesen.568 Und 
in Berlin gibt es – statistisch gesehen – täglich neun Angriffe auf Polizisten. Die 
Angriffe werden immer brutaler, Beispiel Zell (Ortenaukreis): Dort musste sich 
die Polizei gegen einen jungen Mitbürger wehren, der mit einem Beil auf sie los-
ging. Zuvor hatte der Mann wahllos auf geparkte Autos eingeschlagen und auch 
zahlreiche Autofahrer bedroht.
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Teil IV  
Der Weg in den Abgrund - die Schlacht beginnt

Überall in Europa verfallen die Werte. Überall gibt es immer neue Kriegserklä-
rungen. Überall greifen Jugendliche inzwischen Polizisten an. In der Schweiz 
berichteten die Medien im März 2009 über immer heftigere Übergriffe. So etwas 
hatte es noch vor fünf Jahren in dieser Massivität in dem Bergland nicht gegeben. 
Beispiel Winterthur: Eine Zeitung berichtete 2009 unter der Überschrift »Immer 
mehr Übergriffe auf Polizisten und Sanitäter« das Folgende: »Kürzlich versuch-
ten zwei Winterthurer Stadtpolizisten, einen 13-jährigen Türken festzunehmen, 
als dessen Familie die Ordnungshüter mit Pfefferspray attackierte.«569 Alles, was 
in der Schweiz eine Uniform trägt, wird inzwischen von unseren Mitbürgern an-
gegriffen. Eine Schweizer Zeitung berichtet: »Die zunehmende Aggressivität gilt 
nicht nur den Ordnungshütern, sondern vermehrt auch Sanitätern. (...) erklärte, 
dass die Stadtpolizei Zürich inzwischen sogar der Sanität Polizeischutz bieten 
müsse. 2008 wurden sechs Rettungssanitäter bei ihren Einsätzen gezielt verletzt. 
›Sie möchten helfen und werden dabei mit Füßen getreten oder ins Gesicht ge-
schlagen‹, sagt Urs Eberle, Sprecher von Schutz & Rettung.«570

Man mag es kaum glauben, aber selbst Schweizer Krankenhäuser müssen 
neuerdings aufrüsten – denn es gibt immer mehr eingelieferte Patienten, deren 
Verwandte sofort in Massen auftauchen und Streit suchen. Überwachungskame-
ras gehören inzwischen zur Grundausrüstung der Notaufnahme. Dennoch muss 
allerorten die Polizei immer wieder eingreifen, weil selbst in der Notaufnahme 
Mitbürger Schlägereien suchen. Das Zürcher Triemlispital kämpft beispielswei-
se gegen solche prügelnden Kranke: »Gewaltbereite Patienten sind auch bei uns 
ein Thema«, sagt Sprecherin Susanne Heckendorn.571 Dann ruft man die Polizei. 
Und auch Polizisten werden immer wieder gern angegriffen – selbst in ihrer 
Freizeit.

In Frankreich ist es nicht anders: La Courneuve, 21. Februar 2009. In dem 
Pariser Vorort sprechen sechs junge Pakistaner einen Polizisten an, der in seiner 
Freizeitkleidung zur Arbeit geht. Die Pakistaner kennen den Mann. Sie wissen, 
dass er seine Dienstwaffe unter der Jacke auf der rechten Körperseite trägt. Sie 
umzingeln ihn, beleidigen ihn, greifen seine Dienstwaffe, setzen sie an seine 
Schläfe und drücken zwei Mal ab. Der verheiratete Beamte, ein zweifacher Fa-
milienvater, ist auf der Stelle tot. Die Pistole des Polizisten werfen die jugend-
lichen Mörder wenige Meter weiter in den Müllcontainer ihrer Wohnanlage.572 
Die französische Innenministerin Michele Alliot-Marie gibt zunächst keine Stel-
lungnahme ab. Was sollte sie auch sagen? Die Gewalt gegen Polizisten wird in 
Frankreich eben immer schlimmer. Es sind vor allem die Jugend-Gangs in den 
Vorstädten, die der Polizei wie auch allen anderen Bürgern das Leben schwer 
machen.
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Les Mureaux, 14. März 2009: Bei der Gendarmerie klingelt das Telefon. Ju-
gendliche berichten, in dem Pariser Vorort gehe gerade ein Fahrzeug in Flammen 
auf. Die Polizei und Feuerwehr könnten das Fahrzeug aber noch löschen. – Der 
Anruf ist eine Falle. Wieder einmal haben junge Mitbürger an jenem Wochen-
ende Polizisten angegriffen und versucht, diese zu töten. Allein in Les Mureaux, 
einer einige Kilometer von Paris entfernten Nordafrikaner-Hochburg, werden 
in der Nacht zum 15. März 2009 mindestens 21 Polizisten verletzt. Die Beam-
ten werden von Dutzenden Jugendlichen zunächst mit Steinwürfen und Schrot-
schüssen angegriffen. Bei den Mitbürgern werden später zudem rund 40 selbst 
gebaute Brandbomben sichergestellt.573

Ein weiteres Beispiel aus dem Pariser Vorort. Dort fahren zwei Bereitschafts-
polizisten an einem Dienstagabend Streife. Um 23 Uhr hält das Polizeifahrzeug 
an einem Verkehrshindernis. Ein Polizist steigt aus. Aus einem Gebüsch rennen 
rund 30 Jugendliche auf die Streife zu. Sie greifen den Polizisten an und verlet-
zen ihn schwer. Durch Schläge und Tritte erleidet der Beamte eine zweifache 
Schädelfraktur. Der Kollege des Beamten trägt ebenfalls Kopfverletzungen da-
von. Erst nach dem Eintreffen vieler Sicherheitskräfte kann man den Angriff 
abwehren. Nicht einer der Täter wird festgenommen.574

Die französische Zeitung Le Parisien hat sich eine dieser vielen kleinen bruta-
len Jugend-Gangs, die in Frankreich den Krieg in die Städte bringen, im Februar 
2009 einmal näher angeschaut. Vom 24. September 2008 bis zum 13. Februar 
2009 versetzten vier nordafrikanische Zuwanderer den im Osten der Hauptstadt 
gelegenen 19. Pariser Bezirk in Angst und Schrecken. Seydou, Abdel, Nihad 
und Salah hießen die jungen Mitbürger, die mit Entführungen, Folterungen und 
brutalster Gewalt Panik im Stadtviertel verbreiteten und zugleich Geld erpressen 
wollten. Acht Männer – im Alter zwischen 19 und 65 Jahren – waren ihre Opfer. 
Seydou, Abdel, Nihad und Salah – das sind nur die Namen von Mitgliedern einer 
von vielen Jugend-Gangs im 19. Pariser Bezirk.

Was die Opfer von Seydou, Abdel, Nihad und Salah in der Obhut ihrer Pei-
niger erlebt haben, das sprach sich wie ein Lauffeuer im ganzen Bezirk herum. 
Andere Jugend-Gangs wollten noch »cooler« sein – noch »brutaler«. Die Opfer 
von Seydou, Abdel, Nihad und Salah waren stets männlich. Es waren immer 
Akademiker. Sie waren stets gepflegt und gut gekleidet. Und sie kamen spät 
von der Arbeit – so das »Profil« der Opfer. Die Täter Seydou, Abdel, Nihad und 
Salah hatten einfach Hass auf alle, die einer regelmäßigen Arbeit nachgingen, 
die auf ihre Kleidung achteten, die möglicherweise gar eine Universität besucht 
hatten und die nicht waren wie sie selbst: Anhänger der Gangster-Rapper und 
multikulturelle Straßenräuber, die mit möglichst wenig Arbeit möglichst schnell 
»ganz nach oben« wollten. Deshalb bildeten die Mitbürger Seydou, Abdel, Ni-
had und Salah die Keimzelle einer kriminellen Vereinigung – eine von vielen 
Pariser Jugend-Gangs.

Am 13. Februar 2009 – fünf Monate nach der Gründung der Gang – wurden 
sie mithilfe einer DNA-Spur, die man an einem ihrer Opfer gefunden hatte, iden-
tifiziert und anschließend verhaftet.575 Schauen wir nur einmal das Gang-Opfer 
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Maël näher an. Der junge Akademiker hatte sich am 29. September im 19. Bezirk 
im MK2-Kino einen Action-Thriller angeschaut; einen Film mit Entführungen, 
Schießereien und mit viel Gewalt. Als der Film zu Ende war, verließ Maël das 
Kino. Was er nicht ahnen konnte: Der Film wurde für ihn plötzlich zur Realität. 
Der Horror begann wirklich gleich draußen vor dem Kino. Da standen Seydou, 
Abdel, Nihad und Salah. Sie trugen Masken. Maël bekam von ihnen den Lauf 
einer Pistole in den Bauch gedrückt. Er musste über die Straße gehen. Und dann 
in einen Keller. Dort begann die Folter: Sie schlugen Maël. Sie brachen ihm die 
Knochen. Sie drückten ihm brennende Zigaretten ins Fleisch. Erst danach sagten 
sie ihm, was sie eigentlich von ihm wollten. Eine Kreditkarte und die Geheim-
nummer. Der 25 Jahre alte Maël erlebte zum Ende der zweistündigen Folter auch 
noch eine Scheinhinrichtung – anschließend ließen ihn die Täter einfach liegen. 
Alle Opfer der Jugend-Gang wurden gefoltert, manche wurden entführt und 
mehrere Tage lang festgehalten. Immer wieder geschlagen, getreten und mit dem 
Tode bedroht. Die Gang wollte einfach nur Respekt. Sie wollte Geld. Manchmal 
wollten die Kinder auch einen iPod oder ein Mobiltelefon. Ihre Opfer wurden 
dafür schrecklich zugerichtet. Und jedes Opfer war für mindestens vier Wochen 
arbeitsunfähig. Der Fernsehsender France-2 berichtete am 16. Februar 2008 
über die Vorstadt‑Gang und über ihre Opfer.576 Dabei kam heraus: Die arabischen 
Gang-Mitglieder suchten sich ihre Opfer auch nach ethnischen Gesichtspunkten 
aus. Sie mussten weiß sein und durften nicht aus ihrem Kulturkreis stammen. 
Das Opfer Maël nannte seine Peiniger in dem Film »Barbaren«.

Die Barbaren – das ist allerdings eine andere Pariser Gang. Der Anführer der 
Barbaren heißt Youssouf Fofana. Er nennt sich selbst das »Gehirn«. Die Mit-
glieder der Gruppe stammen alle aus dem islamischen Kulturkreis. 21 von ih-
nen sitzen nun für eine sehr lange Zeit im Gefängnis, weil sie nur so zum Spaß 
– und aus »religiösen Gründen« – den Juden Ilan Halimi ermordet haben. Sie 
verschleppten ihn in einen Keller. Dort wurde er über Tage hinweg zu Tode ge-
foltert. Die Täter selbst beriefen sich ausschließlich auf den Koran. Jene Barba-
ren, die Ilan Halimi im Februar 2006 langsam zu Tode folterten, riefen zwischen-
durch immer wieder seine Eltern an, lobpriesen Allah am Telefon und rezitierten 
den Koran.577 Sie lasen den Eltern alle im Koran enthaltenen antisemitischen 
Passagen vor; etwa jene, die Juden als »Affen« darstellen, und Passagen, wonach 
Juden die Feinde Allahs seien. Juden, so sagten sie, müssten gemäß dem Koran 
»im Höllenfeuer« sterben. Sie rezitierten am Telefon die entsprechenden Koran-
stellen – und die Eltern hörten im Hintergrund das leise Wimmern ihres Sohnes, 
der unter den ständigen Schlägen vergeblich um Gnade oder den schnellen Tod 
flehte. Rafi Halimi, ein Onkel des Ermordeten, bestätigte das gegenüber Re-
portern – deutsche Medienvertreter ignorierten es. Die Mörder waren gläubige 
Moslems, die von vielen Mitwissern in ihren Wohnblocks gedeckt wurden. Sie 
benutzten Telefonkarten, deren Spuren die Polizei nicht zurückverfolgen konnte. 
Und sie schickten den Eltern immer wieder per E-Mail Fotos ihres Sohnes, des-
sen nackter und geschundener Körper nur eine Botschaft ausstrahlte: Ihr werdet 
mich nie wieder lebend in die Arme schließen können. Die Mörder wollten den 
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Krieg gegen »Ungläubige« nach Frankreich bringen. Die Mörder hörten Musik 
von Gangsta-Rappern. Sie drehten die Musik so laut, dass niemand draußen die 
Schreie ihres Folteropfers hören konnten. Sie fanden das einfach »cool«.

Youssouf Fofana, Anführer der muslimischen Mörderbande, gab sich bei sei-
nem Prozess im April/Mai 2009 vor Gericht kriegerisch. Er werde Fotos von den 
Geschworenen und den Richtern als Fahndungsfotos ins Internet stellen und ein 
Kopfgeld auf jene aussetzen, die es wagen sollten, ihn bei der Urteilsverkün-
dung schuldig zu sprechen. Schließlich befinde man sich in einem Krieg, einem 
Bürgerkrieg mitten in Europa. Der Prozess wurde nach diesen Äußerungen aus 
Sicherheitsgründen erst einmal unterbrochen. Was macht man mit immer mehr 
Menschen, die einem den Krieg erklärt haben und auch vor Gericht keine Reue 
zeigen wollen? Die Zahl jener, die Menschen wie den Judenmörder Youssouf 
Fofana und die Kriegserklärungen seiner Anhänger »cool« finden, wächst be-
ständig.

Wirklich »cool« fand es auch eine aus jungen Muslimen und Linksextremisten 
zusammengesetzte Gruppe von Primaten, im März 2009 in Frankreich Super-
märkte zu stürmen und alle israelischen Produkte aus den Regalen zu reißen, auf 
den Boden zu werfen und zu vernichten. Die Primaten-Gang nennt sich Action 
Boycott Israel und filmt sich bei ihren Aktivitäten.578 Was die jungen Menschen 
verbindet, ist der Hass. Schaut man sich die vielen Filme solcher Aktionen junger 
Franzosen in französischen Supermärkten wie Monoprix, Carrefour oder Auch-
an an, dann wundert man sich, warum die Franzosen sich das in ihren Einkaufs-
zentren ohne Widerstand gefallen lassen. Niemals schreitet jemand ein. Nicht ei-
ner stellt sich der multikulturellen Gang in den Weg. Wenn ein durchschnittlicher 
Kunde auch nur eine Tube Zahnpasta in einem Supermarkt unter der Jacke ver-
steckt, dann wird sofort die Polizei gerufen und alle halten den Dieb gemeinsam 
fest. Räumt aber eine multikulturelle Gang ganze Regale aus und filmt sich dabei 
auch noch dreist, dann schaut man lieber ganz fest weg. Das sind die Folgen des 
Werteverfalls – das ist heute eben einfach nur noch »cool«.

Wer verstehen will, weshalb viele Franzosen ihre nordafrikanischen Zuwande-
rer inzwischen abgrundtief hassen, der braucht dafür nur ganze sechs Minuten 
und 14 Sekunden Zeit zu investieren. So lange dauert nämlich die ungeschnittene 
Videoaufnahme aus einem Bus im Pariser 18. Arrondissement (dort liegt etwa 
das Künstlerviertel Montmartre) vom 7. Dezember 2008, die eigentlich niemals 
an die Öffentlichkeit hätte gelangen sollen.579 Der inzwischen bei YouTube im In-
ternet zum absoluten Knaller aufgestiegene Film zeigt eine abendliche Busfahrt 
aus der Sicht der installierten Überwachungskamera. Im Bus sitzen ethnische 
Franzosen und junge Zuwanderer. Einer der jüngsten Zuwanderer stiehlt einem 
Franzosen das Mobiltelefon; der bemerkt das und fordert es zurück. Anschlie-
ßend schlagen die jungen Zuwanderer wie von Sinnen in einem rassistisch mo-
tivierten Angriff gemeinsam auf weiße Franzosen im Bus ein. Einfach so aus 
Hass. Der Busfahrer scheint das gewohnt zu sein, er ruft nicht einmal die Polizei. 
Mehrere Minuten lang schlagen die Nordafrikaner auf Franzosen ein. Bild für 
Bild, Pixel für Pixel ist das alles dokumentiert – jeder, der das Video im Internet 
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anschaut, kann sich vorstellen, wie es in den Köpfen der Franzosen ausschaut, 
die das Überwachungsvideo gesehen haben. Eine gemeinsame Zukunft haben 
beide Bevölkerungsgruppen ganz sicher – aber keineswegs zusammen in einem 
Wohngebiet, keineswegs gemeinsam in einem Land. Man spürt die nahende Käl-
tewelle. Es herrscht bereits Kriegszustand.

Ich erwähnte bereits, dass das Video niemals öffentlich hätte werden dürfen. 
Was tut man aber, wenn es zu spät ist, die Veröffentlichung zu verhindern? Als 
Erstes behauptet man, es handele sich um eine böswillige Fälschung von Rechts-
extremisten. Alle gezeigten Bilder seien in Wahrheit gestellt gewesen. Franzö-
sische Zeitungen haben zunächst einmal die Mär verbreitet, so etwas könne gar 
nicht echt sein, weil die Bilder ja gar nicht bekannt werden dürften.580 Dummer-
weise gibt es die vielen Opfer aber tatsächlich. Und die machten das Spiel vom 
Verleugnen der Realität nicht mit. Es wurde also bekannt, dass das Video echt 
war.581 Nun brauchte man einen Schuldigen, der die aufkommenden Aggressio-
nen ableiten konnte: Nein, man fahndete nicht etwa nach den gut erkennbaren 
brutal prügelnden Migranten – man suchte die Quelle, die das Video ins Internet 
gestellt hatte. Wie sich denken lässt, wurden nicht etwa die Schläger verhaftet. 
Festgenommen wurde vielmehr ein französischer Polizist.582 Ganz Frankreich 
war in Aufruhr versetzt. Die Verhaftung des Polizisten verschlimmerte die Lage 
noch. Letztlich ließ die französische Regierung das Video im Internet löschen. 
Dummerweise tauchte es plötzlich auf immer neuen Portalen auf, etwa auf einem 
russischen Server.583

Es existieren viele solche Videos aus Überwachungskameras, in denen wei-
ße Jugendliche von Migranten fast zu Tode geprügelt werden. Sie, der Bürger, 
sollen so etwas natürlich nicht sehen. Schließlich sollen Sie Zuwanderung ja als 
»kulturelle Bereicherung« empfinden – auch wenn die Bereicherung meist darin 
besteht, dass Sie in einem unerklärten Krieg ausgeraubt werden und Ihr Hab 
und Gut in die Hände unserer Mitbürger wandert. Sie sollen den Krieg vor den 
Haustüren möglichst erst dann wahrnehmen, wenn es zu spät zur Gegenwehr 
ist. Wir Bürger werden eingelullt mit Worten wie jenen der Berliner Integrati-
onsbeauftragten Maria Böhmer (CDU): »Diese Menschen mit ihrer vielfältigen 
Kultur, ihrer Herzlichkeit und ihrer Lebensfreude sind eine Bereicherung für uns 
alle.« Solche Worte sind die vorab verbreiteten Kapitulationserklärungen auf 
dem Schlachtfeld der Zukunft.

In einem anderen Video, das aus einer Überwachungskamera stammt, kann 
man sehen, wie junge Zuwanderer einen weißen Jugendlichen in einer Bahn-
hofsunterführung fast tottreten. Wie die Hyänen haben sie ihn zunächst taxiert, 
dann umzingelt und anschließend gemeinsam angegriffen. Einfach so treten sie 
ihm so lange vor den Kopf, bis das Blut fließt und der Weiße bewusstlos zusam-
mensackt.584 Die Täter lachen dabei. Sie haben sichtlich viel Spaß. Das ist Krieg.

In den großen Städten Europas ist eine Eiseskälte eingezogen. Während Politi-
ker sich Gedanken über den Klimawandel und über angebliche Hitzewellen ma-
chen, da gefrieren die Herzen einer ganzen Generation Jugendlicher, die Gangs 
und Kriminelle zu ihren Vorbildern erkoren haben. Leider gibt es so etwas nicht 
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nur in Europa – in Lateinamerika und in den Vereinigten Staaten ist die Entwick-
lung identisch. Kriminelle Jugendbanden und Gangs erobern dort inzwischen 
ganze Ballungsgebiete. Auf der »Achse des Bösen« klettern sie immer weiter 
nach oben. Inzwischen bedrohen sie ganze Staaten in ihrer Existenz. Wir sollten 
diese Entwicklung ganz genau beobachten – denn so wie die Schweinegrippe 
wird auch sie nach Europa kommen. Doch anders als im Falle der Schweinegrip-
pe gibt es niemanden, der die Europäer vor den neuen gefährlichen »Viren« und 
ihren Folgen warnen wird.

Der »Plan von San Diego« – wie man 
ethnische Spannungen schürt

Wir haben nun an einigen wenigen Beispielen gesehen, dass die Entwicklung 
überall in Europa ähnlich ist. Schauen wir nun in einigen Kapiteln auf andere 
Kontinente, um zu sehen, wie Jugend-Gangs dort die Staatsmacht herausfordern 
und ganze Staaten in den Abgrund treiben. Das, was wir in den nachfolgenden 
Kapiteln aus anderen Staaten erfahren, wird sich wohl genauso in Europa ab-
spielen. Denn außer der Hoffnung, dass es nicht so kommen wird, gibt es keinen 
Grund, daran wirklich zu zweifeln.

Eine der wichtigsten Fachzeitschriften, die künftige Entwicklungen in Poli-
tik und Wirtschaft akribisch analysieren, wird vom US-Think-Tank Carnegie 
Endowment for International Peace herausgegeben. Sie trägt den Namen For-
eign Policy. Die April-Ausgabe 2009 enthält eine Botschaft, die vielen Verant-
wortlichen in Politik, Medien und Wirtschaft wohl kaum schmecken dürfte. Die 
Botschaft der Zeitschrift: Die Weltkriege des vergangenen Jahrhunderts waren 
nur ein müder Vorgeschmack auf das, was in den nächsten Jahren auf die Welt 
zukommen wird. Denn an vielen Plätzen des Planeten treffen die für Kriege und 
Bürgerkriege erforderlichen Vorbedingungen nun gleichzeitig aufeinander. Im 
Bericht der Foreign Policy heißt es: »Economic volatility, plus ethnic disinte-
gration, plus an empire in decline: That combination is about the most lethal in 
geopolitics. We now have all three. The age of upheaval starts now.«585

Wie in den 30er-Jahren des vergangenen Jahrhunderts wenden alle von der 
Finanzkrise betroffenen westlichen Regierungen derzeit ihren Blick nur nach in-
nen. Das ist sicherlich auch normal. Schließlich ist die Lösung der heimischen 
Probleme – Arbeitslosigkeit und Vermögensverlust – für jede Regierung die vor-
dringlichste Aufgabe. Dabei verlieren sie jedoch aus den Augen, dass überall 
um sie herum explosive Situationen entstehen, die irgendwann niemand mehr 
kontrollieren kann. Man mag solche Szenarien nun für realistisch halten – oder 
auch nicht. Bevor man jedoch ein Urteil fällt, sollte man sich einmal einen der 
in dem Foreign-Policy-Bericht genannten Staaten genauer anschauen. Greifen 
wir etwa Mexiko heraus. Foreign Policy behauptet, dass vor dem Hintergrund 
der immer mächtiger werdenden Gangs ein schlimmer Bürgerkrieg entsteht, der 
von den Medien der Welt und von den Politikern weitgehend ignoriert werde und 
sich laufend weiter verschlimmere. Schaut man sich an, wie dieser Bürgerkrieg 
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geschürt wird, dann bekommt man eine ungefähre Vorstellung von dem, was 
auch Europa erwartet.

Von einem angeblich in Mexiko bevorstehenden Bürgerkrieg kann man in 
deutschsprachigen Medien natürlich nichts lesen. Insofern man überhaupt ein-
mal etwas Negatives über Mexiko erfährt, dann ist es aus der Sicht deutscher 
Journalisten ganz bestimmt nicht so schlimm, wie es scheinen mag. Beispiel 
Spiegel online: Nach Angaben der Redakteure erreichte die »Drogenkrimina-
lität« in Mexiko gerade erst einen Höhepunkt, aber eigentlich sei alles halb so 
schlimm – der US-Polizei gelang ja gerade ein Schlag gegen mächtige Rausch-
giftbosse des Landes.586 Auch die Deutsche Welle berichtete, die mexikanischen 
Drogenkartelle seien derzeit »massiv unter Druck, zum einen aufgrund von 
Bandenkriegen und zum anderen wegen der massiven Anti-Drogen-Kampagne 
der Regierung«.587 Also nur keine Panik, es besteht kein Anlass zur Sorge: In 
Mexiko ist die Welt ja irgendwie immer noch in Ordnung, und das trotz einiger 
Bandenkriege, bei denen es angeblich »nur« um Rauschgift geht; trotz der me-
xikanischen Schweinegrippe, die seit Mai 2009 für Unruhe in der Welt sorgte. 
Was also kann die angesehene Fachzeitschrift Foreign Policy zeitgleich mit ihrer 
behaupteten angeblichen Kriegsgefahr in Mexiko nur meinen? Sind die Wissen-
schaftler übergeschnappt und verbreiten dort Panik, wo gleich nach dem Ende 
der Schweinegrippe eigentlich wieder entspannte Urlaubsstimmung angebracht 
wäre?

Mehr als 200 Menschen wurde im Jahre 2008 von mexikanischen Gang-Mit-
gliedern der Kopf abgeschnitten. Das sind allerdings nur die Enthauptungen. In 
der Liste nicht enthalten sind jene Menschen, die »nur« erschossen oder ersto-
chen wurden. Unter den Enthaupteten befanden sich auch mexikanische Polizis-
ten. Die Gang-Mitglieder hatten in einem Fall den abgeschnittenen Kopf eines 
Polizisten aufgespießt und direkt vor den Eingang einer Polizeiwache gestellt. 
Im Mund des Polizistenkopfes steckte ein Zettel, auf den sie geschrieben hatten: 
»Zeigt endlich mehr Respekt uns gegenüber!«588 Kommt Ihnen die von Gang-
Mitgliedern Polizisten gegenüber vertretene Forderung nach »Mehr Respekt!« 
aus den vorangegangenen Kapiteln vielleicht irgendwie bekannt vor? Gibt es da 
vielleicht Parallelen, weil auch in Deutschland die Autorität der Polizisten ver-
fällt und Gangs nun von der Polizei immer öfter »Respekt« verlangen?

Im Jahre 2008 verloren in den Vereinigten Staaten 140 Polizisten im Dienst ihr 
Leben – 41 von ihnen wurden erschossen. In Mexiko wurden im gleichen Jahr 
530 Polizisten erschossen, und es wurden mehr als 6000 Morde registriert, die 
von Gang-Mitgliedern verübt wurden. Immer öfter kommen diese skrupellosen 
Gangs nun auch über die Grenze in die Vereinigten Staaten.

Rick Perry ist der Gouverneur von Texas. Er hat die Washingtoner Regierung 
im März 2009 darum gebeten, 1000 Soldaten der Nationalgarde entlang der 
texanisch-mexikanischen Grenze zu stationieren.589 Ist auch dieser Mann von 
Sinnen? Nein, er hat Angst davor, dass die in Texas, Arizona, Kalifornien und 
Neu-Mexiko lebenden Mexikaner mithilfe der vielen mexikanischen Jugendban-
den im Grenzgebiet den »Plan von San Diego« wiederbeleben werden. Der ist 
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fast 100 Jahre alt – enthält aber eine Menge Sprengkraft.
Man muss in diesem Zusammenhang wissen, dass Texas erst seit dem Jahre 

1848 zu den Vereinigten Staaten gehört. Wie viele andere ursprünglich mexikani-
sche Gebiete fiel auch Texas nach dem verlorenen mexikanisch-amerikanischen 
Krieg 1848 an Washington. Seit fast 100 Jahren schon existiert eine mexikani-
sche Bewegung, die alle im Süden der Vereinigten Staaten lebenden Mexikaner 
dazu aufruft, die Grenzgebiete mit brutaler Gewalt von der Vorherrschaft der 
Anglo-Amerikaner zu befreien. Arizona, Kalifornien, Texas und Neu-Mexiko 
gelte es zu »befreien« – so heißt es in den Aufrufen des bereits 1916 erarbeiteten 
»Plans von San Diego«.590 Die »Tyrannei« der Yankees und die »Diskriminie-
rung der Mexikaner« müssten nunmehr beendet werden – Anglo-Amerikaner 
seien zu ermorden oder zu deportieren. All das hat es schon einmal gegeben, und 
zwar in den Jahren 1910 bis 1920 – zu Zeiten der mexikanischen Revolution.591 
Zu jener Zeit lebte allerdings nur eine verschwindend geringe Zahl von Mexi-
kanern in Arizona, Kalifornien, Texas und Neu-Mexiko, heute sind es viele Mil-
lionen. Falls sich diese Entwicklung fortsetzt, werden die Mexikaner dort bald 
sogar den Großteil der Bevölkerung stellen. Mexikanische Jugendbanden geben 
schon jetzt in vielen südlichen Landesteilen der Vereinigten Staaten den Ton an. 
Vor dem Hintergrund der Wirtschaftskrise sind Mexikaner derzeit oftmals die 
ersten, die in Arizona, Kalifornien, Texas und Neu-Mexiko ihre Jobs verlieren. 
Viele von ihnen fühlen sich diskriminiert. Kommt Ihnen das nicht auch aus Eu-
ropa in Bezug auf jugendliche Zuwanderern irgendwie bekannt vor? Schauen wir 
also, was weiter passiert.

In den amerikanischen Bundesstaaten Kalifornien und Texas, in denen »Me-
xican Americans« einen großen Teil der Bevölkerung stellen, nehmen diese und 
illegale Einwanderer fast alle Arbeitsplätze im gewerblichen Bereich ein: Sie 
arbeiten in Restaurants, als Reinigungskräfte, Lastwagenfahrer, Gärtner, Bauar-
beiter, Transportarbeiter oder üben eine andere manuelle Arbeit aus. In der Ver-
gangenheit kam es immer wieder zu Spannungen zwischen Mexican Americans 
und anderen ethnischen Gruppen.

Im Süden der Vereinigten Staaten verändert sich die Zusammensetzung der 
Bevölkerung rasend schnell. Ein dort lebender Durchschnittsamerikaner sieht 
es im Straßenbild. Er spürt es auch an den Supermärkten, deren Namen vor dem 
Hintergrund dieser Entwicklung stillschweigend gewechselt werden. In Arizona 
und Texas nennt der Supermarkt-Gigant Wal-Mart seine neuen Filialen seit Som-
mer 2009 Supermercado de Wal-Mart. Man stellt sich auf die neue Kundschaft 
ein, bietet eine »Bodega« und eine »Tortilleria« anstelle einer Bäckerei.592 Bis 
zum Jahre 2050 wird sich die Latino-Bevölkerung des Landes verdreifachen593, 
Weiße werden dann eine Minderheit in den Vereinigten Staaten bilden. Im Jahre 
2050 werden rund 133 Millionen Hispanics in den USA leben.594

Der Harvard-Politologe Samuel Huntington sieht diese Entwicklung mit Ent-
setzen. Er erwartet Chaos und Verfall und begründet das mit den Worten: »An-
ders als die früheren Immigrantengruppen haben sich Mexikaner und andere 
Lateinamerikaner nicht der Mainstream-Kultur angepasst. Stattdessen bilden sie 
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eigene politische und sprachliche Enklaven.«595 Auf Huntingtons kontroverse 
Thesen ist in den USA und Mexiko scharf reagiert worden: »Pseudoakademi-
scher, fremdenfeindlicher Blödsinn«, schrieb beispielsweise der Miami Herald. 
Das war im Jahre 2004.

Nun kommen fünf Jahre später die Führer der großen mexikanischen Gangs, 
die seit einigen Jahren schon auf mexikanischer Seite immer lautstärker die 
Staatsmacht herausfordern, und rufen die Mexican Americans und die Illegalen 
dazu auf, den Plan von San Diego zu verwirklichen und Arizona, Kalifornien, 
Texas und Neu-Mexiko für das glorreiche Mexiko »zurückzuerobern«. Sie be-
stätigen damit die schlimmsten Vorahnungen Huntingtons, die der Harvard-Po-
litologe 2004 in seinem Buch Who are we? (mit dem ins Deutsche übersetzten 
Untertitel Die Herausforderungen an Amerikas nationale Identität) aufgestellt 
hatte. Rasend schnell prallen im ehemaligen »Schmelztiegel der Nationen« nun 
die ethnischen Gruppen aufeinander. Die Wochenzeitung Das Parlament be-
richtet: »In einigen Gegenden der USA wird Spanisch quasi als Zweitsprache 
gesprochen. Das jahrzehntealte Konzept des melting pot, das Einwanderer aus 
allen Teilen der Welt zu englisch sprechenden Amerikanern machte, funktioniert 
dort nicht mehr. (...) Die Dominanz der Latinos führt bisweilen zu Rivalitäten 
unter den Minderheiten, vor allem mit den Schwarzen. Experten machen den 
zum Teil unter Latinos herrschenden Rassismus verantwortlich. (...) So kommt 
es in Gefängnissen im Südwesten des Landes zu erheblicher Gewalt zwischen 
Gangs der Latinos und der Schwarzen. In Los Angeles gab es offenbar ethnische 
Säuberungen, in denen eine hispanische Mehrheit die schwarze Minderheit aus 
Stadtteilen vertrieb.«596

Mehr noch – der Plan von San Diego scheint auch unter mexikanischen Sol-
daten, Polizisten und Grenzschützern auf reges Interesse zu stoßen. Wie sonst 
kann man es erklären, dass die mexikanischen Sicherheitsbehörden, Polizisten 
und Soldaten in hunderten Fällen mexikanischen Gang-Mitgliedern Rückende-
ckung und Schutz gegeben, ja diese sogar im Bedarfsfalle aus den Vereinigten 
Staaten zurück über die Grenze nach Mexiko geholt haben? Die Los Angeles 
Times berichtete über als geheim eingestufte Unterlagen des amerikanischen 
Heimatschutzministeriums, denen zufolge es in den vergangenen Jahren 231 
solcher Fälle gegeben habe. Aus übergeordneten politischen Gründen hatte man 
sie geheim gehalten.597 Und man hat einen Grenzzaun gebaut. Dieser Grenzzaun 
zwischen den Vereinigten Staaten und Mexiko hat mehr als eine Milliarde Dollar 
gekostet und ist jetzt fast komplett. 967 Kilometer waren im Februar 2009 fer-
tiggestellt, 111 Kilometer müssen noch gebaut werden. Mit dem Zaun will man 
den illegalen Grenzübertritt aus Mexiko erschweren. Der Hightech-Zaun wird 
unterbrochen durch 33 Meter hohe Türme, die mit Kameras, Radarsystemen und 
Sendern ausgestattet sind; dazu gehören längs der Grenze auch Bewegungsmel-
der. All das soll offiziell illegale Einwanderer abhalten. Inoffiziell ist es vor allem 
auch ein Frühwarnsystem für die US-Staatsmacht vor dem Hintergrund der en-
gen Zusammenarbeit zwischen mexikanischen Armeeeinheiten und kriminellen 
Gangs, die noch immer den »Plan von San Diego« durchsetzen wollen.
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Die amerikanische Denkfabrik Rand Corporation nimmt das alles sehr ernst 
und weist in einer Studie aus dem Frühjahr 2009 nochmals auf die Sprengkraft 
des Plans von San Diego aus dem Jahre 1916 für den Süden der Vereinigten 
Staaten hin.598 Es existieren weitere Studien der Rand Corporation, in denen 
die künftigen Szenarien Mexiko betreffend durchgespielt werden.599 Der Bür-
gerkrieg entlang der Grenze ist demnach keinesfalls unrealistisch. Hier kommen 
ethnische Spannungen, wirtschaftlicher Verfall und der Niedergang der staatli-
chen Autorität in einem Gebiet zusammen – der klassische Mix für einen GAU 
–, was in schwere Unruhen münden könnte.

Nachdem Anfang März 2009 allein in Ciudad Juarez – der auf mexikanischer 
Seite gelegenen Grenzstadt zu El Paso – 3200 mexikanische Soldaten stationiert 
wurden, um die gesetzlosen Zustände aufzuhalten, ist dort zunächst etwas Ruhe 
eingekehrt. Gab es in der Region Juarez allein in den ersten drei Tagen des Mo-
nats Februar 2009 bei Schießereien zwischen Gangs 200 Tote, so waren es in den 
ersten drei Tagen des März 2009 »nur« noch drei.600 Eine amerikanische Militär-
studie hatte kurz zuvor gewarnt, dass Mexiko plötzlich implodieren könne und 
möglicherweise zum dauerhaften Bürgerkriegsgebiet werde.601 Inzwischen gibt 
es Reisewarnungen für Mexiko.602 Zudem sind kugelsichere Westen in Mexiko 
der letzte Modeschrei.603 Zu all dem passend vertritt der russische Präsidenten-
berater Prof. Igor Panarin die Auffassung, dass es nicht mehr sonderlich lange 
dauern werde – und amerikanische Bundesstaaten wie Texas und Neu-Mexiko 
werden wieder zu Mexiko gehören oder aber zumindest unter direktem mexika-
nischen Einfluss stehen.604

Wie lange wird es also noch dauern, bis die im Süden der Vereinigten Staaten 
lebenden Mexikaner die vielen Aufrufe zur Durchsetzung des Planes von San 
Diego hören und mithilfe der zahlreichen gewaltbereiten Jugend-Gangs befolgen 
werden? Ein Jahr? Fünf Jahre? Zehn Jahre?

Ein Durchschnittsamerikaner bekommt von dieser Entwicklung so viel mit wie 
ein Durchschnittsdeutscher vom Vormarsch brutaler Jugendgruppen in deutschen 
Ballungsgebieten – fast gar nichts. Nur manchmal schockieren amerikanische 
Zeitungen ihre Leser mit auf den ersten Blick exotisch anmutenden Berichten aus 
der Realität: »Mexican cartels plague Atlanta« titelte etwa das US-Massenblatt 
USA Today am 8. März 2009.605 In Atlanta, der Heimatstadt von Weltunterneh-
men wie Coca-Cola, United Parcel Service und HomeDepot, geben immer mehr 
aus Mexiko stammende Jugendbanden den Ton an. Die gleichen jugendlichen 
Killer, die in mexikanischen Grenzorten wie Ciudad Juarez zuvor binnen drei 
Tagen mehr als 200 Menschen erschossen haben, leben nun in Vororten von At-
lanta. Dort, wo die Hispanics genannten lateinamerikanischen Zuwanderer woh-
nen, da bauen sie ihre Machtbasen aus, von denen sie ihr Operationsgebiet be-
ständig in Richtung der Innenstadt von Atlanta ausweiten. Gwinnett County liegt 
30 Meilen nordöstlich von Atlanta und ist ein solches Epizentrum der mexika-
nischen Gangs. Im Jahre 1990 lebten hier 8470 Hispanics, im Jahre 2000 waren 
es schon 64 137 – und heute sind es bereits 132 000.606 Wen diese Entwicklung 
erstaunt, der sollte wissen, dass die Umgebung von Atlanta nur eines der vielen 
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Gebiete ist, von denen aus mexikanische Gangs ihren Einfluss beständig auswei-
ten. Betrachten wir eine andere amerikanische Großstadt: Houston in Texas. Am 
7. März 2009 lautete die Schlagzeile des Houston Chronicle, der größten dorti-
gen Zeitung: »Mexican cartels infiltrate Houston«607. In dem Bericht erfuhren 
die Einwohner der Stadt, dass inzwischen fünf mexikanische Rauschgiftkartelle 
im Stadtgebiet aktiv sind und die Mitglieder dieser Gangs sich auf den Stra-
ßen beschießen. Die »beruhigende« Nachricht für die Einwohner von Houston 
wurde gleich mitgeliefert: Panik sei nicht nötig, denn nach Angaben des US-
Justizministeriums ist Houston nur eine von inzwischen 230 US-amerikanischen 
Städten, in denen mexikanische Kartelle Fuß gefasst haben und sich ganz offen 
gegenseitig bekämpfen.608 Straßenkriminalität, Rauschgifthandel, Raubüberfäl-
le, Schutzgelderpressungen, Entführungen, Mord und Totschlag auf den Straßen 
– da braut sich etwas zusammen.

Wie lautet noch gleich das historisch immer wieder erprobte Rezept für den 
Vorabend eines Kriegsgemetzels: ethnische Spannungen, wirtschaftlicher Nie-
dergang und eine schwache Staatsgewalt – das perfekte Gebräu. Es gibt wahrlich 
viele Plätze in der Welt, an denen dieses Gebräu derzeit ausgeschenkt wird. Was 
sich zwischen Hispanics und weißen Amerikanern entwickelt, das kommt auch 
in Europa auf einheimische und zuwandernde Bevölkerungsgruppen zu.

Städtische Kriegsgebiete

Zum ersten Mal in der Geschichte der Menschheit leben mehr Menschen in Städ-
ten als auf dem Land. Das haben Forscher im Sommer 2007 herausgefunden. 
Die Umschlagplätze der Globalisierung liegen in den Städten: Menschenmassen, 
Finanzströme, Energie und Kommunikationsnetze. Doch die Konzentration von 
Finanzströmen, Energie, Kommunikationsnetzen und Menschenmassen macht 
die Zentren der Globalisierung auch verwundbar wie nie zuvor in der Geschich-
te: Gangs, Terrorgruppen und politische Extremisten finden in urbanen Zentren 
ideale Betätigungsfelder.

In früheren Jahrhunderten trafen sich Gegner zu offenen Feldschlachten. Wer 
einen anderen besiegen wollte, der wählte ein Schlachtfeld – nie eine Stadt. Die 
Punischen Kriege, die Varus-Schlacht, die Napoleonischen Kriege und der Erste 
Weltkrieg – sie fanden fast ausnahmslos in offenen Ebenen statt. Urbanisierung, 
Verstädterung, Industrialisierung und Landflucht lockten die Krieger allerdings 
später in die Städte. Nur noch Generale machen sich heute Gedanken darüber, 
wie man feindliche Kämpfer auf dem Felde besiegen kann. In der Realität aber 
finden immer mehr Kriege nur noch in Städten statt.

Moderne Städte sind in höchstem Maße abhängig vom stetigen Zufluss an Nah-
rungsmitteln und Energie. Wer die Lebensstränge dieser leicht verwundbaren 
urbanen Zentren – etwa die Transportwege oder die Stromversorgung – angreift, 
der sorgt für eine Massenpanik.

Brutale Gangs können binnen weniger Tage ganze Ballungsgebiete unter ihre 
Kontrolle bringen. Man muss dabei nur skrupellos genug sein. Im Juli 2006 
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etwa hat die Gang Primeiro Comando da Capital (PCC-Gang; übersetzt heißt 
das etwa »Erstes Kommando in der Hauptstadt«) für fünf Tage die Macht in 
der brasilianischen Stadt São Paulo übernommen und rund 20 Millionen Men-
schen wie Geiseln behandelt – zum »Spaß«. Diese PCC-Gang entstand aus einer 
Gefängnis-Fußballmannschaft. Jeder hatte Angst vor den brutalen Fußballern. 
Und jede andere Mannschaft ließ die PCC-Fußballer gewinnen. Aus dem Ge-
fängnis-Fußballclub wurde eine kriminelle Gang. Auftragsmorde, Entführungen, 
Banküberfälle, Drogenhandel, Raubüberfälle – Leichen pflastern den Weg zum 
Aufstieg der PCC. Heute hat die Gruppe in Brasilien mehr als 100 000 Mit-
glieder. Jedes Mitglied bekommt bei der Aufnahme zwei Paten zugewiesen, die 
anfängliche Probleme lösen und das Mitglied einweisen sollen. PCC hat eine Art 
Sozialsystem entwickelt: Wenn man der Organisation beitritt, bekommt man die 
Miete erlassen, ärztliche Versorgung im Notfall, bessere Gefängnisbedingungen 
über geschmiertes Gefängnispersonal, andere Hilfeleistungen wie Schulbücher 
für die Kinder und natürlich den Schutz der Gruppe. Als Gegenleistungen muss 
man Aufträge für PCC ausführen und Beiträge leisten. Außerhalb der Gefäng-
nisse verfügt das PCC über eine »Elitetruppe«, deren Mitglieder – in Anspielung 
auf den Führer der Terrororganisation Al Qaida – die »Bin Ladens« genannt 
werden. Sie führen die Attentate und Überfälle im Auftrag der PCC-Bosse aus. 
Die Killer werden in den Armenvierteln São Paulos rekrutiert.

Die PCC-Mitglieder sind bekannt für ihre Brutalität: Gang-Mitglieder über-
fielen im Mai 2006 fünf Tage lang Polizeistationen, griffen Banken an, schürten 
Gefängnisrevolten, unterbrachen mit Molotow-Cocktails den Busverkehr. Sie 
ermordeten allein an einem Tag 120 Menschen. Insgesamt kamen bei den Über-
fällen fast 500 Menschen ums Leben. Das Schlimmste: Man konnte die Gang-
Mitglieder nicht erkennen. Es waren ganz »normale« junge Männer und Frau-
en, sie waren ganz »normal« gekleidet, und sie verhielten sich auch sonst ganz 
»normal«. Nur erschienen sie halt in der unauffälligen Straßenkleidung auf den 
Polizeirevieren, holten Schnellfeuerwaffen unter den Jacken hervor und mähten 
die Polizisten dann ganz »cool« mit einem Kugelhagel nieder. Sie verschwanden 
ebenso unerkannt, wie sie gekommen waren. Sie brannten Banken und Polizei-
stationen nieder.609 Sie stellten der Regierung kein Ultimatum. Sie machten ein-
fach immer weiter. Die Mischung aus krimineller Gang und Stadtguerilla wollte 
einfach ihre Macht testen.610

Das öffentliche Leben São Paolos kam fast vollständig zum Erliegen, der Zug- 
und Linienbusverkehr musste eingestellt werden, ein nächtliches Ausgangsver-
bot wurde verhängt. Wegen einer Bombendrohung wurde der städtische Flugha-
fen am 15. Mai gesperrt, Geschäfte und Schulen blieben ebenfalls geschlossen. 
Zeitgleich ordnete das PCC eine Großrebellion in 21 Haftanstalten an. Dabei 
wurden 121 Wächter als Geiseln genommen. Die Gangster drohten im Weiteren 
damit, den Stadtguerilla-Krieg auch nach Rio de Janeiro zu tragen.611 Die Polizei 
sprach ganz offen von einem »Krieg«.612

Und was passierte dann? Marcos Willians Herbas Camacho, genannt »Marco-
la«, ist der PCC-Führer. Der Mann sitzt seit 1999 im Gefängnis. Im Zusammen-
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hang mit den Unruhen schickte die Regierung insgeheim Emissäre zu ihm, fragte 
ihn höflich, was man tun könne, damit er seine Unterstützer zur Ruhe aufrief. 
Das Ergebnis war ein Deal. Man bewahrt natürlich Stillschweigen darüber. Fakt 
ist aber: Der Staat hat am Ende der »Blutwoche« nachgegeben – und die Gangs 
haben gewonnen. Die PCC-Gang, Anfang der 1990er Jahre aus einer Gefängnis-
Gang entstanden, kontrolliert heute mehr als die Hälfte aller Slums in São Paulo 
und bestimmt dort über das Leben von Millionen Menschen.

Das eben genannte Beispiel fand Nachahmer: Im Dezember 2006 ließ das 
Comando Vermelho (»Rotes Kommando«) in Rio de Janeiro die Muskeln spie-
len. Auch diese Gruppe ist eine Mischung aus Stadtguerilleros und Schwerst-
kriminellen. Die kriminellen Gang-Mitglieder hatte es schon seit Jahrzehnten 
gegeben. Aber seit Anfang der 1990er-Jahre vermischten sie sich mit Stadtgue-
rilleros zu einer von vielen Medien beschönigend »Jugendbanden« genannten 
Kriminellenorganisation. 5000 junge Menschen gehören dieser Gang heute in 
Rio an – und nicht wenige der Mitglieder sind mit Kriegswaffen ausgerüstet. 
»Paz, Justiça e Liberdade« (»Frieden, Gerechtigkeit und Freiheit«) – so lautet 
das Motto des Roten Kommandos. Es stammt aus den 1970er-Jahren, als links-
alternative Sozialrevolutionäre in lateinamerikanischen Gefängnissen um An-
hängerschaft buhlten. Die kommunistischen politischen Gefangenen bemühten 
sich um aktive Solidarität mit ihren kriminellen Zellengenossen – und legten 
den Grundstein für eine angeblich sozialrevolutionäre Stadtguerilla. In Wahr-
heit ist das Comando Vermelho eine schlimme Verbrecherorganisation. In den 
Armenvierteln von Rio müssen die Menschen die Macht dieser zumeist vom 
Drogenhandel lebenden Banditen anerkennen. Das Comando Vermelho (CV) hat 
Teile von Rio zum Kriegsgebiet gemacht, in dem Raubüberfälle, Entführungen, 
Morde und Vergewaltigungen ganz »normal« sind. Die jugendlichen Angehö-
rigen des CV nennen sich »soldados do morro« (Ghetto-Soldaten), tragen ihre 
vollautomatischen Schnellfeuergewehre öffentlich als Insignien ihrer Macht und 
bestimmen die Partys in ihren Stadtvierteln. Das CV steht in direkter Rivalität 
mit den anderen großen Gangs von Rio – dem Terçeiro Comando (TC) und den 
Amigos dos Amigos (ADA).

Die Verflechtungen der Sambaschulen Rio de Janeiros mit dem Organisierten 
Verbrechen und den Gangs sind bekannt. Jene, die sich dem Verbrechen widmen, 
kommandieren in Rio auch den Karneval. Sie steuern alles, sogar die Jury-Ent-
scheidungen über den Wettbewerb der Sambaschulen. Selbst Brasiliens berühm-
teste Sambaschule Mangueira steht da nicht abseits: Die mächtigste Verbrecher-
organisation Comando Vermelho und der Karnevalsverein bilden fast schon eine 
Einheit. Mehr als 700 Rio-Slums werden inzwischen von den verschiedenen 
Gangstersyndikaten beherrscht – das Armenviertel Mangueira-Favela in der 
Nähe des Stadtzentrums ist seit Jahrzehnten in der Hand des Comando Vermel-
ho. In einer einzigen Nacht wurden dort acht Frauen erschossen, die es gewagt 
hatten, die Gangs zu kritisieren. Die Sambaschulen dienen ihnen zur Geldwäsche 
und zum Geldverdienen. Und im Labyrinth der Slums patrouillieren Kinder und 
Jugendliche des Comando Vermelho mit Revolvern und Maschinenpistolen. Das 
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haben Gangs aus Rio gemacht. Wir Europäer fördern das alles. Wir lieben die 
Musik dieser Gangster und nennen sie eine »kulturelle Bereicherung«. Europäi-
sche Radiosender etwa präsentieren den Gangster-Funk von Comando Vermelho 
stolz im Internet – per Mausklick zum Download.613

Wir sollten das alles analysieren. Überall dort, wo es in Lateinamerika Gangs 
gibt, trennen sich die Bevölkerungsgruppen: Die wohlhabende Elite schottet sich 
in eigenen, streng bewachten Villenvierteln von der übrigen Bevölkerung ab. In 
den vom Drogenhandel kontrollierten Armenvierteln – etwa in Rio de Janeiro – 
bilden sich Milizen (»Milicias«), Bürgerwehren, die die Mitglieder der Gangs 
angreifen und vertreiben. In Rio werden Dutzende Armenviertel heute von Mili-
zen beherrscht, andere von Gangs. Man vermutet, dass die Milizen von Polizei-
beamten in Zivil gesteuert oder sogar gebildet werden. Wo Gangs und kriminelle 
Banden ihr Unwesen treiben, da bilden sich Bürgermilizen. Beide Gruppen pral-
len immer wieder aufeinander. Das aber ist das typische Kennzeichen eines Bür-
gerkrieges, das sich im Übrigen in Europa – auch in Deutschland – ganz genauso 
entwickelt. Wir wollen das nur nicht wahrhaben. Wir wollen nicht hören, dass es 
in immer mehr urbanen Ballungszentren in westlichen Staaten Bürgerkriege gibt.

Was in Lateinamerika begann, hat sich längst auf die Vereinigten Staaten aus-
gedehnt. Das FBI hat 2009 eine Studie zu amerikanischen Gangs vorgelegt. 
National Gang Threat Assessment 2009614 – das ist der offizielle Titel dieser 
Ende Januar 2009 veröffentlichten Studie des FBI über kriminelle Banden in 
den Vereinigten Staaten. Die Zusammenfassung ist geneigt, das Bild eines nicht-
amerikanischen Lesers vom »Land der unbegrenzten Möglichkeiten« durchein-
anderzuwirbeln: Im September 2008 waren mehr als eine Million Amerikaner 
Mitglieder oder direkte Unterstützer krimineller Banden. Vor drei Jahren noch 
waren weniger als 800 000 Amerikaner Mitglieder oder Unterstützer krimineller 
Gangs. Die Bedrohung der Amerikaner durch die Mitglieder der Straßen-Gangs 
wächst also beständig. Gangs sind in vielen Regionen der Vereinigten Staaten 
inzwischen für etwa 80 Prozent der Straftaten verantwortlich. Besonders bemer-
kenswert ist, dass sich immer mehr Frauen kriminellen Gangs zuwenden. Sie 
schließen sich diesen an, weil sie dort Schutz vor anderen kriminellen Banden 
ihrer Umgebung zu finden hoffen.

Der amerikanische Schauspieler Clint Eastwood hat im Februar 2009 seinen 
sozialkritischen Film Gran Torino in die Kinos gebracht. In ihm geht es um Ras-
senhass und um Vorstadt-Gangster, um Jugend-Gangs und um Brutalität. Die 
Gewalt unter Jugendlichen ist ein zentrales Thema des Films. Gangs aus ver-
schiedenen Kulturkreisen bekämpfen sich so ziemlich in jeder amerikanischen 
Großstadt. Eine Folge davon ist, dass heute erschreckend viele Jugendliche in 
amerikanischen Gefängnissen sitzen. Clint Eastwood erklärte dazu in einem In-
terview: »Das ist eine ziemlich bedrückende Tatsache. Aber man muss sich auch 
mal fragen, warum das so ist. Gangs gab es schon immer, das ist kein neues 
Phänomen. Aber der Hass unter den verschiedenen Rassen hat neue Dimensio-
nen erreicht. Viele Jugendliche schließen sich Gangs an, weil sie dazugehören 
wollen. Sie suchen letztlich nur Anerkennung, die sie zu Hause nicht bekommen. 
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Ihre eigenen Schwächen und Unsicherheiten lassen sie dann an noch Schwäche-
ren aus. Gangs sind in gewisser Weise ein Spiegelbild unserer Gesellschaft.«615

Alex Kotlowitz hat im Jahre 2008 für die New York Times endlos lange und 
endlos tief in den Sümpfen amerikanischer Vorstadt-Gettos unter den verschie-
denen-Gangs recherchiert und darüber berichtet.616 Man kann nach dem Lesen 
der endlos vielen Erkenntnisse über zahlreiche Informationen streiten – nur über 
eine Erkenntnis ganz sicher nicht: Die Gewalt und die vielen Toten, die sie for-
dert, sind amerikanischen Zeitungen kaum noch eine Meldung wert. Man hat 
sich in den Vereinigten Staaten längst an die Gangs gewöhnt. Sie sind Bestandteil 
der »Normalität«.

Die Spezialeinheiten und Sondereinsatzkräfte der amerikanischen Polizei 
(SWAT-Teams) bekommen das Erstarken der Gangs als Erste zu spüren. In den 
1980er-Jahren gab es in den USA jährlich etwa 3000 Einsätze von Spezialkräf-
ten gegen Gangs. Im Jahre 2006 waren es schon 50 000. Die Einsätze wurden 
immer gefährlicher, denn die Gangs arbeiten inzwischen auch mit Terrorgruppen 
zusammen. Im Juni 2007 etwa verhinderten SWAT-Teams und FBI-Agenten ge-
meinsam einen GAU: Islamistische Terroristen und New Yorker Gang-Mitglie-
der wollten gemeinsam die Kerosintanklager am New Yorker John F. Kennedy 
Airport mitsamt der Pipelines in die Luft sprengen.

Die großen amerikanischen Gangs haben längst Ableger in Europa – vor allem 
auch in Deutschland. Ein Beispiel aus dem FBI-Bericht: Die in zwölf amerikani-
schen Bundesstaaten aktive Gang Sons of Silence hat inzwischen fünf »Chapter« 
in Deutschland, die vor allem Auftragsmorde, Geldwäsche und Waffengeschäfte 
erledigen (FBI-Bericht, Seite 31).

Großbritannien – mehr als 1000 Jugend-Gangs

Was schätzen Sie – wie viele Jugendgangs gibt es in Großbritannien? 50? 100? 
500? Betrachtet man ausschließlich gewalttätige Jugendgangs, die Straftaten 
verüben, Menschen tyrannisieren und sich jeglicher staatlichen Ordnung wider-
setzen, dann kommt man schnell auf mehr als 1000 Jugendgangs. Um genauer 
zu sein: Es sind etwa 1400. Es sind Gruppen, die sich Straßenkämpfer nennen. 
Es sind Gruppen, die ihre Gewalttaten filmen und stolz im Internet präsentieren, 
wo sie sogar ihre eigenen Webseiten haben.

Duncan Smith war bis 2003 Vorsitzender der britischen Konservativen (Tories). 
Er hatte schon damals vor dem Erstarken der kriminellen Jugendgruppen (»teen 
crime«) gewarnt – man lachte ihn damals noch aus. Inzwischen lacht niemand 
mehr über solche Mahnungen. Im Jahre 2007 behandelten britische Krankenhäu-
ser 5720 Opfer von Messerstechereien. Nochmals: 5720 Menschen, denen man 
ein Messer in Brust, Arm, Bein, Bauch, Rücken oder gar Kopf gestoßen hatte. 
Bis zum Mai 2008 kannte kein Durchschnittsbrite diese Zahl. Man wusste oder 
ahnte nur diffus, dass es viele Messerattacken vor allem von Jugendlichen gab. 
Doch Zahlen durften nicht veröffentlicht werden. Die Regierung wollte das so.

Irgendwann aber befragte das britische People Magazine systematisch alle 
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Krankenhäuser des Landes und veröffentlichte einen schockierenden Bericht. 
»Your worst knife mare« hieß er.617 Durchschnittlich 15 Menschen werden ihm 
zufolge täglich von Jugendbanden mit dem Messer so schwer verletzt, dass sie 
ambulant oder stationär in einem Krankenhaus behandelt werden müssen. Lon-
don, Manchester und Birmingham sind die Hochburgen jugendlicher Messer-
stecher. Allein in London gab es fast 1000 Schwerverletzte durch Messeratta-
cken im Jahre 2007. Man muss dabei immer im Hinterkopf haben, dass dieses 
keineswegs die tatsächlichen Zahlen sind, weil all jene, die nur zum Hausarzt 
oder gar nicht zum Arzt gingen, in diesen Statistiken überhaupt nicht auftauchen. 
Die britischen Sicherheitsbehörden hatten zu Jahresbeginn gerade abwiegelnde 
Statistiken veröffentlicht, nach denen die Zahl der Messerangriffe sich in den 
vergangenen zehn Jahren nicht erhöht habe. Mehr noch – angeblich sei die Zahl 
um 15 Prozent zurückgegangen. Dann jedoch wurde der sorgfältig recherchierte 
Messerattackenbericht im People Magazin veröffentlicht. Die Briten mussten so 
wieder einmal erfahren, wie man mittels Statistik lügen kann. Nur ein Beispiel 
von vielen: Das North Middlesex Hospital verzeichnete im Jahre 2007 18 Pro-
zent mehr Wunden durch Messerstiche in der Notaufnahme. In den offiziellen 
Statistiken tauchten diese Zahlen und Fälle schlicht nicht auf. Man hatte sie ein-
fach wegretouchiert.

People Magazine sprach mit Notärzten und mit den Besatzungen von Rettungs-
hubschraubern. Alle erklärten übereinstimmend, die Zahl der Messerangriffe 
steige rasant. Nur die Regierung vermittelte ein anderes Bild. Gordon Brown, 
seit 2007 Premierminister der Labour Party, versuchte die Lage zu beschönigen. 
Doch nachdem allein in London 2008 mehr als 20 Kinder bei Messerstechereien 
ums Leben gekommen waren, konnte man die Thematik nicht länger ignorieren. 
Seither hat die Regierung Kindern das Tragen von Messern verboten. Das hat 
man ja in Deutschland genauso gemacht.

Aber jene Jugendgangs, vor denen Duncan Smith schon 2003 gewarnt hatte, 
lassen sich heute das Tragen von Messern nicht mehr verbieten. Sie stechen bei 
Kontrollen einfach zu.

Was soll die Polizei auch tun, wo es doch allein in London heute schon mehr 
als 400 brutale Straßen-Gangs gibt, die viele der bekannten Stadtviertel unter 
sich aufgeteilt haben? Eine heranwachsende Generation junger Briten gewöhnt 
sich daran, dass nicht die Polizei und der Staat, sondern Gangs die Macht in 
ihrem Wohnviertel ausüben. Es sind, das sei hervorgehoben, keinesfalls nur Jun-
gen, die in den Gangs den Ton angeben. Es gibt Mädchen-Gangs, bei denen 
die Anführerinnen gerade einmal elf Jahre alt sind. Das Problem betrifft auch 
beschauliche Städte, die bislang einen guten Ruf hatten.

Sheffield ist eine der größten britischen Städte. Seit Ende Februar 2009 gibt es 
in dieser vermeintlich beschaulichen Stadt Rassenunruhen zwischen muslimi-
schen und nicht-muslimischen Bevölkerungsgruppen. Sondereinsatzkomman-
dos der Polizei müssen mitunter Eltern und Schüler auf dem Schulweg beschüt-
zen. Denn auf beiden Seiten stehen sich brutale Jugend-Gangs gegenüber, die bis 
an die Zähne bewaffnet sind.
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Sheffield hat rund 520 000 Einwohner und gilt als die grünste Stadt Englands. 
Kelten, Römer und Wikinger haben im Stadtgebiet ihre Spuren hinterlassen. 
Heute gilt die in Yorkshire gelegene Stadt als Ballungsgebiet mit der niedrigsten 
Kriminalitätsrate im ganzen Königreich. Das allerdings ändert sich seit Frühjahr 
2009 zusehends. Seit etwa Mitte 2008 bildeten sich – wie in allen britischen 
Städten – auch in Sheffield rasend schnell immer mehr Jugend-Gangs, die sich 
hasserfüllt und verfeindet gegenüberstehen: auf der einen Seite rein muslimische 
Jugend-Gangs – auf der anderen Seite die Kinder ethnischer Briten. Niemand 
kann heute mehr sagen, weshalb welche dieser Gruppen eigentlich wo entstan-
den sind. Es existieren inzwischen zu viele dieser Jugend-Gangs. Tatsache ist: Es 
gibt mehr als 1400 verfeindete Jugend-Gangs im ganzen Land. Beinahe alle wur-
den aus rein rassistischen Gründen gebildet. Die meisten Mitglieder sind schwer 
bewaffnet.

In Sheffield hatte es bislang keinen offenen Krieg zwischen solchen Gruppen 
gegeben – bis Ende Februar 2009. Mitglieder einer Jugend-Gang hatten an ei-
ner christlichen Schule den muslimischen Mitschülern Shumon Ghurri (14) und 
Ibrahim Ali (15) die Nasenbeine gebrochen und sie ziemlich übel zugerichtet.618 
Beide lagen danach erst einmal im Krankenhaus. In den Moscheen von Sheffield 
berieten derweil die Eltern in jenen Tagen darüber, was zu tun sei. Noch ehe sie 
die Beratungen beendet hatten, bezogen Sonderkommandos der Bereitschaftspo-
lizei Posten im Stadtgebiet. Die Londoner Regierung hatte Angst, dass es Rassen-
unruhen zwischen Muslimen und Nicht-Muslimen wie damals in Bradford geben 
könnte. Im britischen Bradford hatten 2001 aus Asien zugewanderte Moslems 
die schlimmsten Rassenunruhen in der Geschichte des Landes angezettelt.619

Die Londoner Regierung beobachtet seit dem Frühjahr 2009 sehr angespannt 
die Situation, denn zeitgleich hatte man ihr aus den Reihen der Dienste mitge-
teilt, dass noch für das Jahr 2009 schwere innere Unruhen im Land erwartet 
würden.620

Schulen wie die Sheffield Park Academy stehen seither unter polizeilicher Be-
obachtung. Politiker, Elternvertreter, Sozialarbeiter und religiöse Gruppen tref-
fen sich zu Gesprächskreisen, um einen Ausweg aus der sich hochschaukelnden 
Lage zu finden.621 Im Februar 2009 mussten Eltern und Vorschulkinder in Shef-
field vor einer 50-köpfigen Gruppe aufgebrachter Schüler fliehen, die in ihren 
Schuluniformen der Sheffield Park Academy622 im Osten der Stadt randalierte, 
Fahrzeugscheiben einschlug und Menschen angriff.623 Mit Baseballschlägern be-
waffnet ziehen die weißen Schüler seither immer wieder einmal nach dem Un-
terricht durch Sheffield und suchen Streit mit muslimischen Schülern, die Messer 
als Waffen haben – und die Polizei fährt mit Blaulicht und heulenden Sirenen 
hinterher. »Riot cops at School«624 – das ist eine der Überschriften, an die sich die 
Briten offenkundig beim Zeitunglesen werden gewöhnen müssen.

Selbst die vornehme britische Times hat die merkwürdige Entwicklung in 
Sheffield inzwischen mitbekommen und lässt ihre Leser am Ende eines langen 
Berichts über Schulpolitik wissen: »Last week dozens of boys from a Sheffield 
academy, wearing their uniforms, went an a vandalism spree, smashing up cars 
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and fighting. Eventually, they had to be driven off by police in riot vans.«625

In Internet-Foren diskutieren die Einwohner von Sheffield seit Ende Februar 
über die Entwicklung vor ihren Haustüren.626 Eine Lösung für die Probleme aber 
findet sich auch dort nicht, wie die Kommentare beweisen.

Großbritannien hat ein gewaltiges Problem mit gewalttätigen Jugendlichen. 
Immer mehr von ihnen werden Mitglieder von Jugend-Gangs. Statistisch ge-
sehen steigt die Jugendkriminalität gewaltig an. Man kann einfach nicht länger 
wegschauen. Das Londoner Justizministerium hat 2009 erschreckende Zahlen 
veröffentlicht: Die Gewalt gegen Personen, die von Zehn- bis 17-Jährigen be-
gangen wurde, hat zwischen 1997 und 2007 um 30 Prozent zugenommen. Die 
Zahl der von Jugendlichen verübten Raubdelikte stieg sogar um 76 Prozent an, 
die Rauschgiftkriminalität um 186 Prozent, Sexualvergehen von Jugendlichen 
um 16 Prozent.627

Das Londoner Youth Justice Board hat diese Zahlen offiziell bestätigt. Danach 
haben Kinder und Jugendliche im Beobachtungszeitraum 2007/2008 fast 280 
000 Straftaten begangen.628 Die Zahl der wegen Gewalttätigkeiten verurteilten 
Zehn- bis 17-Jährigen stieg innerhalb von drei Jahren um 20 Prozent an. Wäh-
rend die Zahl der männlichen Täter leicht rückgängig ist, kletterte die der Mäd-
chen seit 2004/2005 um zehn Prozent. Dieser Trend scheint anzuhalten.

Nachfolgend eine kurze Übersicht629 über die wichtigsten Jugend-Gangs in den 
bedeutendsten britischen Städten:

London: Die brutalsten und gewalttätigsten Jugendgangs heißen Peel Dem 
Crew, Murder Dem Pussies, Peckham Boys, Untouchables und Tottenham Man 
Dem. Mehr als 40 der 400 Londoner Gangs verüben Auftragsmorde. Die Met-
ropolitan Police kann mit der Entwicklung nicht Schritt halten. Man kennt dort 
bislang nur rund 200 der Gangs. 75 Beamte wurden abgestellt, um auch die 
restlichen Jugend-Gangs zu »klassifizieren« – allerdings entstehen neue Gangs 
schneller, als die Beamten arbeiten (können). Im März 2008 haben ranghohe 
Londoner Polizisten einer Londoner Zeitung zu erklären versucht, warum in den 
zurückliegenden 14 Monaten immerhin 34 Jugendliche bei Streitereien zwischen 
Jugend-Gangs in London ermordet wurden. Wer den Bericht liest, der spürt, dass 
die Londoner Polizei den Überblick verloren hat.630

Glasgow: Die Stadt wird von der Gang Barlanark Young Team und von den 
Calvay Boys beherrscht. Insgesamt existieren allein in Glasgow rund 170 Gangs, 
von denen viele äußerst gewalttätig sind. Typische Verbrechen sind jene der Brü-
der Neil und Paul Murray: Neil hat einen dreifachen Familienvater erschossen, 
und Paul erschoss auf dem Polizeirevier aus »Frust« einen Polizisten.

Bradford: Die multikulturellste britische Stadt hat einen hohen Anteil muslimi-
scher Zuwanderer. Die hier agierende Ointment Gang fällt immer wieder in Zu-
sammenhang mit Rassenunruhen auf. Asiatische – sprich islamische – Jugend-
liche treffen häufig aufeinander und streiten um Rauschgiftgelder, die sie über 
ein Netzwerk von Läden waschen. Im Mai 2008 wurde ein 31 Jahre alter Mann 
von einer solchen Gang aus seinem Fahrzeug gezerrt und hinter einer Moschee 
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ermordet.
Liverpool: Die wichtigsten kriminellen Jugendgangs heißen Croxteth Crew, 

Nogga Dogz, Moss Edz und Dovey Edz. Wie brutal und rücksichtslos die Jugend-
Gangs in Liverpool sind, das rührte die ganze Nation im Jahre 2007 zu Tränen: 
Die Machtkämpfe zwischen verfeindeten Gangs in den Gebieten Norris Green, 
Huyton und Dovrcot bringen immer wieder einmal Schießereien am helllichten 
Tage mit sich. Bei einer solchen Auseinandersetzung in einem Parkhaus traf ein 
Querschläger eines Kugelhagels 2007 den elf Jahre alten Rhys Jones, der mit 
seiner Mutter eigentlich zum Einkaufen fahren wollte. Die Kugel erwischte ihn 
im Nacken. Er starb in den Armen seiner Mutter im Parkhaus.

Manchester: Die Stadt trägt den Spitznamen »Gangchester«. Die großen Gangs 
heißen Doddington Gang und Gooch Boys. Im Jahre 2006 wurde der 15 Jahre 
alte Jessie James auf seinem Fahrrad erschossen, weil er durch einen Park radel-
te, der den Gooch Boys »gehört«. Nach Angaben der Polizei hielten die Jugendli-
chen Jessie irrtümlich für ein Mitglied einer rivalisierenden Gang. Jede ethnische 
Minderheit hat in »Gangchester« ihre eigene Gang. Und man trifft sich gern zu 
Schießereien und Messerstechereien mit den weißen Gangs aus dem nahe gele-
genen Salford, die als besonders tapfer gelten.

Nottingham: Die Stadt liegt an der Rauschgiftroute zwischen London und 
Manchester. Vor allem unter den Rauschgiftbanden gibt es immer wieder ge-
walttätige Übergriffe. Zu den gefürchteten Gangs gehören Meadows Posse, St. 
Ann’s Crew und Radford Rod Posse. Danielle Becan (14) wurde von einer Kugel 
tödlich getroffen, als die Gang-Mitglieder Mark Kelly und Junior Andrews im 
Jahre 2004 einfach so in eine Menschenmenge feuerten.

Birmingham: In dieser Stadt ist der Rassenhass zwischen ethnischen Briten 
und islamischen Zuwanderern besonders ausgeprägt. Die weißen Gangs John-
son Crew und die Burger Bar Boys machen vor allem Jagd auf pakistanische 
Zuwanderer.

Cardiff: Die Soul Crew und die Canton Youth sind die beiden bekanntesten 
Teenager-Gangs der Stadt. Ihre Spezialitäten sind Vandalismus und Bedrohun-
gen.

Niederlande – Problemfall »Scheißmarokkanerchen«

Niederländische Journalisten müssen derzeit eine üble Erfahrung machen: Jene, 
die von ihnen über Jahre gefördert wurden, schlagen sie nun auf den Straßen 
zusammen. Wie überall in Europa, so existiert auch in den Niederlanden Presse-
freiheit. Die Journalisten könnten eigentlich frei über alles berichten. Mit einer 
Ausnahme: »Problembezirke« sind für sie inzwischen tabu. Nicht Regierung 
oder Polizei verbieten niederländischen oder ausländischen Journalisten die Be-
richterstattung; nein, es ist die ansässige Bevölkerung in den Problemgebieten. 
Zumeist sind jene, die das Verbot durchsetzen, zugewanderte marokkanische 
oder türkischstämmige Mitbürger. Sie wollen nicht befragt werden, weshalb 
sie niederländische Rentner ausrauben. Und sie wollen nicht dabei gefilmt wer-
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den, wie sie die Scheiben von Bussen und den Busfahrern auch gleich noch den 
Schädel einschlagen. Deshalb greifen sie Journalisten an. Die Berichterstatter 
der Medien sind in niederländischen Problembezirken inzwischen ebensolche 
Hassobjekte wie Polizisten. Das verwundert die niederländischen Journalisten. 
Dabei können sie von Glück reden, wenn sie nur ausgeraubt werden und nicht 
schwer verletzt im Krankenhaus landen. Sie halten solche Angriffe auf Journa-
listen für Einzelfälle? Nun, der niederländische Kriminologe Frank Bovenkerk 
hat 2009 Journalisten nach ihren Erfahrungen mit Zuwanderern befragt. 374 der 
Befragten berichteten ihm, in jüngster Zeit in Problemvierteln körperlich ange-
griffen worden zu sein.631

Europäische Journalisten lieben die aus dem islamischen Kulturkreis zugewan-
derten Mitbürger. Das hat einen einfachen Grund: Die Mehrheit der europäischen 
Journalisten verfügt über eine linke politische Gesinnung, und auch zugewan-
derte Mitbürger aus dem islamischen Kulturkreis wählen mehrheitlich links. In 
Dänemark etwa unterstützen rund 90 Prozent der Moslems linke Parteien.632 Vor 
diesem Hintergrund unterstützen linke europäische Journalisten und linke Poli-
tiker den Unterschichtenimport aus dem islamischen Kulturkreis nur zu gerne. 
Eigentlich sollten die Zuwanderer ihren Gesinnungsgenossen dafür dankbar sein 
– doch das Gegenteil ist der Fall. Unsere Mitbürger greifen Journalisten immer 
öfter überall in Europa an. Um Irritationen vorzubeugen: Das geschieht nicht 
nur in den Niederlanden. Nachfolgend einige Beispiele vom April 2009: Am 13. 
April griffen 15 junge Marokkaner in Utrecht, Niederlande, ein Fernsehteam an, 
das in der Innenstadt filmte.633 Am 19. April wurde ein VTM-Kamerateam in der 
europäischen Hauptstadt Brüssel von Mitbürgern angegriffen und geschlagen.634 
Am 24. April wurde der Fotograf Jens Hilner im schwedischen Malmö-Rosen-
garten bei seiner Arbeit von zugewanderten Mitbürgern zusammengeschlagen 
und ausgeraubt.635 Man nennt das alles politisch korrekt »kulturelle Bereiche-
rung«.

Der niederländische Journalistenverband NVJ hat im März 2009 ganz offen 
über die Lage im Land berichtet. Er fürchtet, dass es bald überhaupt keine Be-
richterstattung aus Problemgebieten in den Niederlanden mehr geben wird, weil 
diese Gebiete für Journalisten No-Go-Areas sind.636 Die Niederlande sind, auch 
wenn es niemand zugeben will, in Teilen eben längst Unruhegebiet. Und wir 
erfahren wenig darüber, weil es selbst für die einheimischen Berichterstatter 
zu gefährlich ist. Der aus Surinam stammende bekannte multikulturelle nieder-
ländische Journalist und Filmemacher Prem Radhaki-shum hat das Ende 2008 
am eigenen Leib erleben müssen. Er hatte es gewagt, die Raubüberfälle ma-
rokkanischer Jugendlicher öffentlich zu kritisieren, und die Zuwanderer in den 
Problemvierteln darum gebeten, ihr Verhalten ein wenig an die niederländische 
Zivilisation anzupassen. Morddrohungen und ständige Angriffe auf der Straße 
sind seither die Folge.637

Raub, Diebstahl und Vergewaltigungen – die Niederlande sind schon lange 
kein sicheres Land mehr. Beim Kriminalitäts-Ranking der gefährlichsten Län-
der der Europäischen Union rangieren die Niederlande inzwischen schon auf 
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Platz vier. Die Niederlande verdanken die Bestätigung dessen, was jeder Bürger 
täglich spürt, Politiker aber schamhaft zu verschweigen versuchen, dem For-
schungsprojekt European Crime and Safety Survey (EU ICS).638 Diesem Projekt 
zufolge haben 30 Prozent der Niederländer Angst und ein »Gefühl der Unsi-
cherheit«, wenn sie auf die Straße gehen. Die Zahlen steigen erheblich, wenn 
man statistisch betrachtet nicht den Landesdurchschnitt nimmt, sondern nur die 
Einwohner von Ballungsgebieten befragt. Dann haben mehr als zwei Drittel der 
Niederländer beim Verlassen der Wohnung inzwischen ein »ungutes Gefühl«.

Das ungute Gefühl ist offenkundig berechtigt. Immerhin hat Professor Louis 
Tavecchio, der an der Amsterdamer Universität Erziehungswissenschaften lehrt, 
den Niederländern im März 2009 öffentlich mitgeteilt, es gebe keine Mittel, um 
die Gewaltwelle immer jüngerer und immer brutalerer Täter aufzuhalten. Schon 
elf oder zwölf Jahre alte Kinder hätten als Kriminelle keine Skrupel mehr, Mes-
ser gegen Erwachsene einzusetzen. So wurden allein am ersten Samstag im März 
2009 nur in der Stadt Amsterdam insgesamt acht Polizisten von Jugendlichen 
bei verschiedenen, voneinander unabhängigen Vorfällen schwer verletzt.639 Be-
vorzugte Ziele von Überfällen und Angriffen sind neben Polizisten vor allem 
Busfahrer, Mitarbeiter von Feuerwehren und Rettungsdiensten, Fahrkartenkon-
trolleure und Behinderte. Doch fast jeder Niederländer hat inzwischen Angst 
vor den unglaublich brutalen Angriffen unserer Mitbürger. Und fast jeder vierte 
Niederländer befasst sich ernsthaft mit dem Gedanken, das Land für immer zu 
verlassen und auszuwandern. Es ist ein boomender Geschäftszweig, Niederlän-
dern bei der Suche nach einer neuen – sicheren – Heimat mit Rat und Hilfe zur 
Seite zu stehen. Dafür gibt es inzwischen sogar große Fachmessen im Lande.640 
Auch in Deutschland bildet sich gerade ein Fachverband von Auswanderungs-
beratern, der auf eine lukrative Zukunft hofft und im Sommer 2010 zum ersten 
Mal eine große Messe für angeblich Hunderttausende ausreisewillige Deutsche 
veranstalten will.

Es wird jedenfalls zunehmend gefährlich in den Niederlanden. Besonders deut-
lich wurde das am 30. April 2009 – dem »Königinnendag«. Da raste ein arbeits-
loser Mann mit seinem Auto in die Geburtstagsparade der Königin und tötete 
mehrere Menschen. Fünf Tage später – am 5. Mai 2009, den die Niederländer 
traditionell als Tag der Befreiung feiern – ereignete sich der nächste schlimme 
Vorfall: Bei den offiziellen Feierlichkeiten griffen Jugendliche in Rotterdam Po-
lizisten mit Steinen und Flaschen an. Die Polizisten mussten in die Luft schießen, 
um die Menschenmenge aufzulösen. Zum ersten Mal in der Geschichte des Lan-
des mussten die Feierlichkeiten am »Tag der Befreiung« wegen der Angriffe und 
Gewalttätigkeiten vorzeitig beendet werden.641

Seit dem Jahre 2004 warnt die australische Regierung wegen der Welle der 
Kriminalität ihre Staatsangehörigen offiziell vor Reisen in die Niederlande. 2005 
hat der deutsche Journalist Karsten Polke-Majewski ein Buch veröffentlicht, das 
einen bezeichnenden Titel trägt: Land in Angst – Kriminalität und innere Sicher-
heit in den Niederlanden.

Die Welle der Kriminalität verdanken die Niederländer vor allem ihren vielen 



250

Zuwanderern aus ehemaligen Kolonien und dem islamischen Kulturkreis. Da 
sich vor allem die Kinder dieser Zuwanderer nicht an zivilisatorische Regeln 
halten und lieber schwerstkriminelle Karrieren einschlagen wollen, hat das Land 
das Alter der Strafmündigkeit inzwischen auf zwölf Jahre gesenkt. Ein sozial-
demokratischer Politiker sprach in Amsterdam, als er die Mikrofone bei einer 
Veranstaltung abgeschaltet wähnte, in diesem Zusammenhang von den »Scheiß-
marokkanerchen« – gemeint waren kriminelle islamische Zuwanderer.642

In der Stadt Amsterdam leben 100 000 Jugendliche im Alter zwischen zwölf 
und 23 Jahren. Nur noch 38 Prozent von ihnen sind ethnische Niederländer.643 
In einigen Jahren schon werden aus diesen Jugendlichen Erwachsene geworden 
sein. In Städten wie Amsterdam werden Niederländer im eigenen Land dann 
nur noch als ethnische Minderheiten wohnen. 52 Prozent der Jugendlichen in 
Amsterdam sind heute schon Muslime. Sie kommen aus Ländern wie Marokko 
(15 Prozent), der Türkei (13 Prozent), die restlichen aus dem Irak, Afghanistan, 
Somalia und dem Libanon.

Die Marokkaner werden in den Niederlanden nicht wirklich geliebt. Dieser 
Umstand ist kaum zu übersehen. Allerdings haben sie auch einen bekannten Für-
sprecher. Der Mann heißt Paolo de Mas. Er ist »Sozialgeograf« und Marokko-
Fachmann. Dieser Mann erklärt den Niederländern, warum Marokkaner in den 
Niederlanden und in Deutschland einfach oftmals kriminell sein müssen: Sie 
haben angeblich keine anderen Verdienstmöglichkeiten. In Marokko werde bei-
spielsweise der Rauschgifthandel von der Regierung stillschweigend toleriert, 
und dann kämen die armen Marokkaner in die Niederlande und würden böswillig 
verfolgt. Weil sie kaum Chancen auf dem niederländischen Arbeitsmarkt hätten, 
würden sie sich halt in Deutschland und den Niederlanden als Rauschgifthändler 
betätigen. Das müsse man doch verstehen, oder? Paolo de Mas wirbt jedenfalls 
um Verständnis für kriminelle Marokkaner.644 Kriminalität – etwa Rauschgift-
handel – sei für Marokkaner in Europa einfach »überlebensnotwendig«.

Seit dem Mord an Theo van Gogh im Jahre 2004 ist es in den Niederlanden 
üblich und gewünscht, bei Straftätern in Medien und Politik auch die Herkunft 
und Zughörigkeit zu einer Bevölkerungsgruppe zu benennen. Im Gegensatz zu 
Deutschen müssen Niederländer das nicht schamhaft verschweigen. Allerdings 
ist die Bevölkerung in dieser Frage gespalten: Die eine Hälfte ist dafür, so wei-
terzumachen wie bisher – die andere Hälfte ist dagegen.

Dirk Schümer schrieb 2008 in der Frankfurter Allgemeinen über die neuen här-
teren Strafen für junge Kriminelle: »Wo Sozialarbeiter, Jugendzentren, massive 
Polizeipräsenz, Drogenprävention, islamische Gemeindearbeit oder Zusatzhilfe 
etlicher Jugendstiftungen immer noch nichts bewirken – und das scheint ernüch-
ternd häufig der Fall zu sein –, greift das Gesetz inzwischen härter durch als in 
Deutschland: Bei Delinquenten über sechzehn wird sehr häufig vom Erwachse-
nenstrafrecht Gebrauch gemacht, (...).645

In den Niederlanden sind derzeit 2500 Kinder zwischen zwölf und 18 Jahren 
in einem Gefängnis oder in einer Jugendeinrichtung inhaftiert.646 Die Erfahrung 
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zeigt: Die Hälfte von ihnen wird nach der Freilassung sofort wieder straffällig; 
innerhalb von fünf Jahren sind es sogar 80 Prozent. Die größte Problemgrup-
pe: junge Marokkaner. In den Niederlanden stehen jedes Jahr etwa 7000 Kinder 
als Wiederholungstäter vor Gericht. Die damit verbundenen Maßnahmen kosten 
Geld, Geld und nochmals Geld. Das alles funktioniert jedoch nur, wenn Geld 
in den Kassen ist. Mit dem weltweiten Finanzcrash allerdings kam eben auch 
in den Niederlanden die große Ebbe in den Kassen – auch bei der Polizei. Die 
teilte im Oktober 2008 offiziell mit, die Hälfte aller Polizeistationen des Landes 
sei »pleite««.647 Im Winter 2008/2009 war nach Angaben der Zeitung De Tele-
graaf in vielen Dienstgebäuden kein Geld mehr für die Heizung, neue Möbel 
oder Schreibpapier vorhanden – es war aber auch Schluss mit der Verfolgung 
von Straftätern. Jede einzelne finanzielle Ausgabe der Polizisten muss seither 
direkt beim Innenministerium beantragt werden, zumindest von jenen vielen Po-
lizeistationen, die völlig »pleite« sind. Im Dezember 2008 hatte man dann eine 
zündende Idee, wie die Polizisten trotz knapper Kassen weiterhin Tatverdächtige 
überführen könnten: Es gab allen Ernstes die Anweisung, Tatverdächtige mittels 
der Fotofunktion der privaten Mobiltelefone der Polizisten zu fotografieren und 
ihre Straftaten so für ein mögliches späteres Strafverfahren zu dokumentieren. 
Das soll dem Staat Geld sparen helfen.

Das war die eine Seite, die sich seit vielen Monaten abgezeichnet hatte und 
nunmehr Realität ist. Auf der anderen Seite explodierte die Zahl der kriminellen 
Jugendgruppen, weil es kaum noch Strafverfolgung gibt. Die Polizei teilte inzwi-
schen offiziell mit, es gebe in den Niederlanden 1800 Jugend-Gangs. Von diesen 
seien 350 kriminelle Vereinigungen, die mit Gewalt vorgingen.648 Allein in und 
um Amsterdam existierten 92 solcher Jugendbanden. Eine große Zahl der Mit-
glieder dieser Gangs seien junge Marokkaner – aber die kriminellen Gangs seien 
eigentlich zunehmend »multikulturell«. Die Polizei muss den Jugend-Gangs, die 
mit Rauschgift handeln, Menschen überfallen und ausrauben, in vielen Städten 
jetzt die Straßen überlassen – sie hat keine Chancen mehr gegen die vielen Grup-
pen. Polizisten sollten die Jugend-Gangs einfach in Ruhe lassen, sonst ergeht es 
ihnen wie jener Polizistin, die im Februar 2008 Streit zwischen Mitgliedern einer 
Jugendgruppe schlichten wollte. Kaum hatte sie das Wort ergriffen, da war der 
Streit zwischen den Jugendlichen vergessen. Nun ging es gemeinsam gegen die 
Polizistin. Und zwar mit Faustschlägen, Tritten gegen den Kopf und Oberkörper 
sowie mit Ohrfeigen. 35 Jugendliche, die alle an die gleiche Schule in der Stadt 
Almere gingen, prügelten immer wieder auf die Gesetzeshüterin ein. Was ge-
schah danach? Der Schulleiter erwog kurzfristig, die 35 Schüler von der Schule 
zu verweisen.649 Praktisch war es nicht durchzusetzen. So passierte schließlich 
– nichts.

Schon im November 2008 berichtete die niederländische Tageszeitung De Te-
legraaf unter der Überschrift »Marokkaan wil avondldok« über die Forderung 
des Bundesverbandes marokkanischstämmiger Niederländer (Samenwerkings-
verband van Marokkanen in Nederland, SMN), dieser wolle von der Regierung 
von 20 Uhr an bis in die Morgenstunden ein landesweites Ausgangsverbot für 
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alle Kinder unter neun Jahren durchsetzen lassen.650 Nur so könne der wachsen-
den Kriminalität unter jungen Marokkanern und der zunehmenden Angst und 
Unruhe im Land begegnet werden. Alle Eltern, die ihre Kinder von 20 Uhr an 
noch auf die Straßen ließen, müssten bestraft werden. Die Kinder lungerten sonst 
nur mit älteren Mitgliedern von Jugend-Gangs herum und würden so in einer 
kriminellen Umgebung aufwachsen, die ihre Zukunftschancen verschlechterten, 
sagte Fand Azarkan von der Vereinigung SMN. Zu viele marokkanische Eltern 
kümmerten sich nicht um ihre Kinder und vernachlässigten die Aufsichtspflicht. 
Daher müsse man »kreativ« an die Lösung der daraus resultierenden Probleme 
herangehen. Zuvor hatte die niederländische Statistikbehörde öffentlich mitge-
teilt, dass eine stets größer werdende Zahl junger Marokkaner immer früher kri-
minell werde. Der Vorschlag einer landesweiten unbefristeten Ausgangssperre 
für Kinder ist nun die Reaktion von SMN auf diesen erschütternden Bericht. In 
mehreren niederländischen Städten gibt es schon nächtliche Ausgangssperren für 
junge Marokkaner – SMN will diese nun landesweit auch auf alle jungen Nieder-
länder ausgedehnt sehen.

Einer der betroffenen Orte ist Ede. Cees van de Knaap gehört der Partei der 
niederländischen Christlichen Demokraten an. Der Mann ist Bürgermeister von 
Ede. Nach Apeldoorn ist die Gemeinde Ede (Gelderland) die größte Gemeinde 
der Niederlande. Ede war früher bei Touristen bekannt wegen der vielen Hügel-
gräber aus der Bronze- und Jungsteinzeit. Es selbst entstand im Frühmittelalter 
nach den Wanderungen germanischer Stämme als kleines Bauerndorf. In den 
vergangenen Jahrzehnten kamen andere Völker, die sich in Ede niedergelassen 
haben – vorwiegend Marokkaner. Sie haben in Ede-Veldhuizen (»Feldhausen«) 
eine islamische Parallelgesellschaft errichtet. In der Kriminalstatistik der Stadt 
nehmen junge Marokkaner die vordersten Ränge bei den schweren Straftaten 
ein: Raub, Überfälle, brutalste grundlose Prügeleien, Brandstiftungen, Landfrie-
densbruch und Vergewaltigungen. Immer mehr ethnische Niederländer haben in 
Ede Angst. Der Bürgermeister hat im Herbst 2008 reagiert. Seither gelten für 
die schlimmsten 90 jugendlichen Intensivstraftäter – die meisten von ihnen sind 
Marokkaner – unter bestimmten Voraussetzungen in Ede-Veldhuizen von abends 
22 Uhr bis morgens sieben Uhr nächtliche Ausgangssperren.651 In diesen Stun-
den dürfen nicht mehr als vier Personen gemeinsam auf die Straße gehen. Von 
den Ausgangssperren ausgenommen sind Jugendliche, die nachweislich drin-
gend zum Arzt oder zur Schule/Lehre müssen. Die Jugendlichen werden einmal 
verwarnt, wenn sie in der vorgenannten Zeit unberechtigt in der Öffentlichkeit 
angetroffen werden. Fallen sie ein zweites Mal auf und widersetzen sich der 
Ausgangssperre, dann werden sie erkennungsdienstlich – wie Straftäter – behan-
delt. Dem Bürgermeister blieb keine andere Wahl. Das einst beschauliche Ede-
Veldhuizen gehört heute zu den schlimmsten niederländischen Wohnsiedlungen. 
Ähnliche Ausgangssperren wie in Ede gibt es seit längerer Zeit auch schon in 
Utrecht.

Ende Oktober 2008 hatten die Bürgermeister von 23 bekannten niederländi-
schen Städten in einem offenen Brief an die Regierung endlich mehr Hilfe von 



253

dieser beim Kampf gegen den Terror vor allem marokkanischer Jugendlicher ge-
fordert. Zu den Städten, die den Appell unterzeichnet haben, gehören etwa: Ede, 
Gorinchem, Den Haag, Culemborg, Gouda, Utrecht, Eindhoven, Den Bosch, 
Nijmegen und Tilburg. Die Bürgermeister der vorgenannten Städte trafen den 
niederländischen Innenminister Guusje ter Horst (Arbeiterpartei) und drängten 
diesen in dem Gespräch auf ein sofortiges Eingreifen der Regierung.652 Sie for-
derten ein härteres Vorgehen der Regierung gegen marokkanische Kriminelle. 
Doch außer netten Worten hat das Gespräch aus der Sicht der Bürgermeister 
bislang nichts gebracht. Die Probleme verschärfen sich unterdessen weiter.

Eine der Städte, die unter dieser Entwicklung leidet, ist Utrecht. Utrecht ist 
eine beliebte Touristenstadt. Der Utrechter Dom, die zahlreichen Museen und 
Parks – sie alle laden zum Verweilen ein. Doch es gibt auch eine andere Seite 
der Stadt. Utrecht ist seit Jahren schon die offizielle Kriminalitätshauptstadt der 
Niederlande. Und auch die Entwicklungen in den anderen Städten lassen die 
Erinnerungen an Gouda-Käse, Museen und touristische Sehenswürdigkeiten ver-
blassen. Seit 2004 veröffentlicht die niederländische Polizei jährlich eine Liste 
mit den Namen der unsichersten Städte. Seit 2004 ist Utrecht die Stadt mit den 
meisten Straftaten. Im Jahre 2008 folgten auf den weiteren Plätzen Amsterdam, 
Eindhoven, Den Bosch und Rotterdam. Diebstahl, Betrug, Raub und Vandalis-
mus sind in diesen Städten nach Angaben der Polizei allgegenwärtig.

Wie die niederländische Zeitung Trouw in einem Artikel vom 7. November 
2008 berichtete (»Utrecht wederom onveiligste gemeente«653), steht die Stadt 
Den Haag nicht auf den vorderen Plätzen der kriminellsten Städte. Es sind nicht 
immer Mord und Totschlag, die die Niederländer verzweifeln lassen. In Den 
Haag haben – wie in jedem Jahr – auch im November 2008 junge Marokkaner 
niederländische Kinder bei einem christlichen Laternenumzug angegriffen. Die 
Zeitung De Telegraaf berichtete unter der Überschrift »Wanner houdt het op?« 
(»Wann hört das auf?«) über etwa 20 junge Marokkaner, die die Kinder atta-
ckiert und mit Eiern beworfen hätten.654 Dennoch habe die den vorweihnacht-
lichen Laternenumzug begleitende Polizei nur einen 15-Jährigen festgehalten. 
Am 11. November 2008 berichtete die Zeitung Trouw, die schlimmen Angriffe 
der jungen Marokkaner auf den Laternenumzug der Kinder würden nun auch bei 
einer Parlamentsdebatte thematisiert. In dem Zeitungsbericht wurden die Angrei-
fer »marokkanische Straßenterroristen« genannt.655

Man mag es kaum glauben: Wie in jedem Jahr, so gab es in den Niederlanden 
auch 2008 wieder landesweit Übergriffe junger Araber auf Sinter Claas – den 
niederländischen Nikolaus. Die jungen Zuwanderer sehen in dem aus ihrer Sicht 
»heidnischen« Brauch eine Bedrohung und eine »Beleidigung« ihrer religiösen 
Gefühle. Es ärgert sie, dass die christlichen niederländischen Kinder beim La-
ternenumzug kostenlos Trinkbecher mit heißer Schokolade und vom Nikolaus 
Laugengebäck geschenkt bekommen. Die jungen Araber könnten das natürlich 
auch bekommen, aber nur wenn sie sich in die niederländischen Bräuche integ-
rieren und mitmachen. Das wollen viele von ihnen nicht, denn im Laugengebäck 
könnten ja Spuren von Schweinegelatine sein. Aus diesem Grund greifen sie die 
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niederländischen Kinder an. Sie fordern, dass die Niederländer den heidnisch-
schweinischen Brauch mit diesem Sinter Claas abschaffen.

In jenen Wochen warf der Vorsitzende der niederländischen Christlichen De-
mokraten (CDA), Peter van Heeswijk, der inzwischen unter Druck zurückge-
tretenen Integrationsministerin Ella Vogelaar (Arbeiterpartei) vor, für die durch 
nicht-westliche Zuwanderer verursachten Probleme in den Großstädten (fehlen-
de Integration, Arbeitslosigkeit und Kriminalität) keine Lösungen zu haben.656 
Die Ministerin überlasse die niederländischen Ballungsgebiete sich selbst – und 
fördere damit die Entwicklung zum Bürgerkrieg. Wenige Tage später, am 14. No-
vember 2008, trat Ella Vogelaar unter dem wachsenden innenpolitischen Druck 
zurück.657 Die Zustände waren immer schlimmer geworden. In Arnheim legten 
beispielsweise an einem Freitag im November 2008 alle städtischen Busfahrer 
zeitgleich für eine Dreiviertelstunde die Arbeit nieder und streikten.658 Sie woll-
ten nicht etwa höhere Löhne. Nein, sie protestieren damit gegen zunehmende 
Angriffe Jugendlicher, die bei ihren Bussen die Scheiben einwerfen, die Fahrer 
grundlos verprügeln und brennende Barrikaden errichten. Die schlimmsten Zu-
stände herrschen im Arnheimer Stadtteil Presikhaaf. Dort wurden im Oktober 
2008 gleich mehrere Busse attackiert und zerstört.

Die Angriffe auf Busfahrer sind inzwischen europaweit zu einem »Hobby« 
junger Mitbürger geworden. In Frankfurt/Main659 kennt man sie ebenso wie in 
Berlin (»Aggressionen gegen Busfahrer nehmen kein Ende«660) oder im beschau-
lichen schwedischen Malmö bzw. Södertälje661, wo die Busfahrer sich weigern, 
überhaupt noch in bestimmte Stadtteile zu fahren.

In der Vorweihnachtszeit 2008 steckten zugewanderte Mitbürger in den Nieder-
landen aus reinem Christenhass auch wieder Kirchen an. Man stelle sich einmal 
vor, niederländische Rechtsextremisten würden eine Moschee in Brand setzen. 
Alle Nachrichtensendungen würden wohl groß über diese fremdenfeindliche Tat 
berichten. Im November 2008 setzten mehrere Marokkaner eine evangelische 
Kirche in Brand – und die Medienvertreter schauten aus Gründen der politischen 
Korrektheit vereint weg. Passiert ist das beispielsweise in der Stadt Gouda.

Gouda ist eine in der Provinz Südholland gelegene Stadt mit 70 000 Einwoh-
nern. Der berühmte Gouda-Käse wird nicht in der Stadt, sondern auf Bauern-
höfen in der Umgebung hergestellt. Gouda ist seit einigen Jahren nicht nur für 
Käse, sondern auch für die Inländerfeindlichkeit zugewanderter Marokkaner 
bekannt. Die vielen kriminellen jungen Marokkaner sind landesweit ein drü-
ckendes Problem. Im November 2008 zündeten junge Marokkaner im Alter von 
14 und 15 Jahren die reformierte Kirche Vaste Burcht an.662 Sie schleuderten 
einen Molotow-Cocktail auf die Tür der Kirche, die dadurch Feuer fing.663 Ein 
Sprecher der Kirche teilte anschließend mit, dass es schon häufiger Übergriffe 
auf die christliche Kirche gegeben habe – bislang seien dabei aber immer nur 
die Scheiben eingeworfen worden. Mit dem Brandanschlag habe die Welle der 
Gewalt auf christliche Kirchen in den Niederlanden eine neue Qualität erreicht. 
Nach einer Nacht im Polizeigewahrsam wurden die marokkanischen Jugendli-
chen ihren Eltern übergeben und ermahnt, das nicht noch einmal zu tun. Wie 
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würde man wohl mit ethnischen Niederländern verfahren, die mit einem Mo-
lotow-Cocktail eine Moschee in Brand gesetzt hätten? Gäbe es dann auch eine 
liebevolle Ermahnung, das doch bitte nicht noch einmal zu machen? Oder sind 
brennende Kirchen vielleicht nur eine neue Art einer künftigen multikulturellen 
Weihnachtsbeleuchtung?

Doch es trifft nicht nur Christen; auch Juden sind im Visier der vielen jungen 
muslimischen Kriminellen. Und die Polizei ist überfordert, ein Beispiel: In Ams-
terdam hatten marokkanische Jugendliche im Oktober 2008 einen Juden, der mit 
einer Kippa spazieren ging, brutal zusammengeschlagen. Es war eindeutig ein 
rassistischer Übergriff der Marokkaner. Der Jude ging sofort zur Amsterdamer 
Polizei und wollte, dass die Straftäter zur Rechenschaft gezogen würden. Doch 
die Polizei schickte ihn weg – man hat keine Zeit für solche Vorfälle, es gibt ein-
fach zu viele Übergriffe auf Juden in Amsterdam.664 Kurz darauf entschuldigte 
sich die Polizei offiziell für ihr Verhalten, denn der Jude schwieg nicht, sondern 
wandte sich an große jüdische Verbände. Mit deren Unterstützung wurde dann 
doch noch ein Ermittlungsverfahren eingeleitet. Amsterdam gibt es heute in den 
Niederlanden überall. Die Jagd auf Juden scheint bei einem Teil der europäi-
schen Bevölkerung leider wieder in Mode zu kommen.

Selbst bekannte niederländische Politiker marschieren heute auf niederländi-
schen Straßen mit Arabern, während diese bei Demonstrationen lautstark »Ju-
den, Juden – ab ins Gas« brüllen. Ja, niederländische Sozialisten nahmen etwa 
am 3. Januar 2009 an einer Demonstration teil, bei der öffentlich zur »Vergasung 
von Juden« aufgerufen wurde. Mehr noch: Sie marschierten in der ersten Reihe, 
riefen selbst zum Terror auf, während hinter ihnen fanatische Araber brüllten: 
»Juden, Juden – ab ins Gas«. Die Amsterdamer Demonstration wurde unter an-
derem von der (auch in Deutschland aktiven) Türkengruppe Milli Görüs und 
von dem 1962 geborenen sozialistischen niederländischen Politiker Harry van 
Bommel (SP) sowie von der »Friedensaktivistin« Greta Duisenberg angeführt. 
Während van Bommel brüllte: »Intifada, Intifada – befreit Palästina«, riefen Ara-
ber hinter ihm in Sprechchören zur Judenvergasung auf. Wer nicht glauben mag, 
dass angesehene niederländische Politiker, ohne eine Miene zu verziehen, bei 
diesem Aufruf zum Völkermord mitmarschieren, der möge sich im Internet einen 
Mitschnitt der Demonstration anschauen – hinter Harry van Bommel grölen die 
Menschen »Joden aan het Gas«.665

Nur am Rande sei hier erwähnt, dass Mitbürger zum Jahreswechsel 2008/2009 
überall in Europa Jagd auf Juden machten. In Odense, Dänemark, schoss ein 
Araber auf Juden, die in einem Einkaufszentrum Waren vom Toten Meer ver-
kauften.666 Das Attentat ereignete sich in Odese-Rosengårdscentret, der Muslim-
Hochburg von Odense. Mehrere junge Araber hatten die Juden zunächst belei-
digt. Anschließend zog ein 27 Jahre alter Araber eine Pistole und schoss auf die 
Juden. Der 27 Jahre alte Araber wurde festgenommen.667 Deutsche Journalisten 
verschwiegen nicht nur diesen Mordanschlag unserer Mitbürger, sondern auch 
die antisemitischen Hetzjagden der vorhergegangenen Tage in der belgischen 
Stadt Antwerpen. In Antwerpen-Diamantwijk (Diamantenzentrum), Antwerpen-
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Borgerhout und Antwerpen-Turnhoutsebaan musste die Polizei zum Jahres-
wechsel 2008/2009 mit starken Kräften Schutzwälle um die Häuser von Juden 
errichten, weil etwa 300 randalierende Araber hasserfüllt durch die Stadt zo-
gen. Sie führten die in Belgien verbotene Flagge der islamischen Terrorgruppe 
Hamas mit sich und versuchten immer wieder, durch die Polizeiabsperrungen 
in jüdische Wohngebiete einzudringen. Die Araber griffen Polizisten und Busse 
an, zerstörten geparkte Fahrzeuge und bekundeten in Sprechchören, der Islam 
bedeute »Friede«. Die Demonstranten wurden immer gewalttätiger, als die Poli-
zeikräfte ihnen den Zugang zu den jüdischen Wohngebieten versperrten.668 Nach 
Angaben von Michael Freilich von der jüdischen Monatszeitung Joods Actueel 
hatten Juden inzwischen in Antwerpen einen SMS-Service eingerichtet, der den 
Familien mitteilt, in welchen Straßenzügen Gefahren auf sie lauern.669 Die Über-
schrift über einem der Artikel lautet »Juden dürfen in Antwerpen nicht mehr auf 
die Straßen gehen«.670 (Im Original: »Joden durven niet meer op straat komen 
in Antwerpen.« Das verstehen wohl auch all jene, die ansonsten nicht nieder-
ländisch sprechen.) Auch in Großbritannien machten junge Muslime zum Jah-
reswechsel 2008/2009 Jagd auf Juden. Darüber berichtete der britische Jewish 
Chronicle. Ihren Angaben zufolge suchten die jungen Männer in Gruppen gezielt 
nach jüdischen koscheren Restaurants und nach jüdischen Geschäften, wurden 
aber überall von den dort anwesenden Personen hinausgeworfen.671 In der bel-
gischen Stadt Charleroi warfen junge Muslime sogar einen Brandsatz auf eine 
Synagoge.672 Und in der europäischen Hauptstadt Brüssel zogen etwa 1000 junge 
Muslime auf den Platz der Märtyrer und forderten dort, den Staat Israel und die 
Juden »zu vernichten«. Die Polizei ließ sie gewähren. Wie schon erwähnt, sind 
in Brüssel 57 Prozent der Neugeborenen Muslime, 33 Prozent der Einwohner der 
europäischen Hauptstadt sind ebenfalls Muslime. Brüssel wird nach Angaben 
der belgischen Universität Leuven in wenigen Jahren eine islamische Stadt sein.

Junge marokkanische Mitbürger sind überall in den Niederlanden zu einer in-
neren Gefahr und zu einer tickenden Zeitbombe geworden. So sehen es jeden-
falls viele Bürgermeister. Junge Marokkaner greifen Feuerwehrleute, Sanitäter 
und Polizisten ohne Vorwarnung an, wenn diese in »ihre« Stadtviertel kommen. 
In den Niederlanden kennt man das alles – früher nur in den größeren Städten, 
etwa in Amsterdam-Slotervaart, inzwischen auch auf dem Land. So berichteten 
niederländische Medien etwa im Oktober 2008 auch über junge muslimische 
Mitbürger marokkanischen Ursprungs, die in einer eher ländlichen Region der 
Niederlande, der südniederländischen Stadt Gorinchem (auch Gorkum genannt), 
Polizei und Feuerwehrleute in Atem halten. Seit August legten sie acht Brände 
– und immer, wenn die Feuerwehr kommt, wird diese angegriffen.673 Wie vor 
allem in Schweden (etwa Malmö und Södertälje) schon seit längerer Zeit üblich, 
rückt seit Oktober 2008 nun auch die Feuerwehr im niederländischen Gorinchem 
in marokkanische Wohngebiete nur noch aus, wenn die Polizei mitfährt und sie 
während ihres Einsatzes vor den Mitbürgern schützt.

Die niederländischen Politiker nahmen die Entwicklung lange Zeit erstaunt 
zur Kenntnis. Aber man spricht neuerdings ganz offen und direkt über die nicht 
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zu übersehenden Probleme. Hans Spekman, ein Abgeordneter der niederländi-
schen Sozialisten (PvdA), fordert ein hartes Durchgreifen gegenüber jungen ma-
rokkanischen Straftätern.674 Der Mann wünscht sich, dass diese nach schweren 
Straftaten keinesfalls mehr ins Gefängnis gesteckt werden, da dieses wie eine 
Auszeichnung in den Reihen der jungen Mitbürger sei. Stattdessen solle man die 
jungen Kriminellen vor den Augen ihrer Freunde öffentlich ausschimpfen und 
sie in ihrem Wohnviertel in Häftlingskleidung Sozialarbeit leisten lassen. Das 
bringe Schande über sie und führe vielleicht zu einem Umdenken, vielleicht. Das 
alles fordert nicht etwa der bei Wahlen unglaublich erfolgreiche niederländische 
Rechtspopulist Geert Wilders, sondern einer der bekanntesten Sozialisten des 
Landes.

In den Niederlanden geht die Angst um – die Angst davor, dass immer neue 
Übergriffe einer ethnischen Minderheit Rechtspopulisten wie Geert Wilders bei 
der nächsten Wahl zu noch mehr Stimmengewinnen verhelfen. Die Entwicklung 
ist überall in Europa identisch. Deutsche Medien weigern sich jedoch beharrlich, 
über diese Zusammenhänge zu berichten.

Natürlich haben diese hier geschilderten Entwicklungen Folgen, die in ganz 
praktischen Fragen münden: Wo sollte man in den Niederlanden künftig keinen 
Cent mehr investieren? Wo wird es Unruhen und Revolten geben? Und wo wird 
die Kriminalität jegliche Bekämpfungsversuche zunichte machen? Wo werden 
Gangs künftig das Sagen haben? Die niederländische Regierung möchte das na-
türlich gern selbst wissen. Sie hat sich deshalb eine Liste mit diesen »Problem-
bezirken« erarbeiten lassen. Die ist allerdings geheim. Besser gesagt – sie war 
geheim. Bis zum Februar 2009. Da hat der Sender RTL die Liste zum Ärger der 
niederländischen Regierung mitsamt allen Details veröffentlicht. Für die Politi-
ker war es ein GAU. Denn überall dort, wo man seit mehr als einem Jahrzehnt 
Milliarden investierte, um Kriminalität abzuwenden und soziale Gleichheit her-
zustellen, da hatte sich alles nur noch weiter verschlimmert. So gibt es denn 83 
Bezirke, in denen man keinen Pfifferling mehr investieren sollte. Es sind Bezir-
ke, die man meiden muss wie die Pest. In ihnen kocht die Unruhe genauso wie in 
jenen Gebieten, die in Deutschland bei der Bundesregierung im »Atlas der Wut« 
aufgelistet sind.

Der absolut schlimmste Bereich ist das Viertel Kolenkitbuurt in Amsterdam-
West.675 90 Prozent der Einwohner sind in dem Stadtteil Marokkaner und Türken. 
49 Prozent von ihnen leben von Sozialhilfe. Natürlich sagt das niemand so offen. 
Im Gegenteil. Ausländische Besucher bekommen Kolenkitbuurt als »multikultu-
rellen Stadtteil« mit angeblich »ungeheurem Entwicklungspotenzial« präsentiert. 
Kolenkitbuurt – das ist jener Teil der Niederlande, in dem selbst die Rauschgift-
süchtigen um Erbarmen flehen und wegwollen. Zeitgleich bezeichnet die Politik 
diesen Ort als eine Wohnsiedlung, die in »den nächsten Jahren in eine leben-
dige multikulturelle Stadt mit vielen Gärten« verwandelt werden soll. Die von 
Stadtplanern und Architekten entworfenen Bilder dieser neuen Traumstadt sind 
wahrlich beeindruckend. Da spielen gut gekleidete Kinder neben blank polierten 
Mittelklassefahrzeugen inmitten blühender Gärten und vieler glücklicher Men-
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schen. Nirgendwo liegt Abfall herum. Im Internet kann man sich diese traumhaf-
ten Bilder anschauen.676 Wer die Realität in diesem Stadtviertel kennt, der fühlt 
sich allerdings auf den Arm genommen. Denn das ist so, als verspreche man 
den Einwohnern im heruntergekommenen afghanischen Kabul-Ost, sie würden 
binnen zwölf Monaten alle in Fünf-Sterne-Hotels leben. Man tut in Amsterdam-
Kolenkitbuurt jetzt das, was man überall in Europa macht, wenn es in einer Stadt 
viele Negativschlagzeilen gibt: Man pumpt Geld hinein und glaubt, die Probleme 
so lösen zu können.677 Das Amsterdamer Gesangsduo Robbie und Pat glaubt, die 
Probleme von Kolenkitbuurt revolutionär anders zu bewältigen. Nachdem die 
Einwohner des Stadtteils empört darüber waren, dass sie durch die öffentliche 
Nennung des Verfalls in ihrem Stadtteil »stigmatisiert« würden, haben die beiden 
ein Lied über Kolenkitbuurt geschrieben, das man im Internet findet.678

Gebaut wurde das Viertel Ende der 1940er-Jahre. Seit dem Jahre 2003 existiert 
der Kolenkitbuurt-Städtebauerneuerungsplan. Firmen wie Urhahn Urban De-
sign haben sich redlich darum bemüht, in Bezug auf die Katastrophe, die dieses 
Wohnviertel darstellt, Abhilfe zu schaffen.679 Geändert hat sich seither wenig. In 
einigen Vierteln begannen Anfang 2008 die Abbrucharbeiten für einige Neubau-
ten. Doch egal, wie viele der Wohnungen und Häuser man renovieren wird – die 
Einwohner bleiben. Und das sind nun einmal Türken und Marokkaner, die nicht 
Niederländisch sprechen, sich nicht integrieren und nach anderen zivilisatori-
schen Standards leben wollen.680 Auf der Paulus-Schule (der niederländischen 
Schule mit den schlechtesten Schülern) etwa findet man beinahe nur marokka-
nisch- und türkischstämmige Kinder, von denen fast jedes polizeibekannt ist.

Politiker sehen das alles ganz gelassen. Hauptsache, einige schöne neue Parks 
und ein paar restaurierte Wohnungen und Häuser – dann vergisst die Öffentlich-
keit sicher schnell, dass es Kolenkitbuurt und all die Probleme überhaupt gibt. 
Journalisten sollten daher lieber alles so glauben, wie es von Politikern berichtet 
wird, und besser nicht selbst vor Ort recherchieren. Der Sender AT5 hatte aller-
dings auf diesen Rat nicht hören wollen und war am 13. Februar 2009 mit einer 
Kamera in den Stadtteil gezogen. Kaum sahen die Jugendliche die Reporter, da 
wurden Letztere überfallen und ausgeraubt – die Fernsehkamera nahmen die Tä-
ter auch gleich mit. Mehr noch: Sie bedrohten die Reporter mit dem Tode. Im 
Internet kann man den ATS-Bericht zu diesem Vorfall in voller Länge begutach-
ten.681 Inzwischen ist die Lage dort so schlimm, dass die zumeist aus dem islami-
schen Kulturkreis stammenden Einwohner eigene Sicherheitspatrouillen haben, 
die völlig unabhängig von der niederländischen Polizei zumindest tagsüber für 
ein wenig Ordnung und Sicherheit sorgen sollen.

Jolly Schurings ist der Polizeichef im Admiraal-de-Ruijter-Weg in Kolenkitbu-
urt. Er sagt: »Zerstörungen, die Einschüchterung der Anwohner durch die vielen 
Jugend-Gangs, Drohungen, die Belästigung von Nachbarn und die verbreitete 
häusliche Gewalt – das sind Probleme, die werden wir irgendwann meistern.«682 
So ähnlich lauten auch die Versprechen für die anderen 83 Wohnbezirke der Nie-
derlande, die auf der Rangfolge des Verfalls ganz oben stehen.

Nach Amsterdam-Kolenkitbuurt folgt auf Platz zwei der Rotterdamer Bezirk 
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Pendrecht (zwei Drittel der 12 000 Menschen des Stadtviertels leben in Sozi-
alwohnungen; Jugendkriminalität, Arbeitslosigkeit, Rauschgiftsucht und Ver-
fall sind nicht mehr aufzuhalten). Dann folgen der Rotterdamer Stadtteil Oude 
Noorden (90 Prozent Sozialwohnungen, von den restlichen privaten Wohnun-
gen sind viele einfach von Zuwanderern besetzt worden, 20 Prozent der Kinder 
gehen nicht zur Schule) und der Rotterdamer Stadtteil Bloemhof (Marokkaner, 
Türken, Surinamesen; jeder vierte Einwohner ist hier rauschgiftabhängig, jede 
zweite Wohnung ist überbesetzt; hohe Kriminalität). Von einfachen Dingen wie 
Lärm und Geruchsbelästigungen über soziale Probleme bis hin zur Krimina-
lität sind das die Viertel, in denen selbst die niederländische Regierung nicht 
mehr die geringste Zukunft sieht. Auf Platz fünf liegt Utrecht-Ondiep (fast nur 
ethnische Niederländer, kleine Häuser, meist erbaut um 1915, Problemfamilien 
aus der untersten sozialen Schicht, hohe Jugendkriminalität), Platz sechs nimmt 
Deventer-Rivierenwijk ein (50 Prozent Zuwanderer, die meisten sind Türken – 
70 Prozent von ihnen arbeitslos; 66 Prozent der Einwohner leben in Sozialwoh-
nungen; 27 Prozent sind übergewichtig). Rotterdam-Spangen steht auf Platz sie-
ben (starke Spannungen zwischen Einwanderern und ethnischen Niederländern, 
vor allem unter Jugendlichen), gefolgt von Oude Westen in Rotterdam (sozialer 
Wohnungsbau, 17 Prozent Arbeitslose, immer mehr Bildungsverweigerer un-
ter Jugendlichen, viele Jugendgangs; 27 Prozent der Einwohner sind ethnische 
Niederländer, aus Surinam kommen 15 Prozent, aus der Türken 14 Prozent, aus 
Marokko 13 Prozent, von den Kapverden sieben Prozent und von den Antillen 
drei Prozent; »multikulturelles« Kriminalitätsviertel), Heechterp/Schieringen in 
Leeuwarden (der ärmste Bezirk der Niederlande, 88 Prozent leben in Sozial-
wohnungen, 21 Prozent Arbeitslosigkeit, 40 Prozent Einwanderer – vor allem 
Marokkaner, hohe Kriminalität, viele Bedrohungen und Nachbarschaftsstreitig-
keiten, häusliche Gewalt weit verbreitet) und Noord-Oost in Maastricht (viele 
ethnische Minderheiten, fünf Jugendgangs haben hier die Macht in den Bezir-
ken Limmel/Nazareth und Wittevrouwenveld/Wyckerpoort übernommen, hohe 
Arbeitslosigkeit, viele Schulabbrecher, Kriminalität).683 Auf den Plätzen elf bis 
20 folgen dann: Rotterdam-Tussendjiken (Türken- und Marokkanerviertel), Nij-
megen-Hatert (76 Prozent Sozialwohnungen), Rotterdam-Hillesluis (80 Prozent 
Migranten), Woensel-West in Eindhoven (35 Prozent Einwanderer – vor allem 
Türken), Overtoomse-Veld in Amsterdam (ein Stadtteil von Amsterdam-Sloter-
vaart; fast 70 Prozent Migranten, 50 Prozent leben von Sozialhilfe, 40 Prozent 
der Einwohner werden jedes Jahr Opfer von Gewalttaten, Diebstahl oder Ein-
brüchen; Kriminalitätsrate steigt weiter steil an), Utrecht-Kanaleineiland (»mul-
tikulturelles« Viertel, ein Drittel der Bevölkerung ist jünger als 17 Jahre, 66 Pro-
zent aller Einwohner sind Migranten; die meisten Einwohner sind Marokkaner, 
40 Prozent haben keine berufliche Qualifikation, 98 Prozent der Grundschüler 
sind Zuwandererkinder; Jugendkriminalität der Gangs ist das größte Problem, 60 
Prozent der Einwohner leben in ständiger Angst vor Gewalttaten), Schilderswijk 
in Den Haag (85 Prozent Migranten, 76 Prozent Sozialwohnungen, hier woh-
nen vorwiegend Menschen ohne jegliche Perspektive), Zaanstad-Poelenburg (60 
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Prozent Migranten – die meisten türkischer Herkunft, hohe private Pro-Kopf-
Verschuldung), Rotterdam-Tarwewijk (das Viertel der illegalen Einwanderer), 
Morgenstond in Den Haag (gehört zum Problemstadtteil Haag-Südwest, wo die 
Gebildeten wegziehen und nur noch jene ohne Perspektiven zurückbleiben).684

Schlimm ist es nicht nur in den vorgenannten Problembezirken – schlimm ist 
es auch in den angrenzenden Stadtteilen, denn die Probleme der vorgenannten 
Stadtteile schwappen auch in die Umgebung über. Das ist der Grund dafür, dass 
im März 2008 70 Prozent der Einwohner von Wohngebieten, die an vorgenannte 
Problembezirke grenzen, in einer Umfrage äußerten, auch ihr Wohngebiet gehe 
»wegen der Problembezirke vor die Hunde«.685

Seit dem Jahre 2000 ist die Kriminalität in den Niederlanden höher als in den 
Vereinigten Staaten. Das ging aus einer Verbrechensanalyse der niederländischen 
Justiz hervor. Danach gab es im Jahr 2000 bezogen auf 1000 Einwohner mehr 
Straftaten im Land zwischen Groningen und Maastricht als in den Vereinigten 
Staaten. Die niederländischen Metropolen Amsterdam und Rotterdam halten 
bei der Zahl der Morde je 1000 Einwohner nicht nur mit amerikanischen Groß-
städten mit – sie lassen auch alle anderen europäischen Hauptstädte hinter sich. 
Einer der Gründe dafür sind die vielen Hinrichtungen im Drogenmilieu. Neben 
Rotterdam und Amsterdam sind die unsichersten Gegenden die Randstad (das 
Viereck Amsterdam, Utrecht, Rotterdam, Den Haag) und der Süden Limburgs 
(Maastricht und Heerlen). Am sichersten sind die Niederländer in der Provinz 
Zeeland und in der Grenzregion Twente.

Nun wollen die Niederländer natürlich wissen, wo die meisten Verbrechen pas-
sieren und wo es im Land sicher zugeht. Da die Politik außer warmen Worten 
aber mal wieder keine brauchbaren Statistiken liefert, helfen niederländische 
Tageszeitungen mit Listen, die dann im Allgemeinen im ganzen Land für regen 
Gesprächsstoff sorgen. So hat das Algemeen Dagblad einen »Misdaameter« ins 
Internet gestellt, der regelmäßig aktualisiert wird.686 Jeder Internetnutzer kann 
dort per Mausklick für die einzelnen Gemeinden und Ortsteile die Häufigkeit 
bestimmter krimineller Delikte abrufen. Es gibt zudem eine Rangliste der nieder-
ländischen Städte mit den meisten schlimmen Kriminalfällen. Nachfolgend die 
ersten 20 Städte auf dieser Liste des Algemeen Dagblad687: Eindhoven, Rotter-
dam, Roermond, Arnhem, Tilburg, Hertogenbosch, Nijmegen, Utrecht, Amster-
dam, Breda, Venlo, Groningen, Maastricht, Heerlen, Alkmaar, Hoorn, Schiedam, 
Gravenhage, Dordrecht und Helmond.

Eindhoven hat also Rotterdam inzwischen zumindest beim Algemeen Dagblad 
als kriminellste Stadt der Niederlande abgelöst. Die wahre Hochburg der Kri-
minalität in den Niederlanden aber ist die alte Bischofsstadt Roermond, die auf 
Platz drei der Liste rangiert. Roermond stieg von Platz acht im Jahre 2004 auf 
Platz vier im Jahre 2005 und hat es nun unter die ersten drei geschafft. Wenn man 
bedenkt, dass Roermond nur 34 000 Einwohner hat, ist das eine sehr bemerkens-
werte Leistung.

Schon vor mehr als einem Jahrzehnt hatten die großen politischen Parteien des 
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Landes die Idee, Arbeitslager für kriminelle Jugendliche einzurichten – passiert 
aber ist nichts. Nur die Zahl der Straftaten steigt und steigt. Jugendliche Straf-
täter im Alter zwischen 14 und 18 Jahren sollten nach Vorschlägen von Politi-
kern schon seit 1998 in Arbeits- und Erziehungslager eingewiesen werden. Dort 
wollte man ihnen mit harter Hand Ordnung und Gesetzesdisziplin beibringen. 
Es war der sozialdemokratische Regierungschef Wim Kok, der 1998 öffentlich 
äußerte, die Idee, Arbeitslager (auf niederländisch »Kampementen«) für krimi-
nelle Jugendliche einzurichten, sei »zu Unrecht in Vergessenheit geraten«. Man 
müsse endlich wieder Arbeitslager einführen. Kok wörtlich: »Das könnte für die 
Jugendlichen ein Anreiz sein, ihr Verhalten zu ändern, und ihnen eine Chance ge-
ben, sich wieder in die Gesellschaft zu integrieren.« Auch sein Amtsvorgänger, 
der Christdemokrat Ruud Lubbers, wollte »Kampementen« – also Arbeitslager 
– für Jugendliche, vor allem für ausländische Jugendliche.688 Die Niederlande 
hatten schon damals mit einer steigenden Kriminalitätsrate von aus den Nieder-
ländischen Antillen in der Karibik, aus Marokko oder anderen nichteuropäischen 
Ländern zugewanderten Jugendlichen zu kämpfen. Diese »allochtonen« Jugend-
lichen, wie sie in den Niederlanden genannt werden, machen den höchsten Anteil 
an der Jugendkriminalität aus.

Wie überall in Europa, so begrüßen unsere zugewanderten Mitbürger aus dem 
islamischen Kulturkreis Polizisten, Rettungssanitäter und Feuerwehrleute auch in 
den Niederlanden in der ihnen eigenen kulturellen Herzlichkeit immer öfter mit 
eine geballten Ladung von Steinwürfen. In der niederländischen Stadt Gouda hat 
man wegen der vielen Übergriffe – wie wir gesehen haben – Ausgangssperren für 
junge Marokkaner beschlossen. Geändert hat sich jedoch nichts. Seit Mai 2009 
hat man einen völlig neuen revolutionären Weg gefunden, um die Kulturen doch 
noch zu befrieden: Steinwürfe auf Polizisten werden von der Polizei in Gouda 
nun nicht mehr als Delikt verfolgt, weil es einfach zu viele solcher Angriffe auf 
Polizisten gibt. Die Polizei hat offiziell mitgeteilt, dass man in der Stadt Gouda 
von jedem jugendlichen Steinwerfer nun nur noch 90 Euro Schmerzensgeld kas-
sieren werde – falls der Täter zahlungsfähig sei. Für 90 Euro darf man in Gouda 
Polizisten jetzt also als Crash-Test-Dummies mit Steinen bewerfen.689 Und weil 
die Niederlande finanziell gesehen pleite sind, hat Innenministerin Guusje Ter 
Horst (Arbeiterpartei) zeitgleich angekündigt, dass die Zahl der Einstellungen 
von Polizisten halbiert werde. Nur noch jede zweite frei werdende Stelle werde 
ersetzt.690 Die Niederländer sollen also, was die Kriminalität in ihrem Lande be-
trifft, künftig einfach öfter mal großzügig wegschauen.

Dänemark: Krig i København – der Krieg in Kopenhagen

Im Jahre 1603 erschien Shakespeares Tragödie Hamlet, Prinz von Dänemark, die 
in Dänemark spielt. Eines der bekanntesten Zitate aus dieser tragischen Komödie 
lautet: »Etwas ist faul im Staate Dänemark« (»Something is rotten in the state 
of Denmark«). 400 Jahre nach Shakespeare sind Teile der dänischen Hauptstadt 
Kopenhagen nun offiziell Unruhegebiet. Und nicht nur Dänen fragen sich, was 



262

da eigentlich in ihrem Staat fault und immer mehr zum Himmel stinkt.
Kopenhagen avanciert zum Unruhegebiet. Mehr als 60 Mal hat es allein zwi-

schen Anfang Januar und Ende Februar 2009 am helllichten Tage Schießereien 
in der dänischen Hauptstadt gegeben. Seit Frühjahr 2009 gibt es Reisewarnungen 
für Teile der dänischen Hauptstadt.691 Gleichzeitig gehen die Blutreserven für 
Transfusionen in den Krankenhäusern Kopenhagens zur Neige.692 Seit Septem-
ber 2008 spricht die dänische Zeitung Copenhagen Post vor dem Hintergrund 
der immer schlimmer werdenden Bandenkämpfe in der Hauptstadt von einem 
»Kriegsgebiet«.693 Die dänische Hauptstadt ähnele immer mehr den schlimmsten 
amerikanischen Gettos. Längst schon bestimmen gewalttätige junge Zuwander-
erbanden in vielen Teilen Kopenhagens, wer dort das Sagen hat. Und die Polizei 
ist hilflos.694 Vor allem das Kopenhagener Einwandererviertel Nørrebro, in dem 
Mitbürger aus islamischen Staaten leben, gleicht häufig einem multikulturellen 
Gefechtsfeld. Die Schulen und Kindergärten fordern ihre Zöglinge inzwischen 
öffentlich dazu auf, auf dem Weg zu Schule und Kindergarten den vielen Schie-
ßereien in Nørrebro auszuweichen.695

Querschläger können in Kopenhagen inzwischen jeden treffen. So wie den 25 
Jahre alten Mustafa. Er starb am 27. Februar 2009 an den Folgen eines Quer-
schlägers, der ihn auf einem Parkplatz nahe der Grünfläche des Mjølnerparken, 
eines Kopenhagener Stadtparks, getroffen hatte. Mustafas Familie war 1999 
aus dem Irak nach Dänemark gekommen. Seine Mutter Sukhna Taha Karim ist 
einfach nur entsetzt und sagte der Zeitung Jyllands-Posten, ihr Sohn habe die 
kriegerische Zeit im Irak unter Saddam Hussein ohne Schäden überlebt.696 Nur 
im angeblich so sicheren Dänemark, da könne man heute in bestimmten Städten 
nicht einmal mehr zur Arbeit fahren, ohne beschossen zu werden.

Im multikulturellen Stadtteil Nørrebro haben sich die vielen Zuwanderer aus 
dem islamischen Kulturkreis niedergelassen. Viele sind arbeitslos und leben von 
staatlicher Unterstützung. Die Jugendlichen widmen sich dem Rauschgifthandel, 
rotten sich in Jugendgangs zusammen und streiten mit dänischen Motorradban-
den um die Vorherrschaft. Vor dem Hintergrund der Kämpfe zwischen verfein-
deten Gruppen musste in diesem Stadtviertel inzwischen sogar der Lieferservice 
Essen auf Rädern für ältere hilfsbedürftige Einwohner eingestellt werden.697 Der 
oberste dänische Polizeichef, Jens Henrik Højberg, teilte im März 2009 mit, dass 
sich in Kopenhagen-Nørrebro rund 1500 verfeindete Mitglieder von Jugendban-
den bekämpfen. Auf der einen Seite stehen Zuwanderer-Gangs aus dem islami-
schen Kulturkreis, auf der anderen Seite Motorrad-Gangs wie die Hells Angels. 
Beide Seiten erhalten schneller Zulauf, als die Polizei mitzählen kann.698

Wegen der nächtlichen Schießereien werden inzwischen ganze Straßenzüge 
Kopenhagens für Normalbürger gesperrt, etwa die Blågårdsgade-Straße. Auch 
das Støberiet-Kulturzentrum wurde wegen der Schießereien geschlossen.699 Al-
lein am ersten März-Wochenende 2009 gab es bei Feuergefechten in Kopenhagen 
zwei Tote und mehrere Verletzte.700 Der dänische Justizminister Brian Mikkelsen 
wollte daraufhin im Eilverfahren Gesetze verschärfen und Ausländer umgehend 
aus dem Land werfen, die bei Kontrollen Schusswaffen mit sich führen.701
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Seit 2009 gibt es in Kopenhagen immer öfter Demonstrationen von Dänen, 
die in ihrer Hauptstadt endlich wieder Sicherheit von der Regierung einfordern 
und auf dem Weg zur Arbeit nicht mehr beschossen werden wollen. So zogen 
im März 2009 mehr als 300 Dänen durch die Straßen Jægersborg Street, Kors-
gade, Nørrebrogade und Blågårdsgade.702 Unter dem wachsenden Druck der Öf-
fentlichkeit, etwas gegen die Schießereien zu unternehmen, hat die Polizei dann 
Sondereinheiten gebildet, die jedoch auch nicht recht wussten, was sie auf den 
Straßen eigentlich tun sollen.703 Ihre Hauptaufgabe bestand erst einmal darin, 
sich selbst vor den Schießereien in Deckung zu bringen. Denn im Gegensatz zu 
den Mitgliedern der Jugendbanden trugen viele der zunächst eingesetzten Be-
amten der Sondereinheiten nicht einmal kugelsichere Westen. In Kopenhagen 
war man nämlich auf den plötzlichen Bürgerkrieg oder innere Unruhen zunächst 
schlicht nicht vorbereitet.

Begleitet werden die Unruhen von einer beispiellosen Serie brutaler Vergewal-
tigungen, bei denen die Täter stets versuchen, den dänischen Frauen nach der 
Vergewaltigung den Schädel einzuschlagen.704 Die zugewanderten Täter werden 
in den Polizeiberichten stets gleich beschrieben: »dunklere Hautfarbe«, und sie 
sprachen »nicht Dänisch«. Weitere Hinweise darf die Polizei aus Gründen der 
politischen Korrektheit nicht geben.

Dänische Politiker fordern inzwischen, jenen Eltern, deren Nachkommen sich 
auf den Straßen an den Unruhen beteiligen, sofort die Kinder wegzunehmen und 
diese unter staatliche Aufsicht zu stellen.705 Unterdessen gibt es für Zuwanderer-
kinder in Kopenhagen-Nørrebro offenkundig nur zwei Wege für ihre Zukunft – 
entweder den Weg des radikalen Islam oder der Bandenkriminalität.706

Die großen dänischen Zeitungen haben schon seit 2007 über die schlimme Ent-
wicklung in Kopenhagen und in der zweitgrößten Stadt des Landes, Aarhus, be-
richtet. Auch dort tyrannisieren vor allem junge Zuwanderer die Einwohner und 
liefern sich Schlachten mit der Polizei. Vor diesem Hintergrund verfallen in den 
betroffenen Gegenden die Immobilienpreise – und die Zuwanderer marschieren 
in den Straßen auf, beschimpfen Polizisten und beanspruchen ganze Stadtviertel 
nur für sich. Deutsche Medien verschweigen das alles lieber und schauen weg.

Ende 2008 berichtete lediglich die Neue Zürcher Zeitung über den kaum zu 
glaubenden Verfall der Immobilienpreise in größeren dänischen Städten wie Ko-
penhagen oder Aarhus.707 2008 fielen die dänischen Immobilienpreise um bis 
zu zehn Prozent. Das betraf die Städte. Gestiegen sind allerdings die Preise von 
Immobilien auf dem ruhigen Land – so die NZZ. Auf den ersten Blick schien es 
dafür keine vernünftige Erklärung zu geben. Sah man genauer hin, dann waren 
die Gründe dafür offenkundig.

Kein Mensch mag es, wenn er auf dem Weg zur Arbeit durch ein Bürgerkriegs-
gebiet fahren muss. In den großen dänischen Städten fliegen manchen Menschen 
auf dem Weg aber mitunter die Kugeln um den Kopf. Hinzu kommen tägliche 
Überfälle auf ethnische Dänen durch die Mitglieder von Jugendbanden, die sich 
aus Migrantenfamilien rekrutieren. Sie hinterlassen bei den Dänen einen tiefen 
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Eindruck: Wer kann, der zieht aus den unruhigen Städten weg aufs Land, weil 
die Zustände in den Städten immer schlimmer werden. In der zweitgrößten dä-
nischen Stadt, Aarhus, ziehen an den Wochenenden immer wieder einmal junge 
Mitbürger aus dem islamischen Kulturkreis durch die Straßen und beschimpfen 
Polizisten.708 Sie erklären dann ganz offen, Aarhus sei nun »ihre Stadt«. Ein kur-
zes Video eines solchen typischen »Aufmarsches der Kriminellen« (so dänische 
Zeitungen) findet sich auf dänischen Medienseiten.709

Besonders schlimm geht es im islamischen Fastenmonat Ramadan zu. Den fei-
ern die jungen Zuwanderer aus dem islamischen Kulturkreis dann auf ihre Art: 
Sie rotten sich im Kopenhagener Einwandererstadtviertel Nørrebro zusammen 
und ziehen dann plündernd und randalierend durch die Stadt. Sie werfen die 
Scheiben von Geschäften sowie Fahrzeugen ein und zerstören die Straßenlater-
nen.710 Solche Vorfälle ereignen sich Woche für Woche in Dänemark. Wie aber 
reagiert man darauf?

Im multikulturellen Aarhus zahlt die Kirche seit dem Sommer 2008 Schutzgeld 
an Moslems, man beschäftigt also »Bodyguards«.711 Mit 300 000 Einwohnern ist 
Aarhus die zweitgrößte Stadt in Dänemark. In Gellerup, einem Vorort von Arhus, 
zeigen sich die multikulturellen Probleme ganz offen. Dort leben viele Moslems. 
Die muslimischen Mitbürger von Gellerup tyrannisieren dort immer öfter auch 
Christen. Lange Zeit wusste sich die Kirche nicht zu helfen. Seit Sommer 2008 
hat man muslimische Mitbürger als »Bodyguards« eingestellt, die die Kirche 
vor Vandalismus und die Kirchgänger auf dem Weg zu den Fahrzeugen schützen 
soll. Jetzt ist man glücklich: Seitdem man die Muslime für den Schutz bezahlt, 
wurden weder die Fahrzeuge von Kirchgängern beschädigt noch gab es Vanda-
lismus in der Kirche oder Übergriffe auf Christen in der Umgebung der Kirche. 
Das ist aus der Sicht der Kirche ein multikultureller Integrationserfolg.712

Und wie reagiert die Polizei? Nachdem es im Januar 2008 in den mehrheit-
lich von Moslems bewohnten Vororten dänischer Städte schwere Unruhen ge-
geben hatte, im Kopenhagener Stadtteil Nørrebro junge Moslems Schulen und 
Wohnhäuser, Fahrzeuge und Müllcontainer angezündet sowie Polizisten, Feuer-
wehrmänner und Sanitäter angegriffen hatten, suchten die zuständigen Sicher-
heitsbehörden nach den Ursachen. Die Jugendlichen hatten keinen Grund für 
die Ausschreitungen. Von den Medien gefragt, was sie sich denn wünschten, um 
ihre gewalttätigen Ausschreitungen einzustellen, forderten sie die Polizei auf, 
Einwanderer nicht mehr beim Rauschgifthandel oder beim Tragen von illegalen 
Waffen zu kontrollieren. Es dürfe keine Verdachtskontrollen in »ihren« Wohn-
vierteln mehr geben. Darauf reagierte die dänische Polizei noch im Januar 2008 
– und untersagte die Verdachtskontrollen in den Kopenhagener Einwanderer-
vierteln, die wie Blågårds Plads und Folkets Park eine Hochburg orientalischer 
Rauschgifthändler sind. Die schriftliche Anweisung der Polizeiführung wurde 
allerdings auch dem Fernsehsender TV-2 News zugespielt, der unter der Schlag-
zeile »Polizei ändert Taktik«713 über den Rückzieher der Polizei aus den Migran-
tenstadtteilen berichtete. Darüber hinaus dürfen nun auch keine Mannschafts-
fahrzeuge der Polizei mehr in die Einwandererviertel fahren, weil der Anblick 
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der Sicherheitskräfte die eingewanderten Mitbürger zu neuen Ausschreitungen 
provozieren könnte.714 Für die Sicherheit sollen in den Einwanderervierteln künf-
tig nur noch die örtlichen Polizeistationen zuständig sein.

Seitdem dänische Zeitungen inzwischen selbst das einst so beschauliche Ko-
penhagen zum drohenden »Kriegsgebiet« erklärt haben und die Randale auch in 
anderen Städten Einzug hält, ziehen zum Erstaunen deutschsprachiger Journa-
listen die Einwohner aus diesen Städten weg. Indessen steigen die Immobilien-
preise auf dem Land. Diese Entwicklung wird es in absehbarer Zeit wohl auch in 
anderen europäischen Ländern geben, die ähnliche Vorkommnisse verzeichnen. 
Die Bürger, die aus solchen Städten wegziehen, haben subjektiv das Gefühl, dass 
sie dort in absehbarer Zeit einen Bürgerkrieg erleben könnten, oder empfinden 
die Situation als unerträglich. Auch die deutsche Polizei kennt diese in der Be-
völkerung deutscher Ballungsgebiete weit verbreitete Angst; schlimmer noch: 
Auch deutsche Polizisten sehen sich immer häufiger kriminellen Einwanderer-
gruppen gegenüber, die sie ohne Vorwarnung angreifen. Man muss kein Prophet 
sein, um zu wissen, wie sich eben auch in solchen deutschen Städten die Immo-
bilienpreise entwickeln werden.

In Kopenhagen-Nørrebro fing das alles schon vor mehr als einem Jahr an. Die 
Anzeichen waren deutlich, aber es interessierte damals niemanden. Es begann 
mit Übergriffen auf Busfahrer. Irgendwann war es völlig normal, dass Busse, die 
durch Kopenhagen-Nørrebro fuhren, mit Steinen und Flaschen beworfen wur-
den. Die Busfahrer wurden zusammengeschlagen. Und abgestellte Pkw wurden 
in Brand gesetzt. Das alles kennen wir ja inzwischen auch aus deutschen Städten 
– etwa aus der Bundeshauptstadt Berlin. Es waren die ersten Anzeichen für die 
Bildung von Jugend-Gangs, die »ihre« Stadtteile nur noch für sich beanspruch-
ten. Auch in Aarhus hat die Zahl der Übergriffe Jugendlicher auf Busse drama-
tisch zugenommen. Nach Angaben dänischer Zeitungen vom 7. März 2009 gab 
es im Jahr 2006 118 Angriffe auf Busse, und 2008 waren es mit 327 schon mehr 
als doppelt so viele.715 Übrigens: Die städtischen Busse sind nicht gegen diesen 
explodierenden Vandalismus versichert. Deshalb müssen die Fahrpreise Monat 
für Monat angehoben werden. Irgendjemand muss ja schließlich die Schäden be-
zahlen – auch wenn es Menschen trifft, die nicht die Schadensverursacher sind.

Der Krieg der Gangs im dänischen Kopenhagen blieb nicht in Dänemark. Über 
die Öresund-Brücke kam er auch nach Schweden. Zum ersten Mal berichten 
jedenfalls schwedische Zeitungen im Frühjahr 2009 darüber, dass aus Dänemark 
ein »Krieg der Gangs« in schwedischen Städten wie Malmö Einzug halte.716 Für 
die Schweden war das eine schockierende und völlig unerwartete Nachricht. 
Denn in ganz Schweden gab es zu jenem Zeitpunkt – im März 2009 – gerade 
einmal 70 Polizeifahrzeuge mit Splitterschutzscheiben oder leichter Panzerung. 
Man hatte in dem nordischen Land nie innere Unruhen erwartet. Dann kamen 
zeitgleich die dänischen Jugend-Gangs und auch linke Chaoten nach Malmö, 
die gemeinsam gegen die Teilnahme Israels an einem Tennisturnier »protestie-
ren« wollten. Seit Sommer 2000 verbindet die Öresund-Brücke das dänische 
Kopenhagen und die schwedische Stadt Malmö – das ist offenkundig auch für 
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die Gangs ideal. Was also tat die schwedische Polizei? Zum ersten Mal in der 
Geschichte des Landes schickte man ein polizeiliches Hilfeersuchen an Däne-
mark und an die Niederlande. Nein, man lieh sich keine Polizisten aus – man bat 
um Bereitstellung gepanzerter Polizeifahrzeuge entlang der Landesgrenze. Die 
Niederländer und die Dänen halfen aus – und stellten auf der Öresund-Brücke 
einen Konvoi gepanzerter Polizeifahrzeuge für den Einsatz gegen linksautonome 
Chaoten und Jugendgangs ab.717

Das eben Geschilderte, wir erwähnten es bereits, hatte seine Ursachen eigent-
lich in Dänemark. Es ist eben etwas faul im Staate Dänemark. Man konnte es in 
Kopenhagen-Nørrebro schon lange riechen. Und diese fauligen Stellen pflanzen 
sich nun ungehindert an anderen Orten fort.

Wie überall im abendländischen Kulturkreis bilden junge Zuwanderer nun auch 
in Odense Banden und holen sich bei Raubzügen, was ihr Herz begehrt. Dort ha-
ben junge somalische Mitbürger Taxifahrer überfallen und ausgeraubt. Man hält 
ihnen ein Messer an den Hals und stiehlt ihre Tageseinnahmen. Die Taxifahrer in 
Odense hatten im März 2009 endgültig die Nase voll – sie fahren nicht mehr in 
den Mitbürger-Stadtteil Odense-Vollsmose, in dem viele zugewanderte Somalier 
leben. Fahrgäste, die dorthin wollen, dürfen vom Stadtrand von Odense-Volls-
mose aus von nun an zu Fuß gehen oder können den Bus nehmen. Dort werden 
sie nämlich jetzt abgesetzt. Ob der Bus fährt, ist allerdings ungewiss, denn in 
Odense streiken immer wieder mal die Busfahrer – wegen der vielen Angriffe 
junger Zuwanderer auf sie.718 Und in der Stadt Kolding weigern sich Taxifahrer 
ganz offiziell, Somalier zu befördern – wegen der vielen Raubüberfälle.719

Seit dem Frühjahr 2009 ist nun Schluss mit lustig in Dänemark. Man hat den 
Ernst der Lage erkannt. Man will auf allen Ebenen hart durchgreifen. Die Po-
litiker wissen: Wenn sie weiterhin untätig zuschauen, dann überlassen sie das 
politische Feld fortan den Rechtspopulisten. Das will man nicht. Einer der ersten 
Schritte war die Einführung des wohl härtesten europäischen Gesetzes gegen die 
Eltern straffälliger Kinder. In Dänemark sollen Eltern nun für die Straftaten ihrer 
minderjährigen Kinder haften.

Eigentlich sind Kinder überall in westlichen Demokratien strafunmündig. 
Strafrechtlich gesehen können sie für Schäden nicht zur Verantwortung gezo-
gen werden. Zivilrechtlich haften die Eltern – doch oftmals drücken die Behör-
den alle Augen zu, wenn öffentliches Eigentum beschädigt wird. Nun häufen 
sich aber die Fälle von Vandalismus und Verbrechen, bei denen strafunmündige 
Kinder die Täter sind. In Dänemark wurde deshalb 2009 das wohl härteste Pro-
gramm gegen Kindervandalismus und Jugendgewalt vom Parlament verabschie-
det. Viele Eltern werden das bald schon zu spüren bekommen. Können Sie sich 
vorstellen, dass Eltern in einem europäischen Land demnächst für die Straftaten 
ihrer minderjährigen Kinder zur Verantwortung gezogen werden sollen? In vie-
len europäischen Ländern lassen die Behörden die Eltern von Serienstraftätern 
ja in Ruhe. Sie schauen selbst dann noch tatenlos zu, wenn die Eltern Kinder zu 
Straftaten ermutigen.
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In Schweden wird der Gesetzesentwurf mit großer Aufmerksamkeit verfolgt. 
Dort entzünden jugendliche Täter alljährlich etwa 5000 Fahrzeuge. In Frankreich 
sind es alljährlich etwa 50 000 Fahrzeuge, die von »Jugendlichen« in Brand ge-
setzt werden. Weil diese »Vorbilder« in Dänemark Nachahmer finden, wird dort 
ein »Hooligan-Register« der Jugendlichen eingeführt.

Die Zukunft Dänemarks scheint nicht eben eine friedfertige zu werden. Darauf 
deutet auch ein Vorkommnis hin, das deutsche Medien schlicht ignoriert haben: 
Im Januar 2009 haben Mitbürger ein Munitions- und Waffendepot der dänischen 
Armee überfallen und ausgeraubt. Slagelse ist die größte Stadt auf der dänischen 
Insel Südwest-Seeland. Dort hat die Armee ein Depot, in dem unter anderem für 
den Einsatz in Afghanistan bestimmte Kriegswaffen gelagert werden. Noch nie 
hat es jemand gewagt, ein dänisches Waffenlager der Armee anzugreifen und 
auszurauben. Bis zum Januar 2009. Weil ja noch nie etwas passiert war, schliefen 
die Wachen. In der Nacht zum 4. Januar 2009 wurden sie unsanft geweckt – da 
standen einige Mitbürger vor ihnen und zwangen sie, die Waffenkammern zu 
öffnen. Etwa eine halbe Stunde lang bedienten sich die Mitbürger und nahmen an 
Kriegswaffen mit, was ihr Herz begehrte. Anschließend entkamen sie unerkannt. 
Polizeiinspektor Svend Foldager, der später die Ermittlungen leitete, sagte im 
Gespräch mit dänischen Zeitungen, er vermute, dass kriminelle Gangs sich die 
Waffen besorgt hätten.720

All das hatte Torsten Hesselbjerg schon seit Jahren vorausgesagt. Der Mann 
ist seit dem Jahre 2000 der oberste Polizeichef von Dänemark (»Rigspoliti-
chefen«). Seit Jahren schon äußerte er in Interviews, junge Einwanderer seien 
künftig die größte Bedrohung für die innere Sicherheit des Landes.721 In solchen 
Interviews sprach er von klaren Erkenntnissen dafür, dass diese Gruppe der kri-
minellen Zuwanderer sich bewaffnet.722 Darüber hinaus warnte er die Regierung 
vor einem sich abzeichnenden Bürgerkrieg inmitten der dänischen Hauptstadt 
Kopenhagen, weil die brutalen Jugendbanden der Zuwanderer den Krieg in die 
dänischen Städte tragen würden. Man hat dem Mann nicht zugehört. Man hat 
ihm offenkundig nicht geglaubt. Bis dann alle dänischen Zeitungen über Dänen 
berichteten, die auf dem Weg zur Arbeit in Städten wie Kopenhagen und Aarhus 
beschossen werden. Auf schmerzliche Weise wurde jedem klar, dass es so nicht 
weitergehen kann. Die Zeitung Jyllands Posten hat seit März 2009 eine neue 
Rubrik. Sie heißt »Tema: Krig i København«. Übersetzt heißt das: »Thema: Der 
Krieg in Kopenhagen«. Wie man hört, ist es die meistgelesene Rubrik. Das sagt 
wohl mehr als 1000 Worte über die Lage in Dänemark.

Bombenstimmung in Schweden

Wie wir gesehen haben, spielt die im Jahre 2001 eröffnete neue Öresund-Brü-
cke eine wichtige Rolle bei der Ausbreitung von Jugendbanden und Unruhen in 
Schweden. Die ersten Gewaltwellen wurden aus Dänemark importiert und von 
Dänen geleitet. Inzwischen gibt es in Schweden eine straff organisierte Gruppe 
von Feuerteufeln, die das Land seit Mitte 2008 in Atem hält. Linksautonome 
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und Zuwanderer zündeln gemeinsam die Wahrzeichen des schwedischen Wohl-
fahrtsstaates ab. Im Mai 2009 eskalierte die Lage derart, dass Politiker mehrerer 
Parteien zum ersten Mal in der jüngeren Geschichte des Landes Ausgangssper-
ren für Jugendliche in den am schlimmsten getroffenen Städten – etwa Malmö-
Rosengård – forderten.723 Immer mehr Stadtteile von Ballungsgebieten werden 
von militanten Jugend-Gangs kontrolliert. Es wird allerdings von den Politikern 
nicht sonderlich geschätzt, wenn man zu genau hinschaut. Denn die Wahrheit ist 
politisch nicht sonderlich korrekt.

Man kann die Zustände am besten am Beispiel von Södertälje beschreiben. 
Die Industriestadt liegt südwestlich der Hauptstadt Stockholm. Von den 82 000 
Einwohnern sind heute mehr als 40 Prozent keine ethnischen Schweden. Rund 
25 000 Einwohner Södertäljes kommen aus dem Irak, aus Syrien, dem Libanon 
und der Türkei. Die Stadt hat – vornehm ausgedrückt – orientalisches Flair.724 
Södertälje ist die Heimat des Tennisspielers Björn Borg und der Scania-Last-
kraftwagen. Allein beim Nutzfahrzeughersteller Scania arbeiten mehr als 6000 
Menschen. Darüber hinaus hat der schwedisch-britische Pharmakonzern Astra-
Zeneca in Södertälje seine Forschungsabteilung. Es gibt viel Arbeit in der Stadt. 
Eigentlich könnte man zufrieden sein. Früher war Södertälje eine beschauliche 
Industriestadt. Dann wurde sie zu einem Magneten für orientalische Migranten. 
Und nun stecken sie Södertälje in Brand. Immer schlimmer wüten die Feuer-
brünste. Die Sicherheitsbehörden sind ratlos. Eine bestimmte Gruppe brennt 
Södertälje systematisch nieder – in Abständen trifft es immer wieder ein anderes 
Gebäude.

Supermärkte, Autohäuser, Einkaufszentren und Verwaltungsgebäude – ein 
Raub der Flammen. Es fing im Sommer 2008 an. Im Winter 2008/2009 ging es 
weiter. Da gab es zunächst viele anti-israelische Demonstrationen, die schnell 
gewalttätig wurden. Man muss diesbezüglich wissen, dass in Södertälje Tausen-
de Iraker leben, die in Schweden Asyl bekommen haben. Insgesamt hat Schwe-
den in den vergangenen Jahren mehr als 100 000 Iraker aufgenommen. Damit 
hat sich Schweden grundlegend verändert. In Södertälje sind heute weit mehr als 
zehn Prozent der Einwohner Iraker. Diese Iraker hassen den Staat Israel. Und sie 
hassen die Vereinigten Staaten. Sie hassen den westlichen Kulturkreis. Sie haben 
angefangen, das, was sie hassen, in Brand zu setzen.

Im Dezember 2008 fing es mit den Großbränden in Södertälje an. Da wurde 
erst das Einkaufszentrum Coop-Forum in Brand gesetzt, dann folgte der Brand-
anschlag auf ICA-Maxi. Beide Gebäude brannten bis auf die Grundmauern ab. 
Danach tauchten Bekennerschreiben auf, in denen es hieß, dass die Anschläge er-
folgten, weil die Supermärkte ihre Waren angeblich im Auftrag der »imperialisti-
schen US-Amerikaner« verkauften. Angeblich richteten sich die Brandanschläge 
in Wahrheit nur gegen die Vereinigten Staaten. Die aber hatten mit den in Brand 
gesetzten Gebäuden überhaupt nichts zu tun.

Das alles war erst der Anfang. An nur einem Mittwoch im Februar 2008 wur-
den drei Supermärkte in Södertälje komplett abgebrannt und ein vierter schwer 
beschädigt. Wo aber liegen die Ursachen?
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Auf den ersten Blick ist das anscheinend ganz einfach – und kompliziert. Und 
politisch nicht korrekt. In Södertälje hatte es im Winter 2008/2009 viele »anti-
israelische Proteste« gegeben, deren Teilnehmer zumeist Iraker waren. Links-
autonome hatten sich ihnen dann angeschlossen. Gemeinsam zogen sie in jenen 
Wochen immer wieder durch die Stadt und riefen zur »Intifada« – zum bewaffne-
ten Kampf – gegen Israel auf. Anschließend hängten sie an jeden Laternenpfahl 
der Stadt Aufrufe zum Bau von Brandbomben – und klebten die Bauanleitungen 
gleich daneben. Mit Erstaunen und Verwunderung nahmen die Schweden zu-
nächst amüsiert zur Kenntnis, dass Teile der eigenen Bevölkerung dazu aufrie-
fen, schwedische Gebäude niederzubrennen. »Globale Intifada« stand auf den 
Aufrufen. Die Schweden hielten das zunächst für einen Scherz.

Weil nicht sein kann, was nicht sein darf, schrieben die großen englischsprachi-
gen schwedischen Zeitungen weiterhin wahrheitswidrig, es gebe diffuse Gerüch-
te, nach denen »extrem linke Gruppen« zur »Globalen Intifada« in Södertälje 
aufriefen und die Bürger dazu ermunterten, Molotow-Cocktails zu bauen und 
Geschäfte sowie Verwaltungsgebäude niederzubrennen.725 Nun, das waren nicht 
nur Gerüchte. An jedem Laternenpfahl konnte man die Aufrufe in Södertälje in 
jenen Tagen fotografieren. Die niederbrennenden Geschäfte bildeten sich die 
Schweden in Södertälje wohl auch kaum ein.

Als es in Södertälje die Aufrufe an die Feuerteufel gab, da forderten zeitgleich 
in Malmö linke Politiker und zugewanderte Muslime öffentlich zur Ermordung 
von Juden in Schweden auf – und die Medien schauten ganz fest weg. Sie haben 
richtig gelesen. Anfang März 2009 spielten in Malmö, Schweden, israelische 
Tennisspieler. Muslime riefen dazu auf, die Israelis am Spiel zu hindern. So et-
was fällt ja noch unter die Freiheit der Meinungsäußerung. 1000 schwedische 
Polizisten mussten die Israelis gegen 7000 Gewalttäter schützen. Das Video 
eines Fernsehsenders dazu gibt es im Internet726 Es flogen wie üblich Steine. 
Dann wurden Fahrzeuge angesteckt. Nun skandierten die »Demonstranten«, was 
man bei vielen im Internet zu sehenden Filmen über die Ereignisse hören kann: 
»Khaybar Khaybar ya Yahoud, Jaish Mohammed SAUF ya’ud«. Das heißt über-
setzt: »Khaybar, Khaybar, oh ihr Juden – Mohammeds Armee wird zurückkeh-
ren.« In der Oasenstadt Khaybar hatte Feldherr Mohammed im Jahre 629 n. Chr. 
93 Juden den Kopf abschneiden lassen.727 Demnach wurde also im Frühjahr 2009 
in Schweden offen zur Ermordung von Juden aufgerufen. Linke schwedische Po-
litiker marschierten an der Seite der Moslems und riefen ebenfalls antisemitische 
Parolen. Einer von ihnen war der SVP-Führer Lars Ohly.728

Die Zeitung Nyheter hatte dann irgendwann im Februar 2009 die Nase voll 
vom politisch korrekten Wegschauen und veröffentlichte die Schlagzeile »Söder-
tälje brennt«.729 Alle Feuerwehrleute der Stadt waren nämlich im Einsatz, um die 
schlimmen Brände zu löschen. Der Staatsschutz der Polizei machte Jagd auf das 
Phantom »Globale Intifada«, zeitgleich standen junge Zuwanderer und Autono-
me an den Brandherden und pfiffen die Feuerwehrleute aus.

Warum aber legten sie die Brände? Brannten Zuwanderer und Linksautono-
me tatsächlich wegen der israelischen Politik im Tausende Kilometer entfernten 
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Gaza oder wegen der amerikanischen Politik im Irak schwedische Supermärkte 
ab? Man muss über Södertälje hinausschauen, um die Antwort – und die Wahr-
heit – zu finden.730 Zudem muss man die Teile des Puzzles in Ruhe zusammenfü-
gen. Södertälje ist eben nur einer der vielen merkwürdigen Brandherde. 80 Kilo-
meter entfernt von Södertälje wurde im Februar 2009 in der Stadt Eskilstuna ein 
Hotel in Brand gesetzt.731 Auch das war ein Brandanschlag. Überall in Schweden 
gab es im Frühjahr 2009 solche Brände. Das Phantom von der »Globalen Intifa-
da« war nur eine Tarnung.732 Es war ein Vorwand, hinter dem sich jene zugewan-
derten Mitbürger verstecken, die sich nun in ihrer neuen Heimat Schweden von 
Schutzgelderpressung ernähren wollen – Vertreter der Organisierten Kriminali-
tät. Sie nutzen die Linksautonomen als »nützliche Idioten«, die ihnen eine Tar-
nung als »politische Aktivisten« der »Globalen Intifada« verschaffen. Aber wie 
bringt man den gutmütigen Schweden bei, dass sie sich ein gewaltiges Problem 
ins Land geholt haben? Und wie erklärt man das alles den »nützlichen Idioten«?

Im deutschsprachigen Raum sind die meisten Bürger aufgrund des von Schwe-
den präsentierten Zerrbildes der Medien mit der Realität in diesem skandinavi-
schen Land überfordert. Dabei rangiert Schweden in der europäischen Krimina-
litätsstatistik inzwischen zwei Plätze vor Deutschland.733 Schweden hat in den 
vergangenen Jahren gezielten Unterschichtenimport betrieben und damit auch 
Massen von Kriminellen ins Land geholt. Nehmen wir das Beispiel Stockholm: 
23 Prozent der Einwohner der Stadt werden in jedem Jahr Opfer einer Straftat.734 
Zum Vergleich: In Zagreb sind es zwölf und in Budapest 13 Prozent. Und in 
Berlin 19 Prozent.

In Schweden wird die Organisierte Kriminalität zu einem immer größeren Pro-
blem. Im November 2007 wurde in Göteborg zum ersten Mal in der Geschichte 
des Landes ein Polizeihubschrauber von Kriminellen beschossen. Dann deto-
nierte vor dem Haus einer Staatsanwältin, die im Kampf gegen die Organisierte 
Kriminalität von Zuwanderern engagiert ist, ein Sprengsatz. Die Zeitung Upsala 
Nya Tidning kommentierte schon am 21. November 2007: »Beim Begriff Orga-
nisierte Kriminalität denkt man an die USA oder die Länder der früheren Sow-
jetunion. Doch das organisierte Verbrechen existiert genauso hier. Es gibt viele 
Anzeichen dafür, dass sich dieses Phänomen immer weiter in die Gesellschaft 
hineinfrisst ... Früher konnte man ganz klar davon sprechen, dass die ›Polizei die 
Schurken jagt‹. Heute ist das weniger eindeutig: Schüsse auf Polizeireviere, Dro-
hungen gegen Polizisten, Richter und Staatsanwälte zeigen, dass es mittlerweile 
nicht mehr ungewöhnlich ist, dass die ›Schurken die Polizisten jagen‹.«

Die amerikanische Botschaft in Schweden erstellte schon 2006 eine Studie, 
in der sie prognostiziert, der Wohlfahrtsstaat Schweden werde immer mehr ein 
Eldorado für zugewanderte Kriminelle.735 Bis 2015 werde die Organisierte Kri-
minalität das Land fest im Griff haben, so die Studie. Man hat das in Schweden 
für einen Scherz gehalten und herzlich darüber gelacht. Man hat der Entstehung 
der vielen Zuwanderer-Gangs in Schweden in aller Ruhe zugeschaut. Und man 
fand solche Gangs über Jahre hin »echt multikulturell«. Seit dem Frühjahr 2009 
bildet die Polizei nun hektisch im ganzen Land »Task‑Force-Einheiten«, die die 
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Gangs und die Organisierte Kriminalität bekämpfen sollen.736 Wie es aussieht, 
hat man zu lange zugeschaut.

Allein in Södertälje brannten im Februar und März 2009 zahllose Supermärk-
te, ein Markisenbauer, ein Reifenhändler, eine Cateringfirma, ein Autohaus, ein 
Parkhaus, ein Solarium und weitere kleine Lebensmittelgeschäfte.737 Im Januar 
2009 folgte ein erst im November eröffneter Nachtclub in Nyköping, auch er 
wurde ein Raub der Flammen.738 Stets war es Brandstiftung. Stets wurde zuvor 
Schutzgeld erpresst. Vor wenigen Jahren noch war so etwas in Schweden völlig 
unbekannt. Einen Tag vor der Eröffnung bekam der Nachtclubbesitzer beispiels-
weise einen Brief mit der Aufforderung, den Club gar nicht erst zu öffnen – oder 
Schutzgeld an unsere Mitbürger zu bezahlen. Er weigerte sich, so wie sich auch 
die Supermärkte und die Autohäuser weigerten. Man glaubte den Drohungen 
einfach nicht – man lebt doch schließlich im beschaulichen Schweden. Kurz da-
rauf brannten die Läden. Nun spricht sich schnell im ganzen Land herum, dass 
Schweden nunmehr ein multikulturelles »progressives« Land ist, in dem man 
besser Schutzgeld zahlt und den Mund hält.

Schweden hat ein gewaltiges Problem. Und wenn dann demnächst keine Su-
permärkte und Verwaltungsgebäude im Land mehr brennen, dann ist das Prob-
lem wohl vorerst gelöst – man zahlt eben Schutzgeld. Auch für Ausländer, die 
Schweden aus der Ferne beobachten, ist die Welt dann dort wieder in Ordnung 
– Schweden ist doch ein ruhiges und beschauliches Land. Oder etwa nicht?

Während man in Deutschland die Entwicklung in Schweden ausblendet, wird 
sie in Norwegen sehr aufmerksam verfolgt. Vor allem auch unter Zuwanderern 
aus dem islamischen Kulturkreis. Die Älteren von ihnen haben nämlich Angst. 
Sie wollen nicht, dass Norwegen eine schwedische Zukunft hat. Sie wollen nicht, 
dass aus ihren Kindern Kriminelle werden.

Der 63 Jahre alte schwedische Imam Ali Ibrahim739 – er stammt ursprünglich 
aus Ägypten – ist der einzige vom Staat bezahlte Imam in Schweden. Auch er 
will nicht, dass Norwegen dem schwedischen Weg folgt. Der in Schweden le-
bende Muslim hat Angst davor, dass Oslo bald so aussieht wie Stockholm, wo 
in manchen Stadtteilen 90 Prozent der Einwohner nichtschwedischen Ursprungs 
sind, mehr als die Hälfte der zugewanderten Einwohner keine Arbeit haben und 
die Organisierte Kriminalität die Macht übernommen hat.740 Zuwanderer-Gangs 
und Organisierte Kriminalität bilden dort eine untrennbare Einheit. Geht Imam 
Ali Ibrahim durch Rosengård, dann fragt er sich: Bin ich hier wirklich in Schwe-
den? Aber wer hört in diesen Tagen schon noch auf die Mahnungen eines alten 
Imam? Die schwedische Regierung gibt doch neuerdings ständig Erklärungen 
heraus, denen zufolge sie nun endlich die um sich greifende Organisierte Krimi-
nalität im Lande energisch bekämpfen werde.741 Was aber macht man, wenn es 
Großbrände gibt und die Brandstifter sich mit der Bevölkerung vermischt haben 
und dort Rückendeckung finden? »Globale Intifada« und Schutzgeld-Brandan-
schläge – wer weiß, vielleicht wird es das ja auch demnächst im deutschsprachi-
gen Raum geben?
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Schweden ist angeblich ein beschauliches und total ruhiges europäisches 
Land – so die noch immer weit verbreitete Auffassung. Dass in Schweden in 
den zurückliegenden Monaten neben den Brandanschlägen auch zahlreiche 
Sprengstoffanschläge verübt wurden, haben deutsche Bürger nicht mitbekom-
men. Deutsche Medien interessieren sich nicht dafür. Schweden ist ja schließlich 
ein »ruhiges Land«. Doch manchmal wird es eben dort auch ziemlich laut. Im 
November 2008 gab es beispielsweise einen ziemlichen Knall, als ein 17 Jahre 
alter Student beim Bombenbau »versehentlich« eine Hotelküche sprengte. Er 
absolvierte eine Ausbildung beim Aviation College of Sweden (ACS).742 Dort 
werden Flugtechniker und Navigatoren ausgebildet. Das ACS hat seinen Sitz in 
Västeras etwa 100 Kilometer westlich von Stockholm. Zu ACS gehört auch ein 
Hotelkomplex, in dem die Auszubildenden wohnen. In der Hotelküche hat ein 17 
Jahre alter Student eine Bombe bauen wollen. Der Versuch misslang, die Bom-
be explodierte in der Küche: Der Jugendliche erlitt schwerste Verbrennungen 
und verlor das Gehör.743 Nach schwedischen Medienberichten sollen drei weite-
re Flugtechnikstudenten bei der Bombenexplosion verletzt worden sein. Sofort 
wurde eine Nachrichtensperre verhängt – wieder einmal. Die Kette der vielen 
Bombenexplosionen schadet schließlich dem Image Schwedens als »ruhigem 
Urlaubsland«.

In den Monaten zuvor wurden schon in vielen schwedischen Städten Bomben-
anschläge verschiedener »Jugendgruppen« verzeichnet. Beim Krieg der Jugend-
banden kommen im Land inzwischen sogar Handgranaten744 zum Einsatz.745 Im 
Juli 2008 gab es einen Sprengstoffanschlag auf das Haus des Politikers Per As-
klund.746 Einen Monat zuvor, im Juni 2008, wurden Mitglieder der Hells Angels, 
die sich einen Bandenkrieg mit arabischen Jugend-Gangs liefern, mit 70 Kilo-
gramm Sprengstoff im Hauptbahnhof von Malmö verhaftet747 Wäre der Spreng-
stoff gezündet worden, wären alle Reisenden im Hauptbahnhof auf der Stelle tot 
gewesen – so schwedische Medienberichte.

Im Mai 2008 gab es Ermittlungen gegen zwei Bürger, die einen der drei schwe-
dischen Kernreaktoren mithilfe des Sprengstoffs TATP in die Luft sprengen 
wollten.748 Der Anschlag galt dem von EON betriebenen Reaktor in Oskarshamn 
in Südschweden. Wenige Tage zuvor ereignete sich ein Sprengstoffanschlag 
auf ein Appartement-Haus in Falsterbogatan, einem Vorort von Malmö, der die 
Schweden erschütterte.749 Im März wurde auf den schwedischen Generalstaats-
anwalt Mats Mattson durch ein geöffnetes Fenster in seinem Büro in Malmö ge-
schossen.750 Anfang März gab es bereits einen Sprengstoffanschlag auf das Fahr-
zeug eines Sicherheitsunternehmens in Stockholm.751 Am 6. März verhinderten 
Sondereinsatzkommandos gleich eine ganze Serie von Bombenanschlägen in 
Malmö – sie hatten zuvor glücklicherweise einen Tipp bekommen.752 Etwas 
über einen Monat zuvor, am 1. Februar, kam es zu einem Sprengstoffanschlag 
in Landskrona.753 Diesem Ereignis waren im Januar viele Straßensperrungen in 
Göteborg vorausgegangen, weil Polizisten gleich eine ganze Reihe von Bomben 
aufspürten.754 Wochen zuvor hatte es eine ähnliche Aktion gegeben: Im beschau-
lichen westschwedischen Halmstadt wurde wenige Tage vor Weihnachten auf 
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dem Marktplatz eine Bombe entschärft.755

2009 wurde in Schweden jener Palästinenser aus dem Gefängnis entlassen, 
der 1985 Sprengstoffanschläge auf eine Synagoge und auf ein Reisebüro (im 
dänischen Kopenhagen) verübt hatte. Im Jahre 1990 war er zu lebenslanger Haft 
verurteilt worden. Bei den Anschlägen wurde ein Mensch getötet, viele wurden 
verletzt. Der Palästinenser kam wegen guter Führung vorzeitig frei. Der Mann 
ist inzwischen zu einem Idol der arabischen Jugend in Schweden geworden. Und 
Bombenbau – früher in Schweden fast völlig unbekannt – ist inzwischen in ei-
nem Teil der Bevölkerung offenkundig zu einer neuen schwedischen Freizeitbe-
schäftigung geworden. Die Anleitungen findet man ja – wie wir gesehen haben 
– inzwischen sogar als Faltblatt an den Laternenpfählen.

Schweden wird zunehmend unruhig. Neben Brand- und Bombenanschlägen 
kommt es immer öfter auch zu gewalttätigen »Jugendunruhen« – vor allem in 
Malmö-Rosengård. Dort wurde beispielsweise der Keller eines Wohnhauses seit 
mehreren Jahren schon von muslimischen Jugendlichen als Gebetsraum genutzt. 
Im Herbst 2008 lief der Mietvertrag aus – und wurde nicht verlängert. Die mus-
limischen Jugendlichen wollten das nicht hinnehmen, besetzten den Raum und 
ließen die Polizei wissen, sie würden sich einer Räumung mit Gewalt widerset-
zen.756 Man muss dazu wissen, wer den Keller angemietet hat: Es ist der Islami-
sche Kulturverein von Malmö. Dieser fiel in der Vergangenheit dadurch auf, dass 
er die Einführung der Scharia (des islamischen Rechts) in Schweden unterstützt. 
Frauen, die vergewaltigt werden, sollen danach vier unabhängige Zeugen für die 
Vergewaltigung benennen, sonst geht der Täter straffrei aus. Das unterstützen 
viele Jugendliche in Malmö-Rosengård, der Hochburg der Vergewaltigungen in 
Malmö.

Malmö hat 287 000 Einwohner. Von diesen sind immerhin 50 000 Muslime. 
Der Großteil von ihnen lebt im Stadtteil Rosengård. Der wurde in den 1960er 
Jahren als sozialrevolutionäres fortschrittliches Experiment gegründet. Der »Ro-
sengarten« sollte der Prachtstadtteil von Malmö werden. So wollten es die So-
zialdemokraten. Heute leben 30 000 Araber im »Rosengarten«. Überall stinkt 
es nach Müll, Fäkalien und Erbrochenem. Der Großteil der Einwohner kommt 
aus dem Irak, aus dem Libanon und aus Palästina. Oder aus Städten wie Ra-
mallah. Malmö-Rosengård wird heute in Schweden als »Ramallmö« bezeichnet. 
Der sozialdemokratische Bürgermeister Ilmar Reepalu sorgt für seine Einwoh-
ner. 38 Prozent der Menschen sind in Ramallmö arbeitslos. Ganze 20 Prozent 
beziehen schon ihr ganzes Leben lang staatliche Sozialleistungen. Ramallmö gilt 
weltweit als Vorbild bei den Sozialleistungen, es gibt für jeden auf Staatskos-
ten: eine Tageszeitung, einen Telefonanschluss, Internetzugang, die Beiträge für 
eine Gewerkschaft und eine politische Partei, Taschengeld, die Finanzhilfe zum 
Lebensunterhalt, Schuhe, Kleidung, Versicherungsgebühren, die Miete, eine Ar-
beitslosenversicherung und die Beiträge für Jugendclubs.

Ein solcher Jugendclub war der Raum, dessen Mietvertrag vom Vermieter nicht 
verlängert wurde. Dafür gab es einen Grund: Jugendliche hatten dort israelische 
Flaggen verbrannt. Muslimische Jugendliche riefen immer wieder »Heil Hitler« 



274

und »Sieg Heil«. Der Vermieter wollte keine Antisemiten im Haus haben.
Im Dezember 2008 wurde der im Keller befindliche Jugendclub von der Polizei 

geräumt. Anschließend gab es über Wochen hinweg schwere Unruhen in Malmö-
Rosengård.757 Globalisierungsgegner und Antifa-Kämpfer unterstützten die mus-
limischen Jugendlichen bei ihren Angriffen auf Polizei und Rettungskräfte.758 
Gemeinsam setzten sie Fahrzeuge und Müllcontainer in Brand, bewarfen Poli-
zisten mit Pflastersteinen. Der Sprecher der Randalierer, Ibrahim El-Moughrabi, 
ließ die Medien wissen, die Angriffe würden fortgesetzt, bis die Jugendlichen 
den Keller wieder als islamischen Gebetsraum nutzen könnten.759 Feuerwehrleu-
te, die Brände und mit Molotow-Cocktails in Brand gesetzte Geschäfte löschen 
wollten, wurden von den Unruhestiftern mit Wurfgeschossen angegriffen. Auch 
Rettungssanitäter und Krankenwagen wurden von den Jugendlichen attackiert, 
ebenso Journalisten, die über die multikulturellen Brandstifter und ihre Aktivitä-
ten berichten wollten. Man kann im Internet bei YouTube viele Videos betrach-
ten, die zeigen, wie unsere Mitbürger Malmö-Rosengård in Brand setzen.760 Wer 
diese Videos anschaut, der bekommt eine ungefähre Vorstellung davon, wie groß 
die kriminelle Energie und der Hass der Jugendlichen inzwischen sind.

All das richtet sich gegen ethnische Schweden: gegen Polizisten, gegen Feu-
erwehrleute, gegen Rettungssanitäter und gegen ganz »normale« Einwohner. 
Die Kriminalität der zugewanderten Mitbürger macht viele Schweden heute zu 
Flüchtlingen im eigenen Land: Die Zahl der Menschen, die aus der Muslim-
Hochburg Malmö auswandern, erreicht Rekordhöhen. In Malmö ist Mohammed 
inzwischen der zweithäufigste Vorname für männliche Namen in den Schreib-
weisen: Mohamad, Mohamed, Mohammad, Muhammad, Muhammed, Maha-
med. Der zweithäufigste Vorname in Malmö für Neugeborene lautet Yussuf. 
Wer in Malmö auf einer beliebigen Straße heute laut einmal »Mohammed« oder 
»Yussuf« ruft, der kann schnell einen großen unikulturellen Freundeskreis um 
sich scharen.

Behörden wussten über Monate hin nicht, wie sie auf die um sich greifen-
den Straßenschlachten reagieren sollten. Nachdem ständig Feuerwehrleute bei 
Brandeinsätzen von den »Jugendlichen« angegriffen werden, darf es nun im 
Moslem-Getto Malmö-Rosengård erst einmal so lange brennen, bis die Polizei 
die »Jugendlichen« abschirmt. Da aber auch die Polizisten regelmäßig ange-
griffen werden, gibt es Überlegungen, diese künftig bei Einsätzen vom Militär 
schützen zu lassen. Im Juli 2008 berichtete eine schwedische Zeitung aus dem 
Malmöer Getto Rosengård, wie die jungen Zuwanderer Polizisten und Feuer-
wehrleute in Hinterhalte locken: Diesen Angaben zufolge legen sie vorsätzlich 
Brände in Hauseingängen, Abfallcontainern oder setzen Fahrzeuge in Brand und 
rufen dann die Feuerwehr, die den Brand löschen soll. Kaum treffen die Feuer-
wehrleute ein, wartet dort ein Steinhagel auf sie. Die Feuerwehrmänner werden 
sofort angegriffen und vor allem immer wieder bespuckt. Kommen dann auch 
Polizisten hinzu, ergeht es ihnen nicht anders. Die für Rosengård zuständigen 
Feuerwehrfahrzeuge haben inzwischen kugelsichere Scheiben, aber das hilft den 
Feuerwehrmännern auch nicht, wenn sie ihre Einsatzfahrzeuge verlassen müs-



275

sen. Die Zeitung fragte die Jugendlichen, warum sie sich so verhalten. Die Ant-
wort: Vor fünf Jahren hatte es einen Brand in einem islamischen Gebetsraum in 
Malmö gegeben – und aus der Sicht der Moslems kam die Feuerwehr angeblich 
nicht schnell genug. Dafür sollen nun alle Feuerwehrmänner und auch Polizisten 
büßen – für alle Zeiten. Es handelt sich also um eine reine ›Ehrensache‹. Dafür 
müssen ethnische Schweden Verständnis haben.

Wie reagieren schwedische Behörden auf die Lage? Nun, der Chef der Feu-
erwehr von Malmö-Rosengård hatte Ende April 2009 die Nase endgültig voll: 
Er gab seinen Job auf und teilte öffentlich mit, nicht eine Behörde habe den 
Feuerwehrleuten – trotz seiner fortgesetzten Hilfeersuchen, an der Lage etwas zu 
verändern – geholfen. Henrik Persson, Leiter der Jägersro-Feuerwehrleitstelle, 
war nicht der Einzige, der in Malmö-Rosengård alles hinschmiss: Drei weitere 
leitende Mitarbeiter der Feuerwehr gingen mit ihm. Warum? Die Antwort: Die 
Polizei hatte den Feuerwehrleuten in Malmö-Rosengård gerade mitgeteilt, dass 
sich die Lage nicht verbessern, sondern weiter verschlimmern werde – zuge-
wanderte Jugendliche bereiteten sich jetzt sogar darauf vor, die Feuerwehrleute 
bei jedem Einsatz mit brennenden Molotow-Cocktails anzugreifen.761 Übrigens: 
Den Rücktritt von Henrik Persson feierten die Jugendlichen am 28. April 2009 in 
Rosengård – und zwar mit Brandstiftungen.

Willkommen in Schweden lautet der Titel eines amerikanischen Fernsehberichts 
über die wachsenden Probleme eines Landes – am Beispiel der Stadt Malmö. 
Im Internet kann man ihn bei YouTube betrachten. Der Film zeigt eine Stadt, 
wie schwedische Fernsehsender sie schon lange nicht mehr zeigen dürfen, ohne 
des Rassismus bezichtigt zu werden: eine Stadt, die sich unter dem Ansturm 
von Zuwanderern aus dem islamischen Kulturkreis verändert. Der Film zeigt die 
wiederkehrenden Moslem-Unruhen in Malmö. Und er erklärt den Zuschauern, 
dass schon ein Viertel der Einwohner Malmös Moslems sind. Er lässt Polizeibe-
amte zu Wort kommen, die offen sagen, dass sie sich schon längst nicht mehr in 
alle Stadtviertel trauen – und er berichtet über Krankenwagen, die nur noch mit 
Polizeischutz ausrücken können. Dem Zuschauer wird eine Schule präsentiert, in 
der von 1000 Schülern nur noch zwei Schweden sind.

Die Polizei von Malmö erwartet wieder neue schwere Unruhen in der Stadt762 
– und die Feuerwehr weigert sich, in die brennenden Unruhegebiete vorzurü-
cken. Denn die jungen Moslems schießen auf Retter und auf Polizisten.763 Nach 
schwedischen Medienberichten schlossen sich den Randalierern dann auch im-
mer mehr elf oder zwölf Jahre alte Kinder an – und gegen diese können weder 
Polizei noch Behörden etwas unternehmen, da sie strafunmündig sind. Das alles 
erinnert die Schweden immer mehr an die Intifada in Palästina – den Aufstand 
der palästinensischen Moslems gegen die Israelis. Viele Schweden ärgert das al-
les, denn die Mehrheit der zugewanderten Mitbürger, die sich Straßenschlachten 
mit den schwedischen Sicherheitsbehörden liefert, lebt von den üppigen Zuwen-
dungen des schwedischen Sozialstaates, lehnt dessen Werte und Normen jedoch 
kategorisch ab.

Während der Weihnachtsfeiertage des Jahres 2008 griffen die schweren Un-
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ruhen von Malmö aus auch auf Stockholm über.764 Im nordwestlich von Stock-
holm gelegenen Einwandererstadtteil Tensta, wo etwa 80 Prozent der Einwohner 
aus dem islamischen Kulturkreis stammen, errichteten »Jugendliche« Straßen-
barrikaden mittels brennender Reifen, steckten Müllcontainer und Fahrzeuge 
in Brand und bewarfen Polizisten mit Molotow-Cocktails. Wie auch in Malmö 
attackierten die »Jugendlichen« Rettungskräfte und Sanitäter ohne Grund. Die 
schwedische Zeitung The Local nannte die Einwanderer‑Unruhen in Stockholm 
am Heiligen Abend 2008 irritiert »Christmas Unrest« – »Weihnachtsunruhen«.

Von den »Weihnachtsunruhen« des Jahres 2008 bis zurück zu den ersten Bom-
benanschlägen auf schwedische Staatsanwälte in der Stadt Trollhättan im No-
vember 2007 hat sich etwas in das Bewusstsein der Schweden eingeprägt765: Die 
Nation ist binnen weniger Monate ein völlig anderes Land geworden. Der erste 
Bombenanschlag wurde von einer Gang verübt, die sich selbst Wolfspack nannte. 
Bis zum November 2007 gab es im Bewusstsein der Schweden keine brutalen 
Gangs. Heute schätzt die Polizei die Zahl der ethnischen Schweden, die Mitglie-
der »weißer« Gangs sind, auf mehr als 1000. Ihnen stehen Zuwanderer-Gangs 
gegenüber, die mindestens doppelt so viele Mitglieder haben. In einem kleinen 
Land wie Schweden fallen Tausende brutale Gangmitglieder besonders auf – 
auch in den Kriminalstatistiken. Die Zahl der Fälle von Schutzgelderpressungen 
– im Jahre 2001 gab es nicht einen bekannt gewordenen Fall – erreichen seither 
Jahr für Jahr neue Rekordhöhen: 2008 gingen 1715 Schweden zur Polizei und 
erstatteten Anzeige wegen Schutzgelderpressung. Mindestens doppelt so viele 
zahlen und informieren nicht die Polizei. Die schwedische Justizministerin Be-
atrice Ask nannte im Jahre 2009 schon neun Gangs mit Namen und Wirkkreis, 
die ihren Lebensunterhalt in Schweden mit Schutzgelderpressung, Entführungen 
und Raub verdienen. Inzwischen haben Staatsanwälte und Polizei Angst, gegen 
Mitglieder der Gangs zu ermitteln. Und schwedische Zeitungen berichten ver-
wundert darüber, dass die Gangs das Land aus unerfindlichen Gründen nicht wie-
der verlassen wollen und sich offenkundig dauerhaft in Schweden wohlfühlen 
– »Criminal Gangs show no signs of leaving Sweden« titelte etwa eine Zeitung 
im März 2009766. Die schwedische Polizei macht unterdessen eine interessante 
Erfahrung, die Polizeikräfte überall in Europa nachvollziehen können: Geht sie 
gegen Einwanderer-Gangs vor, dann gehen viele schwedische Gutmenschen auf 
die Straße und bezichtigen die Polizei bei großen Demonstrationen des »Rassis-
mus«. »Demonstration gegen Polizei-Rassismus in Malmö« lautet eine Schlag-
zeile, die man in schwedischen Zeitungen immer häufiger liest.767 Angesichts 
solcher medialer Darstellungen ist verständlich, dass kein schwedischer Poli-
zeichef Ärger mit dem Ombudsmann bekommen möchte. Das drückt man doch 
lieber einmal öfter die Augen zu.

Davon profitieren nun schwedische Gangs wie die Original Gangsters, die ih-
ren Namen von dem Gangster-Rapper »Ice-T« entlehnt haben und von dem 1974 
in der Türkei geborenen Denho Acar (alias »Dschingis Khan«) gegründet wurde. 
Im Alter von elf Jahren kam Denho Acar mit seinen Eltern nach Schweden und 
lernte schnell, dass man die verweichlichten Schweden mit Drohungen und Ge-
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walt schnell gefügig machen und Geld von ihnen kassieren kann. Das Kind sam-
melte Iraner-, Syrer- und Jugoslawien-Flüchtlingssprösslinge um sich, baute eine 
Gang auf und verübte zahlreiche Brandanschläge. Da es nie die schwedische 
Staatsangehörigkeit erhalten hat und weiterhin türkischer Staatsbürger ist, hat es 
sich inzwischen wieder in die Türkei abgesetzt und leitet von dort aus als »inter-
nationaler Präsident« seine schwedische Gang Original Gangsters. Die Gang be-
sitzt eine schwedische Website, auf der sie sich Interessenten präsentiert.768 Die 
Original Gangsters sind verfeindet mit der albanischen Naserligan-Gang, die 
nach ihrem albanischen Anführer Naser Dzeljiijli benannt ist und ihren Sitz in 
Göteburg hat. Mehrere Mitglieder dieser Gang sind derzeit wegen Mordes inhaf-
tiert. Andere brutale Gangs heißen etwa Fucked for Life (Kennzeichen der Mit-
glieder ist ein FFL-Tatoo in Oberarm und Nacken) und Botkyrka-Gang. Kommt 
die Polizei Mitgliedern solcher Gangs zu nahe, dann fliegen leicht schon mal 
Handgranaten auf Polizeifahrzeuge, so wie etwa im März 2009 in Göteburg.769 
Offiziellerseits spielt man solche Ereignisse natürlich herunter. Schweden ist ja 
schließlich ein ruhiges und beschauliches Land.

Griechenland: »Es war wie im Krieg« – 
Straßenschlachten und Barrikadenkämpfe

Nicht nur in der griechischen Hauptstadt Athen kommt es immer öfter zu schwe-
ren Ausschreitungen. Ende Mai 2009 schlug ein »Protestzug« von 2000 Musli-
men in der Innenstadt plötzlich in einen Gewaltausbruch um, bei dem Steine auf 
Polizisten flogen und mitten in der belebten Innenstadt viele Fahrzeuge in Flam-
men aufgingen. Mehrere Tage lang ereigneten sich schwerste Unruhen. Hin-
tergrund der Vorfälle war die angebliche Schändung eines Korans durch einen 
Polizisten. Der Polizist hatte bei der Kontrolle eines illegalen Irakers angeblich 
mit einem Fuß einen Koran berührt. Anschließend gab es in Athen islamische 
Unruhen wie in der arabischen Welt nach der Veröffentlichung der Mohammed-
Karikaturen in Dänemark. Athen wird heute »Stadt der Unruhen« genannt.769a

»Es war wie im Krieg«, sagt die Inhaberin eines Schuhgeschäfts im Zentrum 
Athens. Die Dame spricht nicht etwa vom Zweiten Weltkrieg. Sie spricht über 
die Krawalle im Winter 2008/2009 in Griechenland. Seither ist nichts mehr, wie 
es war. Vorbei die Hoffnung, in Griechenland könne es nie wieder einen Militär-
putsch geben. Vorbei die Hoffnung, schwere innere Unruhen würden Griechen 
nur noch aus den Geschichtsbüchern kennen. In den ersten Dezembertagen 2008 
fing es an. Zunächst waren es nur vereinzelte Demonstrationen. Aus den ersten 
Krawallen wurden bald schlimme Revolten – immer mehr Anwohner sprachen 
von einem »Krieg« in der griechischen Hauptstadt.

Mit rund drei Millionen Einwohnern ist Athen die bevölkerungsreichste Stadt 
Griechenlands. Im Dezember 2008 entwickelten sich die schweren Unruhen an-
geblich aus dem Nichts. Eine Polizeikugel traf einen jungen Griechen – und auf 
einen Schlag brandete eine Welle wüster Demonstrationen erst durch die Haupt-
stadt und dann durch das ganze Land. Die bürgerkriegsähnlichen Unruhen wur-
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den von deutschen Journalisten als plötzliches spontanes Ereignis dargestellt. 
Dabei randalierten seit Monaten schon immer wieder mal linksextremistische 
»Demonstranten« in Athen. Sie zündeten etwa Buchhandlungen und Geschäf-
te an – die Medien schauten derweil politisch korrekt weg. Das ermunterte die 
»Demonstranten«. Mehr noch: Es spornte sie an. Die sich selbst als »sozialre-
volutionär« bezeichnenden »Demonstranten«, mehrheitlich linksextremistische 
»Autonome«, verkündeten seit vielen Monaten schon die These, es bedürfe nur 
eines Funkens bei passender Gelegenheit, und man könne ganz Griechenland ins 
Chaos stürzen und die ihnen verhasste konservative Regierung hinwegfegen. Es 
stimmt, dass die Regierung vor dem Hintergrund zunehmender Arbeitslosigkeit 
immer unbeliebter wurde. Und es war ebenfalls zutreffend, dass Gewerkschaften 
bei sinkenden Löhnen höhere Einkommen und neue Arbeitsplätze wünschten. 
Zudem hat die Finanzkrise Griechenland schwer getroffen. Die Einwohner wer-
den den Gürtel enger schnallen müssen. Da staut(e) sich Wut auf – Wut, die 
»Autonome« für sich ausnutzen können.

Dieses Konzept, aufgestaute Wut der Bevölkerung und ihre Ängste für linksex-
tremistische Ziele und blinde Zerstörungswut auszunutzen, das erprobten »Auto-
nome« in jenen Zeit schon seit einigen Monaten überall in Europa. In Berlin etwa 
hatten »Autonome« im November 2008 mit Schülern, die sie vor den Karren 
ihrer Gewaltorgie eingespannt haben, randaliert.770 Die meisten Leser werden 
das schon längst wieder vergessen haben.

Die »Autonomen« warteten auch in Athen nur auf einen passenden Anlass, um 
in Griechenland losschlagen zu können – in der berechtigten Hoffnung, dass Tei-
le der Bevölkerung sich ihnen anschließen würden. Die Polizeikugel, die dann 
einen 15 Jahre alten Jungen tötete, lieferte den Vorwand. Dabei war die Groß-
stadt Athen auch schon vor den schweren gewalttätigen Unruhen alles andere als 
ein Ort der Ruhe, in dem Menschen nur fröhlich Sirtaki tanzen und Ouzo trinken. 
Die Gewalt der »Autonomen« und gewalttätige Demonstrationen von Einwan-
derern aus islamischen Staaten, die sich mit »Autonomen« verbünden, gehören 
inzwischen in manchen Stadtteilen vielmehr zum ganz »normalen« Bild Athens. 
Man muss nur genau hinschauen. Die BBC berichtete schon im Oktober 2008 
in einem zwei Minuten und 44 Sekunden langen Filmbericht über die sich ab-
zeichnenden schweren Unruhen in Athen. Hintergrund waren Straßenschlachten 
zugewanderter Mitbürger aus dem islamischen Kulturkreis, die mit Äxten und 
Macheten auf die Straße gingen und losschlugen. Sie brüllten »Allahu Akhbar« 
in den Straßen. Fachleute, die von der BBC befragt wurden, sprachen von einem 
sich abzeichnenden »Krieg« in der Altstadt von Athen. Das war genau zwei Mo-
nate vor dem Beginn der blutigen Unruhen im Dezember 2008. Man kann den 
Beitrag der BBC im Internet anschauen und sich selbst ein Bild davon machen, 
wie »spontan« die späteren Unruhen in Wirklichkeit waren.771

Schon seit dem 5. Juni 2008 betrieben »Demonstranten« in Athen ein neues 
»Hobby«: Sie überfielen Buchhandlungen und setzten Zehntausende Bücher in 
Brand. Nicht ein deutscher Journalist berichtete über die öffentlichen Bücher-
verbrennungen in Athen. Denn überfallen wurden nur Buchhandlungen, die po-
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litisch »nicht korrekte« Bücher verkauften – wer etwa als Buchhändler konser-
vative oder gar islamkritische Literatur anbot, der war »fällig«. Zwischen dem 
5. Juni 2008 und dem Beginn der schweren Unruhen im Dezember 2008 wurden 
immerhin allein in Athen vier Buchhandlungen überfallen und die Bücher mit 
Benzin in Brand gesetzt. Hier die Adressen der nur im Juni und Juli betroffenen 
Buchhandlungen:

Editions Pelasgos
Ioannis Giannakenas, Publisher 14
Charilaou Trikoupi
Athen 106 79
Telefon: 210-362-89 76
E-Mail: yyiannak@otenet.gr

Georgiades Editions
Leonidas Georgiades, Publisher Solonos 114
Athen 106 81
Telefon: 210-384-73 74
E-Mail: info@ellinikiagogi.gr

Nea Thesis Editions
Ioannis Schoinas, Publisher
Hippokratous 65 Athen 106 80
Telefon: 210-363-49 32

Eleutheri Skepsis
Vladimiros Psiakis, Publisher
Hippokratous 112
Athen
Telefon: 210-361-47 36
E-Mail: info@eleftheriskepsis.gr

Frau Ana Maria Cabanellas ist die Präsidentin der Internationalen Buchhändler-
vereinigung mit Sitz in Genf, Schweiz. Dort hatte man die Welle der brutalen 
Übergriffe auf griechische Buchhandlungen schon seit Monaten aufmerksam 
verfolgt. Aufgefallen war in der Schweiz vor allem, dass die griechische Poli-
zei nicht eingegriffen hatte. Sie ließ die »Autonomen« in Ruhe abziehen, wenn 
diese Buchhandlungen in Brand setzten. Die Polizei – so das Signal – schaute 
lieber weg. Man wollte keinen Ärger haben. Davon haben die Sicherheitskräfte 
in Athen nämlich schon genug.

Irgendwie war das alles an deutschen Journalisten vorbeigezogen. Augen-
scheinlich hatten sie auch die gewalttätigen »Demonstrationen« zugewanderter 
Mitbürger in Athen nicht mitbekommen. Über die Straßenschlachten im Herbst 
2008 in Athen berichteten nur nichtdeutsche Zeitungen, etwa die International 
Herald Tribune.772

Die griechische Hauptstadt Athen galt über viele Jahrzehnte hinweg bei Touris-
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ten als ein begehrtes Reiseziel. Die historischen Relikte, die Altstadt (Plaka), der 
Verkehrsknotenpunkt Omonia Square – diese bunte Mischung zog kulturlieben-
de Menschen aus vielen Staaten der Welt in ihren Bann. Dieser Zustand nähert 
sich seit dem Sommer mehr und mehr seinem Ende. Denn in den vergangenen 
Jahren sind etwa 80 000 moslemische Flüchtlinge nach Athen gekommen, sie 
alle leben illegal in Athen. Sie stammen aus dem Nahen Osten, vom Balkan, aus 
Afghanistan, dem Irak. Sie leben von Überfällen, dem Rauschgifthandel, bilden 
brutale kriminelle Gangs, greifen Athener an – und liefern sich gegenseitig Stra-
ßenschlachten. Entlang ihrer ethnisch-religiösen Herkunft bilden sie Gruppen, 
die mit brutalster Gewalt gegen andere Gangs vorgehen. Mit Äxten und Mache-
ten schlagen sie mitten auf den Straßen im Stadtzentrum aufeinander ein. Die 
International Herald Tribune berichtete über all diese Dinge773 – andere Medien 
und ihre Vertreter schauten hingegen weg.

Die Polizei war ratlos. In solchen Stadtgebieten schließen die Geschäfte, die 
ethnischen Griechen ziehen weg – man kennt das ja aus vielen anderen euro-
päischen Städten. Der sozialistische Bürgermeister von Athen, Yiannis Sgouros 
(Pasok-Partei), sprach im Oktober 2008 von einer »explosiven Lage« in der von 
ihm regierten Hauptstadt. Die aus dem Nahen Osten zugewanderten Mitbürger 
hätten die griechische Hauptstadt als »Geisel« genommen. Er warnte vor schwe-
ren »Unruhen« mitten in Athen – vergeblich, man belächelte den Mann. Bis es 
dann im Dezember 2008 tatsächlich knallte.

Die Einwohner Griechenlands reagierten auf diese seit einem Jahr anhaltenden 
schlechten Nachrichten über immer neue Unruhen in Athen, die man außerhalb 
Griechenlands einfach nicht zur Kenntnis nahm: Sie wählten auf einmal extre-
mistische rechte Parteien – früher war das in Griechenland undenkbar. Im Okto-
ber 2008 stimmten 5,3 Prozent der griechischen Bevölkerung bei jüngsten Um-
fragen für die extrem rechte Laos-Partei. Die Zahl ihrer Anhänger steigt – ebenso 
wie die Zahl der nahöstlichen Migranten, die gemeinsam mit den »Autonomen« 
den Bürgerkrieg nach Athen bringen.

Griechische Zeitungen berichteten auch in englischer Sprache darüber, dass 
sich Migranten an den Dezember-Unruhen beteiligten. Ein solcher Bericht ist 
etwa bei Kathimerini zu finden.774 Deutsche Qualitätsjournalisten – etwa vom 
ehemaligen Nachrichtenmagazin Der Spiegel – nannten die schlimmen Proben 
für den Bürgerkrieg jedoch allen Ernstes nur »Protest gegen die Polizei«775. Nun, 
so kann man das natürlich auch nennen, wenn man die schlagkräftigen Zuwan-
derer politisch korrekt beiseiteschiebt.

Wie sah es eigentlich während der in Athen stattfindenden multikulturellen Un-
ruhen in anderen europäischen Hauptstädten aus? Hier die Antwort auf die Frage: 
Beispiel Dänemark. In der dänischen Hauptstadt Kopenhagen feierten Hunderte 
Moslems am 8. und 9. Dezember 2008 das islamische Fest »Id al-Adha« – bei 
dem Muslime Säugetieren bei vollem Bewusstsein die Kehle durchschneiden 
– mit Unruhen und Angriffen auf die Bevölkerung. Etwa 300 muslimische Mit-
bürger versammelten sich vor einem Einkaufszentrum, warfen Fahrräder auf die 
elektrischen Leitungen von Straßenbahnen, griffen Passanten an und empfingen 
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die dann eintreffenden Polizeikräfte mit einem Hagel aus Steinen.776 Natürlich 
berichtete nicht eine deutsche Zeitung darüber – so wie man auch die brennenden 
Buchhandlungen in Athen vor einigen Monaten unbeachtet gelassen hatte. Da-
bei entwickelt sich auch die beschauliche dänische Hauptstadt Kopenhagen zum 
»Kriegsgebiet«. Dieser Ausdruck ist nicht etwa eine subjektive Erfindung des 
Autors dieser Zeilen, es ist der Sprachgebrauch der seriösen dänischen Zeitung 
Copenhagen Post. Sie berichtete schließlich darüber, dass Schießereien sowie 
Mord und Totschlag dort inzwischen an der Tagesordnung seien, und verglich 
die Lage mit den Slums der schlimmsten amerikanischen Ballungsgebiete. Die 
Zeitung sprach wörtlich davon, Kopenhagen drohe zum »Kriegsgebiet« (»war 
zone«) zu werden. Die linksextremistischen »Autonomen« dürfen sich freuen: 
Sie werden auch in der dänischen Hauptstadt schnell Verbündete finden, die be-
reit sein werden, ihre Gewaltorgien auf die Straße zu tragen.

Man kennt derlei Zustände auch aus Frankreich: Während des Ramadans 2005 
hatte es dort die schwersten Unruhen seit Kriegsende gegeben. Der Anlass: Zwei 
junge marokkanische Kriminelle waren auf der Flucht vor der Polizei in einem 
Pariser Vorort in ein Umspannwerk geflohen und dort an Stromschlägen gestor-
ben. Autonome verbündeten sich mit ihnen und organisierten Krawalle. Binnen 
weniger Tage wurden landesweit mehr als 100 000 Fahrzeuge in Brand gesetzt.

Die bürgerkriegsähnlichen Unruhen flammen in Frankreich immer wieder auf. 
Die Anlässe sind zumeist nichtiger Natur: Im November 2007 fuhren zwei ma-
rokkanischstämmige Jugendliche auf einem gestohlenen und nicht angemeldeten 
Kleinkraftrad ohne Sturzhelm und ohne Licht bei Dunkelheit an einer Kreuzung 
in ein Polizeifahrzeug – der Raub, bei dem sie dem Polizeifahrzeug auch noch 
die Vorfahrt nahmen, endete für die zwei Marokkaner tödlich. Sofort waren die 
Ordnungshüter die »Bösen«. Mehrere Nächte lang randalierten »Jugendliche« 
in den Pariser Einwanderervororten. Sie lieferten sich Straßenschlachten mit 
der Polizei, Dutzende Beamte wurden verletzt. In vier Pariser Vorstädten zün-
deten »Jugendliche« dann Fahrzeuge an. Allein in Villiers-Le-Bel gingen zehn 
Autos sowie zahlreiche Mülltonnen in Flammen auf. Die Mitbürger aus dem 
islamischen Kulturkreis griffen die Sicherheitskräfte mit Wurfgeschossen und 
Flaschen an. Die Polizei wehrte sich mit Tränengas und Gummigeschossen. Bar-
rikaden brannten. Nach unterschiedlichen Angaben französischer Sender wurden 
insgesamt zwischen 30 und 40 Beamte verletzt. Auch mehrere Gebäude, darun-
ter eine Bücherei, ein Kindergarten sowie mehrere Geschäfte, wurden von den 
Randalierern angezündet. Journalisten, die die Krawalle filmen wollten, wurden 
von den Mitbürgern attackiert. Die Unruhen griffen später auf weitere Städte 
des Départements Val d’Oise nördlich von Paris über. Die Medien sprachen ver-
harmlosend und politisch korrekt immer nur von »Jugendunruhen«.

Das alles spielte sich nun eben auch in Athen ab. Die Politik kennt überall in 
Europa darauf nur eine Antwort: Überwachung und Repression.
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Teil V  
Angst vor dem Volk – Überwachung 

wie zu Kriegszeiten

In welchem Staat wollen wir künftig leben? In einer Law-and-Order-Nation 
mit der Tendenz zum autoritären Staat, der auf verstärkte Überwachung, Ab-
schottung und unmittelbare Kontrolle jeder Bevölkerungsgruppe zählt – oder 
in jenem freiheitlichen Staatswesen, in dem wir einst aufgewachsen sind? Vor-
beugende Kontrollen, Alarmanlagen und Kameras allerorten, Datensammlungen 
und Bespitzelungen sind Vorboten eines neuen Orwell’schen Zeitalters.

Wir gewöhnen uns daran, auf Schritt und Tritt von Überwachungskameras be-
obachtet zu werden. Es provoziert nicht den geringsten Aufschrei, wenn Bun-
desinnenminister Schäuble und seine Freunde beschließen, dass jede Datenüber-
tragung zu einer deutschen Behörde – mit Ausnahme des Bundespräsidialamtes 
und des Bundesrechnungshofs – vom Bonner Bundesamt für Sicherheit in der 
Informationstechnik (BSI) abgefangen und ausgewertet werden muss. Insofern 
Sie morgen dem Finanzamt eine E-Mail oder der Kreisverwaltung ein Telefax 
schicken, dann liest man das beim BSI seit 2009 mit.

Die 1950er-, 1960er- und 1970er-Jahre waren Zeitphasen, in denen die de-
mokratischen Einrichtungen in westeuropäischen Staaten ausgeweitet und für 
immer mehr Menschen geöffnet wurden. Frauenrechte und Rechte von Homose-
xuellen wurden in jenen Jahren deutlich gestärkt. Auch Arbeitnehmer-, Tier- und 
Verbraucherrechte wurden gestärkt. Von einem Höhepunkt nie gekannter Frei-
heit erleben wir derzeit den tiefen Fall: Die europäischen Regierungen sperren 
die Bevölkerung wieder in virtuelle Käfige. Die Regierungen haben inzwischen 
Angst vor ihren Völkern.

Deutschland gehört zu jenen Staaten, in denen die vollautomatische Massen-
überwachung der Bevölkerung am weitesten fortgeschritten ist. Die Bundes-
republik folgt im Rang bei der Bespitzelung der Bürger wenige Plätze hinter 
totalitären Staaten wie China, Nordkorea und Weißrussland. Das ist nicht die 
persönliche Meinung des Autors. Nein, das sind die Angaben aus dem weltwei-
ten Ranking der Überwachungsstaaten.

Nach einem Bericht des in Chicago ansässigen Sicherheitsunternehmens Cryp-
tohippie, das auch Bürgerrechtsbewegungen mit Studien unterstützt, nähern sich 
die totalitären und demokratischen Staaten der Welt gleichermaßen einer neu-
en Dimension des »elektronischen Polizeistaats« an. Im Ranking der totalitären 
Überwachungsstaaten stehen auf einer Weltkarte 2009 an den ersten Stellen Chi-
na, Nordkorea, gefolgt von Weißrussland und Russland. Dann aber wird bereits 
Großbritannien aufgelistet, gefolgt von den Vereinigten Staaten, Singapur, Israel, 
Frankreich und – an zehnter Stelle – Deutschland.777

Da die technisch mögliche und auch in der Praxis verwendete Massenüber-
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wachung noch sehr neu ist, ist sie in den Köpfen der Menschen in weiten Teilen 
der vorgenannten Staaten noch gar nicht angekommen. »In einem Elektroni-
schen Polizeistaat«, so heißt es in dem Bericht, »werden jedes Bild einer Über-
wachungskamera, jede verschickte Mail, jede aufgesuchte Internetseite, jedes 
Web-Posting, jede Überweisung, jede Bezahlung mit einer Kreditkarte, jedes 
Anklingeln eines Mobiltelefons ... zum Beweismaterial. Und das alles wird in 
durchsuchbaren Datenbanken für eine lange Zeit aufbewahrt.« Das in den Daten-
banken gespeicherte Beweismaterial könne jederzeit gegen einen Menschen ver-
wendet werden, heißt es weiter. »Vielleicht vertrauen Sie Ihrem Regierungschef, 
dass er die archivierten Informationen nur gegen böse Menschen einsetzt. Aber 
trauen Sie auch seinem Nachfolger und allen seinen Untergeordneten, jedem Re-
gierungsangestellten und jedem Polizisten?«, fragen die Verfasser der Studie.

Die Fundamente für die totalitärste Überwachung seien heute in 52 Staaten der 
Welt gelegt, so die Studie. Die Vorstellungen von einem totalitären Polizeistaat 
seien in den Köpfen der Bürger aber noch nicht an die moderne Welt angepasst 
worden. Während die Nazis in Deutschland einst Menschen nachts aus ihren 
Betten gezerrt und zu Verhören mitgenommen hätten, erfolge das alles heute von 
den Bürgern unbemerkt. Jede besuchte Pornoseite im Internet, jeder Telefonan-
ruf, jede Überweisung, jede Eingabe an einem Geldautomaten werde kontrolliert 
und protokolliert – und im Bedarfsfalle auch noch nach vielen Jahren zu einer 
Anklage gegen die Bürger zusammengefasst. Weithin unbeobachtet leben Bür-
ger in der Europäischen Union nach den Angaben der Studie heute nur noch in 
Luxemburg (Platz 45), Portugal (Platz 44), Spanien (Platz 43), Malta (Platz 38), 
Schweden (Platz 34), Finnland (33) und der Schweiz (Platz 30). Deutschland sei 
demgegenüber zusammen mit Großbritannien auf dem direkten Weg in einen 
totalitären Überwachungsstaat.

In Köln entsteht derzeit die neue Bundesabhörzentrale. Da das Wort in den 
Ohren der Bürger eher unschön klingt, heißt die Behörde mit den großen Ohren 
»Technische Abhörzentrale des Bundes beim Bundesverwaltungsamt« – in der 
Beamtenlyrik, also dem Beamtendeutsch, auch als »Service- und Competence-
Center TKÜ« (gemeint ist Telekommunikationsüberwachung) bekannt. Diesen 
tollen Abhör-»Service« dürfen in Deutschland viele Behörden praktizieren: mitt-
lerweile neben dem Auslandsgeheimdienst Bundesnachrichtendienst (offiziell 
nur im Ausland) und dem Militärischen Abschirmdienst MAD im Zusammen-
hang mit der Bundeswehr auch das Bundesamt für Verfassungsschutz und die 16 
entsprechenden Landesämter sowie das Bundeskriminalamt, die Bundespolizei 
(BPOL), Landespolizeien und das Zollkriminalamt in Köln. Hinzu kommt die 
Erlaubnis zur Überwachung der Geldflüsse durch die Finanzaufsichtsbehör-
den. Um alles zusammenzufassen, wird im Kölner Bundesverwaltungsamt die 
Bundesabhörzentrale (SC-TKÜ) aufgebaut – für »die effiziente Bereitstellung 
der TKÜ-Technik von BKA, BPOL (Bundespolizei) und Bundesamt für Verfas-
sungsschutz (BfV)«. Langfristig will das Bundesinnenministerium gemäß einer 
Vorlage aber erheblich mehr, denn da heißt es: »Letztlich prüft das BMI auch, 
ob nicht das Modell der amerikanischen National Security Agency (NSA) oder 



284

des britischen Government Communication Headquarter (GCHQ) als Vorbild 
auf Deutschland übertragen werden könnte.« Deutschland marschiert also ganz 
vorne mit beim großen Marsch in den Überwachungsstaat. Damit nimmt die 
Bundesrepublik neben Großbritannien innerhalb der EU eine Vorreiterrolle ein.

Die Europäische Union will mittelfristig aus »Sicherheitsgründen« die Über-
wachung der Bevölkerung in allen Lebensbereichen drastisch verstärken. Sie 
lässt zu diesem Zweck – man mag es kaum glauben – Hirn-Scans an Flughäfen 
erproben, will Herzfrequenzen der Bürger überwachen und möglicherweise in 
Lastkraftwagen vollautomatisch die Sitzpositionen der Fahrer kontrollieren las-
sen.

Die Europäische Union hat erste Ergebnisse ihres Pilotprojektes zur künfti-
gen Überwachung der Bevölkerung vorgestellt. Das Projekt mit dem Namen 
Huambio (Human Monitoring and Authentication using Biodynamic Indicators 
and Behaviourial Analysis) soll bei der künftigen Sicherheitsarchitektur des an-
gestrebten EU-Großreiches eine wichtige Rolle spielen. Dem Projekt zufolge 
sollen alle Verhaltensauffälligkeiten von Menschen vollautomatisch erfasst und 
ausgewertet werden. Die in Griechenland untergebrachte Forschergruppe wurde 
nach dem Vorbild des geheimen amerikanischen Projekts IARPA (Intelligence 
Advanced Research Projects Activity) ins Leben gerufen.778

Was wie ein Aprilscherz klingt, hat einen realen Hintergrund: Die EU finanziert 
in dem Projekt etwa die Erforschung der Identifizierung von Menschen anhand 
ihres Herzschlages. Diese Herzfrequenzidentifizierung soll langfristig neben den 
schon bekannten biometrischen Daten in Ausweise aufgenommen werden. Zu-
dem sollen Gehirnströme als biometrische Daten gemessen und biometrisch er-
fasst werden. Großbritannien will die ersten Ergebnisse der Huambio-Forschun-
gen im Feldversuch bei der Sicherung britischer Auslandsvertretungen testen. 
Die Londoner Regierung stellt 15 Millionen Pfund (16,7 Millionen Euro) bereit, 
um neben der Gesichtsfelderkennung auch Herzfrequenzen und Gehirnströme 
als Zutrittskontrollen in Hochsicherheitsbereichen von Botschaften zu erpro-
ben. Die Herzfrequenzmessungen und die Hirn-Scans haben aus EU-Sicht noch 
einen weiteren Vorteil: Sie können angeblich Terroranschläge verhindern, weil 
potenzielle Terroristen nach Angaben der Studien auffällige Herzfrequenzen und 
Hirnströme haben.

Die Huambio-Forscher haben zudem ein biometrisches System entwickelt, mit 
dem die Sitzposition von Lkw-Fahrern überwacht werden kann. Werden diese 
entführt, so verändern sie unbewusst die Sitzposition. Das neue System soll so 
künftige Entführungen von Lkw-Fahrern in EU-Staaten verhindern helfen. Bis-
lang gibt es allerdings keine Pläne, dieses noch im Probestadium befindliche bio-
metrische System zwangsweise in der EU einzuführen. Man erforscht das »nur«, 
weil die Kriminalität zu einer ganz alltäglichen Landplage zu werden droht (sie-
he das Kapitel über die Autobahn-Gangster).

Ganze Ballungsgebiete werden in Europa in die Kriminalität verfallen und den 
vielen Gangs überlassen. Man erkundet aufseiten der Regierenden unterschiedli-
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che Wege, um die sich abzeichnenden, schlimmer werdenden Konflikte zwischen 
Linken und Rechten, Armen und Reichen, Zuwanderern und Einheimischen in 
Problemgebieten einzudämmen. Dazu muss man aber erst einmal wissen, was in 
solchen Stadtvierteln passiert. Weil die dort lebenden Bürger häufig eine Mau-
er des Schweigens bilden, späht man sie in Frankreich heute mithilfe kleiner 
unbemannter Flugzeuge aus. Im Jahre 2005 musste die französische Regierung 
landesweit den Ausnahmezustand verhängen, nachdem muslimische Jugendli-
che in den Banlieus (Vorstädten) Tausende Fahrzeuge angezündet, Geschäfte ge-
plündert und Menschen angegriffen hatten. Regierung und Sicherheitsbehörden 
waren seither nicht untätig. Im Gegenteil: Weil man weiß, dass die Unruhen ganz 
bestimmt wieder aufflammen werden, führte man vom 15. Dezember 2007 an 
die Luftüberwachung der französischen Trabantenstädte ein. Das Projekt wurde 
ohne viel Aufhebens realisiert – der Projektname lautet »ELSA«. ELSA steht 
für Engin Léger de Surveillance Aérienne, übersetzt heißt das »Leichtes Gerät 
für die Luftüberwachung«.779 Es handelt sich um eine nur 600 Gramm schwere 
Drohne mit einer Miniaturkamera. Die Ermittler brauchen seither in den Traban-
tenstädten nicht mehr sichtbar vor Ort zu sein, um Bilder oder Informationen aus 
erster Hand zu bekommen. Die Bilder werden noch aus der Luft direkt in eine 
Kommandozentrale übertragen. In der Vergangenheit wurden Hubschrauber zur 
Überwachung der Trabantenstädte eingesetzt. Das aber bekamen die Bewohner 
mit. ELSA ist da viel diskreter. Die Verdächtigen werden in einer zentralen Datei 
erfasst und gespeichert. Solche Drohnen werden inzwischen auch in Deutsch-
land bei der Überwachung sozialer Brennpunkte eingesetzt – ohne Wissen der 
Bevölkerung.

Das ist in Großbritannien nicht anders. Dort gibt es seit 2009 sogar eine neue 
Datei, in die nur Jugendliche aufgenommen werden – auch wenn sie völlig un-
verdächtig sind. Während in Deutschland immer wieder Unternehmen in Be-
drängnis geraten, weil sie wie Lidl, die Deutsche Bahn AG oder die Telekom 
ihre Mitarbeiter ohne Verdacht ausgespäht haben sollen, ist es im britischen 
Inselkönigreich ganz »normal«, die Überwachung immer weiter auszubauen. 
2009 wurde eine neue Londoner Datenbank vorgestellt, in die alle – wirklich 
ausnahmslos alle – britischen Kinder und Jugendliche mit den privatesten Daten 
aufgenommen werden. Dummerweise waren jene Briten, die für die Sicherheit 
solcher Datenbanken verantwortlich sind, in den Monaten zuvor immer wieder 
sehr vergesslich gewesen. Sie hatten vertrauliche Datensätze auf Datenträgern 
immer wieder herumliegen lassen – bis sie jemand an sich nahm. Nun werden 
demnächst wohl 390 000 Briten Zugriff auf die neue Jugend- und Kinderdaten-
bank haben. Jeder kann – theoretisch – die Datenbank kopieren. Und jeder kann 
sie – ebenso theoretisch – irgendwo liegen lassen. Doch was in Deutschland 
(noch) ein Skandal wäre, schockt in Großbritannien kaum noch jemanden.

Stellen Sie sich vor, Sie lebten in Großbritannien. Dort können den Eltern völ-
lig unbekannte Personen nun per Mausklick folgende Informationen über die 
im Land lebenden Kinder abrufen: Name, Vorname, Geburtsort, Geburtsdatum, 
Religion, Name und Anschrift der Eltern, Einkommen der Eltern, Vorstrafen von 
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Familienmitgliedern und Angehörigen, besondere Vorlieben von Familienmit-
gliedern, Abhängigkeiten von Rauschmitteln, Name und Anschrift des Hausarz-
tes der Familie sowie Name und Anschrift der Schule. Nach Angaben der BBC 
werden 390 000 Personen Zugriff auf alle diese Daten haben – es handelt sich 
um jene Briten, die beruflich mit Kindern zu tun haben, etwa Lehrer, Kinder-
gärtnerinnen und Betreuer.780 Auch für Straftäter dürfte ein Blick in die neue 
Datei unbezahlbar sein: Kindesentführer und Erpresser etwa dürften sich über 
den Inhalt der Datei freuen. Vorbei sind die Zeiten, in denen man noch mühevoll 
auskundschaften musste, ob die Eltern eines Kindes bei einer Entführung auch 
tatsächlich solvent und zahlungsfähig sein werden.

Genau genommen ist die britische Regierung völlig pleite. Aber die für das 
Überwachungsprojekt benötigten 224 Millionen Pfund (244 Millionen Euro) 
wurden bevorzugt bewilligt. Angeblich dient die Datei dem Schutze der Kinder 
und Jugendlichen sowie der Vernetzung der Erkenntnisse ihrer Betreuer. Jeder 
Jugendgruppenleiter, jeder Mitarbeiter eines Kinderhilfswerks, viele Regie-
rungsmitarbeiter – sie alle werden die Daten von elf Millionen britischen Kin-
dern einsehen können. Die britische Zeitung Times war entsetzt.781

In Deutschland herrscht der Grundsatz der Datenvermeidung. Es sollen angeb-
lich nur so wenige Informationen wie möglich über (andere) Personen gespei-
chert werden. In Großbritannien hingegen will man aus puzzleartig vorhandenen 
Daten einheitliche Bilder über Personen und über ihre Umgebung zeichnen – und 
findet das weder ethisch verwerflich noch anstößig.

Der Umgang mit personenbezogenen Daten ist in Großbritannien lax: Im 
August 2008 ist ein USB-Stick mit den Daten von 84 000 Häftlingen, 10 000 
Schwerverbrechern und Zehntausenden Angaben weiterer Krimineller einfach 
verloren gegangen. Man hat seither Angst davor, dass Zehntausende Häftlinge 
die Londoner Regierung auf Schadensersatz verklagen. Denn die auf dem USB-
Stick befindlichen Daten sind nicht verschlüsselt. Der Fall steht nicht für sich 
allein: Einen Monat später kamen auf dem Militärluftwaffenstützpunkt Inns-
worth alle Daten von bis zu 50 000 ehemaligen und aktuell dienenden Soldaten 
abhanden.

Vielleicht wird man in die neue Kinder- und Jugenddatei noch eine weite-
re Rubrik aufnehmen. Es sollen ja ohnehin immer mehr britische Schulen mit 
Gesichtsfeld-Erkennungssoftware ausgestattet werden, mit denen die Schüler 
beim Betreten der Schule oder der Schulkantine vollautomatisch identifiziert 
werden.782 Diese Datensätze könnte man auch noch in die »ContactPoint« ge-
nannte neue Kinder- und Jugenddatei einspeisen. Der Eintrag ins Klassenbuch 
für jene, die beispielsweise zu spät kommen, soll dann vollautomatisch erfolgen. 
Und jene 390 000 Briten, die all die Jugenddaten künftig in Echtzeit anschauen 
dürfen, können sich dann gleich ein Rundumbild von jenen Kindern machen, die 
auch mal eigene Wege gehen wollen. George Orwell hätte sich das alles ganz 
sicher so nicht vorstellen können.
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Staatsfeind Nr. 1 – der Bürger im Visier der Schnüffler

In einer globalisierten Welt drohen vielfältige Gefahren. Viele Durchschnitts-
bürger sehen Gefahrenherde immer nur bei anderen Personengruppen – etwa 
bei Terroristen –, nie jedoch bei sich selbst. Dabei ist es den modernen Überwa-
chungssystemen völlig egal, ob ein Überwachter ein anständiger Durchschnitts-
bürger oder ein skrupelloser Terrorist ist. Denn überwacht werden zunächst 
einmal alle. Datenschützer sollten die folgenden Absätze vielleicht doch besser 
überschlagen, der Autor will nicht für mögliche Herzattacken und auftretende 
Mundstarre verantwortlich sein.

In der Bundesrepublik Deutschland ist es auf den ersten Blick streng verboten, 
unschuldige Bürger auszuspähen. Wie in allen rechtsstaatlichen Demokratien 
dürfen Menschen nach dem Gesetz nur dann von Beobachtungstrupps oder gar 
Geheimdiensten ausspioniert werden, wenn es konkrete Verdachtsmomente ge-
gen sie gibt. So weit die Theorie.

Was Bürger von den »Sicherungsmaßnahmen« eines Herrn Schäuble und sei-
ner Mitläufer halten, das kann man am großen Warenversender »Manufactum« 
ablesen: Dort hat man das neue Modell eines Vogelhauses in Form einer Überwa-
chungskamera gestaltet – und nach Bundesinnenminister Schäuble benannt. Das 
voll überwachte Vogelbruthaus heißt im Katalog »Nistkasten Wolfgang S.«783

Schockiert nahmen wir 2008 zur Kenntnis, dass der Discounter Lidl seine 
Mitarbeiter ausspionierte.784 Legal, illegal – scheißegal; so scheinen viele in 
Deutschland den Datenschutz zu sehen. Bei der Telekom-Spitzelaffäre wurden 
Vorstände, Aufsichtsräte, Betriebsräte und Journalisten ausspioniert.785 Und bei 
der Datenschutzaffäre der Bahn hatte Konzernchef Hartmut Mehdorn im Früh-
jahr 2009 irgendwann völlig den Überblick verloren.786 Die Bahn hatte nicht nur 
173 000 Mitarbeiter überwacht, sie veranlasste auch Hausdurchsuchungen bei 
Kritikern. Aus Mehdorn wurde »Späh-Dorn«. Peinlich wird es in Deutschland 
aber immer erst dann, wenn das alles herauskommt.

Was also macht man, wenn Menschen nicht in Verdacht stehen, Straftaten vor-
zubereiten, sondern einzig ihre demokratischen Grundrechte in Anspruch neh-
men wollen – und man sie dennoch in aller Ruhe ohne nervtötenden Medienrum-
mel beobachten will? Die nachfolgend beschriebenen Systeme sind europaweit 
im Einsatz, nationale Grenzen hindern sie nicht bei der Schnüffelarbeit.

Schlägt man in einem modernen Lexikon den Namen »Taranis« nach, dann 
findet man dort den keltischen Gott des Himmels, des Wetters und des Donners. 
Der keltische »Taranis« war eng mit dem mythischen germanischen Donnergott 
»Thor« oder »Donar« verwandt. Der Mythos um den legendären keltisch-ger-
manischen Donnergott muss heute allerdings auch für die Welt der Rüstungsin-
dustriellen und der Geheimdienste herhalten. Von der Öffentlichkeit weitgehend 
unbemerkt entwickeln die Briten unter dem Codenamen Taranis bis 2010 das 
größte unbemannte Kampfflugzeug der Welt. Der Interkontinental-Kampfjet 
wird acht Tonnen schwer und zwölf Meter lang sein.787 Und Taranis heißt eben-
falls ein taktisches Einsatzführungssystem.788
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Dieses neue taktische Einsatzführungssystem Taranis dürfte – mit Ausnahme 
von Wehrtechnikern – den meisten Europäern bislang völlig unbekannt sein. Die 
britische Royal Air Force erhielt das in Deutschland entwickelte Taranis-Sys-
tem von 2008 an zur strategischen Aufklärung. Auf den ersten Blick muss man 
sich auch nicht wirklich für Taranis interessieren, heißt es in einem deutschen 
Firmenprospekt dazu doch allgemein: »Es besteht unter anderem aus praxiser-
probten Komponenten für Informations- und Ressourcenmanagement sowie für 
Feuerleitung und Ballistik. TARANIS integriert Sensoren und Effektoren aller 
Truppengattungen und unterstützt das Überwachungs-, Ziel- und Bekämpfungs-
management.« Nun erhalten die Maschinen der Royal Air Force zugleich aber 
auch ein VIPER- und ein GALE-System. VIPER ist ein amerikanisches System, 
mit dem sich beim Überfliegen eines Landes feststellen lässt, welche Zielperson 
mit welcher anderen Zielperson oder aber mit Unbekannten telefoniert, sich trifft 
oder in anderer Form Nachrichten austauscht. VIPER wertet dazu in Echtzeit alle 
elektronischen und elektromagnetischen Spuren aus. Kombiniert wird das Ganze 
mit dem Echtzeit-Übersetzungsprogramm GALE. GALE wurde vom Hightech-
Forschungszentrum DARPA des US-Verteidigungsministeriums entwickelt und 
steht für Global Autonomous Language Exploitation. Es übersetzt in Echtzeit 
Kommunikation vor allem aus dem Arabischen und dem Chinesischen (Man-
darin). Die testweise Vereinigung aller drei Komponenten in britischen Kampf-
flugzeugen für den europäischen Luftraum ist bislang »top secret« – andernfalls 
würden Datenschützer wohl aufheulen.

»Top Secret« ist auch der Einsatz von Kameras, mit denen man durch die 
Wände in die Wohnungen von Bürgern schauen oder aber im Vorbeigehen deren 
Gepäck scannen kann. In James-Bond-Filmen hat es so etwas schon vor Jahr-
zehnten gegeben – in der Realität erst Ende 2007. Das amerikanische Unter-
nehmen Physical Optics Corporation gilt als ausgesprochen innovativ. Im Jahre 
2007 machte es diesem Ruf in Geheimdienstkreisen alle Ehre: Mit dem Produkt 
LEXID (Lobster Eye X-ray Imaging Device) gelang den Forschern der bislang 
wohl größte Coup.789 Immerhin kann man mit dem Gerät von der Größe einer 
Videokamera durch Zement, Stahl und Holz blicken. Die amerikanische Hei-
matschutzbehörde hatte die Forschungsarbeiten unterstützt und war dann ers-
ter Großkunde für das schlicht Lobster genannte technische Meisterstück. Der 
Lobster hat viele Eigenschaften, die Sicherheitsbehörden schnell schätzen lernen 
werden: Man kann an Flughäfen im Vorbeigehen in das Gepäck der Reisenden 
schauen oder man kann in den Rümpfen von Containerschiffen sofort sehen, 
was sich tatsächlich in einer der großen »Blechbüchsen« befindet. Hindernisse 
oder Trennwände aus Holz, Stahl und Beton – für den Lobster kein Problem. 
Inzwischen sind viele Einzelheiten über den Lobster, dessen Entwicklung kaum 
eine Million Dollar gekostet haben soll, bekannt geworden. Auch die deutschen 
Geheimdienste haben seit dem Jahre 2008 den Lobster im Einsatz.

Geheimdienste können Zielpersonen und deren Zielfahrzeug mit raffinierter 
Technik schon lange insgeheim aus der Ferne beobachten. Allerdings gibt es 
diese Technologie seit 2008 auch für Privatleute. Angeblich verkauft man sol-
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che Produkte beispielsweise nur an Eltern, die einfach mal wissen wollen, wie 
schnell die Kinder denn mit Vaters Auto fahren und ob sie sich auch schön an die 
Verkehrsregeln halten. Das jedenfalls suggeriert die Werbung, die Realität beim 
Einsatz mancher eher unheimlicher Geräte aber sieht völlig anders aus. Viel-
leicht kennen Sie aus diversen Fernsehkrimis Geräte, die manche Mitbürger in 
die Fahrzeuge anderer Menschen einbauen, wenn sie wissen wollen, wann diese 
wohin fahren. Solche »GPS-Tracker« genannten Geräte waren vor Jahren teuer 
– und klobig: Früher waren Geräte, mit denen man Fahrzeuge lokalisierte, schon 
auf Anhieb für einen Laien hinter der Stoßstange oder unter dem Kotflügel eines 
Fahrzeuges zu erkennen. Und es gab einen Fall, bei dem das Kölner Bundesamt 
für Verfassungsschutz noch im Herbst 2004 die französischen Kollegen darum 
ersuchte, ein solches Gerät im Süden Frankreichs heimlich aus einem Zielfahr-
zeug wieder auszubauen, weil die Zielperson einfach nicht mehr nach Deutsch-
land zurückkam – und das Gerät einfach zu teuer war, um es abzuschreiben.

Inzwischen sind die Geräte immer kleiner geworden. Mittlerweile haben sie 
die Größe eines kleinen USB-Sticks erreicht. Brauchte man früher noch eine 
externe Stromversorgung und zusätzlich ein Mobiltelefon zur Datenübertragung, 
so können die Daten heute aus vielen Metern Entfernung im Vorbeifahren per 
Bluetooth aus einem solchen winzigen Gerät ausgelesen werden.

ALLtrack USA ist eine von vielen Firmen, die solche Geräte für den »Privatge-
brauch« anbietet.791 Unter dem Vorwand, dass man damit doch heimlich einmal 
testen könne, ob Sohn oder Tochter sich an die Verkehrsregeln halten, wird das 
winzige Spionage-Tool angepriesen. Natürlich kann man das Gerät auch unter 
die Bodenplatte eines Fahrzeuges von Mitarbeitern klemmen. Wann ist der Mit-
arbeiter wohin gefahren, wie schnell ist er gefahren, welche Straßen hat er be-
nutzt, wo hat er wie lange gehalten, welche Restaurants sind in der Nähe? Die 
dem Gerät beigefügte Software bietet deutlich mehr Möglichkeiten als nur das 
Erkunden der Spritztouren von Söhnen oder Töchtern.

Vor diesem Hintergrund ist es kein Wunder, dass sich noch weitere Anbie-
ter mit ähnlicher Technologie auf dem weltweit offenkundig großen Markt der 
Fahrzeug-Fernspionage tummeln. Delio Black Box GPS-Tracker ist ein weiterer 
solcher Anbieter, dessen Produkte es in sich haben. Einmal in ein Fahrzeug ein-
gebaut, muss niemand mehr das Spionage-Tool ausbauen, um die gespeicher-
ten Daten auslesen zu können. Per Bluetooth sind Ferndiagnose und Auslesen 
auf mehrere Meter möglich. Die Black Box ist weltweit einsetzbar – und die 
Software ist kinderleicht zu bedienen. Für Datenschützer bricht offenkundig ein 
neues Zeitalter an, denn hat man ein solches Gerät in seinem Fahrzeug gefunden, 
weiß man noch lange nicht, wer es installiert hat und das Fahrzeug heimlich 
beobachtet.

Man kann sich vor solchen Eingriffen in die Privatsphäre allerdings auch 
schützen. Medienaufmerksamkeit ist jedenfalls immer gut. Das belegt der fol-
gende Fall: In Bad Oldeslohe, Schleswig-Holstein, entdeckte ein Mann einen 
Peilsender an seinem Fahrzeug. Er unterrichtete seinen Anwalt, und der schrieb 
dann alle möglicherweise zuständigen Behörden an: die örtliche Bezirkspo-
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lizei Lübeck, das Landeskriminalamt Schleswig-Holstein in Kiel, den Verfas-
sungsschutz und das Innenministerium sowie den Datenschutzbeauftragten in 
Schleswig-Holstein. Auch die Hamburger Polizei und der Hanseatische Verfas-
sungsschutz bekamen Post, ebenso wie das Bundeskriminalamt in Wiesbaden 
und das Bundesamt für Verfassungsschutz in Köln. Doch niemand wollte etwas 
von der Existenz des Peilsenders wissen. Alle beteuerten nach einigen Wochen, 
dass von dem Manne keine aktuellen personenbezogenen Daten gespeichert 
worden seien. So übergab dieser den Peilsender einer Berliner Zeitungsredakti-
on. Das Ganze war viele Monate her – dann aber bekam der Mann Ärger. Denn 
überraschend klagte das Kieler Innenministerium gegen ihn auf Herausgabe des 
Ortungsgerätes oder ersatzweise 2500 Euro Schadensersatz. Das klingt wie eine 
Provinzposse – doch sie ist Realität. Inzwischen hatte sich das schleswig-hol-
steinische Landeskriminalamt (LKA) in Kiel überraschend als Eigentümer zu er-
kennen gegeben. Das LKA forderte die Herausgabe von »Überwachungstechnik 
des Landeskriminalamtes Schleswig Holstein«. Der Mann habe sich das »GPS 
Ortungsgerät Nr. 20« im März 2007 »bösgläubig« angeeignet. Tatsache aber ist: 
Der Beschuldigte hatte bei allen in Frage kommenden staatlichen Stellen höflich 
über seinen Anwalt anfragen lassen, ob das gefundene Peilgerät dort vielleicht 
vermisst werde. Nun soll er vor Gericht, weil er fremdes Eigentum unterschlagen 
hat. Das Verfahren dürfte interessant werden. Doch der Mann ist ganz gewiss 
nicht der Einzige, dem man einen Peilsender ans Fahrzeug geheftet hat. Die Ge-
räte sind (aus Behördensicht) nicht eben teuer – und werden meist nur durch 
Zufall gefunden. Was aber tun, wenn einen das ungute Gefühl beschleicht, man 
könne im näheren Umkreis einen Peilsender haben? Ein britisches Unternehmen 
bietet für weniger als 150 britische Pfund Abhilfe an: einen Störsender791, den 
man in den Zigarettenanzünder des Fahrzeuges steckt. Im Umkreis von fünf Me-
tern – so das Unternehmen – werden alle GPS-Signale unterdrückt und gestört. 
Peilsender funktionieren dann nicht mehr. Das Gerät hat nur zwei Nachteile: 1) 
Auch das GPS-Signal des Navigationssystems wird nicht mehr funktionieren. 2) 
Der Einsatz ist in Deutschland verboten. Ob das aber Menschen daran hindern 
wird, das Gerät dennoch zu erwerben?

Ebenfalls der Sicherheit dienen sollen biometrische Merkmale in Reisepäs-
sen. Sie ermöglichen grundsätzlich auch eine automatisierte und damit etwa für 
Reisende schnellere und komfortablere Grenzkontrolle. Seit 2004 sammelt die 
Bundespolizei am Frankfurter Flughafen Erfahrungen mit einem solchen auto-
matisierten System. Angeblich funktioniert alles hervorragend. Auch in Groß-
britannien hatte man zuvor experimentiert. Und 2008 wurde das neue System an 
den europäischen Flughäfen flächendeckend eingeführt. Dabei hatten ähnliche 
Systeme in den Vereinigten Staaten bei Praxistests kläglich versagt. Zuerst waren 
die Amerikaner vollauf begeistert: Modernste Gesichtsfelderkennung sollte es 
Terroristen beim Superbowl unmöglich machen, die Stadien unerkannt zu betre-
ten. Die Medien verteilten viele Vorschusslorbeeren. Dann kam der Superbowl – 
und das Chaos brach aus. Die Gesichtsfelderkennung versagte. Nach drei Tagen 
entschieden die Sicherheitsbehörden, die Systeme abzuschalten. Die Geräte hat-
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ten reihenweise Fehler produziert. Unschuldige Bürger wurden zu Verdächtigen. 
Schlimmer noch: Die Gesichtsfelderkennung konnte im Praxistext häufig nicht 
einmal Frauen und Männer auseinanderhalten. Seither berichten amerikanische 
Medien erheblich zurückhaltender über die »fortschrittlichen Methoden« der 
Gesichtsfelderkennung.

In Europa allerdings herrscht weiterhin bei diesem Thema Jubelstimmung. 
Schließlich hoffen die Sicherheitsbehörden und die Hersteller der Technologie 
von Gesichtsfelderkennung auf eine glorreiche Zukunft. Inzwischen sind die 
Geräte für die biometrische Gesichtsfelderkennung an allen britischen Flughä-
fen freigeschaltet. Die notwendigen Daten sind in den neuen EU-Reisepässen 
gespeichert. Nur wer diesen noch nicht hat, darf sich beim Grenzübertritt von 
einem Menschen begutachten lassen. Alle anderen werden künftig immer öfter 
nur noch Maschinen gegenüberstehen. Angeblich sind diese akkurater als Men-
schen – und unbestechlich. Gus Hosein von der renommierten London School of 
Economics findet das alles »lachhaft«. Ein menschlicher Grenzschützer könne 
beim Anblick eines Menschen immerhin Vermutungen anstellen und habe einen 
Erfahrungsschatz. Der Gesichtsfelderkennungs-Computer aber sei dumm, kalt 
und abweisend. Und er werde viele Fehler produzieren. Bis Dezember 2010 sol-
len schon 95 Prozent aller Bürger beim Grenzübertritt von Maschinen begutach-
tet werden. Alle anderen europäischen Staaten ziehen natürlich mit.

Es gibt da allerdings ein winziges Problem, das bislang noch niemand gelöst 
hat: moslemische Frauen, die eine das ganze Gesicht verhüllende Burka oder 
den islamischen Niqab tragen. Sie müssen – mit Rücksicht auf ihre Kultur – an 
den europäischen Grenzen den Schleier nicht anheben. Die persönlichen Emp-
findungen dieser Bevölkerungsgruppe sollten Vorrang haben, heißt es in den ent-
sprechenden Anweisungen. Kein Wunder also, dass ein aus Somalia stammender 
Polizistenmörder über den Flughafen London-Heathrow mit einem solchen isla-
mischen Frauengewand unerkannt flüchten konnte. Er hatte den Reisepass einer 
Verwandten vorgezeigt.792 Die Flucht des Polizistenmörders, der zugleich als is-
lamistischer Terrorist gesucht wurde, hatte für Aufsehen gesorgt. Aber geändert 
wurde seither nichts. Bestimmte Mitbürger dürfen somit ohne weitere Kontrollen 
über die Grenzen. Mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit werden sie 
einfach durchgewunken, an die Gesichtsfelderkennungs-Maschinen müssen sie 
jedenfalls nicht. Letztlich bedeutet das aber, dass genau jene, die man eigentlich 
vorrangig aufgreifen will, einen Freibrief haben.

In der Stadt Portsmouth wird seit 2008 eine neue Generation von Überwa-
chungskameras (CCTV) installiert, die den Sicherheitsbehörden die Arbeit er-
leichtern soll – sie erkennt Straftaten, bevor diese verübt werden.793 Seit dem 
Jahre 2003 entwickelt das britische Unternehmen Smart CCTV Überwachungs-
kameras. Wichtiger als die eigentlichen Kameras ist für die Entwickler jedoch die 
Software, die die aufgenommenen Bilder bewerten soll. In acht Jahre währender 
Forschung hat Smart CCTV Programme entwickelt, die angeblich das Verhalten 
eines Menschen verlässlich bewerten können. Das Prinzip ähnelt dem eines Lü-
gendetektors – wer etwas zu verbergen hat, der verhält sich unbewusst anders 
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als jene, die ein reines Gewissen haben. Angeblich – so Smart CCTV – bewegt 
sich ein Mensch mit kriminellen Absichten auch anders als ein unbescholtener 
Bürger.794 In Portsmouth wurden die ersten neuen »intelligenten« Kameras ins-
talliert, um vor allem in »gefährdeten« Gebieten für mehr Sicherheit zu sorgen; 
dazu gehören öffentliche Parks, Parkhäuser, bestimmte Wohngegenden, Trep-
penhäuser und Busbahnhöfe. Die Software erkennt angeblich vom »normalen« 
Bewegungsablauf abweichende Verhaltensweisen.

Bleibt eine Person in einem Treppenhaus länger als vordefiniert stehen, dann 
ertönt im Kontrollzentrum ein Warnton, und die Kamera zoomt auf die Person. 
Die Software vermutet dann beispielsweise, dass die Person in den Treppenauf-
gang (etwa eines Parkhauses) urinieren will. Ähnliches gilt für zwei Personen, 
die schlendernd aufeinander zugehen, dann nah beieinander stehen und Gegen-
stände austauschen. Es gibt im Kontrollzentrum einen Alarm – es könnten ja 
Rauschgifthändler sein. Unklar ist, wie die Software unbescholtene von tatsäch-
lich kriminellen Bürgern unterscheiden will. Wer etwa plötzlich an einem Bus-
bahnhof rennt, der kann theoretisch eine Geldbörse im Vorbeigehen gestohlen 
haben – er kann aber auch einfach nur in Eile sein und einen Bus nicht verpassen 
wollen. Man darf also auf die Erfahrungsberichte der Einwohner von Portsmouth 
gespannt sein. Sollten diese positiv sein, dann werden diese Kameras (die es ja 
auch schon in amerikanischen Städten wie etwa New York gibt) sicherlich bald 
an vielen Orten installiert werden.

Für den Durchschnittsbürger gibt es angeblich immer mehr Sicherheit. Aus 
diesem Grund erwägt die Europäische Union sogar, den Bürgern künftig selbst 
beim Tanken die Vorlage der biometrischen Daten des Fahrzeuglenkers abzuver-
langen; selbstverständlich nur der Sicherheit wegen. Die Idee stammt eigentlich 
aus dem fernen Malaysia.

In Malaysia hatte die Regierung am 4. Mai 2008 eine aufsehenerregende An-
kündigung verbreitet: An den Tankstellen des Landes können nur noch jene 
(Staats-)Bürger günstig tanken, die ihren mit einem biometrischen Chip verse-
henen Personalausweis vorlegen. Malaysia subventioniert viele Grundnahrungs-
mittel – aber auch Benzin. In jenen Tagen hatte der Rohölpreis gerade den Preis 
von 120 Dollar je Barrel überschritten. Und der Preis stieg weiter. Das kostete 
die Regierung in Kuala Lumpur 2008 umgerechnet mindestens 13,6 Milliarden 
Dollar allein an Subventionen für das Benzin an den Tankstellen. Nun tankten in 
Malaysia aber nicht nur die Staatsbürger des eigenen Landes. Auch Anwohner 
aus dem benachbarten Singapur und aus Thailand schätzten die Spritztour über 
die Grenze zum subventionierten Tankstopp. Das alles war der Regierung ein 
Dorn im Auge, denn von den staatlichen Subventionen profitierten eben auch 
viele Bürger aus Nachbarstaaten, die in Malaysia keine Steuern zahlen.

»Mykad« hieß das Wundermittel der Regierung, mit dem diese dem »Schma-
rotzertum« der Tanktouristen aus den Nachbarstaaten den Garaus machen wollte. 
Mykad ist die Malaysian identification card – der Personalausweis. Er verfügt 
über einen RFID-Chip, in dem die personenbezogenen Daten der Staatsbürger 
gespeichert sind. Noch im Jahre 2008 wurden alle Tankstellen mit Lesegerä-
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ten ausgestattet. Zum subventionierten Preis sollen seither nur noch jene tanken 
dürfen, die eine Mykad vorlegen können. Nun fahren Bürger aus Singapur und 
Thailand aber nicht nur zum Tanken nach Malaysia. Denn auch 21 Grundnah-
rungsmittel werden von der Regierung in Kuala Lumpur subventioniert. Dazu 
zählen Lebensmittel, deren Preise noch schneller als die Benzinpreise steigen – 
etwa Reis, dessen Preis sich allein 2008 verdreifacht hatte. Auch der Kauf dieser 
Lebensmittel (zum subventionierten Preis) könnte bald schon in Malaysia nur 
noch mit der Mykad möglich sein.

Das alles spielte fernab von Europa – und wurde dennoch von der EU in Brüs-
sel aufmerksam verfolgt. Eine Beratergruppe der EU schaute gebannt auf die 
asiatischen Erfahrungen. Schließlich ist auch der EU der Tanktourismus schon 
lange ein Dorn im Auge. Schnäppchenjäger sollen sich gefälligst an die natio-
nalen Angebote halten. Das kollidiert zwar mit dem Gedanken des freien Wa-
renaustausches innerhalb der EU, aber was soll’s. Und eine rechtliche Handha-
be, den Tanktourismus zu unterbinden, gibt es innerhalb der EU nicht. Wirklich 
nicht? Doch – denn die EU erwägt, europaweit die Vorlage eines Ausweises mit 
den gespeicherten biometrischen Daten der Bürger beim Tanken wie auch beim 
Einkaufen zur Pflicht zu machen. Das jedenfalls schlägt eine Beratergruppe allen 
Ernstes vor. Natürlich nicht, um den freien Warenverkehr zu behindern – son-
dern angeblich aus Sicherheitsgründen. So kann man sehen, wer wann und wo 
getankt hat – und wer »zu viel getankt« hat, der ist dann wohl ein potenzieller 
Terrorverdächtiger. Selbst die Finanzämter können in diesem neuen biometri-
schen Daten-Wunderland angeblich viel leichter nachvollziehen, ob jemand die-
se Institutionen betrügt.

In einem EU-internen Arbeitspapier, das der Autor in Brüssel einsehen durfte, 
wird dieses Szenario jedenfalls für die Zukunft erörtert. Die hinter dem Arbeits-
papier stehende Beratergruppe soll nach eigenen Angaben »Pläne für die Aus-
gestaltung europäischer Innenpolitik über das Jahr 2009 hinaus, also nach dem 
Auslaufen des Haager Programms, entwickeln«. Ihre Themen sind Migration, 
Grenzsicherheit, Terrorismus sowie die Verschmelzung von innerer und äuße-
rer Sicherheit. Dort wird allen Ernstes vorgeschlagen, Tankstopps in Europa mit 
den biometrischen Daten der Kunden festzuhalten. Ganz nebenbei wird in dem 
Arbeitspapier auch noch vorgeschlagen, Lebensmitteleinkäufe ebenfalls mit den 
biometrischen Passdaten des Kunden zu koppeln. So könne man in einem Kri-
senfalle »Hamsterkäufen wirksam begegnen und zugleich soziale Gerechtigkeit 
verwirklichen«.

Mehr als acht Millionen Euro investiert die Europäische Union derzeit in ein 
weiteres »Zukunftsprojekt«, das Autofahrer kennen sollten. In Finnland, Frank-
reich und Deutschland laufen Pilotprojekte, um Autofahrer lückenlos zu überwa-
chen. Ein winziger Chip in den neuen Nummernschildern macht das möglich. 
Vor fünf Jahren benutzte eine Computerzeitschrift eine solche Vision noch für ei-
nen Aprilscherz.795 Heute ist das allerdings schon Realität. Vor mehr als fünf Jah-
ren überraschte die Computerfachzeitschrift c’t ihre Leser mit einer Botschaft, 
die bei Fachleuten nur müdes Grinsen hervorrief: TÜV-Plaketten, so hieß es da, 
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würden nun mit drahtlos auslesbaren RFID-Identifikations-Chips versehen und 
ermöglichten nicht nur die Maut-Abrechnung, sondern auch die flächendeckende 
Geschwindigkeitsüberwachung.796 Wie gesagt, im Jahre 2004 war das noch ein 
Aprilscherz. Damals hat sich die c’t-Redaktion wohl kaum vorstellen können, 
dass aus dem Aprilscherz in abgewandelter Form schon bald Realität werden 
könnte.

Zwei Jahre nach dem deutschen Aprilscherz-c’t-Artikel führte Malaysia flä-
chendeckend neue Kennzeichen ein. Die Nummernschilder tragen in Japan ent-
wickelte RFID-Chips, die jede Bewegung der Fahrzeuge dokumentieren. Die 
Chips enthalten Informationen über den Halter und die Fahrzeugdaten. Und sie 
können auf eine Entfernung von bis zu 100 Metern und einer Geschwindigkeit 
von bis zu 250 Stundenkilometer ausgelesen werden. Die Kennzeichen heißen in 
Malaysia »E-Plate«, und sie sollen dort Fahrzeugdiebstähle verhindern helfen.

Inzwischen gibt es auch in mehreren europäischen Staaten Pilotprojekte zur ef-
fizienten Überwachung des Straßenverkehrs mithilfe von in die Nummernschil-
der eingebauten RFID-Chips, etwa in Großbritannien. In London erprobt man 
die Long-Range-RFID-Chips in Nummernschildern für den Zugang zum maut-
pflichtigen Innenstadtbereich der City.797 In Finnland, Frankreich und Deutsch-
land laufen Pilotprojekte, um Autofahrer lückenlos zu überwachen. Die E-Plates 
sollen künftig Bewegungsprofile von Fahrzeughaltern erstellen. Wer dann etwa 
vor Gericht behauptet, an einem bestimmten Tag nicht an einem bestimmten Ort 
gewesen zu sein, der wird es in Zukunft schwerer haben. An vorderster Stelle 
aber soll, wie sich denken lässt, das Eintreiben von Geld stehen: Die E-Plates 
der EU sollen dabei helfen, vollautomatisch Abstandsmessungen und Geschwin-
digkeitskontrollen vorzunehmen und bei Verstößen genauso vollautomatisch 
Bußgeldbescheide an die Fahrzeughalter verschicken. Auch in den Vereinigten 
Staaten und in Kanada werden die europäischen Entwicklungen genau beobach-
tet – und es gibt erste amerikanische Bundesstaaten, die das RFID-Kennzeichen-
system aus Europa übernehmen.

Die Europäische Union treibt ihr Ziel der lückenlosen Überwachung von 
Autofahrern weiter voran. Schon ab 2013 könnten Neufahrzeuge zudem mit 
einer »Black Box« ausgerüstet werden, die in kurzen Abständen Standort und 
Geschwindigkeit des Fahrzeugs meldet. In immer mehr europäischen Ländern 
denkt man jedenfalls darüber nach, Neuwagen mit den fortschrittlichsten Über-
wachungstechniken auszurüsten. Die Gründe und Methoden sind zwar in den 
einzelnen Ländern verschieden, aber alle bringen im Endeffekt die totale Kon-
trolle über die Bewegungen eines Fahrzeuglenkers mit sich. So existiert in der 
Schweiz etwa der klassische »Crash-Recorder« der Axa-Winterthur-Versiche-
rung: Wenn junge Fahrzeugführer im Alter zwischen 18 und 25 Jahren einen 
Fahrtenschreiber ins Auto einbauen lassen, dann bekommen sie Rabatt auf die 
Haftpflicht- und Kaskoprämie. Diese altbekannten Fahrtenschreiber sind die 
mildeste klassische Form der Fahrzeugüberwachung und für jeden Lkw-Fahrer 
ohnehin schon lange Routine.

Viel raffinierter sind die »Black Boxes« genannten modernen Überwachungs-
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einheiten. Es handelt sich dabei um Elektronikbausteine, die alle 30 Sekunden 
Standort und Geschwindigkeit eines Fahrzeugs an eine staatliche Zentrale mel-
den. Eine solche »Black Box« soll in der Schweiz beispielsweise zwangsweise 
jedem ins Fahrzeug eingebaut werden, der als Straßen-Rowdy aufgefallen ist. 
Weigern sich die Fahrzeughalter, dann wird ihnen der Führerschein abgenom-
men.798

Die Brüsseler EU-Kommission will solche elektronischen Big-Brother-Boxen 
nun in den nächsten Jahren Schritt für Schritt in allen Neufahrzeugen einfüh-
ren. Zunächst wurden die Regierungen der Mitgliedstaaten dazu aufgefordert, 
die Radiofrequenz für das Signal der Überwachungs-Box dauerhaft freizuhalten. 
Die EU-Big-Brother-Box gibt Auskunft über die Geschwindigkeit, die Richtung 
und den Standort des Fahrzeugs. Schlechte Zeiten für Raser und Autodiebe – die 
Big-Brother-Boxen würden die Täter sofort entlarven. Ähnlich verhält es sich 
bei Personen, die Fahrerflucht begehen – auch sie hätten kaum noch eine Chance, 
sich der Strafverfolgung zu entziehen. Die neue Technologie soll von 2013 an 
zunächst auf freiwilliger Basis beim Neuwagenkauf eingeführt werden – später 
sollen die Regierungen das System dann aus »Sicherheitsgründen« für obligato-
risch erklären.799

Mit der Einführung dieser elektronischen Überwachung per Satellit würden 
klassische Blitzer im Übrigen komplett überflüssig.800 Fahrverstöße können dann 
zentral erfasst und zentral geahndet werden. Finanzämter sollen auf die Daten 
jedes Steuerpflichtigen ebenso zugreifen können wie Richter und Ermittlungsbe-
hörden. Wer vor Gericht behauptet, an einem bestimmten Tag an einem bestimm-
ten Ort gewesen zu sein, der kann dann in Sekundenschnelle den Wahrheitsgehalt 
der Aussage herausfinden lassen. Auch das Führen von Fahrtenbüchern könnte 
dann leichter werden. Dazu müsste man die Black-Box vor Fahrtantritt und nach 
Fahrtende nur noch mit den erforderlichen Angaben füttern.

Weil langfristig auf allen europäischen Schnellstraßen aus finanziellen Gründen 
eine Mautpflicht eingeführt werden wird, kann das System auch zur Berechnung 
des Abbuchungsbetrages verwendet werden.801 Die Entwickler träumen zudem 
davon, mithilfe der Black-Boxen Einsatzfahrzeugen von Feuerwehr und Polizei 
im Notfall die Straßen frei zu machen und den Fahrzeuglenkern im Bedarfsfalle 
Alternativrouten vorzuschlagen.

Das Black-Box-System konkurriert allerdings mit den beschriebenen elektro-
nischen Nummernschildern, die parallel in Ländern wie Deutschland, Großbri-
tannien, Finnland und Frankreich erprobt werden, den E-Plates mit drahtlos aus-
lesbaren RFID-Identifikations-Chips. Die E-Plates und die Black-Boxen sollen 
in den Mitgliedsländern der EU dabei helfen, künftig vollautomatisch Abstands-
messungen und Geschwindigkeitskontrollen vorzunehmen und bei Verstößen 
vollautomatisch Bußgeldbescheide an die Fahrzeughalter zu verschicken. Und 
ganz nebenbei garantieren sie auch noch die totale Überwachung. Finanziert 
wurde die Entwicklung der Black-Box von Autoherstellern wie General Motors 
(Vauxhall in Großbritannien ) und der Telekom-Industrie.
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Es gab da mal einen gewissen George Orwell, der in seinem Roman 1984 vo-
raussah, dass sich die Welt in eine Überwachungsdiktatur verwandeln würde. 
Allerdings hat er die geschilderten Gedankenspiele der EU in seinen kühnsten 
Träumen wohl nicht erahnen können. Interessant sind die Gedankenspiele der 
EU auch deshalb, weil die Arbeitsgruppe Datenschutz der EU bislang mit kei-
nem Wort darüber unterrichtet wurde.

Immer mehr solcher Daten werden in EU-Staaten gespeichert. »Big Brother 
database for phones and e-mails« überschrieb die Londoner Times im Mai 2008 
einen aufsehenerregenden Artikel.802 Big Brother ist das Synonym für den Über-
wachungsstaat. Den sind die Briten mit Hunderttausenden von installierten Über-
wachungskameras seit Jahren ja schon gewohnt. Was die gute alte Times aber im 
Mai 2008 ankündigte, das war selbst für die Briten kaum zu glauben: Zwölf Mo-
nate lang sollen künftig alle Tastatureingaben im Internet und alle Telefongesprä-
che aufgezeichnet werden. Angeblich will das Londoner Innenministerium mit 
diesen Maßnahmen Terrorismus und Kriminalität bekämpfen. Die Briten haben 
im Jahre 2007 57 Milliarden SMS-Kurznachrichten verschickt. Zudem werden 
in Großbritannien an jedem Tag durchschnittlich drei Milliarden E-Mails ver-
sendet. Die angekündigte Überwachungsaufgabe ist somit gigantisch. Doch wer 
nur an die neu angekündigten Maßnahmen denkt, der vergisst die zuvor schon 
beschlossenen: Alle Briten erhalten neue Ausweisdokumente mit biometrischen 
Daten, mit deren Hilfe Reisetätigkeiten verfolgt und gespeichert werden sollen. 
Und auch die Daten aller Patienten, die jemals bei der staatlichen Gesundheitsbe-
hörde National Health Service gespeichert wurden, sollen zentral verwaltet und 
ausgewertet werden.

Falls Sie noch kein Patient sind, nicht zum Arzt oder ins Krankenhaus gehen 
und glauben, so Big Brother ein Schnippchen schlagen zu können, dann trinken 
Sie vielleicht gern ein Bier? Wenn Sie in einer Kneipe ein Bier trinken, dann 
werden Sie künftig in Großbritannien von Kameras dabei beobachtet. Und wenn 
Sie im Supermarkt eine Flasche Wein kaufen, dann zeichnet eine Kamera die 
Bilder künftig für die Polizei auf.803 Sie halten das im Europa des Jahres 2009 für 
einen üblen Scherz? Nun, für die Briten wird das alles bald Ernst. Die britische 
Regierung hat diesen Gesetzentwurf 2009 eingebracht – und will ihn nun mit 
aller Gewalt durchpeitschen.

Schon jetzt gibt es in Großbritannien mehr als vier Millionen Überwachungs-
kameras. Nun sollen nach dem Willen der Regierung an für die Bürger völlig 
ungewohnten Orten viele neue Überwachungskameras hinzukommen: in Pubs 
(Kneipen) beispielsweise und überall dort, wo in Supermärkten Alkohol ver-
kauft wird (Regale mit Alkoholflaschen und Kassenbereich). 60 Tage lang sol-
len Kneipenwirte und Supermärkte die Aufnahmen der neu zu installierenden 
Überwachungskameras künftig speichern, die sie im Bedarfsfalle der Polizei 
übergeben müssen. Es sind verdachtsunabhängige Aufnahmen. Jeder wird beim 
Trinken oder Kauf von Alkohol gefilmt – ob er nun will oder auch nicht. Das 
neue Gesetz gilt für schon bestehende und auch für neu zu eröffnende Läden: 
Jeder Geschäftsmann, der künftig in Großbritannien einen Laden eröffnen will 



297

und Alkohol verkaufen will, muss zunächst einmal die Überwachungs- und Auf-
zeichnungsanlagen installieren und absegnen lassen. Erst dann gibt es die Kon-
zession. Pubs, die solche Kameras aus Gründen des Schutzes der Privatsphäre 
ihrer Kunden nicht installieren lassen wollen, soll die Lizenz entzogen werden.

»Buying some wine? Spy cameras will be watching«, schreibt die Zeitung Dai-
ly Mail über das Vorhaben. Es gibt allerdings einen Briten, der die Empörung 
vieler Landsleute über das Vorhaben nicht versteht: Alan Campbell. Er ist unter 
der Labour-Regierung der zuständige Innenminister. Er kann sich nach eigenen 
Angaben beim besten Willen nicht daran erinnern, wann er zuletzt in einem Pub 
war oder ein Bier getrunken hat – er habe keine Zeit, sagte er der Daily Mail. 
Wahrscheinlich ist er vollauf mit dem Entwurf neuer Überwachungsgesetze 
beschäftigt. Da steht der Mann nicht allein. Auch im amerikanischen Chicago 
will Bürgermeister Daley bis 2016 an wirklich jeder Straßenkreuzung Überwa-
chungskameras aufstellen lassen – ein gigantisches Projekt.804 Das alles kostet 
die Steuerzahler viel Geld, in den USA wie auch in Großbritannien.

Nun sollen all diese Überwachungsmaßnahmen angeblich der Sicherheit die-
nen. London, wo jeder Bürger am Tag durchschnittlich 300 Mal von einer Über-
wachungskamera aufgenommen wird, müsste demnach eine der sichersten Städ-
te der Welt sein. Dummerweise ist genau das Gegenteil der Fall: Die Gangster 
werden in London immer dreister und kümmern sich nicht um Überwachungs-
kameras. Am helllichten Tage haben sie beispielsweise im Februar 2009 in Lon-
dons teuerster Einkaufsstraße – der Old Bond Street im Stadtteil Mayfair – einen 
Schweizer Uhrenladen ausgeraubt.805 Es war eine Kinderbande, die das tat. Ihre 
Mitglieder kamen auf Mofas und Kleinkrafträdern, und sie schlugen ganz cool 
die Scheiben ein und raubten Uhren für viele tausend Pfund. Mitten in der Rush-
hour am Freitagvormittag. Niemand hielt sie auf. Die Passanten flohen vor der 
Kinderbande in die Hauseingänge. Die besten Bilder vom Vorgehen der Kinder-
bande nahm nicht etwa eine der vielen Überwachungskameras auf, sondern ein 
Passant, der seine Kamera anschließend der Polizei zur Verfügung stellte.

Wohl deshalb kommt nun auch noch die Überwachung aus der Luft. Das briti-
sche Verteidigungsministerium hat unbemannte Flugzeuge zunächst erfolgreich 
in Afghanistan getestet. Sie sind perfekt zur Überwachung feindlicher Gebie-
te geeignet und werden jetzt auch zur Überwachung der eigenen Bevölkerung 
eingesetzt.806 Der Polizei soll damit in »Echtzeit« geholfen werden, Kriminelle 
aufzuspüren. Proteste dagegen stören die britische Regierung kaum.807

Der Überwachungsstaat Großbritannien will auch das Internet komplett ver-
ändern und die dort herrschende »Gesetzlosigkeit« abschaffen. Vor diesem 
Hintergrund sollen die EU-Richtlinien zugunsten einer Aufgabe der Netzwer-
kneutralität geändert werden. London fordert eine Art »Kabelfernsehen«, bei der 
der Provider festlegt, welche Seiten der Nutzer aufrufen kann und in welchem 
Umfang diese genutzt werden können. Mit anderen Worten: Man plant das abso-
lut politisch korrekt zensierte Internet. Über diese angestrebten Veränderungen 
berichtete 2009 die französische Verbraucherschutzorganisation La Quadrature 
du Net. Die Organisation veröffentlichte einen entsprechenden Entwurf der bri-
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tischen Regierung für einen Änderungsvorschlag zur Telekom-Richtlinie. Dem 
Entwurf zufolge sollen Internetnutzer in Zukunft keinen Anspruch mehr auf ei-
nen freien und nicht zensierten Internetzugang haben.808

Demokratien unterscheiden sich von Diktaturen durch die unveräußerlichen 
Freiheitsrechte, die jedem einzelnen Menschen unabhängig von Alter, Hautfarbe, 
Rasse, Geschlecht und Religion gewährt werden. In Großbritannien hat man im 
Sommer 2008 in aller Stille mit einem besonderen Pilotprojekt begonnen. Ganze 
Bevölkerungsgruppen wurden gegen ihren Willen mit Ausgangsverboten belegt. 
Für die Operation Goodnight war in deutschen Medien offenkundig kein Platz. 
Dabei werden die Menschenrechte mit Füßen getreten. Der Londoner Guardian 
berichtete unter der Überschrift »Police bring in evening curfew to keep towns 
under-16th off streets«809.

Im Norden von Cornwall liegt das kleine britische Städtchen Redruth. Im 
zwölften Jahrhundert wurde die Gemeinde zum ersten Mal urkundlich erwähnt. 
Man vermutet, dass der Name von einem Bach hergeleitet wurde, der sich in 
früheren Jahrhunderten mitten durch das Dorf schlängelte und dessen Wasser 
vom eisenhaltigen Gestein einen rötlichen Farbton hatte. Es kommen nicht viele 
Touristen in das doch eher verschlafene Redruth. Und jene, die der Zufall durch 
diese Gemeinde führt, schauen sich meist den 1490 erbauten alten Glockenturm 
an. Im Sommer 2008 aber war Redruth das Experimentierfeld für Überwa-
chungsfanatiker.

Am 25. Juli – zum Anfang der Sommerferien – begann in Redruth die Ope-
ration Goodnight. Jugendliche unter 16 Jahren durften vom frühen Abend an 
die Wohnungen ihrer Eltern nicht mehr verlassen. In Redruth gibt es keine Frei-
zeitangebote für Jugendliche. Die Londoner Regierung will nicht, dass die Ju-
gendlichen alternativ in Pubs gehen oder sich im Stadtpark versammeln und auf 
»schlechte Gedanken« kommen. Jugendliche unter 16 Jahre mussten im Som-
mer 2008 in Redruth spätestens um 21 Uhr in der elterlichen Wohnung sein, 
Kinder unter zehn Jahren sogar schon um 20 Uhr. Wie zu Kriegszeiten galt die 
Ausgangssperre völlig unabhängig davon, ob die Kinder und Jugendlichen sich 
schon jemals etwas haben zuschulden kommen lassen. Gesetzliche Grundlage 
ist eine Verordnung über »anti-soziales Verhalten«, die es der Regierung auch 
ermöglicht, Unschuldige unter Hausarrest zu stellen oder ihnen Fußfesseln auf-
zuzwingen.

Ein starkes Polizeiaufgebot, das mobile Kameras an der Uniform befestigt hat-
te und die Bilder direkt in ein Lagezentrum übertrug, überwachte die Einhaltung 
der Anordnung. Wer sich nicht daran hielt, der wurde beim ersten Verstoß er-
mahnt und von der Polizei nach Hause eskortiert – beim zweiten Verstoß drohten 
Strafen.

Auf den ersten Blick war die Teilnahme an dem Überwachungsprojekt »frei-
willig«. Etwa 700 Familien bekamen einen Brief, der sie zur freiwilligen Teil-
nahme an dem Pilotprojekt aufforderte. Doch wer sich weigerte, der musste 
Konsequenzen fürchten. Dann nämlich kamen Mitarbeiter einer »Anti-Social-
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Behavior-Behörde« und begutachteten die Familienverhältnisse. Weil das nie-
mand wollte, machen fast alle »freiwillig« mit. Am 7. September 2008 wurde 
das Pilotprojekt beendet. Anschließend konnte die Regierung in aller Ruhe aus-
werten, in welchen Landesteilen man solche Maßnahmen künftig in welchen 
Situationen anwenden kann.

Letztlich war es das oberste Ziel der ungewöhnlichen Ausgangssperren in Red-
ruth, Spannungen an sozialen Brennpunkten abzubauen und für mehr Sicherheit 
zu sorgen. Über allen Plänen aber schwebt ein neues Damokles-Schwert – die 
Wiedereinführung der Todesstrafe.

Teuflische Pläne: die Rückkehr der Todesstrafe

Die Europäische Union hat beschlossen, wieder die Todesstrafe für Aufstän-
dische zu ermöglichen. Sie glauben das nicht? Die Medien haben Ihnen das 
verschwiegen? Dann setzen Sie sich jetzt besser erst einmal hin und atmen tief 
durch.

In allen Mitgliedsstaaten der Europäischen Union ist die Todesstrafe abge-
schafft. Bei inneren Unruhen ist Gefängnis derzeit das Schlimmste, was Rädels-
führer von Aufständen erwartet. Mit dem Vertrag von Lissabon wird für Aufstän-
dische in der EU die Todesstrafe jedoch wieder gestattet. Vor dem Hintergrund 
der Wirtschaftskrise erwartet die Europäische Union in vielen Mitgliedsstaaten 
schwere innere Unruhen – und dringt deshalb darauf, dass der Vertrag von Lissa-
bon nun möglichst schnell in Kraft treten kann.

Im Juni 2008 hatten die Iren gegen den Lissabon-Vertrag gestimmt und da-
mit sein Inkrafttreten vorerst blockiert. Der Vertrag von Lissabon soll die Macht 
der 27 EU-Kommissare erheblich ausweiten, das Amt eines mächtigen EU-Prä-
sidenten schaffen, die nationalen Gesetze der Mitgliedsstaaten weitgehend zu 
historischen Relikten machen – und in bestimmten Fällen wieder die Todesstra-
fe ermöglichen. So wird die Todesstrafe mit Inkrafttreten des EU-Reformver-
trages etwa ausdrücklich erlaubt, wenn es erforderlich ist, »einen Aufruhr oder 
Aufstand rechtmäßig niederzuschlagen«. Verhängt werden darf die Todesstrafe 
in der EU künftig ebenfalls »für Taten in Kriegszeiten oder bei unmittelbarer 
Kriegsgefahr«. Das alles wurde im Amtsblatt der Europäischen Union im Klein-
gedruckten bei den Erläuterungen zur EU-Grundrechtscharta, die mit Inkrafttre-
ten des Lissabon-Vertrages rechtswirksam würde, veröffentlicht. Diesen Passus 
scheint aber niemand gelesen zu haben, denn schließlich steht ja in Artikel 2 der 
neuen Grundrechtscharta: »Niemand darf zur Todesstrafe verurteilt oder hinge-
richtet werden.« Das schien eindeutig – nur im Kleingedruckten stehen eben die 
Ausnahmen.

In diesem Kleingedruckten zum Vertrag von Lissabon, dem der Deutsche Bun-
destag zugestimmt hat, heißt es:

»(2) Eine Tötung wird nicht als Verletzung dieses Artikels betrachtet, wenn sie 
durch eine Gewaltanwendung verursacht wird, die unbedingt erforderlich ist, um

a)	 jemanden gegen rechtswidrige Gewalt zu verteidigen;
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b)	jemanden rechtmäßig festzunehmen oder jemanden, dem die Freiheit recht-
mäßig entzogen ist, an der Flucht zu hindern;

c)	einen Aufruhr oder Aufstand rechtmäßig niederzuschlagen.«
Für alle, die es genau wissen wollen: Das Zitat stammt aus dem Amtsblatt 

der Europäischen Union vom 14. Dezember 2007. So wird die Abschaffung der 
Todesstrafe im Kleingedruckten der Erläuterungen sofort wieder relativiert und 
aufgehoben.810

Falls es gemäß zitiertem Absatz c) der Todesstrafe bedarf, um »einen Aufruhr 
oder Aufstand rechtmäßig niederzuschlagen«, dann ist das künftig – trotz offi-
ziellen Verbots der Todesstrafe – in der EU möglich. Haben Sie das gewusst? 
Der Deutsche Bundestag hatte mit Zwei-Drittel-Mehrheit im April 2008 mit den 
Stimmen von Union, SPD, FDP und Grünen für die Aufgabe der deutschen Sou-
veränität zugunsten der EU und für den Lissabon-Vertrag sowie die darin enthal-
tene Wiedereinführung der Todesstrafe in der EU für Aufständische gestimmt. 
Kanzlerin Angela Merkel (CDU) würdigte den EU-Reformvertrag in der Debatte 
als »großes Projekt«.

Die EU-Regierung wird mit dem Inkrafttreten des Lissabon-Vertrages eine 
mächtige Zentralregierung – wie einst die Sowjetunion. Die einzelnen Republi-
ken werden dann weitgehend bedeutungslos und müssen zum Wohle des Imperi-
ums mit ihren Einzelinteressen zurückstehen. Die Iren, die im Gegensatz zu den 
Deutschen in einem Referendum zum EU-Reformwerk und der damit verbun-
denen Aufgabe ihrer Souveränität zumindest noch befragt worden waren, hatten 
den Vertrag von Lissabon bei der Volksabstimmung im Juni 2008 auch wegen 
der Rückkehr der Todesstrafe abgelehnt. Im Herbst 2009 gab es in Irland einen 
zweiten Anlauf. Damit auch alles wie geplant funktionieren kann, haben sich 
die 27 EU-Kommissare am 18. März in Brüssel insgeheim auf einen Coup geei-
nigt: Danach wollten sie vor der Abstimmung in Irland gleich mehrfach irische 
Gesetze brechen. So führte die EU in Irland trotz des weiterhin gültigen politi-
schen Werbeverbots in den staatlichen Medien eine politische Werbekampagne 
für die Stimmabgabe zugunsten des Vertrages von Lissabon durch. Finanziert 
wurde das Ganze mit den Steuergeldern der EU-Bürger. Damit die Iren bei der 
abermaligen Abstimmung im Herbst auch »richtig« abstimmen, hatten sich die 
27 EU-Staaten am 18. März in Brüssel auf Stimmenkauf geeinigt. So sollen etwa 
Bischöfe, die in den Kirchen zugunsten der Aufgabe der irischen Souveränität 
und für den Vertrag von Lissabon predigen, Geld aus den EU-Töpfen bekom-
men. Voranmarschiert war die Leitung des EU-Parlaments. Die verkündete sogar 
öffentlich, sie wolle das irische »Nein« schnellstmöglich korrigiert sehen, indem 
sogar unmittelbarer Druck auf die irischen Bischöfe ausgeübt werde. Viele EU-
Kommissare fanden das dann doch wohl etwas zu dreist – und einigten sich auf 
den verdeckten Stimmenkauf.

Zurück zur Todesstrafe. Wenn Sie in aller Ruhe die vielen Überwachungsmög-
lichkeiten betrachten, wie die auch von Bundesinnenminister Schäuble geförder-
te Rundum-Überwachung der EU-Bürger, dann lässt eine Erfindung aufhorchen: 
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Da hat ein muslimischer saudischer Staatsbürger einen Mikrochip zum Patent 
angemeldet, der per GPS auf Knopfdruck Menschen an jedem Ort der Welt töten 
kann. Ein Menschenleben einfach per Knopfdruck auslöschen? Das ging in der 
Vergangenheit nur im Kino. Doch die Erfindung des Saudis wird das zur bruta-
len Wirklichkeit werden lassen. Der Mann entwickelte einen Mikrochip, der es 
ermöglicht, Menschen weltweit zu überwachen und jederzeit per Knopfdruck 
ins Jenseits zu befördern. Die Erfindung meldete er zum Patent an. Der Todes-
chip kann Menschen unter die Haut implantiert werden. So wären sie über einen 
Satelliten jederzeit zu orten. Der Chip ist mit Gift gefüllt. Dieses kann per Fern-
steuerung in den menschlichen Körper transferiert werden.811 Im Patentantrag 
heißt es: »Wenn wir diese Person aus Sicherheitsgründen eliminieren wollen, 
dann wird dieses Mittel in seinen Körper durch Fernsteuerung über die Satelli-
ten freigesetzt.« In Deutschland wurde der Patentantrag abgelehnt.812 Das heißt 
natürlich nicht, dass der Chip nicht gebaut und verkauft wird. Es ist letztlich 
die künftige Fortsetzung der elektronischen Fußfessel. Werden auch Europäer 
eines Tages gleich bei der Geburt aus »Sicherheitsgründen« einen solchen Chip 
bekommen? Wie Sie gesehen haben, darf man Aufständische nach dem Wunsch 
unserer Politiker demnächst ja wieder legal in Europa töten. Kombiniert man 
den EU-Vertrag mit dem Patent des Saudis, dann kann diese Tötung sogar per 
Knopfdruck sauber, präzise und nebenwirkungsfrei erfolgen. Ist das die Zukunft, 
die Aufständische (und nicht nur sie) in Europa erwarten wird?

Vielleicht können wir das Problem ja ganz demokratisch und unter Berück-
sichtigung der im Kleingedruckten der neuen EU-Regularien enthaltenen Mög-
lichkeit der Tötung von Menschen auch ganz einfach lösen: Wie wäre es denn, 
wenn wir neben den EU-Parlamentariern allen Bundestagsabgeordneten, die für 
die EU-Verfassung und für den Vertrag von Lissabon gestimmt haben, also für 
die Todesstrafe sind, den neuen tödlich-giftigen Mikrochip auf Kosten der Steu-
erzahler implantieren und diesen per Funk mit einem Lügendetektor verbinden 
würden? In einer allabendlichen Reality-TV-Show, die gigantische Einschalt-
quoten erreichen würde, dürften Zuschauer dann nach dem Zufallsprinzip eine 
Frage an einen Abgeordneten stellen – und wenn er lügt, dann schlägt der Lügen-
detektor aus und sorgt dafür, dass die Giftkapsel im Mikrochip zerbricht und den 
Lügner live vor der Kamera in die ewigen Jagdgründe schickt. Wahrscheinlich 
würden wir es nur deshalb nicht machen, weil wir binnen weniger Tage gähnende 
Leere im Bundestag und im EU-Parlament hätten, oder? Was also tun wir nun?

Vielleicht würden ja ehemalige Politiker ganz freiwillig bei einer solchen Show 
mitmachen – etwa jene, die so gern wahrhaftig und ganz wichtig vor großem Pu-
blikum sprechen wie Joseph Martin Fischer. Und vielleicht könnte man den von 
Millionen Deutschen bewunderten Mitbürger dann einmal ganz unverbindlich 
fragen, was er eigentlich neben dem der Öffentlichkeit schon Bekannten über 
die Tötung des früheren hessischen Wirtschaftsministers Heinz-Herbert Karry 
(FDP) weiß, der am 11. Mai 1981 in seinem Schlafzimmer im ersten Stock seines 
Wohnhauses in Frankfurt-Seckbach nach mehreren Schüssen, die von einer an 
sein Schlafzimmerfenster angelehnte Leiter auf ihn abgegeben wurden, verblutet 
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ist. Es ist ja bekannt, dass die bei diesem Tötungsdelikt benutzte Tatwaffe wirk-
lich rein zufällig in einem von Herrn Fischer genutzten Fahrzeug transportiert 
wurde. Herr Fischer hatte doch nie etwas mit Waffen zu tun. Das wissen wir 
doch alle. Aber was würde Herr Fischer wohl mit einem Giftchip im Körper und 
Lügendetektor im Hintergrund auf die Frage antworten, ob er die beim Tötungs-
delikt vom Schützen ans Haus angelehnte Leiter eigentlich schon einmal gese-
hen, ja möglicherweise sogar rein zufällig selbst einige Tage zuvor in Händen 
gehalten haben könnte? Niemand behauptet, dass Herr Fischer zum Tatzeitpunkt 
am Tatort war. Jedenfalls ist das dem Autor dieses Buches nicht bekannt.

Wie Sie sich auf die Krise vorbereiten

Sie haben nun einige hundert Seiten mit Ihnen oftmals nicht bekannten Infor-
mationen gelesen. Sie mögen in einigen Punkten abweichende Auffassungen 
haben – das begrüßt der Autor ausdrücklich. Eine Demokratie ohne eine Viel-
falt an Meinungen wäre schließlich fad und langweilig. Seien Sie sich nun der 
Tatsache bewusst, dass die in diesem Buch aufgelisteten Beispiele für die sich 
abzeichnende Entwicklung nur aus den zurückliegenden Monaten stammen. Es 
sind Momentaufnahmen, es sind viele Beispiele. Und wie die Teile eines Puzzles 
ergeben die Einzelbeispiele ein Gesamtbild. Unterdessen setzt sich dieser Pro-
zess Tag für Tag fort. Irgendwann wird er auch vor Ihrer Haustüre ankommen. 
Alle politischen Parteien wissen um die Entwicklung. Aber sie schauen weg. In 
kurzfristigem Denken hoffen sie auf Wählerstimmen für eine weitere Wahl, um 
ihre Existenz abermals für vier Jahre abzusichern. Haben Sie sich beim Lesen 
dieses Buches nicht auch immer wieder die Frage gestellt, weshalb Politiker die 
dargelegte Entwicklung nicht aufhalten? Die Antwort lautet schlicht: Sie wollen 
es nicht. Mehr noch: Sie finden die Entwicklung gar nicht schlecht. Diese Ent-
wicklung bietet Politikern nämlich die verlockende Möglichkeit, eigene Macht-
befugnisse auszuweiten. Wo ein Bundesinnenminister Schäuble (CDU) nach 
Wegen sucht, die Bundeswehr im Innern einzusetzen, da muss die Aussicht auf 
potenzielle innere Unruhen wie ein Fingerzeig des Himmels erscheinen.

Wie abgehoben und selbstgerecht die im Bundestag versammelten Politiker 
inzwischen agieren, zeigt eine Entscheidung vom Mai 2009: Wenige Monate 
vor der Bundestagswahl 2009 regte die Bundesregierung Maßnahmen an, die 
aufhorchen lassen. Mit mindestens einem Jahresgehalt sollen Manager künftig 
haften, wenn mit ihrem Unternehmen etwas schiefgeht. Darauf verständigte sich 
die schwarz-rote Koalition in Berlin. Die Wirtschaftsverbände waren entsetzt. 
Unternehmensführer sollen künftig für Schäden in Höhe von mindestens einem 
Jahresgehalt mithaften. Union und SPD einigten sich noch auf eine weitere ein-
schneidende Maßnahme: Erfolgsprämien gibt es für Manager künftig erst zum 
Schluss ihrer Tätigkeit – die Auszahlung von Erfolgsprämien darf erst am Ende 
der Vertragsdauer erfolgen.

Wieso haben sich die für die schwere Wirtschaftskrise Mitverantwortlichen aus 
der Politik nicht darauf verständigt, auch als Politiker künftig mit mindestens 
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einem Jahresgehalt für angerichtete Schäden zu haften? Und wieso bekommen 
sie einen Teil ihrer Boni bei den Diäten nicht künftig ebenfalls erst am Ende einer 
Legislaturperiode? Man sieht an diesem einfachen Beispiel, dass die Fehler im 
System stecken. Solange jene, die den Karren in Politik, Wirtschaft und Medien 
in den Dreck ziehen, nicht auch für ihre Fehler zur Rechenschaft gezogen wer-
den – solange wird der Trend weitergehen. Der Fahrstuhl Deutschland rast un-
gebremst in Richtung Bodenplatte. Und irgendwann wird er mit brutaler Gewalt 
dort aufschlagen.

Was also können Sie in Ihrem Umfeld tun, wenn Sie mit der Entwicklung nicht 
einverstanden sind? Wie können Sie Ihr Eigentum schützen und Vorsorge für 
sich und für Ihre Kinder treffen? Haben Sie beim Lesen der folgenden Zeilen bit-
te immer im Hinterkopf, dass renommierte Politiker wie die SPD-Kandidatin für 
das Amt des Bundespräsidenten, Gesine Schwan, oder der DGB-Chef Michael 
Sommer vor möglicherweise bevorstehenden schweren Unruhen in Deutschland 
gewarnt haben. Solche Situationen fragen dann im Ernstfalle nicht lange, ob Sie 
dafür oder dagegen sind. Sie müssen sich deshalb zuvor einige unbequeme Ge-
danken machen:

1. Die Bundesregierung erwartet in mehr als 150 in diesem Buch aufgelisteten 
deutschen Wohnbezirken mittelfristig soziale Unruhen, schwere Krawalle oder 
Revolten. Niemand kann sagen, in wie vielen dieser Gebiete es Unruhen oder gar 
einen Bürgerkrieg geben wird. Fest steht, dass die Bundesregierung in einigen 
dieser Orte die Sicherheit der Staatsbürger nicht länger wird dauerhaft garantie-
ren (können). Solange Wirtschaftskrise, staatlicher Autoritäts- und Werteverfall 
sowie wachsende ethnische Spannungen weiter anhalten, sollten Sie in den in 
diesem Buch genannten Unruhegebieten keinen Cent mehr investieren. Falls Sie 
dort wohnen, dann sollten Sie möglichst wegziehen. Warum? Weil die Versiche-
rungen in diesen Gebieten irgendwann die Schäden nicht mehr bezahlen werden. 
Schäden in Unruhegebieten sind ja bekanntlich als »höhere Gewalt« bei allen 
Versicherungen von der Regulierung ausgeschlossen. Haben Sie Kinder, dann 
sollten Sie diese dort nicht zur Schule schicken. Meiden Sie auch die angrenzen-
den Gebiete. Die in diesem Buch genannten Stadtteile könnten nach Auffassung 
von Sicherheitsbehörden die potenziellen Schauplätze von Kämpfen sein, bei de-
nen sich verfeindete Gruppen – etwa Rechte gegen Linke oder Ausländer gegen 
Inländer – gegenüberstehen werden. Wenn man weiß, dass man sich in einem 
solchen potenziellen Unruhegebiet befindet, dann trifft man besser Vorbereitun-
gen für die Abreise. Sie haben in diesem Buch viele Berichte aus Städten und 
Stadtvierteln gelesen, in denen Menschen nur noch mit Angst auf die Straßen 
gehen. Meiden Sie jene Gettos und Slums, in denen der Staat sein Gewaltmo-
nopol schon jetzt nicht mehr durchsetzen kann und die Straßen immer häufiger 
beispielsweise Gangs überlassen werden. Unabhängig von den in Berlin Regie-
renden wird die Lage in allen vorgenannten Gebieten künftig wohl kaum besser 
werden. Klaus Stüllenberg, Leiter der Stiftung Kriminalprävention, schreibt in 
seiner Zukunftsstudie für 2020 unter der Rubrik »Trendfortschreibung – Ge-
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samtszenario 2020 für die Zukunft Deutschlands« Folgendes: »Unsicherheiten 
nehmen in der Folge weiter deutlich zu und haben breite Bevölkerungsschich-
ten erfasst (...) Häufigere Gettobildungen sind sozio-regionale Folgeerscheinun-
gen.«813 Peter Waldmann, Professor für Soziologie an der Universität Augsburg, 
lässt gleich auf der ersten Seite seines Standardwerks Terrorismus und Bürger-
krieg wissen, dass »der Staat westlichen Musters den Höhepunkt seiner Macht 
bereits überschritten« habe. Deshalb sollten Sie sich die Karte mit den Gebieten, 
in denen das staatliche Gewaltmonopol künftig wahrscheinlich nicht mehr beim 
Staat liegen wird, ganz genau einprägen. Es ist dabei völlig unerheblich, ob es 
diese erwarteten Unruhen nun schon bald in Zusammenhang mit der schweren 
Wirtschaftskrise oder erst in wenigen Jahren in Zusammenhang mit dem Zusam-
menbruch des staatlichen Rentensystems geben wird. Die milliardenschweren 
Zuzahlungen zur Rentenversicherung werden vor dem Hintergrund der demo-
grafischen Entwicklung allenfalls nur noch wenige Jahre für Ruhe im Lande 
sorgen können. Danach werden entweder Arbeitnehmer eine annähernde Bei-
tragsverdoppelung tragen oder aber die Rentner eine Rentenkürzung um mindes-
tens 30 Prozent verkraften müssen. Auch das bedeutet für die innere Sicherheit 
den sicheren GAU. Die schweren Unruhen werden also kommen – früher oder 
später. Vielleicht kommen sie auch vor dem Hintergrund der sich immer weiter 
öffnenden Schere zwischen Arm und Reich oder den steigenden Spannungen 
zwischen Inländern und Ausländern oder Rechten und Linken – die Potenziale 
für schwere innere Unruhen sind jedenfalls gewaltig. Am schlimmsten werden 
sie in den Problemgebieten sein. Deshalb mein Rat: Zu diesem Buch gehört ein 
Aufkleber. Nutzen Sie ihn und warnen Sie andere vor einem auf den ersten Blick 
nicht erkennbaren Brennpunkt: Markieren Sie mit seiner Hilfe einen gefährli-
chen Bahnhof, eine S-Bahn-Station oder einen öffentlichen Platz, damit Freunde 
und Bekannte vorgewarnt werden.

2. Fordern Sie von jetzt an bei jeder Gelegenheit laut und unmissverständlich 
Staatsgarantien für Ihr Zuhause und für Ihr Eigentum. Weil Versicherungen im 
Unruhefall bekanntermaßen nicht zahlen müssen und die Bundesregierung an-
geblich auch keine inneren Unruhen erwartet, müsste es einer Bundesregierung 
unabhängig von der politischen Ausrichtung ganz leicht fallen, allen Bürgern, 
die in einem potenziellen deutschen Unruhegebiet leben, eine im Bundestag be-
schlossene Staatsgarantie – eine staatliche Bürgschaft – für ihr Eigentum zu ge-
ben, falls dieses in Zusammenhang mit inneren Unruhen beschädigt oder zerstört 
werden sollte. Sie haben 2009 gesehen, wie viele Milliarden Euro Steuergelder 
die Bundesregierung bereitwillig unter heruntergewirtschafteten Unternehmen 
verteilt hat, um dort die Arbeitsplätze noch bis zur nächsten Bundestagswahl zu 
sichern. Diese Bereitwilligkeit dürfen Sie doch als Wähler wohl auch von Ihren 
Abgeordneten erwarten, oder sind Sie als Bürger mit Ihrer Stimme etwa weniger 
wert? Wie aber bekommen Sie diese Staatsgarantie? Ganz einfach: Fordern Sie 
von sofort an – bis zur Erfüllung der Forderung – bei jeder Wahlveranstaltung 
in Ihrem Wohnbezirk solche Staatsgarantien ein – jeder Zuhörer, der bei klarem 
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Verstand ist, kann Ihnen nur zustimmen und wird Sie unterstützen. Schreiben Sie 
zudem sofort im Internetportal www.abgeordnetenwatch.de die für Ihren Wohn-
bezirk zuständigen Abgeordneten an und fragen Sie nach, ob diese die Forderung 
nach solchen Staatsgarantien für die Bürger in ihrem Wahlkreis unterstützen. 
Die Politiker müssen antworten, oder aber sie schießen sich selbst ins geistige 
Abseits – und jeder kann es auf diesen Internetseiten sehen. Schreiben Sie mit 
dieser Thematik auch ihre Lokalzeitungen an, Sie müssen dafür kein Abonnent 
sein oder die Zeitung kaufen. Schreiben Sie einen Leserbrief und fordern Sie 
Artikel über Ihren Unruhebezirk und die Möglichkeit von Staatsbürgschaften für 
die Bewohner ein, wenn die Versicherungen nicht mehr zahlen – unterstützt Ihre 
Heimatzeitung Ihr Anliegen oder lässt sie die eigenen Bürger im Stich? Schlie-
ßen Sie sich über Internet-Foren deutschlandweit mit Gleichgesinnten zusam-
men, diskutieren Sie über Ihre Erfolge und über die nächsten Schritte und bilden 
Sie Gruppen, die solche Staatsgarantien koordiniert immer lautstärker bei der 
Bundesregierung einfordern! Denken Sie immer daran: Im Ernstfall, den es nach 
Ansicht der Bundesregierung ja angeblich nicht geben wird, ist es zu spät! Um 
Ihnen gegenüber eine verbindliche Garantie abzugeben, braucht die Bundesre-
gierung keine »Bad Bank« zu gründen – da es ja angeblich nicht das geringste 
Risiko gibt, können die im Bundestag vertretenen Politiker doch locker auch 
mal mit ihrem eigenen Privatvermögen für Sie und für Ihr Stadtviertel bürgen, 
oder???

3. Beeinflussen Sie die Entwicklung in den potenziellen Unruhegebieten: Inso-
fern Sie in einem der mehr als 150 Problemgebiete wohnen und aus sozialen 
oder familiären Gründen nicht wegziehen können/wollen, dann überlassen Sie 
das Handeln nicht anderen. Suchen Sie aktiv nach Menschen, die die Lage ähn-
lich sehen wie Sie. Bilden Sie Gruppen und setzen Sie Ihre Lokalpolitiker schon 
jetzt gemeinsam unter wachsenden Druck: Fordern Sie in Gruppen – wie es die 
Bürger von mehr als einem Dutzend niederländischen Gemeinden inzwischen 
durchgesetzt haben – beispielsweise zeitlich begrenzte Ausgangsverbote für Ju-
gendliche, die als Mitglieder von Gangs in der Öffentlichkeit herumlungern und 
Menschen bedrohen. Setzen Sie durch, dass solche Kinder sofort in Heime kom-
men, wenn sie sich nicht an die Vorgaben der Verwaltungen halten.

Tun Sie alles für eine funktionierende und intakte Nachbarschaft. Eine Gemein-
schaft, in der man sich im Krisenfall gegenseitig unterstützt, kann nicht durch 
andere Maßnahmen ersetzt werden. Wer seine Nachbarn nur über Anwälte und 
Gerichte kennt, der kann sich in einem Krisenfall ganz sicher nicht auf diese 
verlassen. Die persönliche Freundschaft zu Ihren Nachbarn und den Menschen 
in Ihrer Umgebung sollte Ihnen immer weitaus mehr wert sein, als Goldbar-
ren oder andere »Wert«-Gegenstände. Besinnen Sie sich auf Ihre inneren Werte. 
Unterstützen Sie vor allem auch jene, die hilfsbedürftig sind: Alte, Kranke und 
Kinder haben es in Krisenzeiten besonders schwer. Helfen Sie ihnen. Freunden 
Sie sich zudem auch mit Bauern an. Unterstützen Sie kleine Bauernhöfe in Ihrer 
Umgebung. Schützen Sie diese intakte Gemeinschaft, auch wenn Sie politisch 
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oder kulturell abweichende Meinungen im Vergleich zu anderen Menschen in 
ihrer Wohngegend haben. Bilden Sie, falls in Ihrem Wohngebiet erforderlich, 
zusammen mit anderen Menschen Bürgerwehren. Denn die grassierende Krimi-
nalität, Wohnungseinbrüche und Raubüberfälle sowie sinnlose Zerstörungswut 
werden den staatlichen Ordnungshütern in vielen Wohngebieten über den Kopf 
wachsen. Bilden Sie deshalb Gruppen von Personen, die sich zumindest darauf 
vorbereiten, in der Freizeit abwechselnd dafür Sorge zu tragen, dass Sie mit Ih-
ren Nachbarn gemeinsam in einer Zone der Sicherheit leben. Der Staat allein 
wird Ihnen die bislang gekannte Sicherheit auf Dauer nicht mehr garantieren 
können. In Italien hat die Regierung die Bevölkerung schon 2009 offiziell dazu 
ermuntert, Bürgerwehren zu bilden.

5. Überprüfen Sie Ihr äußeres Erscheinungsbild und betrachten Sie sich im Spie-
gel: Kann ein Fremder leicht den Eindruck bekommen, dass bei Ihnen etwas zu 
holen ist? Fahren Sie ein dickes, protziges Auto? Prahlen Sie gern mit Gold-
schmuck und mit dicker Brieftasche? Je öfter Sie vorgenannte Fragen bejahen 
können, umso größer ist Ihre persönliche Gefahr – und zwar unabhängig von ei-
ner sich verschärfenden Krise. Im Krisenfalle aber würde sich diese Gefahr noch 
deutlich erhöhen. Fangen Sie also schon jetzt mit der neuen Bescheidenheit an. 
Der Autor kennt einige der reichsten Familien Deutschlands. Und er versichert 
seinen Lesern: Jene, die in der Öffentlichkeit die ältesten Autos fahren und die 
schlechteste Kleidung tragen, sind noch nie Kriminalitätsopfer geworden. Jene, 
die ihren Wohlstand deutlich zur Schau tragen, müssen jedoch täglich um diesen 
bangen.

6. Die Globalisierungsblase wird in einem großen Knall platzen. Derzeit erle-
ben wir nur ein Vorgeplänkel. Sparen Sie also Ihr Geld. Warum bestellen Sie 
die »Qualitätsmedien«, über die Sie sich schon so oft geärgert haben, eigentlich 
nicht sofort ab? Immerhin haben Journalisten vom ehemaligen Nachrichten-
magazin Der Spiegel bis hin zur einst renommierten Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung mit ihrer Berichterstattung auch dazu beigetragen, dass die Lage heute 
so und nicht anders ist. Am allgemeinen Auflagenverfall sehen Sie, dass andere 
Bürger es wohl möglicherweise ähnlich sehen. Denken Sie unabhängig von vor-
genannten Mainstream-Medien immer an die Worte des früheren sowjetischen 
Staatspräsidenten Michail Gorbatschow, der 2009 in einem Interview mit dem 
Deutschlandradio live im Sender sagte: »Die deutsche Presse ist die bösartigste 
überhaupt.«814 Wollen Sie das wirklich noch unterstützen? Erleichtern Sie Ihr 
Gewissen – bestellen Sie diese Heftchen endlich ab!

7. Sollten Sie auf der Suche nach sicheren Kapitalanlagen sein, dann achten Sie 
darauf, kein Geld beim Finanzdienstleister AWD und bei seinen Tochterunter-
nehmen anzulegen oder bereits hinterlegt zu haben. Immerhin hat man dort seit 
2009 als Chefökonom und Berater den früheren Chef der fünf »Wirtschaftswei-
sen«, Bert Rürup, engagiert. Dieser Herr Rürup ist bekanntermaßen eine jener 
Personen, der in seinen Berichten die Wirtschaftskrise nicht – wie etwa der re-
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nommierte Wirtschaftswissenschaftler Prof. Max Otte – frühzeitig hat kommen 
sehen. Wie sicher mag da also das bei AWD unter der Obhut von Rürup inves-
tierte Vermögen sein? Immerhin hat der AWD-Berater Rürup auch privat allein 
im Jahre 2008 den Gegenwert eines Mittelklassewagens mit Finanzgeschäften an 
der Börse verzockt. Wägen Sie also sehr sorgfältig ab, ob Sie Ihr sauer Erspartes 
wirklich Firmen wie AWD anvertrauen wollen.

8. Betongold – sprich Immobilien – verlieren dort am meisten an Wert, wo das 
soziale Umfeld dauerhaft nicht stimmt. So schön der Traum von den eigenen 
vier Wänden durchaus auch sein mag – in einem der in diesem Buch im »At-
las der Wut« aufgeführten potenziellen deutschen Unruhegebiete von Aachen-
Preuswald bis Zwickau-Eckersbach sollte man Immobilieneigentum möglichst 
schnell abstoßen. Die Arbeitslosigkeit steigt immer schneller, die Kaufkraft der 
Menschen schwindet – das muss zwangsläufig auf den Wohnungs- und Häu-
sermarkt drücken. Und je mehr Arbeitslose ihre Immobilien zwangsversteigern 
müssen, umso tiefer wird der Preis für diese sinken. Parallel dazu steigt in den 
vorgenannten Gebieten die Kriminalität. Schnell werden da die von den Politi-
kern einst als angebliche »attraktive Lagen« angepriesenen »fortschrittlichen« 
multikulturellen Stadtviertel sehr unattraktiv. Denken Sie an die Vorstadt-Unru-
hen in Frankreich im November 2005: In allen Stadtvierteln, in denen multikri-
minelle marodierende Zuwanderer durch die Straßen zogen und Fahrzeuge in 
Brand setzten, waren Wohnungen auf lange Zeit unverkäuflich. Nicht anders ist 
es heute im Umfeld der zahlreichen neuen Moscheebauten, deren Baugenehmi-
gung für die Bestandseigentümer in der Umgebung oft einer kalten Enteignung 
durch den Staat gleichkommt. Fast überall dort, wo Moscheen neu gebaut wer-
den oder kriminelle Zuwanderer-»Kulturvereine« ihre Pforten öffnen, verfallen 
die Immobilienpreise. Schlimm ist es auch überall da, wo Linksextremisten mit 
Brandsätzen gegen das friedliche Zusammenwohnen der Menschen vorgehen, 
Beispiel Berlin: Nacht für Nacht brennen multikriminelle Linksextremisten in 
mehreren Stadtteilen hochpreisige Fahrzeuge von Menschen ab, deren Zuzug sie 
so verhindern wollen, weil sie Angst davor haben, dass dann die Mieten steigen. 
Eines erreichen sie damit ganz sicher: Dort, wo Nacht für Nacht die Fahrzeuge 
brennen, da verfallen die Immobilienpreise. Investitionen in solche »multikultu-
rellen« Stadtviertel sind damit aus der Sicht eines Investors derzeit wohl wegge-
worfenes Geld.

9. Nicht nur die CIA prognostiziert das Auseinanderbrechen der Europäischen 
Union binnen weniger Jahre. Auch die der Bevölkerung zwangsweise aufoktroy-
ierte Einheitswährung Euro steht dann wohl auf dem Prüfstand. Es gilt dennoch 
der in allen Krisenzeiten bewährte Grundsatz: »Cash is King!« – Bargeld lacht. 
Bewahren Sie an einem sicheren Ort (neben dem Wertaufbewahrungsmittel Gold) 
Bargeld und Devisen, die Ihnen für eine gewisse Zeit Liquidität sichern. Sichern 
Sie Ihre finanzielle Zukunft dabei jedoch, indem Sie sich mit einem winzigen 
Trick auf das mögliche Auseinanderbrechen der EU und auf die Folgen am Euro-
Finanzmarkt vorbereiten – das kostet Sie keinen Cent. Denken Sie zumindest 
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über die Empfehlungen von Prof. Max Otte einmal nach: Prof. Otte hat in Prince-
ton studiert und ist einer der bekanntesten deutschsprachigen Wirtschaftswissen-
schaftler. Er rät derzeit allen Deutschen, die sich vor der nächsten Krise schützen 
wollen, sich kein »X« für ein »U« vormachen zu lassen. Prof. Otte behauptet, 
dass vor allem Geldscheine mit einem »X« als Ländercode die nächste Krise mit 
vollem Wert überstehen werden. Wirtschaftsprofessor Max Otte behauptet weiter, 
die EU-Geldnoten trügen Erkennungsmerkmale für den Fall eines Auseinander-
brechens des EU-Währungssystems.815 Er empfiehlt deshalb, vor allem die Eu-
ros aus Griechenland, Portugal und Irland rasch weiterzureichen. Staatsanleihen 
aus Irland, Italien, Spanien, Portugal und Griechenland seien derzeit für Anleger 
völlig unattraktiv – angeblich sei es ebenso mit Euro-Noten aus diesen Ländern. 
Dagegen genießen deutsche Staatsanleihen noch immer den Status eines AAA-
Ratings. Sind also deutsche Euro-Banknoten damit sicherer und mehr wert als 
andere? Ist Geld im Euro-Raum nicht gleich Geld? Gibt es bei der Sicherheit von 
Banknoten in Europa wirklich große Unterschiede? Kann es wirklich sein, dass 
demnächst zwei auf den ersten Blick identisch aussehende Geldscheine in der 
EU nicht mehr den gleichen Gegenwert haben werden? Gibt es geheime Zeichen 
auf den Euro-Noten, die schon bei der Einführung für den Fall des möglichen 
Auseinanderbrechens der EU eingeführt wurden? Die Europäische Zentralbank 
hat im Internet inzwischen eine Sonderseite für die häufigsten aktuellen Fragen 
eingerichtet. Da heißt eine Frage etwa: »Enthält die Seriennummer auf den Euro-
Banknoten einen Ländercode?«816 Die Antwort lautet: »Anhand des Buchstabens 
vor der Seriennummer kann man erkennen, welche Zentralbank den Druck einer 
Banknote in Auftrag gegeben hat.« Jedem Mitglied der Währungsunion wurde 
ein Buchstabe zugeordnet. Das X vor der Seriennummer auf dem Euro-Schein 
steht tatsächlich für Deutschland. Dem Euro trauen nicht alle. Und Verträge 
kann man kündigen und Gesetze kann man ändern, sagt Max Otte, Professor für 
Internationale Betriebswirtschaft und Außenwirtschaft an der Fachhochschule 
Worms.817 Die Länderkennung sei ein Zeichen dafür, dass man das Auseinander-
brechen des europäischen Währungssystems schon vorhergesehen habe. So rät 
er von Banknoten mit den Kennzeichen Italiens, Irlands, Griechenlands, Spani-
ens, Portugals und den Niederlanden ab. Jedes EU-Land, in dem der Euro gilt, 
hat eine eigene Länderkennung auf dem Geldschein: Deutschland (X), Finnland 
(L), Frankreich (U), Niederlande (P), Portugal (M), Belgien (Z), Spanien (V), 
Malta (F), Italien (S), Zypern (G), Slowenien (H), Slowakei (E), Österreich (N), 
Griechenland (Y), Irland (T). Ein Sonderfall ist Luxemburg. Das Land lässt sei-
ne Euros in anderen Ländern der Euro-Zone drucken. Die Noten tragen dann 
die Kennung des druckenden Landes. Vor dem Gesetz ist jeder Euro-Schein ei-
gentlich gleich und muss als Zahlungsmittel angenommen werden. Nach Para-
graf 14 Absatz 1 des Bundesbankgesetzes sind auf Euro lautende Banknoten seit 
dem 1. Januar 2002 das einzige uneingeschränkte gesetzliche Zahlungsmittel. 
Dennoch gibt es inzwischen die Angst beispielsweise vor dem Griechen-Euro.818 
Denn in Brüssel hat derzeit ein Schreckensszenario Hochkonjunktur: Geht der 
Euro in den Turbulenzen der Finanzkrise wieder unter? Kommt es angesichts 
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von Massenentlassungen zum Flächenbrand und zu sozialen Unruhen in ein-
zelnen Mitgliedsstaaten? Droht den Neumitgliedern im Osten der Reihe nach 
der Staatsbankrott, oder bricht die EU gar auseinander?819 Professor Max Otte 
ist Autor des Wirtschaftsbestsellers Der Crash kommt. Er hat den Finanzcrash 
bereits im Jahre 2007 vorhergesehen – als andere noch über ihn gelacht haben. 
Aus der Neurologie wissen wir dank jüngster Forschungen: Geldentscheidungen 
trifft der Mensch mit dem Kleinhirn, dem Teil des Hirns, den wir noch mit den 
Reptilien gemeinsam haben. Vom Kleinhirn diktiert waren in der Vergangenheit 
nur die Entscheidungen der Kleinsparer, die den Lockungen der Finanzhaie in 
einer Mischung aus Geiz-ist-geil- und Ich-bin-doch-nicht-blöd-Rausch erlagen 
und ihr Geld von unten nach oben umverteilten. Die Neoliberalen von Kohl über 
Rot-Grün bis zur Großen Koalition haben durchaus ihr Großhirn angestrengt, um 
diese gigantische Verarmungsmaschinerie in Gang zu setzen. Mit Erfolg. Seit 
1998 gibt es in Deutschland 50 Prozent mehr Arme, 26 Prozent der Kinder leben 
unter der Armutsgrenze. Das alles hat Prof. Otte seit Jahren schon kritisiert. Und 
er warnt davor, als Kleinsparer weiterhin nur das Kleinhirn einzusetzen. Mit dem 
Großhirn würde man derzeit nur noch Geldscheine mit dem X annehmen – aber 
für viele Kleinhirne wird das derzeit wohl immer noch reine Verschwörungs-
theorie sein. Würde der Euro im Euro-Raum in einzelnen Ländern wieder abge-
schafft (was ja vor dem Hintergrund der Finanzkrise durchaus denkbar ist), dann 
blieben der deutschen Bundesbank nur zwei Möglichkeiten: Entweder man er-
klärt komplett alle Euro-Banknoten für ungültig (und führt etwa in Deutschland 
wieder die Mark ein) oder man bleibt in einem verkleinerten Währungsverbund 
und erklärt nur die Noten mit einer bestimmten Länderkennung für ungültig. 
Ausgeschlossen ist das sicherlich nicht. Aber stellen Sie sich einmal vor, was 
passieren würde, wenn auch nur zehn Prozent der Leser dieses Buches von heute 
an auf Nummer sicher gingen und jetzt nur noch Euro-Geldscheine mit dem X 
annehmen würden – auch so könnte man als Bürger völlig friedlich ein Zeichen 
an Wirtschaftsführer und Politiker setzen. Würde sich das als friedlicher Protest 
gegen die Wirtschaftspolitik der Bundesregierung dann verselbstständigen – nie-
mand könnte es mehr aufhalten. Die Bundesregierung wird also ihr Großhirn 
einsetzen und an das Kleinhirn der Bürger appellieren: »Lassen Sie sich bitte 
weiter ein X für ein U vormachen.«

10. Seien Sie vorsichtig bei jenen, die Ihr Geld für Sie anlegen wollen! In einer 
krisenhaften Zeit, in der Papiergeld immer mehr Bürgern zunehmend unsicher 
erscheint, flüchten nicht wenige in angeblich krisensichere Geldanlagen wie zum 
Beispiel Gold. Nun kann man Gold ganz sicher jederzeit verkaufen – nur essen 
kann man es – ebenso sicher – nicht. Es gibt allerdings ein knappes Gut vor un-
seren Haustüren, das zwar keine gewaltigen Renditen abwerfen wird, aber im 
Notfall satt machen kann und auch eine gewisse Wertbeständigkeit aufweist: 
Ackerland. Es gibt derzeit wohl nichts Billigeres und dennoch Krisensicheres für 
den einfachen Bürger als Ackerland. Zwischen 0,50 und maximal vier Euro kos-
tet der Quadratmeter. Ackerland wird in Europa – wenn man ein langfristig den-
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kender Mensch ist – künftig immer wertvoller werden. Ackerland ist das einzige 
Gut unserer Konsumgesellschaft, das im Preis völlig unterbewertet ist. Und es ist 
die einzige Anlageform, bei der es keine Zwangsabgaben (etwa Zwangshypothe-
ken) geben wird, weil jeder Staat Eigentümer von Landwirtschaftsflächen wegen 
der Ernährungssicherung seiner Untertanen weitgehend unangetastet lassen 
muss. Noch werden viele Europäer über die Vorstellung lachen, dass Landwirt-
schaftsflächen mehr als nur einen ideellen Wert haben. Gerade in Deutschland ist 
es für Jugendliche selbstverständlich, dass Landwirtschaftsprodukte aus dem Su-
permarkt um die Ecke kommen. Der Rest interessiert sie nicht. Dabei wird jene 
Ackerfläche, von der Milchprodukte, Kartoffeln, Getreide und Kohlköpfe letzt-
lich stammen, in Europa immer knapper. Beispiel Deutschland: Zwischen 110 
und 120 Hektar Ackerland gehen in Deutschland Tag für Tag dauerhaft verloren 
– an 365 Tagen im Jahr. Das entspricht jedes Jahr der gesamten Stadtfläche von 
Köln. Allein in Rheinland-Pfalz beträgt der Verlust an Ackerfläche Tag für Tag 
durchschnittlich sieben Hektar. In Hessen sind es sogar neun Hektar. Man braucht 
das Land angeblich für Neubau- und Gewerbegebiete, für Parkplätze, Fußball-
plätze, für Straßen und für ICE-Strecken. Entweder wird die Erde mit Beton 
versiegelt oder sie wird »Ausgleichsfläche« – auch dann wird sie landwirtschaft-
lich nicht mehr genutzt. Diese Entwicklung gibt es weltweit, und sie ist drama-
tisch. Heute steht für den Anbau von Getreide weltweit nur wenig mehr Fläche 
zur Verfügung als im Jahre 1970 – aber damals gab es fast drei Milliarden Men-
schen weniger auf der Erde. Seinerzeit wurden weltweit rund 0,18 Hektar Acker-
fläche pro Kopf angebaut, heute sind es noch knapp 0,11 Hektar.820 Dieser Trend 
wird anhalten. Die Weltbevölkerung wächst weiter, während die Ackerfläche pro 
Kopf der Weltbevölkerung weiter schrumpft. In den kommenden 40 Jahren wird 
die Weltbevölkerung um Milliarden Menschen wachsen.821 1100 Quadratmeter 
(also 0,11 Hektar) – so viel Anbaufläche steht heute im Durchschnitt pro Erden-
bürger zur Verfügung. Darauf wachsen sein Obst und Gemüse, Getreide, Kartof-
feln und Zuckerrüben, das Futter, von dem sich Rinder, Schweine und Hühner 
ernähren, und die Trauben für das Gläschen Wein oder Sekt, aber auch die Baum-
wolle für Jeans und T-Shirts  und neuerdings sogar Biodiesel für den Autotank. 
Aufgrund des Wachstums der Erdbevölkerung wird die Ackerfläche pro Kopf bis 
2050 auf 0,08 Hektar schrumpfen.822 »Ackerland ist knapp«, schrieb Focus Mo-
ney schon 2007.823 In Polen wird Ackerland seit einigen Jahren auch von Nicht-
Landwirten als wertbeständige Geldanlage betrachtet.824 Nicht nur dort. In Zeiten 
von Finanzkrise, galoppierenden Nahrungsmittelpreisen und Unsicherheit an 
den Finanzmärkten entdecken seriöse Investoren neben Gold vor allem Acker-
land wieder als Investitionsobjekt. Und auch Industrielle. »Mit großer Sorge be-
obachten wir die Tendenz, dass zunehmend Aktienunternehmen und zahlungs-
kräftige Industrielle in großem Maßstab in Kauf und Pacht von Agrarflächen 
einsteigen«, sagte Martin Hofstetter, Agrarexperte bei der Umweltorganisation 
Greenpeace, im Januar 2009 im Gespräch mit einer Nachrichtenagentur.825 Der 
Sender n-tv berichtete im Januar 2009 dazu passend: »Weltweit scheint der Trend 
nicht mehr aufzuhalten. In großem Stil kaufen China, Saudi-Arabien oder Süd-
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korea Flächen in Afrika, der Ukraine oder den Philippinen ein.«826 Zunehmende 
Bodenspekulation und steigende Pachtpreise scheinen somit garantiert. Schon 
William Shakespeare hatte sein Erspartes in Ackerland angelegt, das er dann er-
folgreich verpachtete.827 Dem eifern heute neue Aktiengesellschaften wie etwa 
die Agrarius AG nach, die Landwirtschaftsflächen günstig aufkaufen und ver-
pachten. In Rumänien kaufen Firmen wie Agrarius Ackerflächen für ein Zehntel 
dessen, was diese bei gleichem Ertrag in Deutschland kosten würden. Und wenn 
Firmen wie Agrarius im Frühjahr 2009 gleich Hunderte Hektar Landwirtschafts-
fläche aufkaufen, dann gibt es in der Folge sogar Pressemeldungen.828 Und im 
Manager-Magazin Zwiegespräch heißt es unter der Überschrift »Back to Ba-
sics«, Ackerland sei als Investition ein »interessantes Thema«, denn immer mehr 
Leute müssten ja immer mehr essen.829 Ein neuer Trend bei Immobilieninvestiti-
onen, der zumindest langfristig Sicherheit verspricht, ist demnach ganz sicher 
das bäuerliche Ackerland. Doch um dieses streiten sich inzwischen nicht nur 
private Investoren. Die Preise werden derzeit auf dem internationalen Markt vor 
allem von den Großaufkäufern aus China und den arabischen Staaten in die Höhe 
getrieben – allerdings nur für große Flächen. China, das bevölkerungsreichste 
Land der Welt, will langfristig seine Versorgung mit Nahrungsmitteln sichern. In 
Afrika, Südamerika und den früheren Sowjetrepubliken tritt Peking als Großin-
vestor im Landwirtschaftsbereich auf. China wird in wenigen Jahren schon auf 
Nahrungsmittelimporte angewiesen sein. In China werden derzeit auf sieben 
Prozent der weltweiten landwirtschaftlichen Nutzfläche 20 Prozent der Weltbe-
völkerung ernährt. Vor dem Hintergrund von Umweltverschmutzung, Bodenero-
sion und Bauprojekten nimmt das Ackerland in China jährlich um ein Prozent ab. 
Es müsste jedoch theoretisch vermehrt werden, weil das chinesische Volk trotz 
der Einkindpolitik weiter wächst. Im Jahre 2030 dürfte das Land 1,5 Milliarden 
Menschen zählen. Und die Ackerbaufläche von derzeit 120 Millionen Hektar 
müsste dafür um rund zehn Prozent zunehmen.830 So kaufen die Chinesen schon 
jetzt Ackerfläche auf anderen Kontinenten. Auch arabische Staaten nehmen an 
dem Wettlauf um Ackerland teil – allerdings aus völlig anderen Gründen. Die 
reichen Golfstaaten wissen, dass der Ölpreis mal höher und mal niedriger sein 
wird. Monat für Monat schließen sie nun neue Verträge mit ärmeren Staaten – 
und kaufen deren Ackerland auf. Nach dem Ende des Ölzeitalters wollen sie 
dann an den Preisschrauben der Lebensmittelvorräte der Welt drehen. Die Aus-
wirkungen dieses Plans sind gewaltig. Man sollte ihn jedenfalls kennen. Europä-
ische Staaten haben es gut, denn große Teile der Staatsgebiete können derzeit 
noch landwirtschaftlich genutzt werden. In Polen sind 40 Prozent des Staatsge-
bietes landwirtschaftliche Nutzfläche – und im zerklüfteten Irland immerhin 
noch 24 Prozent. Im Gegensatz dazu hat es Allah mit der Arabischen Halbinsel 
nicht sonderlich gut gemeint: Gerade einmal ein Prozent des Bodens ist in den 
Vereinigten Arabischen Emiraten für die Landwirtschaft geeignet – und selbst 
das riesige Saudi-Arabien kommt kaum auf drei Prozent. Doch selbst dort, wo 
man auf der Arabischen Halbinsel die Böden nutzen kann, muss man gewaltige 
Mengen Wasser fördern – und das kostet viel Geld und Energie. Die Chancen, 
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aus der Arabischen Halbinsel einen blühenden Garten zu machen, stehen somit 
auch weiterhin nicht sonderlich gut. Nun haben diese Staaten viel Geld. Sie legen 
dieses etwa in Staatsfonds an, deren wachsende Macht in westlichen Staaten mit 
Argwohn betrachtet wird. Die Financial Times schreibt dazu: »Der wachsende 
Einfluss von Staatsfonds aus dem Nahen Osten und Asien wird in vielen westli-
chen Staaten mit Sorge beobachtet. Die Bundesregierung plant ein Vetorecht für 
Beteiligungen ausländischer Staatsfonds an deutschen Firmen ab 25 Prozent.« 
Allein Saudi-Arabien hat derzeit 330 Milliarden Dollar im Ausland angelegt. Die 
Golfstaaten wollen mehr als nur Renditen – so wie mithilfe des Öls wollen sie 
auch mithilfe des Geldes langfristig Macht ausüben können. Es waren heimische 
arabische Finanzberater, die einen ausgefeilten Plan entworfen haben, wie die 
reichen arabischen Staaten in aller Ruhe weiter an Macht gewinnen können – 
und die Politiker der Welt dazu begeistert klatschen würden: Man kauft Acker-
land in ärmeren Staaten und sichert sich dauerhaft vertraglich alle damit verbun-
denen Rechte. Das in den Vereinigten Arabischen Emiraten ansässige 
Finanzunternehmen Abraaj Capital hat allein in Pakistan bislang 324000 Hektar 
Ackerland aufgekauft.831 Die Verträge sind vorteilhaft: Selbst wenn es für auf 
dem Ackerland angebaute Nahrungsmittel ein staatliches Exportverbot wegen 
einer Nahrungsmittelknappheit geben sollte, darf Abraaj Capital die Früchte aus 
Pakistan ausführen. Und zwar steuerfrei. Denn die aufgekauften Ackerflächen 
werden von der pakistanischen Regierung zudem dauerhaft zu steuerfreien Zo-
nen erklärt. Pakistan erhält im Gegenzug großzügige Finanzhilfen von arabi-
schen Staaten – allein die Saudis sicherten dem Land im Juni sechs Milliarden 
Dollar Finanzhilfe zu. Nun ist Pakistan aber nicht das einzige Land, in dem das 
Ackerland von arabischen Fonds aufgekauft wird. Auch in Asien und Afrika sind 
die arabischen Einkäufer auf Tour – und werden von den Regierungen mit Be-
geisterung empfangen. Indien, das 2007 vor dem Hintergrund der hohen Reis-
preise den Export von Reis verboten hatte, will gleich mehrere Millionen Hektar 
Ackerland an die neuen Freunde aus dem Nahen Osten verkaufen. Außenminis-
ter Pranab Mukherjee sagte: »Ich sehe unser indisches Bestreben nach Sicherung 
der Energieversorgung und das Streben arabischer Staaten nach Sicherung ihrer 
Lebensmittelversorgung als einen gemeinsamen Nenner, auf dem wir gut zusam-
menarbeiten können.« Saudi-Arabien hat angekündigt, vom Jahre 2016 an die 
saudischen Bauern nicht mehr finanziell zu unterstützen – alle Subventionen sol-
len dann abgeschafft werden. Man braucht kein heimisches Getreide mehr, man 
wird überall in der Welt zum Großgrundbesitzer. Seltsamerweise freuen sich die 
Menschen dort schon darauf, für die reichen Araber auf den früher ihnen gehö-
renden Feldern arbeiten zu dürfen. Die reichen arabischen Staaten haben sich gut 
beraten lassen. Sie kaufen nun gewaltige Flächen eines knapper werdenden Guts 
auf – zu Spottpreisen. Und so wie die OPEC heute immer wieder an der Preis-
schraube für Rohöl zu drehen versucht, werden Nachfolgeorganisationen entste-
hen, die an den Preisschrauben für Ackerland und Lebensmittel drehen können. 
Das alles ist vertraglich gut abgesichert. Das Nachsehen werden die Menschen in 
ärmeren Ländern haben: Sie haben zwar Ackerflächen vor der Haustüre, dürfen 
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diese aber nicht mehr bewirtschaften oder müssen die Produkte zu Preisen erwer-
ben, die ihnen die Araber diktieren. So steht es in den Verträgen. Entwicklungs-
hilfeorganisationen und Politiker haben diese Entwicklung offenkundig noch 
nicht mitbekommen. Jeder Tag, an dem Bilder über Hungerrevolten von Men-
schenmassen in ärmeren Ländern der Welt über die Fernsehbildschirme ausge-
strahlt werden, dürfte für die reichen arabischen Investoren künftig ein guter Tag 
sein. Wer neben dem traditionellen Sparbuch, dem Traum vom eigenen Häus-
chen oder einem kleinen Schrebergarten nachfolgenden Generationen etwas 
wirklich Wertbeständiges hinterlassen möchte, dem sei deshalb empfohlen, sich 
mit großen Landwirtschaftsgrundstücken zu beschäftigen. Kleine winzige Par-
zellen, die kaum mit einem Traktor bewirtschaftet werden können, sind ganz si-
cher keine gute Geldanlage. Doch wenn man viele aneinandergrenzende kleine 
Parzellen nacheinander günstig aufkaufen und zu einem großen Grundstück zu-
sammenfügen kann, dann ist das für die nachfolgende Generation ganz sicher 
wertvoller als jeder Aktienfonds. Und wer seinen Enkeln noch mehr Gutes be-
scheren möchte, der kauft das, was derzeit fast niemand mehr haben möchte – 
einen Bauernhof im Außenbereich. Abgelegene Wohnhäuser oder Gehöfte, die 
ihren Bewohnern ein weitgehend autarkes Leben ermöglichen, werden in abseh-
barer Zeit dünn gesät und deshalb für 99,9 Prozent der Menschen absolut uner-
schwinglich sein. Heute aber bekommt man sie manchmal noch zum Spottpreis 
– weil fast jeder lieber in die Ballungsgebiete ziehen möchte; paradoxerweise 
dorthin, wo Krisen und Unruhen drohen.

11. Treten Sie in Ihrer Familie, in Ihrem Freundes- und Bekanntenkreis für Werte 
ein. Bedenken Sie: Nur eine Gesellschaft, in der die eigenen Werte und Wurzeln 
aufgegeben werden, kann ins Chaos gestürzt werden. Es gibt kein Vakuum in der 
Geschichte – wenn eine Gesellschaft ihr Wertesystem aufgibt, dann wird dieses 
durch ein anderes Wertesystem ersetzt. Niemand in Europa sollte sich darüber 
beschweren, dass etwa der Islam auf dem Vormarsch ist. Wer die Kreuze von 
den Wänden nimmt, der darf sich nicht wundern, wenn die frei werdenden Plätze 
beispielsweise mit dem Islam oder mit dem Atheismus gefüllt werden.

12. Erstellen Sie in einer ruhigen Stunde einen privaten »Katastrophenplan«. 
Welche Dokumente dürfen auf keinen Fall verloren gehen? Welche Medikamen-
te benötigen Sie und Ihre Familie in jedem Fall? Planen Sie – rein vorsorglich 
– so, dass Sie Kopien Ihrer wichtigsten Dokumente an einem sicheren Ort (etwa 
einem Safe) haben und Medikamente- und Lebensmittelvorräte für mindestens 
14 Tage. Erkunden Sie mit Ihrer Familie alternative Fluchtrouten aus Großstäd-
ten und Ballungsgebieten in ländliche Gebiete, in denen Sie Freunde und/oder 
Verwandte sowie Unterstützung haben. Machen Sie sich Gedanken über Flucht-
gepäck – was brauchen Sie und Ihre Familie im Notfall unbedingt? Tritt ein 
solcher Fall tatsächlich ein, dann werden Sie keine Zeit mehr haben, darüber 
nachzudenken. Dann müssen Sie handeln, umgehend!

13. Treten Sie in einen Schützenverein ein. Lernen Sie den Umgang mit Schuss-
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waffen. Und seien Sie froh, wenn Sie diese Kenntnisse mit scharfen Waffen nie-
mals benötigen. Glauben Sie Abgeordneten nicht, die Ihnen zu erklären versu-
chen, dass man im Bundestag eigentlich gegen das Schießen mit scharfen Waffen 
sei. Schauen Sie sich doch einmal die vielen Internetseiten an, die belegen, dass 
Abgeordnete selbst privat auf Schießstände gehen oder in der Welt herumballern 
– wenn es die Öffentlichkeit nicht sieht. Unter jenen, die dem Schießen frönen, 
ist sogar Caren Marks (MdB).832 Sie kennen Caren Marks nicht? Nun, die Dame 
ist die SPD-Jugendexpertin.833 Beruflich wehrt sie Gefahren von Jugendlichen 
ab – in ihrer Freizeit schießt sie mit scharfer Munition. Machen Sie sich also kei-
ne Gedanken darüber, wenn Politiker bei Waffen den Zeigefinger erheben. Und 
wenn Sie keinen Zugang zu scharfen Schusswaffen haben oder haben wollen, 
was machen Sie dann? Zur Abwehr von Angreifern auf dem eigenen Grundstück 
in Krisenzeiten genügen Armbrüste. Der Umgang ist für jeden schnell und leicht 
zu erlernen. Man spannt den Bogen, er rastet ein und man kann im Gegensatz zu 
Pfeil und Bogen ohne permanenten Kraftaufwand in Ruhe zielen. Die Armbrust 
ist die ideale Waffe, um das eigene Heim zu sichern. Zudem verfügt sie über eine 
enorme Durchschlagskraft – und hat daher eine sehr bedrohliche Einwirkung. 
Ein polizeilicher Schießausbilder des Autors (der Autor ist Pistolenschütze) aus 
Mainz hat bei der Ausbildung immer wieder gesagt: »Im Ernstfall aus rechtli-
chen Gründen nur auf die Beine schießen!« Und er flüsterte dann hörbar für alle: 
»Nasenbein, Jochbein, Brustbein ...« Zudem ist ein Teleskop-Schlagstock ein 
ideales Abwehrmittel gegen angreifendes Gesindel. Nicht ohne Grund gehören 
Schlagstöcke ja auch zur Grundausstattung der Polizei. Hinzu kommen Pfeffer-
spray und ein Elektroschocker. Weil Sie Ihr Leben in einem modernen Auto auch 
mit mehreren Airbags schützen, sollten Sie Pfefferspray an verschiedenen Orten 
lagern – etwa im Auto, in der Handtasche und/oder Jacke sowie in der Wohnung.

14. Dulden Sie keinerlei Sonderrechte. Machen Sie darüber hinaus von Ihrem 
Recht auf freie Meinungsäußerung Gebrauch. Wenn Richter Koma-Schläger zu 
Bewährungsstrafen verurteilen oder Polizisten randalierende Linksextremisten 
gewähren lassen müssen, dann bekunden Sie in Leserbriefen Ihre Meinung zu 
diesen Vorgängen. Nur wer sich vernehmlich äußert, kann auch gehört werden.

15. Ermuntern Sie – wie beispielsweise in Frankreich, Spanien, Australien und 
auch Japan selbstverständlich – all jene zugewanderten Mitbürger Ihrer Umge-
bung, die sich nicht in die europäischen Werte integrieren wollen, zur Rückkehr 
in ihre Heimat und in die ihnen vertraute Kultur. Wollen Sie den in diesem Buch 
geschilderten staatlich geförderten Unterschichtenimport und den Import von 
Konflikten aus Bürgerkriegsgebieten nach Europa aufhalten, dann schreiben Sie 
das den zuständigen EU- und auch Bundestags- und Landtagsabgeordneten. Fin-
den Sie es etwa »normal«, dass im Mai 2009 mehr als 600 zugewanderte Tamilen 
aus Sri Lanka für mehr als zwei Stunden alle Gleise im Frankfurter Hauptbahn-
hof blockiert haben und Deutschlands größten Bahnhof wegen des Bürgerkrie-
ges in ihrer Heimat ebenfalls in Unruhe versetzten, weil sie die Reisenden zwan-
gen, sich ihre Sicht der Welt anzuhören?834 Zwei Stunden lang schaute die Polizei 
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der Nötigung Tausender Reisender zu. Das ist Alltag in Deutschland. Drucken 
Sie sich jene Quellen aus dem Quellenverzeichnis dieses Buch aus, in denen 
dargelegt wird, dass die EU viele Millionen arbeitslose Billigarbeiter nach Eu-
ropa importieren will835 – und stellen Sie Ihre EU-Abgeordneten schriftlich mit 
beigefügten Artikeln zur Rede. Machen Sie Ihnen klar, dass Sie sie nie wieder 
wählen werden, wenn sie diesen Wahnsinn weiter fortsetzen! Machen Sie die 
Politiker in Ihrem Umfeld aufmerksam auf die im Jahre 1995 an der Bergischen 
Universität Wuppertal verfasste Doktorarbeit mit dem Titel Konfliktimport durch 
Immigration (Autor ist der ganz bestimmt nicht rechtsextremistische Thomas 
Brieden), in der vor vielen Jahren schon wissenschaftlich fundiert festgehalten 
wurde, wohin dieser Konfliktimport durch Immigration im Herzen Europas letzt-
lich führen wird.

16. In Zeiten wirtschaftlicher Not müssen wir uns ein Vorbild an jenen EU-Staa-
ten nehmen, die ihre Arbeitsplätze zunächst einmal mit ethnischen Bürgern des 
eigenen Landes besetzen und Gastarbeiter wieder nach Hause schicken. Die Pa-
role »British jobs for British workers!« brachte im Frühjahr 2009 Zehntausende 
Briten auf die Straßen – und die Regierung gab sofort nach, um Massenunruhen 
zu verhindern. So wie beispielsweise die Vereinigten Arabischen Emirate An-
fang 2009 alle Gastarbeiter aus Europa vor dem Hintergrund der Wirtschaftskrise 
wieder nach Hause zurückgeschickt haben, so sollten auch wir von sofort an zu-
nächst an unsere Freunde, Verwandten und Bekannten aus unserem Kulturkreis 
denken. Derzeit tun wir noch das Gegenteil: Wir stellen immer öfter Zuwanderer 
aus fernen Kulturkreisen bevorzugt ein. Das aber kann man keinem deutschen 
Arbeitslosen mehr erklären.

17. Helfen Sie aus humanitären Gründen dabei, gewaltsame ethnische Säuberun-
gen in Europa zu verhindern. Wie es aussieht, werden diese sicherlich nicht dau-
erhaft überall verhindert werden können, aber man kann und muss die aus nicht 
integrationswilligen Kulturkreisen zugewanderten Mitbürger zumindest darauf 
hinweisen, dass sie möglicherweise künftig von einer aufgebrachten Menschen-
menge aus vielen europäischen Ballungsgebieten vertrieben werden. Sprechen 
wir deshalb schon in den Schulen neben dem barbarischen Holocaust ganz offen 
auch darüber, dass die schrecklichen ethnischen Säuberungen (leider!) ein fester 
Bestandteil der Geschichte waren und sind – trotz aller Friedenskonferenzen und 
UN-Resolutionen. In der Türkei, dem Heimatland unserer türkischen Mitbürger, 
ist es bis heute verboten, auch nur darüber zu sprechen, dass die Türkei in den 
Jahren 1915 bis 1917 beim Völkermord an den christlichen Armeniern bis zu 
1,5 Millionen Christen ermordet und viele weitere vertrieben hat. Das wissen 
die vielen türkischen Schüler in Europa nicht. Vor allem von unseren aus der 
islamischen Welt zugewanderten Mitbürgern werden ethnische Säuberungen in 
Bezug auf andere Gruppen weiterhin als völlig »selbstverständlicher« Vorgang 
betrachtet. Während Sie diese Zeilen lesen, vertreiben Muslime etwa im Süden 
Sudans Christen aus ihren Wohngebieten. In Deutschland demonstriert derweil 
niemand dagegen. Sudan ist aber nur eines von vielen Beispielen. In den vier 
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südlichen Provinzen Thailands vertreiben Muslime bei ethnischen Säuberungen 
derzeit die Hindus. Und im islamischen Norden Nigerias vertreiben sie momen-
tan die Christen. Man kann ein ganzes Buch über gegenwärtige ethnische Säu-
berungen in der Welt schreiben. Wir schauen da (leider!) überall gern weg, weil 
wir bei diesen vielen ethnischen Säuberungen sonst auch in Hinblick auf die Zu-
kunft Europas viele unbequeme Fragen beantworten müssten. Es scheint zudem 
(leider!) ein völlig »selbstverständlicher« Vorgang zu sein, dass Muslime sich 
in Europa zusammenrotten und die Vertreibung aller Juden beispielsweise aus 
Israel oder aus europäischen Städten fordern. Inzwischen marschieren im Jahre 
2009 sogar schon sozialdemokratische Politiker ganz vorne lächelnd mit, wenn 
bei Demonstrationen im Chor gerufen wird: »Juden, Juden – ab ins Gas !«836 
Wir sollten mit unseren Mitbürgern, die gegen den Ruf nach ethnischen Säu-
berungen in ihrem Kulturkreis absolut nichts unternehmen – ja diesen oft sogar 
noch aktiv unterstützen –, nun auch ganz offen darüber sprechen, unter welchen 
Umständen eigentlich ein Ruf nach ethnischen Säuberungen erfolgt – man wird 
dann sehr schnell sehen, dass wir uns auch in Europa (leider!) wieder einmal 
diesem schrecklichen Punkt nähern. Wahrscheinlich aber werden es Muslime 
sein, die dieses Mal aus Europa vertrieben werden. Auf Polizisten, die sich nach 
polizeiinternen Deeskalationskursen über Jahre hinweg von zugewanderten Mit-
bürgern täglich schlagen, anspucken und beleidigen lassen müssen (wir haben 
das in diesem Buch ausführlich beschrieben), werden sich unsere zugewanderten 
Mitbürger dann im abzusehenden Ernstfall wohl kaum noch als Schutz verlassen 
können. Und was werden Rettungssanitäter und Feuerwehrleute tun, die immer 
öfter von unseren Mitbürgern »einfach so« angegriffen wurden? Werden sie sol-
che Menschen dennoch ärztlich versorgen und ihre möglicherweise brennenden 
Häuser löschen? Man denke darüber hinaus an die vielen Busfahrer, die täglich 
attackiert werden. Werden sie ausreisewillige Mitbürger im Falle eines Falles 
noch außer Landes fahren? Werden die vielen Mitschüler, denen man Faustschlä-
ge versetzte und ihnen Mobiltelefone und Bargeld raubte, ebenso wie die in U- 
und S-Bahnen zusammengeschlagenen Rentner in einer solchen Situation auch 
nur einen Finger für unsere Mitbürger krümmen? Oder werden sie sich so ver-
halten, wie die zugewanderten Mitbürger sich heute gegenüber den ethnischen 
Säuberungen in ihren Herkunftsländern benehmen – völlig apathisch? Vielleicht 
hat der türkische Ministerpräsident Recep Tayyip Erdogan das alles ja schon vor-
ausgesehen und deshalb alle in Deutschland lebenden Türken bei seinem Besuch 
im Februar 2008 öffentlich davor gewarnt, sich in Deutschland zu sehr anzupas-
sen.837 Er erklärte: »Man kann von euch nicht erwarten, euch zu assimilieren.« 
Außerdem sagte er, ein Türke bleibe immer ein Türke. Ministerpräsident Erdo-
gan gilt als ein weiser Mann. Er ahnt offenbar, dass die Wanderungsbewegungen 
sich möglicherweise auch ganz schnell wieder umkehren könnten.

18. Fordern Sie im Gespräch mit Nachbarn, Freunden, aber auch Politikern 
Veränderungen bei den Einreisebestimmungen: Der Import von Menschen un-
terliegt nun einmal anderen Gesetzen als der Import von Baumwolle. Anders 



317

als klassische Einwanderungsländer wie etwa Kanada, Australien oder die Ver-
einigten Staaten glaubten die Deutschen, ohne Regeln auskommen zu können 
und jeden aufnehmen zu müssen, der danach begehrte. Jahrzehntelang haben die 
Regierenden den Zustrom sich selbst überlassen. Wir müssen nun endlich damit 
aufhören, alle gescheiterten Existenzen der Welt mit weit ausgebreiteten Armen 
in Deutschland willkommen zu heißen. Wir brauchen klare Regeln, wer hier 
willkommen ist. Und wir müssen laut und weithin vernehmlich sagen, wer hier 
nicht willkommen ist – alles andere führt direkt in die Katastrophe. Wenn eine 
»Integrationsbeauftragte« der Bundesregierung, Maria Böhmer (CDU), über Zu-
wanderer sagt: »Diese Menschen mit ihrer vielfältigen Kultur, ihrer Herzlich-
keit und ihrer Lebensfreude sind eine Bereicherung für uns alle«, dann sollten 
wir der Dame jeden Tag die Zeitungsausschnitte mit den gesammelten vielfäl-
tigen kulturellen Herzlichkeiten der Koma-Schläger, Polizisten-Bespucker und 
Frauenprügler schicken und sie darauf hinweisen, dass wir als einfache Staats-
bürger und Steuerzahler kulturelle Herzlichkeiten eben vielleicht etwas anders 
sehen. Schreiben Sie Ihre Meinung mit beigefügten Zeitungsausschnitten oder 
Ausdrucken, die Sie beispielsweise im Internet unter www.akte-islam.de finden, 
an folgende Adresse: Bundeskanzleramt, Integrationsbeauftragte, Willy-Brandt-
Straße, 11012 Berlin.

19. Sorgen Sie dafür, dass die nachwachsende Generation – unsere Kinder – die 
Fehler unserer »Eliten« nicht wiederholt. Zeigen Sie ihnen jene Politiker, Wirt-
schaftsführer und Medienvertreter, die die Wirtschaftskrise aus Dummheit, Un-
fähigkeit oder gar vorsätzlich geschürt haben. Ermuntern Sie Ihre Kinder dazu, 
in Zukunft rechtzeitig den Mund aufzumachen und auf die Barrikaden zu gehen, 
wenn »Eliten« wieder einmal dem sich entwickelnden Unheil lächelnd zuschau-
en, weil die Bürger ja am Ende doch für alles zahlen müssen. Lassen Sie sich von 
»Eliten«, die jegliche Bodenhaftung verloren haben, nicht als Stimmvieh und 
Melkkühe missbrauchen!

20. Legen Sie einen Notvorrat an Nahrungsmitteln an. Am 21. Januar 2009 über-
schrieb die ansonsten eher nicht zur Panikmache neigende Berliner TAZ einen 
Bericht mit den Worten: »Bundesregierung rät zum Hamstern«.838 Nun können 
deutsche Journalisten schon lange nicht mehr davon ausgehen, dass eine jüngere 
Generation überhaupt noch weiß, was mit »Hamstern« oder »Hamsterkäufen« 
gemeint ist. Im Deutsch-Türkischen Forum bat etwa ein jugendlicher Mitbürger 
um eine Erklärung, was denn die Deutschen mit dem Begriff »Hamsterkauf« in 
Krisenzeiten eigentlich meinen. Er wollte wissen: »(...) ich habe da eine Frage. 
Es sind diese Hamsterkäufe, von denen bei Krisenzeiten immer die Rede ist. 
Warum kaufen die Leute in solchen Zeiten Hamster? Die Tiere sind doch zusätz-
liche Belastung. Es ist doch kein Wunder, dass danach die Supermärkte leer ge-
kauft werden. Die Hamster fressen ständig und brauchen ordentlich was zu fut-
tern. Sollte man in derartigen Zeiten nicht lieber Kaninchen oder Hühner 
kaufen?«839 Zurück zur TAZ und zum Rat der Bundesregierung zum »Hamstern«. 
Die Zeitung schrieb, man erwarte bei weiterem Fortwähren der Krisen im Land 
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schlagartig irgendwann einen Run auf die Nahrungsmittelvorräte in den Super-
märkten. Dann könnte es wie im Herbst 2008 in Island ganz schnell leere Regale 
geben. Weil niemand weiß, wie lange der Zustand in einem dicht besiedelten 
Gebiet wie der Bundesrepublik anhalten wird, sollen die Deutschen Lebensmit-
telvorräte für mindestens 14 Tage anlegen. Noch besser, so erfuhren die Leser, 
seien Vorräte für ein ganzes Jahr. Wörtlich hieß es: »Gut beraten ist man mit 
folgendem Vorrat (pro Person für ein Jahr): 170 kg Weizen oder anderes Getreide 
im ganzen Korn, 45 kg Zucker oder Honig (Zucker hält jahrzehntelang, Honig ist 
unbegrenzt lagerfähig), 45 kg Magermilchpulver (die Haltbarkeit wird meist mit 
zwei Jahren angegeben, in Wirklichkeit kann man es weitaus länger lagern), 6 kg 
Salz (trocken unbegrenzt haltbar).« Darüber hinaus gab es weitere Überleben-
stipps für die kommende große Krise: »Wenn Sie keinen Bauernhof besitzen 
oder keinen pachten können, sollten Sie sich mit einigen Bauern anfreunden und 
somit stabile Kontakte zu Lebensmittelerzeugern aufbauen.« Und: »Pachten Sie 
einen Schrebergarten.« Wer aber von den eher linksalternativen TAZ-Lesern will 
so etwas schon hören, wenn die Regale noch voll sind und der Magen gesättigt 
ist? Dabei kann die Situation schneller kippen, als man denkt. Es war ein ge-
spenstisches Szenario. Wenige Wochen zuvor hatte es im Norden Europas den 
absoluten Lebensmittel-GAU gegeben. Und zwar in einem Land, in dem bis da-
hin buchstäblich Milch und Honig flossen – sie waren jedenfalls nie zuvor ratio-
niert worden. Nach dem Zusammenbruch der drei größten Kreditinstitute Islands 
steckte der dortige heimische Devisenmarkt im Oktober 2008 in der Klemme. 
Die Lieferanten aus dem Ausland verlangten Vorauszahlungen für Waren. Island 
muss vor dem Hintergrund seiner kargen Landschaft fast alle Lebensmittel außer 
Fleisch, Fisch und Milchprodukte importieren. Mit den Bankenzusammenbrü-
chen war Island jedoch am Rande des Staatsbankrotts angelangt. Es gab keine 
Devisen mehr für den Import von Lebensmitteln. All das, was zuvor in Mengen 
verfügbar war, wurde schlagartig zur Mangelware. Isländer hamsterten Lebens-
mittel. Wegen der Abwertung der Krone wurden alle Importwaren von Tag zu 
Tag drastisch teurer. In der Bevölkerung machte sich Panik breit. Immer mehr 
Supermärkte waren ausverkauft. Am 13. Okober 2008 berichtete der Nachrich-
tenticker von Bloomberg etwa: »Icelanders are flooding the supermarkets one 
last time, stocking up an food as the collapse of the Banking system threatens to 
cut the island off from imports.«840 Auf Deutsch heißt das in Kurzform: Es gab 
Hamsterkäufe. Der Deutsche Karlheinz Bellmann hat den plötzlichen Verfall Is-
lands vor Ort gesehen. Er hat einer deutschen Nachrichtenagentur über seine 
Eindrücke berichtet. Massive Hamsterkäufe in den Supermärkten bei einer Infla-
tionsrate von 16 Prozent sprachen eine deutliche Sprache über die Zukunftsängs-
te der Wikinger-Nachfahren. Karlheinz Bellmann hebt hervor, wie unerwartet 
das alles auf die satten Isländer hereingebrochen ist. Bellmann: »Es wirkt so wie 
auf der Titanic, als die Leute noch getanzt haben, obwohl das Schiff den Eisberg 
schon gerammt hatte.«841 Von einer Sekunde auf die andere mussten erfolgsver-
wöhnte Isländer einen Crashkurs in Bescheidenheit absolvieren. Island hatte zur 
Jahreswende 2008/2009 die höchste Pro-Kopf-Dichte an teuren Geländewagen 
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der Typen Porsche Cayenne und VW Touareg der Welt. Über Nacht kam das 
Ende. Vorbei der Traum von: »Mein Haus, mein Auto, mein Boot«. Über Nacht 
fehlten die Devisen für Importe. Der damalige Premierminister Geir Haarde hat-
te einen wenig verlockenden Lösungsvorschlag für die Isländer. Er sagte allen 
Ernstes: »Wir sollten vielleicht wieder alle auf Fischfang gehen.«842 Fisch ist 
neben lokalen Milchprodukten eines der wenigen Lebensmittel, das in Island 
nicht importiert werden muss. Auf diese Nachricht hin rannten die Isländer erst 
recht in die Supermärkte und horteten, was sie möglicherweise in Zukunft lange 
Zeit werden entbehren müssen. Hamstern ist in den Augen der jüngeren deut-
schen Generation total spießig. Hamsterkäufe, das kennen nur noch jene, die den 
Weltkrieg und die Nachkriegsjahre miterlebt haben. Seither sind die Regale doch 
ständig voll und statt Hunger hat man überall auf Schritt und Tritt die Qual der 
Wahl. Das Wort »Hamsterkäufe« wurde übertragen vom Hamster, der Nahrungs-
mittelvorräte in den Backentaschen mit sich führt. Weil wir es gewohnt sind, dass 
Lebensmittel ständig und (fast) überall verfügbar sind, hat das Wort »Hamster-
kauf« heute einen sehr negativen Beigeschmack. Nur auf dem Land sind Hams-
terkäufe in Deutschland heutzutage überhaupt noch bekannt. So berichtete die 
Oldenburger Nordwestzeitung am 16. Februar 2009 unter der Überschrift »Hams-
terkäufe gehören zum Landleben« über das schlechte Wetter, abseits gelegene 
Bauernhöfe und weite Wege zu den Einkaufszentren im Oldenburger Land.843 
Städter lachen heute über Menschen, die zu Hamsterkäufen in die Supermärkte 
kommen. Was sie vergessen haben: In den Jahren nach dem Zweiten Weltkrieg 
gab es Hamsterfahrten von Städtern, die Hunderte Kilometer fuhren, um auch 
nur einen Sack Kartoffeln bei Bauern gegen Schmuck oder andere Wertgegen-
stände eintauschen zu können. Erste Anzeichen für eine neue Welle weltweiter 
Nahrungsmittel-Hamsterkäufe gab es übrigens im Frühjahr 2008. Die rasant ge-
stiegenen Lebensmittelpreise – von Januar bis April 2008 verdreifachte sich der 
Reispreis auf mehr als 1000 Dollar je Tonne – führten im Frühjahr 2008 zu 
Hamsterkäufen und Rationierungen von Reis. Und zwar in westlichen Ländern, 
Beispiel USA: Die zu Wal-Mart gehörende Kette Sam’s Club rationierte den 
Reisverkauf. Sam’s Club gestattete seinen Kunden nur noch den Kauf von vier 
Reissäcken.844 Wie früher in sozialistischen Ländern üblich, beschränkten mehr 
und mehr Supermarktketten die Reisverkäufe. Deutsche Leser rieben sich ange-
sichts solcher Nachrichten verwundert die Augen, berichtete doch selbst der Fo-
cus: »Hamsterkäufe sorgen für Reiskrise in den USA«845. Einen Monat später 
fanden dann in Deutschland Hamsterkäufe bei Milch statt. Im Mai 2008 beteilig-
ten sich immer mehr Milchbauern am Lieferboykott, weil der Erlös in den Mol-
kereien nicht ihre Produktionskosten deckte. Die Folge davon: Hamsterkäufe der 
Verbraucher.846 »Hamsterkäufe verknappen die Milch«, überschrieb der Berliner 
Tagesspiegel am 4. Juni 2008 einen entsprechenden Bericht und teilte den ver-
dutzten Städtern mit, dass Supermarktketten wie Kaufland die Milchmengen pro 
Käufer reduzierten und die Milchregale bei Aldi in Berlin leer seien.847 »Wir 
lassen keine Massenkäufe zu, um die Versorgung zu gewährleisten«, sagte Jan 
Merk, Leiter der Kaufland-Filiale in der Storkower Straße, dem Tagesspiegel. 
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Hamstern ist also in Krisenzeiten nicht erwünscht – der Hamster muss früher 
vorsorgen. Hamsterkäufe gibt es heute in Europa immer dann, wenn unerwartete 
Streiks oder Unruhen den Nachschub an Lebensmitteln blockieren. Weil das in 
der Vergangenheit eher selten vorkam, finden wir das heute exotisch. 1968 gab es 
in Zusammenhang mit Studenten- und Arbeiterunruhen, die über viele Wochen 
lang den Transport von Lebensmitteln auf französischen Schienen und Straßen 
lahmgelegt hatten, sogar in der französischen Hauptstadt Paris Hamsterkäufe. Im 
Jahre 1995, bei den großen Streiks im öffentlichen Dienst, kam es in Paris erneut 
zu Hamsterkäufen. Die Agentur Reuters berichtete im gleichen Jahr über Franzo-
sen, die wie zu Kriegszeiten daheim einen Vorrat an Nudeln und Zucker horteten 
– und den Tank ihres Fahrzeuges stets randvoll hatten.848 In Spanien wissen die 
Einwohner: Wenn mal wieder die Lkw-Fahrer streiken, dann sind die Regale 
schnell leer. Werden Streiks der Lkw-Fahrer angekündigt, sprintet man in Spani-
en also in den nächsten Supermarkt. Es gibt Länder mitten in Europa, da hat jeder 
Haushalt seit Jahrzehnten große Notreserven gebunkert, weil die Regierung seit 
vielen Jahren die Vorratshaltung als sinnvollen Weg intelligenter Menschen be-
worben hat. »Kluger Rat – Notvorrat«, lautet die Kampagne der Schweizer. Das 
Schweizer Bundesamt für wirtschaftliche Landesversorgung schreibt zur Risiko-
beurteilung: »Die Globalisierung der Wirtschaft führt zu minimalen Betriebsvor-
räten bei intensivem Güteraustausch. Dies ist nur dank effizienter Transport- und 
Kommunikationsinfrastrukturen möglich. Diese sind aber verletzlich. Bereits 
geringfügige Störungen können zu empfindlichen Versorgungsengpässen führen. 
Die Binnenlage der Schweiz, ihre ausgeprägte Rohstoffarmut und der hohe Tech-
nologiestand verstärken die Störanfälligkeit.«849 Das eidgenössische Amt garan-
tiert allen Schweizern, dass sie im Krisenfall sechs Monate zu 100 Prozent mit 
allen lebenswichtigen Gütern versorgt werden. So existieren denn für Lebens-
mittel staatliche Pflichtlager und die Bitte an alle privaten Haushalte, selbst Vor-
ratshaltung zu betreiben. Auch wenn nicht alle Schweizer Haushalte gleich einen 
Halbjahresvorrat gehortet haben, so findet man doch in jedem anständigen 
Schweizer Haushalt den absoluten Grundvorrat für eine Person, jede anständige 
Almhütte und jede anständige Stadtwohnung sind damit ausgestattet: ein bis 
zwei Kilogramm Reis oder Teigwaren pro Person, ein bis zwei Liter bzw. Kilo-
gramm Öl oder Fett und ein bis zwei Kilogramm Zucker. Auch Deutschland be-
sitzt als Teil des Zivilschutzes Krisenvorräte. Die »Bundesreserve Getreide« 
wird in der Nähe von Mühlen gelagert (Brotgetreide und Hafer). Das Ernäh-
rungssicherungs- und Ernährungsvorsorgegesetz soll im Spannungs- und Kri-
senfall die Versorgung der Bevölkerung mit den wichtigsten Lebensmitteln ga-
rantieren. Doch gut beraten ist, wer sich selbst vorbereitet. Das Berliner 
Verbraucherschutzministerium unterhält seit vielen Jahren schon eine Website, 
auf der die Bundesbürger zu Hamsterkäufen angehalten werden. Diese Internet-
seite spricht zahlreiche friedenszeitliche Krisensituationen an, die »zu einer Ver-
knappung von Lebensmitteln und damit zu Versorgungsengpässen führen kön-
nen«.850 Damit man in einem Notfall nicht mit leerem Magen dasteht, empfiehlt 
die Bundesregierung Privathaushalten pro Person folgenden Vorrat an Nahrungs-
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mitteln851:

Lebensmittelgruppe Menge Beispiel
Getreideprodukte, 
Brot, Kartoffeln

4,6 kg Vollkornbrot
Zwieback
Knäckebrot
Nudeln
Reis
Hafer-/Getreideflocken
Kartoffeln

1000 g
250 g
1000 g
400 g
250 g
750 g
1000 g

Gemüse, Hülsenfrüchte 5,6 kg Bohnen in Dosen
Erbsen/Möhren in Dosen
Rotkohl in Dosen/Gläsern
Sauerkraut in Dosen
Spargel in Gläsern
Mais in Dosen
Pilze in Dosen
Saure Gurken im Glas
Rote Beete
Zwiebeln, frisch

800 g A.
900 g A.
700 g A.
700 g A.
400 g A.
400 g A.
400 g A.
400 g A.
400 g A.
500 g

Obst 3,5 kg Kirschen im Glas
Birnen in Dosen
Aprikosen in Dosen
Mandarinen in Dosen 
Ananas in Dosen 
Rosinen
Haselnusskerne 
Trockenpflaumen 
Obst, frisch (Äpfel, Birnen, 
Bananen, Zitrusfrüchte)

700 g A.
250 g A.
250 g A.
350 g A. 
350 g A. 
200 g 
200 g 
250 g 
1000 g

Getränke* 24 l Mineralwasser 
Stilles Wasser 
Zitronensaft 
Kaffee 
Schwarzer Tee

12 l 
12 l 
0,2 l 
250 g 
125 g

Milch, Milchprodukte 3,7 kg H-Milch 
Hartkäse

3 l 
700 g
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Lebensmittelgruppe Menge Beispiel
Fisch, Fleisch, Eier 1,7 kg Thunfisch in Dosen 

Ölsardinen in Dosen 
Hering in Soße
Corned Beef in Dosen 
Bockwürstchen 
im Glas/Dose 
Kalbsleberwurst 
im Glas/Dose
Dauerwurst (z. B. Salami) 
6 Eier**

150 g A.
100 g A.
100 g
250 g

300 g A.

100 g
300 g

Fette, Öle 0,5 kg Streichfett
Öl (z. B. Maiskeim, 
Sonnenblumen)

250 g
0,3 l

Sonstiges nach Be-
lieben z. B.

Zucker 
Süßstoff 
Honig 
Marmelade 
Schokolade
Jodsalz
Fertiggerichte (z. B. 
Ravioli, getrocknete Tor-
tellini, Fertigsuppen)
Kartoffeltrockenproduk-
te (z. B. Kartoffelbrei)
Mehl
Instantbrühe
Kakaopulver
Hartkekse
Salzstangen

A. = Abtropfgewicht

* Bei dem vorgeschlagenen Getränkevorrat wurde über den reinen Bedarf an 
Trinkwasser hinaus ein Zuschlag vorgenommen, um unabhängig von der öffent-
lichen Trinkwasserversorgung auch über Wasser zur Zubereitung von Lebens-
mitteln wie z. B. Teigwaren, Reis oder Kartoffeln zu verfügen.

** Kann auch durch Vollei, das in einigen Lebensmittelgeschäften im Ein-Liter-
Tetrapack angeboten wird, ersetzt werden.
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Epilog: Ausblick

Sollten Sie am Ende dieses Buches noch immer die Einstellung vertreten, das 
Wort »Bürgerkrieg« sei in Anbetracht der dargelegten Entwicklung doch völlig 
unangebracht, dann lesen Sie einmal, was die Tageszeitung Die Welt im Mai 2009 
in einem Leitartikel über die Lage geschrieben hat – vielleicht erkennen Sie ja 
die einzelnen Themen aus den zeitlich zuvor verfassten Kapiteln dieses Buches 
in den kurzen Sätzen aus der Feder des Welt-Journalisten wieder: »Mitten in Ber-
lin ist es in der Nacht des 1. Mai zu einer Bürgerkriegsszenerie gekommen (...) 
Das war nicht einfach ein spontaner Ausbruch von ›Jugendgewalt‹. Auch keine 
Tat von ›Kriminellen‹. Hier wurde um Macht gekämpft, um Gebietsherrschaft. 
In der deutschen Hauptstadt hat der Versuch einer lokalen Machtergreifung statt-
gefunden. (...) Die Anschläge auf Autos, Wohnungen und Gaststätten und die 
Parole ›Reiche raus‹ zeigten schon, dass auf eine soziale Säuberung gezielt wird. 
Es geht nicht um ein Einzelhaus, der Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg hat so viel 
Einwohner wie eine mittlere deutsche Großstadt. Zur sozialen Säuberung gesellt 
sich die ethnische Säuberung. Die Gefolgschaften der Autonomen sind baugleich 
mit den Clans von Migranten, die in manchen Straßen eigene Hoheitsgebiete er-
richtet haben. Die einzelnen Zerstörungen und Gewalttaten sind Teil einer größe-
ren, organisierten Barbarei. (...) In diesem Milieu entsteht keine Gesellschaft, in 
der die Schwachen besser geschützt sind, sondern eine neofeudale Abhängigkeit, 
in der das Recht des Stärkeren gilt und die Banden und Clans im Dauerkampf 
ihre Leute verheizen. Angesichts dieser Zuspitzung wird es nun auch denjenigen, 
die gerade noch freundlich von ›sozialen Unruhen‹ raunten, mulmig.«852

Diese aus Berlin geschilderte Bürgerkriegsstimmung finden Sie aber nicht nur 
in der Bundeshauptstadt. Sie finden die Entwicklung – schauen Sie sich die bei-
liegende Karte zum Buch und im Kapitel über den »Atlas der Wut« die dort auf-
geführten Örtlichkeiten an – überall in Deutschland. Auch wenn die Medien aus 
Gründen der politischen Korrektheit nicht oder nicht ständig darüber berichten – 
es ist die multikriminelle Realität. Zeitgleich finden wir diese Realität auch über-
all in Europa – selbst im höchsten Norden Schwedens. Der Unterschied: Nicht 
ein einziger deutscher Journalist berichtet darüber. Nehmen Sie nur einmal die 
winzige nordschwedische Kleinstadt Vännäs. Sie hat kaum 4000 Einwohner und 
liegt in der Provinz Västerbottens. Vännäs befindet sich 28 Kilometer nordwest-
lich von Umeå ganz im Nordosten des Landes. Sie haben wahrscheinlich zuvor 
noch nicht einmal die Namen gehört. Wie viele andere schwedische Städte hat 
auch das unter der schweren Wirtschaftskrise leidende Vännäs – entgegen dem 
Willen der ansässigen Bevölkerung – viele irakische Flüchtlinge aufgenommen. 
Die Einwohner von Vännäs haben die Iraker im Mai 2009 an einem Wochenen-
de mit Gewalt vertrieben.853 Im kleinen Vännäs brachen bürgerkriegsähnliche 
Unruhen aus. Es gab im Mai 2009 ethnische Säuberungen mitten in Schweden! 
Nachdem die Schweden versuchten, alle in Vännäs lebenden Araber zusammen-
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zutreiben und sie zu lynchen, wurden in einer Nacht alle arabischen Familien aus 
Vännäs evakuiert. Schwedische Zeitungen sprechen nun von einem »lynchwüti-
gen Mob« und von ethnischen Säuberungen im Land.854 Wollen und können wir 
diese Entwicklung in Europa und in Deutschland wirklich noch länger ignorie-
ren? Ja, das machen wir. Denn zugleich fordert die Politik in Deutschland Sie 
dazu auf, eine große Zahl staatlich importierter irakischer Bürgerkriegsflücht-
linge in Deutschland willkommen zu heißen. Die da kommen, kennen nichts als 
Bürgerkrieg – das Faustrecht des Stärkeren. Auch diese Folgen werden wir bald 
wieder spüren.

Doch völlig unabhängig von der Farbe der in Berlin Regierenden heißt es für 
alle Deutschen jetzt erst einmal büßen: Die Deutschen büßen jetzt nicht nur für 
die Fehler der vergangenen Jahre. Sie büßen vielmehr für die Politik eines gan-
zen Vierteljahrhunderts. Viel zu lange haben es die Politiker versäumt, ihren 
Worten Taten folgen zu lassen. Jene, die von Helmut Schmidt bis Helmut Kohl 
ständig bekundeten, keine weiteren Zuwanderer aus fernen Kulturkreisen nach 
Deutschland zu lassen, haben den staatlichen Unterschichtenimport immer wei-
ter betrieben. Statt in Bildung und Forschung wurde in die Multikulti-Primaten-
Zucht und in globalisierte Finanzmodelle investiert. Den Zusammenbruch und 
den großen Scherbenhaufen müssen nun alle Deutschen bezahlen. Die Politik 
hat in den zurückliegenden Jahren auch ein neues Wertesystem vorgelebt, in dem 
Feigheit, Faulheit und Ballaballa ganz oben standen. Viel zu lange haben sich 
deutsche Regierungen und Wirtschaftslobbyisten auch auf dem vermeintlichen 
Ehrentitel des Exportweltmeisters ausgeruht, statt die Binnennachfrage zu stär-
ken. Deutschland gehört jetzt im internationalen Vergleich zu den ganz großen 
Verlierern der Krise. Das werden alle Deutschen büßen müssen, ob sie es wollen 
oder ob sie es nicht wollen. Und sie werden sich ganz sicher darüber streiten, wer 
welchen Teil zu bezahlen hat. Dieser Streit wird brutal werden.

Deutschland wird auch länger als viele andere Staaten brauchen, um die schwe-
re Krise zu überwinden. In Deutschland mistet nämlich nun der Teufel die Hölle 
aus. Jene, die Deutschland – offenkundig besoffen von ihrer angeblichen eigenen 
Wichtigkeit – in die Krise geführt haben, dürfen dreist Tipps geben, wie der Kar-
ren wieder aus dem Dreck gezogen werden kann.

Am Ende dieses Buches wissen Sie nun: Politik ist die Kunst, die Bevölke-
rung so schnell über den Tisch zu ziehen, dass die Menschen denken, die dabei 
entstehende Reibungshitze sei Nestwärme. Dummerweise entstehen neben der 
Reibungshitze aber auch Reibungsverluste. Und die uns von der Politik aufge-
bürdeten Reibungsverluste werden gewaltig sein.

Langsam, ganz langsam werden wir nun an diese Verluste herangeführt. Sie 
kommen schleichend über immer weitere Bevölkerungsschichten – wie ein Ne-
bel, der sich über eine Landschaft legt. Und sie sind wie feuchte Kälte, die durch 
die Kleidung kriecht und dann den ganzen Körper erschauern lässt. Immer tiefer 
dringt die Vorahnung auf das Kommende in das Leben der Menschen vor, bringt 
sie um den Schlaf, lässt sie verzweifeln. Es gibt immer mehr Orte, da fehlt nur 
noch der zündende Funke, bis es zur Explosion kommt. Die Wut und der Hass 
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haben sich eben zu lange aufgestaut.
Schlucken Sie das alles nicht einfach hinunter. Das macht Sie auf Dauer ebenso 

krank wie das Verdrängen. Freuen Sie sich lieber und bereiten Sie sich schon ein-
mal darauf vor, wenn Sie mal wieder einen jener üblen Zeitgenossen sehen, die 
für das alles verantwortlich sind. Was haben Sie früher gemacht, wenn Sie einen 
bekannten Politiker oder Wirtschaftsführer gesehen haben? Seien Sie ehrlich: 
Sie haben nur geguckt. Vielleicht haben Sie sogar noch wie ein Idiot geklatscht. 
Ändern Sie sofort Ihr Verhalten. Schluss mit der Achtung. Zeigen Sie doch Ihre 
tiefste Verachtung. Ächten Sie solche Personen. Spucken Sie im Notfall sogar 
ruhig mal auf den Boden – ehe Sie ein Magengeschwür bekommen! Das haben 
Ihre Vorfahren auch gemacht, wenn sie ihre tiefste Verachtung gezeigt haben. 
Und nehmen Sie Ihre Kinder von der Straße, wenn Sie bestimmte Politiker se-
hen. Schröder, Merkel und all die anderen merkwürdigen Gestalten ... Erklären 
Sie Ihren Kindern, dass Sie ihnen das Taschengeld kürzen mussten und noch 
lange dafür herhalten werden müssen, die Karre aus dem Dreck zu ziehen, nur 
weil tumbe Volkszertreter aus Dummheit, Unfähigkeit oder vielleicht sogar aus 
Vorsatz unermessliche Schäden angerichtet haben. Sagen Sie den Kindern, dass 
in den Kindergärten und Schulen seither statt Bildung einzig die Schimmelpilze 
vermehrt werden, weil solche Menschen die Zukunft verballert haben. Kaufen 
Sie sich eine Trillerpfeife. Und wenn Sie einen bestimmten Politiker oder Wirt-
schaftsführer sehen, dann benutzen Sie diese. Oder lachen Sie lautstark. Lachen 
Sie diese schlimmen Menschen doch einfach mal aus. Das tut gut! Lachen ist 
bekanntlich gesund. Sollten Sie solche Personen im Fernsehen sehen, wechseln 
Sie sofort den Sender. Senken Sie die Einschaltquote für Volkszertreter! Talk-
shows mit Viagra-gestärkten oder vom Kokain verblödeten Politikern? Nichts 
für intelligente Menschen wie Sie!

Und machen Sie den im Bundestag vertretenen Volkszertretern mal richtig 
Dampf. Wie? Über die Webseite http://www.abgeordnetenwatch.de können 
Sie jedem Abgeordneten – höflich formuliert – unbequeme Fragen stellen. Fra-
gen Sie doch dort einmal »Ihren« Lieblingspolitiker, warum Hartz IV heute in 
Deutschland noch immer nach einem strafrechtlich verurteilten Peter Hartz be-
nannt ist – beleidigt das in Zeiten politischer Korrektheit nicht die Ärmsten der 
Armen? Leben wir hier wirklich in einer Bananenrepublik?

Falls Ihnen etwas in diesem Buch (oder gar vieles) unglaublich erscheint, dann 
schreiben Sie online dem Politiker Ihrer Wahl und fragen ihn, was er dagegen 
getan hat oder tun wird. Schreiben Sie dabei äußerst höflich und sachlich, auch 
wenn Sie einem mutmaßlichen Volkszertreter schreiben. Nehmen Sie vielleicht 
eines der in diesem Buch abgedruckten aufrichtigen Politikerzitate von Hel-
mut Schmidt oder Helmut Kohl und fragen Sie die »Volks«-Parteien, wie sie 
eigentlich heute dazu stehen. Schreiben Sie zusammen mit Freunden den Par-
teien auch in offenen Briefen, welche Müllkippen, psychiatrischen Kliniken und 
öffentlichen Toilettenhäuschen mit dem Namen eines durchgeknallten Politikers 
»geehrt« werden könnten – die Liste der Kandidaten wäre ja lang. Lassen wir 
diese Personen doch nicht in Vergessenheit geraten, sondern bewahren wir ih-
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nen überall ein schlimmes Andenken, das künftige Generationen an die übelsten 
Gestalten unserer Generation erinnern soll. Und wenn Sie die »Volks«-Parteien 
und ihre Verkäufer nun nicht mehr wählen wollen, dann bleiben Sie bei Wah-
len bloß nicht daheim. Unterstützen Sie auch auf keinen Fall Demokratiefeinde 
und Extremisten, sondern Bürger wie Sie und Menschen, die sich gegen den 
Filz der »Volks«-Parteien zusammengeschlossen haben. Unterstützen Sie kleine 
Parteien wie die vielen freien Wählervereinigungen oder Gruppen wie »Bürger 
in Wut« und christliche oder ökologische Vereinigungen – aber nur dann, wenn 
Sie wirklich innerlich von der Integrität der dort vertretenen Personen absolut 
überzeugt sind. Was tun, wenn Sie eine solche Gruppe in Ihrer Umgebung (noch) 
nicht finden? Gründen Sie eine. Werden Sie aktiv! Jede einzelne Stimme, die die 
»Volks«-Parteien an Zusammenschlüsse von aufrichtigen und ehrlichen Men-
schen verlieren, ist für die Politiker dieser »Volks«-Parteien ein derber Tritt in 
den Hintern. Also gehen Sie wählen! Und treten Sie ruhig einmal jene zurück, 
die Sie so lange getreten haben!

Jene Bundestagspolitiker, die in fernen Gewässern vor der Küste Somalias mit 
deutschen Sicherheitskräften Piraten und Gangster bekämpfen und in afrikani-
schen Gewässern die Ordnung wiederherstellen lassen wollen, empfinden mul-
tikriminelle Raubzüge und Unruhen von immer mehr zugewanderten Gangstern 
hier in ihrer Heimat als »multikulturelle Bereicherung« und treten Deutschland 
zugleich auch wirtschaftlich immer weiter in den Abgrund. Unsere Gesund-
heitsversorgung? Sie steht vor dem Kollaps. Die Universitäten? Ein Horror. Die 
Schulen? Pisa lässt grüßen. Das Motto? Die Geschichte wiederholt sich. Es gärt 
in diesem Land. Und was lange gärt, wird endlich Wut.

Falls Ihnen dieses Buch die Augen geöffnet hat – dann empfehlen Sie es ruhig 
weiter. Helfen Sie gemeinsam mit Freunden und Bekannten dabei, den Karren 
aus dem Dreck zu ziehen. Jammern allein bringt nichts. Wie überschrieb das 
renommierte Manager-Magazin im Mai 2009 einen Bericht über die Zukunfts-
perspektive: »Das Schlimmste kommt noch«855

In der Geschichte der Menschheit haben alle Revolutionen bewiesen, dass sich 
vieles verändern lässt, bloß nicht die Menschen. Es gibt derzeit wenig Grund, 
hoffnungsvoll in die Zukunft zu blicken. Im 19. Jahrhundert glaubten die Men-
schen, es gehe stets aufwärts, vorwärts, man werde zivilisierter, man werde 
gebildeter. Die Leute lernten lesen, schreiben, sie glaubten, es gehe nicht nur 
materiell, sondern gleichzeitig auch moralisch voran. Man konnte optimistisch 
sein. Dann kam der Erste Weltkrieg mit seinen bis dahin unvorstellbaren Grau-
samkeiten und einer Opferzahl, die in die Millionen ging. Nach seinem Ende 
gab es wieder die Hoffnung auf eine bessere Welt. Diese verflog schnell infolge 
des Zweiten Weltkrieg, der den Ersten in jeder Beziehung übertraf. Doch wieder 
keimte die Hoffnung einer Nachkriegsgeneration, nun werde wirklich alles dau-
erhaft besser. In materieller Hinsicht hat sich die Welt für sehr viele Menschen 
tatsächlich seither verbessert. Man wird größer, lebt länger, man ist gesünder. 
Doch geistig, politisch, moralisch können die »Eliten« offenkundig nicht Schritt 
halten, mancher Zeitgenosse meint, dass sich der Mensch zurzeit sogar zurück-
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entwickle.
Dass sich der Mensch tatsächlich zurückentwickelt und die Geschichte sich 

wiederholt, konnte man beispielsweise bei der Europa-Wahl am 7. Juni 2009 gut 
beobachten. So wie einst das Politbüro der KPdSU in der früheren Sowjetunion 
oder die Machthaber in der früheren DDR ihre »Wahl«-Ergebnisse stets als Be-
stätigung ihrer angeblich großartigen Politik feierten, so sonnten sich auch die 
verfallenden großen »Volks«-Parteien wieder einmal in der angeblichen Bestä-
tigung ihrer Politik durch die Wähler. Angeblich standen auch bei der EU-Wahl 
im Juni 2009 weite Teile der Bevölkerung hinter den großen »Volks«-Parteien. 
Dummerweise haben aber nur 43,3 Prozent aller Wahlberechtigten überhaupt 
noch einen Sinn darin gesehen, ihre Stimme abzugeben. Bei den schönen bunten 
Grafiken, die die Wahlergebnisse in den »Qualitätsmedien« illustrieren, ist leider 
nie ersichtlich, wie das offizielle Wahlergebnis eigentlich im Verhältnis zu den 
Wahlberechtigten aussieht. Stellt man dieses wahrheitsgemäß dar und bezieht 
die Nichtwähler in die Prozentangaben mit ein, dann kamen bei der EU-Wahl 
im Juni 2009 CDU/CSU gerade einmal auf noch 15,9 Prozent der abgegebe-
nen Stimmen, die SPD auf 8,8 Prozent, die Grünen auf 5,1 Prozent, die FDP 
auf 4,6 Prozent, die Linke auf 3,2 Prozent und andere Parteien auf zusammen 
4,7 Prozent. Da wirkt das Ergebnis doch ganz anders, wenn man weiß, dass zu-
sammen insgesamt weniger als 25 Prozent der Deutschen die »Volks«-Parteien 
CDU/CSU oder SPD gewählt haben. Dennoch feierten sich Letztere Mitte 2009 
wieder einmal wie einst die Potentaten im Politbüro der KPdSU in Moskau. Von 
Einsicht keine Spur. Sie begreifen immer noch nicht, dass das Volk von ihnen 
mehrheitlich die Nase voll hat und mehr als 75 Prozent der Bürger in Wirklich-
keit keine der sogenannten »Volks«-Parteien mehr wählt. Wissen die da oben 
eigentlich, wie groß der Wutstau bei denen da unten auf sie inzwischen ist?

Ein aktuelles Beispiel: Da legt die Integrationsbeauftragte der Bundesregie-
rung, Maria Böhmer (CDU), Mitte Juni 2009 einen »Ausländerreport« vor, der 
alle Vorurteile der Bevölkerung in Hinblick auf Kriminalität und die Abkassie-
ren-Mentalität unserer zugewanderten Mitbürger mitten in der schweren Wirt-
schaftskrise vollauf bestätigt.856 Was macht Frau Böhmer, die mit diesem Be-
richt dem von ihr geleiteten Integrationsamt ja immerhin die volle Unfähigkeit 
bescheinigt? Sie lobt sich und sagt: »Wir haben vieles in Bewegung gesetzt.« 
Leider vergisst Frau Böhmer die Richtung dieser »Bewegung« anzugeben: Es 
geht nämlich aus der Sicht der Bevölkerung nur noch steil abwärts, geradewegs 
in die Katastrophe. Vielleicht sollte man in dieser Behörde endlich einmal wirk-
lich etwas in Bewegung setzen – nämlich die trotz der schweren Wirtschaftskrise 
weiterhin multikriminellen, abkassierenden Zuwanderer. Und zwar in Richtung 
ihrer Heimatländer.

Der Stadtbezirk Berlin-Spandau hat das im Juni 2009 den Integrationshypo-
chondern vorgemacht. Mit einer im Sprachgebrauch der Berliner Bevölkerung 
»Wash&Go!«-Programm genannten Aktionswoche hat man dort mehr als 100 
in der Bevölkerung nicht willkommenen rumänischen Roma (»Zigeunern«) ins-
gesamt rund 30000 Euro in die Hand gedrückt und sie wieder nach Rumäni-
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en geschickt – verbunden mit der schriftlichen Verpflichtung, nie wieder nach 
Deutschland zurückzukommen.857 Die Kosten dafür trägt der Berliner Senat – 
also der Steuerzahler. Immerhin ist das weitaus weniger als die 8000 Euro, die 
man nicht integrationswilligen rückkehrwilligen Migranten in Frankreich derzeit 
pro Person in die Hand drückt oder die 10 000 Euro, die solche unerwünschten 
Mitbürger in Spanien in Zeiten der Wirtschaftskrise vom Staat als Rückkehrprä-
mie bekommen.

Vor der Berliner »Wash&Go«-Aktion waren mehrere hundert Roma mit ei-
nem Touristenvisum aus Rumänien nach Berlin gekommen, die dann sofort in 
der Bundeshauptstadt in Scharen vor roten Ampeln die Scheiben der Autofahrer 
vorsätzlich verschmutzen und gegen Zahlung einer »Reinigungsgebühr« zumin-
dest teilweise wieder sauber wischten. Die integrationsunwilligen rumänischen 
Roma-»Touristen« sollten nach dem Willen der Berliner Integrations- und So-
zialsenatorin Heidi Knake-Werner (Linke) allen Ernstes einen Gewerbeschein 
für das Reinigen von Autoscheiben beantragen und dann sofort eine unbefristete 
Aufenthaltsgenehmigung für Deutschland erhalten. In Zeiten von Massenent-
lassungen kam diese Art gutmenschlicher Fürsorge für die zuwandernden Ab-
kassierer bei den Berlinern nicht wirklich gut an. Immer mehr Autofahrer hatten 
für diese Integrationsbemühungen kein Verständnis, riefen vielmehr sofort die 
Polizei, wenn ihnen von den liebreizenden Roma an einer Berliner Ampel die 
Sicht durch die Scheiben vorsätzlich verschmiert wurde. Nun hatte die Sozi-
al- und Integrationssenatorin Heidi Knake-Werner zudem angekündigt, für die 
immer größer werdende Zahl der rumänischen Scheibenwischer-»Touristen« in 
Berlin sogar eine Beratungsstelle einzurichten, in denen diese in ihrer Sprache 
über die vielfältigen Beihilfemöglichkeiten in Deutschland unterrichtet werden 
sollten. Das war dann vielen Berlinern offenkundig doch zu viel. Bevor diese 
auf die dreist abkassierenden Roma losgehen konnten, hat man den rumänischen 
Scheibenwischer-Fachgehilfen im Juni 2009 doch lieber schnell zehntausende 
Euro in die Hand gedrückt und sie in ihre Heimat zurück gelobt. Das Problem 
war nur: Sie gingen dennoch nicht ...

Die einst renommierte Bundeshauptstadt Berlin ist dank der vielen gescheiter-
ten Integrationsbemühungen inzwischen so heruntergekommen, dass es sogar 
einen eigenen Berlin-Führer mit der Auflistung der vielen »No-Go-Areas« gibt. 
Er heißt The Rough Guide to Berlin und warnt Fremde in englischer Sprache 
davor, welche Stadtviertel besser nicht betreten werden sollten. Es handelt sich 
um die Schauplätze multikrimineller Kämpfe, bei denen sich verfeindete Grup-
pen – Rechte gegen Linke, Arme gegen Reiche, verschiedene religiöse Fanati-
ker oder Ausländer gegen Inländer – gegenüberstehen. Die aufgestaute Wut über 
Perspektivlosigkeit, Finanzcrash, Massenarbeitslosigkeit, Werteverfall, wach-
sende Kriminalität, Islamisierung und die vielen anderen Probleme machen es 
dort nicht ratsam, als Fremder aufzutauchen. Solche No-Go-Areas gibt es überall 
in Deutschland. Sie stellen inmitten der schweren Wirtschaftskrise viele lodern-
de Brandherde dar. Niemand in den Reihen der »Eliten« bewegt seinen Hintern 
aus dem bequemen Sessel, um diese Brände vor der Explosion rechtzeitig zu 
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löschen. So knallt also irgendwann mit Gewalt auseinander, was offenkundig 
ohnehin nicht zusammengehört.

Man kann vieles in Bewegung setzen – man muss es nur wollen. Auch die 
Demokratie kann und sollte man endlich wieder in Bewegung setzen. Wie wäre 
es, wenn wir endlich jene Demokratie verwirklichen würden, von der wir heute 
nur den Namen entlehnt haben? Im alten Griechenland, der Wiege unserer De-
mokratie, spielten sich in den Jahrhunderten vor Christus in den Tempeln Athens 
immer wieder einmal seltsame Dinge ab: Zum Beispiel lagen da in einigem Ab-
stand voneinander zwei große Scherbenhaufen. Immer wieder kamen Bürger in 
die Tempel, nahmen eine Scherbe von dem einen Haufen, schrieben etwas darauf 
und warfen sie in eine Ecke, wo sich nach und nach der zweite Scherbenhaufen 
bildete. Wer nicht schreiben konnte, der ging zuerst in eine andere Ecke des 
Gebäudes, um die Scherbe von Leuten, die des Schreibens mächtig waren, be-
schriften zu lassen. Auf dem immer größer werdenden zweiten Scherbenhaufen 
standen dann bald die verschiedensten Namen. Zum Beispiel »Perikles«, »Ki-
mon« oder »Aristeides«. Es war der sogenannte Ostrakismos, von griechisch 
»Ostrakon« (Tonscherbe), heute besser bekannt als das »Scherbengericht«. Auf 
die Scherben konnten Bürger die Namen von unliebsamen Athenern schreiben. 
Wer die meisten Stimmen erhielt, der musste Athen für zehn Jahre verlassen, 
allerdings nur bei mehr als 6000 Stimmen. Die Athener Demokratie schützte sich 
so selbst, indem sie unbeliebte oder unfähige Politiker in die Verbannung schick-
te. Der Wutstau hatte so Jahr für Jahr ein Ventil. Heute dürfen Politiker gewaltige 
Scherbenhaufen anrichten und müssen keinerlei Folgen befürchten. Wie wäre es 
denn, wenn wir wieder ein demokratisches Scherbengericht einführen würden? 
Dann könnten wir Jahr für Jahr jene Abgeordneten, die vom Volk als Lumpen 
wahrgenommen werden, ganz urdemokratisch in die Verbannung schicken. Das 
würde dem Wutstau ganz sicher ein wenig den Druck nehmen. Wahrscheinlich 
aber werden unsere Politiker das nicht zulassen, weil jeder fürchten muss, als 
Erster in die Verbannung geschickt zu werden. Und so nimmt die Geschichte 
ihren Lauf.

Was soll man also von einem Land halten, in dem vor der Wahl 2009 sogar 
einst renommierte Politiker wie beispielsweise Erhard Eppler (SPD) öffentlich 
vor Unruhe warnten, wenn die Bürger nicht mehrheitlich ihre Partei wählen wür-
den? Wir leben in einer Zeit, in der man jede Bundestagsrede auf den einen 
nichtssagenden Satz fokussieren kann: zurück in die Zukunft der Vergangenheit. 
Es ist eine inhaltsleere Zeit, ein Vakuum, das wieder gefüllt werden will. Und 
wenn in dieser Zeit auch angeblich so weise Politiker wie Eppler eine düstere 
Zukunft vorausahnen, muss man dann nicht am Ende dieses Buches auch als 
einfacher Bürger die Erkenntnis gewinnen: Vorsicht Bürgerkrieg!
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dem Ex-Vorstandsvorsitzenden der Salzgitter AG, Prof. Hans-Joachim Selenz, 
dem in Worms lehrenden Wirtschaftswissenschaftler Prof. Max Otte, dem Di-
rektor des ifo-Instituts für Wirtschaftsforschung, Prof. Hans-Werner Sinn, dem 
früheren CIA-Chef James Woolsey, dem Ex-CIA-Mitarbeiter Robert Baer, Prof. 
Holger Mey, dem Berliner Kriminalhauptkommissar Gerd B., dem Führer eines 
Mobilen Einsatzkommandos Markus H., dem Sicherheitsfachmann Bernd-Georg 
Thamm, Michael Kuhr von Kuhr Security, dem Leiter des Geheimprojekts Al-
catraz, Stefan B., Günter Ennen und Michael D. vom Bundesamt für Sicherheit 
in der Informationstechnik, dem Geschäftsführer Louis Wonderly von Paladin 
Associates in München, dem BND-Mitarbeiter Jörg Ivens, dem Schweizer Un-
ternehmer Rudolf Syz, Bernard Jongen von der Brüsseler Polizei, Prof. William 
Wagner in San Francisco, dem Publizisten Ralph Giordano, Herrn Z. von der 
Bundeswehreinheit für psychologische Kriegsführung (»Operative Informati-
on«) sowie den Mitarbeitern des Amtes für Nachrichtenwesen der Bundeswehr 
für Gespräche und Informationen. Sie mögen länger oder kürzer zurückliegen, 
sind jedoch alle in das vorliegende Buch eingeflossen. Ohne die Rückendeckung 
durch meine Frau, die mir immer wieder Recherchen abgenommen und das Ma-
nuskript vom ersten Tage an sorgfältig redigiert hat, wäre das vorliegende Buch 
nie erschienen.

Der Autor legt Wert auf die Feststellung, dass er die 2007 von ihm gegründete, 
einst gemeinnützige islamkritische Organisation Pax Europa e. V im November 
2008 nach von ihm subjektiv als rechtsextremistisch und volksverhetzend emp-
fundenen Aktionen des Vorstands, von denen er zum Tatzeitpunkt keine Kenntnis 
hatte, verlassen hat. Der Autor hat mit dieser Organisation nichts mehr zu tun 
und distanziert sich ausdrücklich von den jetzt dort Handelnden.
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